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& Die Staatöftreitigkeiten und ihre Entſcheidung ohne Krieg. 


bei Differenzen zwijchen Einzelnen der Zweikampf, fo bei Staaten der 
Krieg eintreten, falls nicht etwa durch Vermittlung der Sache eine Aus. 
gleihung herbeigeführt werden Tann, während ein Schiedsſpruch fidh 
für emen joldden Fall nicht eignen wird. Jedenfalls iſt aber der 
Eintritt eines Krieges ohne vorhergehende Unterhandlungen oder ohne 
Beriuh eines Ausgleichs unthunlih, während Netorfion oder Re— 
prefialien in einem all verlegter Staatsachtung kaum angewandt werden 
fönnen, da er feine bloſe Unbilligkeit enthält, welche allein zu Retor- 
fionen Anlaß giebt, noch eine geringere und auögleihbare Unrechtmäßig- 
leit, da eine die Mißachtung des anderen Staates ausdrüdende Hand- 
fung an ſich nicht gerechtfertigt wäre, aud) eine Beleidigung mit einer Be- 
leidigung unter Staaten nit pafjend erwidert werden und endlich auch 
das Mai der Erwiderung an der zugefügten Beleidigung fchwerli zu 
meilen wäre. 


Zweites Kapitel. 


m 


Beilegung der Streitfachen. 


83. 


Die verſchiedenen Arten der Rechtsmittel der Staaten 
im Frieden. 
Literatur: v. Kaltenborn, Zur Reviſion der Lehre von den internationalen 
Nechtsmitteln. (Beitihrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft. XVII. 
1851 ©. 69 ff.) 


Zwiſchen den Staaten entjtandene Streitigkeiten können entiweder 
durch dieje jelbft beigelegt werden auf dem Wege der Unterhandlung 
mit einander oder dur Mitwirkung dritter Staaten ald Vermittler oder 
durch einen Schiedsſpruch. Reagiren kann aber ein verlegter Staat 
gegen den verlegenden durch Retorfion, Reprefialie, Embargo und 
Friedensblocade. Welche Mittel ein mit einem anderen Staat in 
Etreit begriffener oder gegen dieſen wegen einer Unbilligleit oder 
Ungeredtigleit reagirender Staat zu ergreifen babe, läßt fi nicht 
von vornherein beftimmen, jondern nur nad Umftänden der GStreitjache 
ermefien. 

Ebenjowenig kann eine beitimmte Reihenfolge in der Anwendung 
der Mittel allgemein feftgefegt werden. Wohl aber iſt zunädft ein 
milderes Mittel anzuwenden, aber nur dann, wenn dadurch eine zur 
Schlichtung des Etreites beftimmende Wirkung auf den gegnerischen 
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Sachen die Aenderung des Schiedsſpruchs, wenn er laut Compromiß 
alle gleichzeitig zu enticheiden, aber nur eine einzige entjchieden hatte. 
Indeß wird in diefem Falle wohl nicht immer eine Aenderung, fondern 
nur eine Ergänzung geboten jein. 
Das ein Schiedögericht vereinbarende Compromiß hört auf 
1) durch die Fällung des Schiedsſpruchs; 
2) durch Ablauf des für die Fällung feftgefegten Termin; 
3‘ falls die beftellten Schiedärichter zur Wahrnehmung ihres Amtes 
unfähig werden; 
4) dur) einen das Schiedsgericht aufhebenden Vertrag der 
Parteien; 
5) durch Vergleich unter den Parteien; 
6) durch Leiſtung des Streitigen vor Fällung des Schieds— 
ſpruches.) 


Ch. de Martens, Guide dipl. I. 19, 3 not. 2. 

2) Bhillimore III. 4. 

®) Grotius, De jure belli ac pacis III. XX. 47. — Pufendorf, De 
jure naturae et gentium. v. XIII. 85. 

4) Berner 102. 

°) Vattel, Le droit des gens. Paris 1863. II. XVIII. $ 329; Ch. de 
Martens, Guide diplomatique I. 193; Twiss II. 8. 

© Pufendorf |. c., Vattel l. c., Heffter |. c. 

"1.32 $ 14 D. IIII. 8. [De Receptis]: qui arbitrium receperint ut 
sententiam dicant. 

6, Heffter Il. c. 

9) 1. 21. 8 7. D. ibid. 

10) Martens, Guide Il. c. 

m) Bufendorf 1. c. 

1]. 31. D. ibid. Bgl. Vattell. c. 

28) ]. 21. pr. D. ibid. 

14, gl. 1. 32.83 u.5D. ibid. 


8 12. 
Gegenftände der Schiedsſprüche und Schiedsſpruchsfälle. 


Die Gegenjtände, über welche internationale Schiedsſprüche, ohne 
vorgängige ſog. fchiedgrichterliche Commiſſionen, entichieden haben, find 
fehr verſchieden. Wird die Forderung erhoben, daß nur befondere Kate— 
gorien von Streitigkeiten jchiedsrichterlich entjchieden werden, fo müſſen 
fie genau feftgeftellt werden, was nad Lorimer!) angeblich Moun- 
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Wir fehliehen Hiermit ab, —— 
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ee 
die willkürliche Politik der Staaten bei Anordnung und Ausübung der 
—— beſonders gegenüber ſchwächeren Staaten zu berechtigen 
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!) Ch. de Martens, Causes celehres I. 35. 

2) jbid. I. 417. 

®) Ch. de Martens, Causes celebres II. 97. 

% Wildman I. 189. Der Berf. führt freilich wejentlih andere Gründe 
an, um die Unrehtmäßigfeit diefer Reprefialie zu ermeijen. 

®) Wurm 479. 

e, Phillimore III. 33. 

) Heffter 8 111. n. 7. 

°) Berner 1. c. 600. 

10%) Ch. de Martens, Causes celebres. V. 395. 


III. Embargo. 


Literatur: ®attel II. 106 ff. — G. F. de Martens, Pr&cis du droit des 
gens II. 88 268, 313. — Klüber, 8 234. — Heffter, $112. — DOpper- 
heim, ©. 236, 245, 296. — Qildman II. ©. 9 ff. — Manning, 
Commentaries on the law of nations. Ed. Sheldon Amos. London 1875. 
143 ff. — Wheaton, Elements du droit international. Leipzig 1864. 
I 277. — Kent, Commentary on international law. (Ed. Abdy). Cam- 
bridge 1866. S. 211. — Phillimore III. 44 ff. — Zwij3 II. 21 ff. — 
Wooljey. 5 118. — Bluntſchli, 88 509, 669. — v. Holtenborff, 
in defien Rechtslexikon s. v. Embarge. — Calvo II, Eeite 599, 609. -- 
Hall, International law. Oxford 1880. 310 ff. — Wharton, A digen 
of the international law of the United States. Washington 1886. II. 
8 320. — F. v. Marten3 II. 471 ff. — Fiore, Nouveau droit inter 
national public. Paris 1885. II. 81228. — Carnazza⸗Amari II. 610f 
— Hautefeuille, Des droit et des devoirs des nations neutres en 
temps de guerre maritime. Paris 1868 III. 396 ff. — Ortolan, Rägle 
internationales et diplomatie de la mer. Paris 1864. I. 350. — Perels, 
Das internationale öffentliche Geerecht der Gegenwart. Berlin 1882. 


$ 33. 
Droit d’Angarie und Arret de Prince. 


Tas Wort Embargo fommt vom Epanifchen und Portugiefifchen 
Beitiwort embargar: hindern oder zurüdhalten, und bedeutet als Terminus 
technicus die gewaltſame Zurüdhaltung oder Beichlagnahme (Arreft) 
nationaler oder fremder, beſonders letzterer Echiffe in den dem zumüd- 
baltenden Staat gehörenden Gemwäfjern, vorzugsmweije Häfen. Das Embargo 
on ſich iſt jedenfalls Feine Confiscation,) wenn jened auch dieie 
zur Folge Hatte.?) Diefe Folge tritt aber weder immer ein noch mit 
vollem NRedht.?) 

Der Zweck einer Beichlagnahme von Schiffen kann ein mehrfacher 
fein. Sie kann zunächſt gejchehen, um die Echiffe und deren Mann⸗ 
Ihaften zu einer Geeaction zu verwenden. Die Prariz, fremde Schiffe 





über Berträge, buch. EZ — 


— EIER nn — al Da * 
Fa ae a = — 4 „a 5 
—* —— Pe ———— —* a 2. mn 

—— LE IF ae Die ee 

7 ng eftätinten, daß üı n mei >, Be DU En ar 
* —* er BEL? 05 — er ao 

UNO EP ———— erlt zu 6 NDR EN RR. — 8 

— 
gm! Be es ai — — s0og. 
id December 187 0 waren feche Gnati za er 


f an { 





















































in. — u — ur 





105 


Phillimore?) erklärt das civile Embargo für eine Materie des 
Englifhen öffentlihen Rechtes. Der —— könne einem ſeiner 
Unterthanen verbieten, das Reich zu berlaffen. Eine dieſes Verbot ge- 
wöhnlich auf brei — | Berhängung 
eines Embargo auf alle im Sciegägeiten jet. banıt-ek o verbind⸗ 
lich al3 ein Parlamentsact, weil fie auf einem früheren bafire. 
Solche Civilembargos feien begründet pri einer bejonderen und | 
und unumgänglichen Nothiwendigkeit des Staates, — nad) der Marime 
salus populi suprema lex, wenn auch Die Proclamationen, durch welche 
fie verhängt würden, illegal ſeien — a ae Dee 
ſich in Widerfpruc) befänden. Durch ein Präjudicat ſei aber richterlich 
entichieden, daß der König wohl Embargos —— könne, aber nur 
pro bono publico, nicht aber zum Vortheil eines Einzelnen, von 
Negocianten oder einer privaten Geſellſchaft. Die Krone habe indeß 
nicht das Recht, das Embargo in Be Häfen zu verhängen, wenn 
auch möglicherweife in den Häfen eines Allüirten. 

Der Unterfchied zwiſchen dem Civil- und Kriegsembargo findet ſich 
auseinandergefegt im einem Urtheil des Lord Stomwell®) in dem Fall 
der Zurücdhaltung Holländifcher Schiffe im Hafen des Caps der guten 
Hoffnung vor einer an Holland ergangenen Kriegserflärung. 

Wooljey’) nimmt an, daß eim Civilembargo verhängt werben 
fönne fowohl zum Zweck nationaler Wohlfahrt oder er = auch 
zum Schu von Handelsihiffen gegen fie capturirende friegführe 
Mächte. Eine ſolche Maßregel hätten die Vereinigten Shanten im 
December 1807 adoptirt und in Folge deſſen alle Fahrzeuge in den 
Häfen zurüdgehalten, mit Ausnahme der öffentlichen oder der bereits be- 
ladenen oder mit Ballaft jegelnden. — Diejes Embargo, welches ſich auf 
fremde und eigene Schiffe eritreden follte, war durch das Berliner 
Decret Napoleons und die Britijchen Orders in couneil veranlaßt, weil 
dieje dahin interpretirt wurden, daß die Schiffe der Vereinigten Staaten 
durch fie äußerften Gefahren ausgejeßt würden.ꝰ) 

Twifs?) bemerkt, daß man ſich des Terminus: embargo bediene, 
um damit Die Beſchlagnahme von Schiffen und Ladungen in den Häfen 
einer Nation in Gemäßheit ihres Landesgeſetzes zu bezeichnen, und daß 
dieſe Beſchlagnahme und die daraus folgende Zurückhaltung ala Civil: 

















‘ embargos charakterifirt würden 


Bluntjchli!”) conjtatirt nur, daß man das civile Embargo als 
eine Maßregel der hohen Staatspolizei ohne völferrechtliche Bedeutung 
bon dem Embargo als völferrechtliche Vorbereitungsmaßregel für den er- 
warteten Krieg unterjcheide. 

bon Holtzendorff faßt in fpeciellerer Weiſe ald Zwed der Ber- 
hängung eines Civilembargo auf, daß der Staat aus Gründen der 
Wirthſchaftspolitik, z. B. aus Anlaß eines Ausfuhrverbotes jeine 
Unterthanen oder deren Fahrzeuge am Auslaufen aus jeinen Häfen 
verhindere, und hält es für zuläjfig je nach den Geſetzen der einzelnen Staaten. 

















nung jeines Rechtes und zur Genugthuung zu — 
führt aber aus, daß der —— ſich auf die 
des Eigenthums von Individuen —— auch —— auf 
das der Unterthanen eines beleidigenden Staates, welches im Fall ber 

Juſtizverweigerung confiscirt werden könne. DOppenheim!?) erflärt für 
zuläffig, daß ein Staat für die Unbilden eines anderen Staates durch 
politiihe Maßregeln, felbft durch Embargos fih räche, indeß kann das 
Bölferrecht nicht Nacheacte janctioniren. 

Carnazza-Amari'*) meint, daß an die Stelle der faſt abgeſchafften 
Nepreflalien ein anderes Zwangsmittel: das Embargo getreten ſei, 
welches darin beftände, die Kauffahrer einer Nation, welche fich in den 
Häfen einer anderen befänden, proviforifch mit Beichlag zu belegen, um 
die Wiederherftellung eines verlegten Rechts zu erlangen. 
rechnet Carnazza-Amari das Embargo zunächſt nicht zu den Re— 
prejfalien und erklärt, daß es an en aljo an Ssiifien von 
Privaten geübt werde. Sodann entwidelt aber der Autor weiter, daß 
die Schiffe, falls die Differenz —— beglichen — zu⸗ 
rückzuerſtatten ſeien, während = im entgegengejesten Fall confiseirt und 
verfauft wirden, und daß der Verkaufspreis dazu diene, den gejtifteten 
Schaden wieder gut zu machen, wobei das Mehr den Eigenthiümern der 
capturirten Schiffe wiebererjtattet werde. Ein Embargo folder Art 
hält aber Carnazza-Amari für einen Reprejjalienact. 

Hautefeuille!?) erklärt das fremde Fahrzeuge treffende Embargo 
für zumider den Vorfchriften ſowohl des primären als fecundären Nechts; 
Tmwijs?) will aber das internationale Embargo auf Fälle der Genug: 
thuung für eine Schuld oder der Compenjation für eine Rechtöverlegung 
beichränfen. 

Wir entnehmen aus den vorjtehend referirten Ausſprüchen ber 
Autoren, dab das Embargo als Neprefjalie factijch angewandt und im 
der Regel auf fremde und zwar Privatſchiffe gelegt werde und daß, wie 
allerdings Carnazza- Amari allein e8 ausführt, die mit Beſchlag be 
fegten Schiffe reftituirt werden (follte wohl richtiger heißen: die Beichlag- 
nahme aufgehoben wird), falls die den Bejchlag veranlaſſende Differenz 
friedlich beglichen worden, während im entgegengejegten Fall Confiscation 
und Berfauf erfolgen, um aus dem Verkaufspreis den verurjachten 
Schaden wieder gut zu machen. Ob es nun unftatthaft fei, wie Fiore 
meint, auch Güter der Privaten, und wie Hautefeuille meint, fremde 
Fahrzeuge zu dem Zweck der Repreifalienübung mit Embargo zu be 
fegen, iſt nach unferen früheren Ausführungen darüber, inwiefern über 
haupt Reprejjalien an Privateigenthum geübt werden biürfen, zu beur- 
theilen 

Im Uebrigen aber iſt, gleich anderen Repreſſalien, das Embargo 
nur don der höchſten Staatsgewalt oder in deren Auftrage zu verhängen, 
muß der Anlaß gehörig conftatirt werden und darf meder zweifelhaft, 
noch geringfügig fein und muß vorher Genugthuung gefordert werden, 
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!) Berels 168, 
Calvo II. 612; IV. 192. 
2) Gauchy II. 426. 
) Fiore II. 668. SA 
®) Bulmerineq, Le blocus eflectif et ses effets sur la propriöt& privée 
In dem Journal de droit international prive. Paris 1884. XI Jahrg. 569 
°, Hautefenille IT 262, 
) Pistoye et Duverdy I. 376, 
®) Geffner 234. 
°) Fauchille 49. 
i0) Carnazza-Amari 623. 
2) De Burgh 121 n. 2. | 
=) Wooljen 19. | 
18) Halt 318. 
4) Hautefeuilfe 271. 
"») Bluntjchli $ 507. 
6), Neumann 96. 
”, Fauchille 49, 
") Weſtlake 611. | 
) Geffden, Franz. Ausg. des Vollerrechts von Heffter, ©. 246 n. 4. 
*) F. v. Martens II. 474. 
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Das Recht der Intervention. 
Von 


Geh. Rath Prof. Dr. Geffcken. 
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Handbuch des Völkerrechts IV. 
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Es ift noch die ſogen. Monroe-Doctrin zu e 
iſt. In der Botfchaft des Präfidenten 


mißverftanden 
1823 —* awei —— 





legenheiten 
fat auf »that the American continents, by the free and independ 
condition which they have assumed and maintained, are henceforth 
not to be considered as subject ————— Iycmiy et 


ordweſtgrenzen behauptet, daf; eine neue anf Beiker 
greifung — — begründete Coloniſation "Europäifeher Mächte 
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Schriſtliche Bevölkerung feines Reiches fanctionirt, worauf Binzugefügt 
t# wird: »Il est bien entendu, qu’elle (cette communication) ne saurai 
't cun cas, donner le droit aux dites Pulssengeg: d’Sasnlacer "ik elieckh: 
Dan soit söpar@ment, dans les rapports de $. M. le Sultan avec 
S ses sujets, ni dans l’administration intörieure de son Empire.«e Wenn 
BAER: Docs EL, TOR) DeBeakeB Dal Be ee 
wi Stelle des Ruſſiſchen Spezial-Protectorates über —— 
S thanen der Türkei nunmehr ein Collectiv-Protectorat aller —— 
S ſetzte“, jo iſt dies wiederum unrichtig, ein ſolches Collectiv-F rat 
— wurde nur für die Donaw-Fürftenthüimer durch Art. 16 feſtgeſetzt; mas 
5 die Erklärung im Art. 9 betraf, jo fagte Baron Brunnow in — 
des Kongreſſes vom 25. März ſelbſt: »qu'en assurant aux chrötiens de 
& YEmpire Ottoman l’entiere jonissance de leurs privilöges, on a donn6 
oJ) & la paix une garantie de plus et qui ne sera pas la moins pr&cieuse, 
qu'à ce titre, on ne saurait trop apprécier l’importance du hattichörif 
recemment &man& de la volont& souveraine du Sultan; que les plenipo- 
tentiaires de la Russie n’hösitent pas à reconnaitre et sont, en outre 
heureux de declarer que cet acte realise et d&passe mäme toutes leurs 
esperances.« Der Berjuch des Fürften Gortſchakow in einer Conferenz 
vom 4. Mai 1860 die Vertreter der anderen Mächte zur bewegen »d’exa- 
miner la situation douloureuse et pr&caire des chretiens de la Bosnie, 
de l’Herzögovine et de la Bulgarie« widerſprach alfo dem Parifer Vertrag. 
Richtig war nur, dab die Vorausjehung, die Pforte werde jene 
Grundjäge der veligiöfen Gleichheit, welche fie verkündete, verwirklichen, 
eine irrige war, der Hat⸗i— Humayun dom 18. Febr. 1856 blieb, wie 
fein Vorgänger von Gülhane ein todter Buchjtabe, wie das Blutbab am 
Libanon 1860 zeigte, das zu einer Intervention der Mächte führte, die 
dem Parijer Frieden nicht entſprach, aber gleichwohl unvermeidlich erjchien, 
1867 jchrieb der der Pforte durchaus mohlgefinnte Franzöfiiche Minifter 
Maranis de Mouftier, daß die Ausführung des Hat »a depnis onze 
ans öchou& devant l’inertie du gouvernement ture.« Rußland beeilte 
fi hievon Alt zu nehmen und betonte, daf nur durch die Mitwirkung 
der criftlihen Mächte wirkſame Reformen durchgeführt werden fönnten, 
al deren Grundgedanken Fürſt Gortihafow im einer Denkſchrift vom 
6. April angab, daß bei der Unmöglichkeit, Chriften und Mufelmänner 
unter dafjelbe Necht zu ftellen, man ihnen eine - „co&xistence parallöle, “ 
eine dualiftiihe Organiſation der inneren Berwaltung geben müßte, in- 
* die Chriſten unter eigene Chefs zu ſtellen wären, welche ebenſo wie 
die Gerichte, die Gemeinde- und die Provinzialräthe frei von der Be— 
völkerung zu wählen ſeien. Der Oeſterreichiſche Internuntius in Con— 
warn Baron Profefh, dagegen führte in einer Dentichrift aus, 
daß die Verwirklichung diejes Planes bei dem bejtehenden Antagonismus 
von Ehriften und Mufelmännern nur eine bejchleunigte Muflöfung der 
' Türkei zur Folge haben würde. Demgemäß lehnten Defterreih, Eng: 
fand und Frankreich ab, hierauf einzugehen. 1870 benutzte dan Ruf 
11® 
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—— 1876 und —* weiße von diefen, ohne 
ae Pforte, ausgearbeitet wurden, wurden von dieſer unanneh 
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fhtwerer Strafe belegt. 
Defterreich-.Ungarn, Großbritannien, Deutſchland und Jtalien, welche 
Rußland nöthigten den Bertrag von San Stefano aufzugeben und fh 


Stantäwefen machten, die moralische Verpflichtung übernommen, denfeiben 
auch die Bedingungen jeines. Beſtehens als folchen zu fichern. 
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1) Depeches aux Hospodars I, p. 55. 

2) Documents relatifs à la Russie. Paris 1854, p. 61. 

*, Feldmarſchall von Müffling, der den Frieden vermittelte, fieht die Ech 
etwas anderd an, die Auffiiche Armee befand ſich nad) zweijährigen: Feldzug ı 
ber traurigften Berfafjung. (Aus meinem Leben, Berlin 1855. 2. Aufl) 

*) Dep. tres röservee du Cte Nesselrode au Prince de Lieven, 9. Im. 
1827. „V. E. aurait grand soin de n’admettre nulle garantie de ce gen 
dans aucun cas et sous aucun pretexte. C'est un ancien et invarılk 
principe de notre politique de ne pas laisser s’etablir entre nous et bs 
Turcs, cette espece d’intervention de cours etrangeres, qui justifierait we 
garantie semblable (Portfolio V, p. 348). 

5) Memorandum présenté au Cabinet Anglais le 28 Mai. 
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Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 
Bon 
Profeflor Dr. C. Lueder 
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‚ aber er braucht es nicht. Er iſt allerdings u. A. auch das 
Er erfte Rechtsmittel der Völker und vertritt dann ben —— des 
= nmeren Staatsrechts, fo daß der Rechtsſtreit — der Veranlaſſungen 
Krieges ſein kann. Aber er iſt immer nur eine der Veranlaſſungen; 
= Fond ebenjo ift der Krieg nicht immer und nicht blos Rechtsmittel, er kann alfo 
riicht als ſolches definirt und nicht a priori als — — 
Der Krieg dient als Rechtsmittel in allen den Fällen, im welchen 
An wahrer (nicht blos fingirter) NRechtsftreit ihm gi Grumde Tiegt,°) die 
-»Srreihung oder Erjtattung bejtrittener Nechte, die unberech⸗ 
— Anſprüche, die Erlangung von Genugthuung oder ——— 
— Ar zugefügte Beleidigungen oder Schäden, ja — man kann auch das 
roch bierherziehen — Die Beſtrafung völkerrechtlicher Delicte. Er iſt 
u deshalb Fein MNechtsbegriff, weil es fraglich und nicht in allen 
ällen zutreffend ift, ob, bezw. daß er von beiden ftreitenden ee 
ein Mittel zur Erlangung. wirklich zuftehenden Nechts 
Swvird. Denn das tft bei der Befchaffenheit der menfchlichen Natur, eher ei 
— bei fonftigen „NRechtsmitteln”, Klagen, Proceffen u. f. w. nicht anders; 
_ ondern ed wird vielmehr auch da vielfach ebenjowohl nicht nur 
om dermeintliches, objectiv nicht begründetes Recht, als auch jubjectiv für 
Unrecht Erfanntes verfolgt und zu erjtreben verfucht. 

Die Nechtömittel- und Nechtöbegriffs-Dualität des Krieges kann auch 
nicht deshalb bejtritten werden, weil der Erfolg, die ſchließliche Ent- 
fcheidung möglicherweije dem Rechte nicht entjpricht, inden der ungerecht 
Befriegte befiegt wird, der ungerechte Anſpruch den Sieg gewinnt,®) und 
weil diefer Ausgang hier weit mehr ald auf ſonſtigen Streitgebieten von 

luck und Zufall abhängt.) Denn ungerechte, von Glüd oder Unglüd 
> und BZufälligkeiten beeinflußte Entjcheidungen fommen auch in inner» 
Esftaatlihen Verhältnifien, ſelbſt bei den beſten Gejegbüchern und Nichter- 
collegien vor. Iſt die Bürgſchaft für gerechte Entſcheidungen bei Völlker— 
ſtreitigleiten und Kriegsfällen eine beſonders geringe, geringer als in 
ren Verhältniſſen, ſo liegt das in der Natur und in den wenigſtens 
ur Zeit noch vorhandenen Schwächen des in ſeiner Entwickelung ver- 

— äßig noch ren Bölkerrechts.®) 
Es wäre deshalb der Krieg nicht nur ein wie andere unvoll— 
rommenes, ſondern ein beſonders unvollkommenes, aber doch immer ein 
„Rechtsmittel. Die Eigenschaft des lehteren, das num einmal nicht beſſer 
haben ift, kann ihm blos jener Unvollfonmenheit wegen nicht ab- 






























Der Krieg iſt aber deshalb am ſich fein Rechtsbegriff, weil, wie 

— bereits gejagt ift, der Nechtöftreit, der er nach der entgegengejeßten 
u Reinung fein foll, zwar die Beranlaffung zum Kriege) ift oder viel- 
1 ‚mehr jein fann, aber nichts zum Wejen oder Begriff des Krieges Ge— 
höriges und weil der Nechtsftreit nicht einmal die einzige Veranlaſſung 
zum Kriege ift, an dem Begriffe und der eigentlichen Bedeutung des 
Krieges aber nichts geändert wird, wenn er aus anderen VBeranlaflungen 
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Entwickelungen in der der den Krieg ausmachende 
zu weit, beurtheilt die Natur — einſeitig — iberfich 
ergebende Grenze. 

Vermeidet man die legteren Jrrthümer, jo muß man dabei ftehen 
bleiben, daß es durchaus denkbar und jehr wohl möglich ift, daß ı 
im Kriege gewifje Regeln und Emfchränfungen von den civilifirten 
fern — TB EEE — ——————— 
licher Vereinbarung, ſei es in Folge gewohnheitsrechtlicher 
Die entgegenſtehende Meinung wird aber noch beftimnster dadurch 
widerlegt, daß Kriegsrecht ſtatuirende Wöllerverträge und anerkanntes 
Sewohnheitsrecht thatfächlich bereits bejtehen. 

Daß dieſes Kriegsrecht unter Um durch 
thatſächlich gebrochen werden fann, daß es unter ——— —— 
verletzung gebrochen werden darf (jog. Kriegsraifon, vgl. unter $ 66) 
ändert an der Thatjache der Griftenz und GEriftenzmöglichfeit wichts. 
Denn das ift auf ben: anderen Nechtögebieten (Rechtsverlegung, Ber- 


Nichtachtungen und "Berlegungen bei der für rechtliche Ordnung und 
geſetzmäßige Beobachtung bejonders fpröden Natur des Krieges auf 
friegsrechtlichem Gebiete leicht und beſonders häufig vorfämen, jo würde 
damit gegen die Exiſtenz eines ——— nicht mehr aefagt fein, als 
z. B. die häufigen Uebertretungen der Strafgeſetze gegen die Erijtenz 
des Strafrechtö jagen künnen. 

Man kann aus jolchen Nichtachtungen kriegsrechtlicher Sahungen 
für die Nicht-Eriftenz und das Nicht-Exiſtiren-Können eines Kriegsrechts 
ſogar um fo weniger argumentiren, al3 das Völfer- und damitdas Kriegsrecht 
erit eine jo furze Entwidelungszeit hinter fich hat“) und als die Lage 
auf den anderen Rechtsgebieten, jo lange auch hinter ihnen fein längeres 
Entwidelungsitadium lag, feine andere war. Zudem find aber die Ber- 
legungen des vereinbarten oder hergebrachten Kriegsrechts erfahrungsmäßig 
nicht einmal bejonders häufig. Es wird im Gegentheil, und bis in das 
Toben des einzelnen Kampfes hinein, nicht jchlechter beobachtet als das 
Staats- und Privatredt. Die Anerkennung eines recdhtsverbindlichen 
Kriegsrechts feitens der Staaten ergiebt fich auch daraus, daß bei jtatt- 
gehabten Uebertretungen Entfchuldigung und Genugthuung, bezw. Beitrafung 
der jchuldigen Einzelnen einzutreten pflegt.®) 

Es läßt fich deshalb troß der befannten Lücken und Mängel, melde 
dem Bölferrechte theils überhaupt, theils zur Zeit noch anhaften, mit 
voller Berechtigung von einem pofitiven Kriegsrechte fprechen. Wollte 
man für denjelben Sinn den Ausdrud Kriegsbraud benugen, jo 
würde dieſer Ausdrud einmal nicht richtig gewählt fein, da es bereits 
einzelne gejebmäßig feitgeitellte, d. H. durch ausdrüdlichen Völfervertrag 
rechtöverbindlich vereinbarte Sahungen des Kriegsrechts, alfo mehr als 
bloßen Branch, giebt. Sodann würde das Eintreten für dieſe andere 
Bezeichnung, ſoweit fie nicht geradezu unrichtig wäre, im Grunde nur 





































LITE 


Pfr 





Ä 


| 
| Unentbehrlichkeit des Krieges und Unmöglichkeit DI« en‘ Fried sſtan 


Zenderungsbedürfniſſes der Völker. Und auch dieſes iſt unmög— 
=.) Denn es giebt feinen Stillſtand und feine Eile in —— 
Schen, irdiſchen Dingen. Die Völker bewegen ſich ſtets wie die 

Matur aufwärts oder abwärts. Sie künnen aljo nie auf gleicher 
—— Culturſtufe ſich befinden. Namentlich iſt auch die ab- 
eßende Staatenbildung und ——— von der die Ewigen-Friedens⸗ 
ojecte auszugehen pflegen und die durch einen legten Krieg herbei- 











=Hichte ift unmöglich, die Staaten können nicht wie Mumien conjervirt 
"erden, und ein jüngjter —— läßt ſich nicht firiren.?) Jeder dieſer 
letzten Kriege“ würde unfehlbar den Keim eines allerlegten in ſich tragen, 
Schon weil der Vertheilungsplan immer auf irgend einem nationalen, 
e olitiihen Antereffenitandpuntt beruht umd von der Vorbedingung der 
Serausgabe von Eljaß-Lothringen oder ſonſt einer Wenderung der 
SEuropäifchen Karte ausgeht, was ja zunächit wieder zu den allergrößten 
lämpfen nnd Sriegen führen müßte. 
7 So lange aber Ungleichheit und Eultur- und Staatenverjchiedenheit 
und damit wieder verichiedenes Entferntjein von dem Biele der An nähe⸗ 
gung an die Vollkommenheit) beſtehen, ſo lange auch nur ein oder einige 
„Bölfer auf einer anderen Culturſtufe ſtünden, jo lange überhaupt menſchliche 
Arbeit und Streben exiſtiren, — jo lange find Kampf und Gewalt und 
alſo der Krieg umvermeidlich und fein Völferreht im Stande, ihn aus 
ser Welt zu jchaffen. 
- Er liegt vielmehr jo jehr in der Natur der Menfchen, daß man ihn den 
zatürlihen Zuftand unter den Menfchen,!”) und jo jehr in der Natur 
»er Staaten, daß man ihn dem natürlichen Zuftand unter den Staaten !') 
enannt hat. In der That ift das dem Menfchen innewohnende Kampfes— 
ürfniß!?) umd feine ganze dem Nebengejhöpfe feindliche Anlage !?) 
zicht zu überjehen. Nur wenn die Menjchen und die Staaten zu bejtehen 
wufgehört haben, kann die Kirchhofsruhe des ewigen Friedens eintreten, 
' Deshalb hat man aud) das Eintreten diejes ewigen Friedens auf 
Das Aufhören der Staaten und das Aufgehen derſelben in eine große 
BSemeinjchaft bafirt, jo daß das letztere die nöthige, dann aber auch 
fichere Grundlage ungeftörten Friedens wäre. Allein dieſer Gedante iſt 
2benjo unausführbar wie unglüdlich;') und er wiirde, jelbjt wenn er, 
was nur durch die allerblutigjten und dewalligſten Kriege geichehen 
Fönnte, zur Ausführung gelangte, nichts in der Sache, jondern höchſtens 
‚den Namen ändern. Denn die gewaltfamen Kämpfe unter den Menjchen 
würden aus den angegebenen Gründen nicht aufhören. Uebrigens handelt 
es jih aud gar nicht blos um einen Staatenfampf, wie die mit 
ber Politik verquidenden umd den Krieg durch einen definitiven jüngjten 
Beſitzſtand beſeitigen wollenden Schriftſteller meinen, ſondern — in noch 
eit mächtigerer und unvermeidbarerer Weiſe — um einen Eultur- und 
Rallenfampf, an dem ein Aufhören der Staatenverichiedenheit nichts 
ändern würde. 


en werben fol, ein Unbing. Ein folder Gtilfftand in der Ges 
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Deshalb erfcheint der Krieg, wie im folgenden Paragraphen u 
hervorgehoben werden wird, als von Gottes Weltorbnung gewollt m 
in der ganzen Natur begründet, die uns einen teten aller Tebenda 
Wejen gegen einander zeigt und ohne Kampf und — mperjtändli 
jein würde. Er ift deshalb ſchlechthin nothiwendig und m | 
umd folglih kann es niemals, —— ei —— 
vorausgeſetzt, des Völkerrechts und Bol ft Aujga 
fein, die Kriege bejeitigen zu re | 
Daher zeigt ums auch die Gejchichte Kriege und — t * 
Kriege zu allen Zeiten und bei allen Völkern. Ja, man kann 
Geſchichte der Menſchheit, des Fortſchritts und der Eultur gi 
geichichte nennen.) Und wenn man in gewiljen Zeiten, mie 3. 8 % 
Beit des Bafeler Friedens umd wieder in den vierziger Jahren u 
Jahrhunderts an das Aufhören der Kriege geglaubt hat, 05 
fich immer bald nachher von der völligen Unbegründethe ee Lauben 
überzeugen miühjen.?*) Daß man aber für unjere Zeit und eine, näher 
irgend abjehbare Zukunft an ein Aufhören der —— — laube 
kann, das erſcheint bei dem gegenwärtigen unabläffig fr henden 1 
itande der Dinge al3 ganz ausgejchlofien. fi 
Geſchichte und Erfahrung zeigen uns namentlich aber aud) dur ai 
nicht ein allmähliches Seltenerwerden der Kriege in einem Maße, da 
daraus ein allmähliches Aufhören der Kriege ——— fönnte; 1 
doch der Fall jein müßte, wenn Die Behauptung des zwar lang —F 
aber ſicheren Heranreifens der Cultur zu einem ungejtörten & den 
ftande unter den Menfchen richtig wäre. Im Gegentheil zeigt fi | 
wenn auch im Laufe der contimwirlichen —— 
Kriegsgründe ſich abſchwächen und vermindern, dafür in eben d 
jtet3 wechjelnden, immer aber von der Natur des — 
Laufe andere Gründe um jo mehr hervor- oder ganz neu ı 
Manche bleiben bejtehen, deren Wegfallen man in der neueren 
janguinifch angenommen hat."®) 

Daran können Friedenscongrefle, Bemühungen wiffenfhaftlicher | | 
ftitute, Parlamentsbeſchlüſſe, Abrüjtungsanträge, auch gutte orſätze 
Vereinbarungen von Staatscongreſſen (wie 1818 in ——— e 
Sonveränen (wie 1815 die Heil. Allianz) nichts ändern. Vertrã 
wie ſie namentlich mit der Pforte und Afrikaniſchen Staaten ii lc 
geichlofjen find, für gewiſſe Fälle, z. B. den der Verlegung eines ® 
tragsartifel3 nicht zum Kriege greifen zu wollen, wodurch wenigii 
für dieſe Fälle und dieſe den Vertrag ichliegenden Staaten der fr 
ausgeſchloſſen werden joll, werden bei der eigenthümlichen 3 zeſchaffenh 
der bier wirkenden Motoren den Krieg wenigſtens nicht immer und n 
mit Sicherheit Hintanhalten können. '®) 

Demmad) iſt das Aufhören der Siriege und das Eintreten ei 
Ewigen Friedens auf Erden ein unerreihbares deal, — Er bie 
nur fraglich, ob es überhaupt das richtige Culturideal ift. 
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menschlichen Trieben und Bedürfniffen umd den natürlichen | 

































unbedingt verworfen, als zuläffiges Mittel zum Austrage von St 
ee ee | 
gedrängt wird, jo müſſen fernere Eulturfortichritte 
feitigen und andere, unblutige Mittel an feine Stelle in. 
der Ewige Friede eingeführt werden,?) und Aufgabe ber 
rechtswiſſenſchaft ſei es, jene anderen Mittel herbeizuführen. 
Das Eintreten eines jolchen ewigen Friedens 
Aufhören der Kriege ift aber nicht nur in abjehbarer Zeit, ſon 
haupt für alle Weltzeit undenkbar und unmöglich. Denn es 
das Eintreten von zwei Vorausfegungen nöthig fein, die beide m 
eintreten fünnen. mi 
Die eine dieſer Vorausjegungen wäre die der Entjündig g zung 
Volltommenheit des Menfchengefchlechtes ſchon auf Erden. 5) De % 
äußere Friede hat den vollfommenen inneren Frieden kund dr mit 
den inneren Staats-, Religions-, wirthſchaftlichen, —— 
zur Vorausſetzung, und das wäre eben jene ung. Denn ji 
lange irgend Böjes, irgend etwas, was Sünde ift, — —— 
ſucht, Egoismus unter den Menfchen beftehen, jo una} tn * 
griffe, Beleidigungen und Rechtsverletzungen, Gewaltthätigkeiten, 
frieden und Kampf, Angriff und Abwehr vorkommen. Se t X | 
beitehen, jo lange es Menfchen, d. 5. nicht andere als | a 
Weſen giebt.) Denn mag auch die Menjchheit befjer und e 
und der Vollkommenheit fih annähern, die Lolltommenbeit € ert 
wird jie auf Erden nie. Sie bleibt diesjeits immer Mer — 


des Einzelnen wie des Gtaates.‘) 

Friedliche Mittel aber, die zur Abwehr alles jenes umt 
Unrechtes genügten, kann feine Cultur und fein Völkerrecht * 
Das wird nicht nur im nächſtnächſten Paragraphen noch — 
gewieſen werden, ſondern es ergiebt ſich auch ohne — 
immer verbleibenden Zuſtande der Sündhaftigkeit und Unvollke 
indem dieſer die Vollkommenheit auf allen Gebieten und ao a 
vollfommene Folgjamfeit, Anerkennung des ungerechten 9 
Unterwürfigfeit (unter die etwaige gejegliche Entſcheidung im € 
ausſchließt und im Gegentheil Gewalt, Tro und Selbjthülfe n 
in fich enthält 

Deshalb ist, der Krieg das einzige Mittel, um Ehre, Macht, 
Unabhängigfeit des Staates, der fonit ſchuh⸗ und — el 
wirbe, zu wahren; und in der nach dem Gejagten vo: yanbenen 
entbehrlichfeit des Mittel3 liegt die Nothiwendigkeit des Krieg 

Die zweite, mit der erften übrigens innerlich verbundene & 
ſetzung wäre das Aufhören aller Eulturmannigfaltigfeit der © ter ru 
das Anlangen und Bejtehenbleiben aller Völker auf — 
höhe, alſo ein vollſtändiger Culturſtillſtand, ſowie — ut 
Geſchichte, hiſtoriſcher Entwidelungsprocefje und des 2 
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Seiten der Cultur, fir —E endet, Gens und 
ie ein Uebel und wenn auch nur vorübergehende Hemmnif 
2* beftehe ein Widerjpruch zwifchen I rieg * Kunſt und Wiſſenſchaft 
und Cultur überhaupt, nicht nur nicht richtig, ſondern daß gerade das 
Gegentheil diejer Behauptung die Wahrheit ift."*) Umgekehrt, alle 
— dieje, Künfte und Wiffenfchaften, Handel und Gewerbe, —— a 

Entwidelung und Ausbildung zum guten Theile dem Kriege. 
"folglich; die Gefammtcuftur der Menjchheit würden ohne den Krie 
„ unvollfonmen entwicelt und von geringerer Zeiftung und Leiſtung —* 
‚fein. Der Krieg iſt ihnen alſo nicht nur nicht hinderlich, ſondern im 
Gegentheil fördernd. 

Die Wiſſenſchaft erhält in faſt allen ihren Zweigen Förderung 
un Kriege und ftände ohne den Krieg nicht auf der Höhe, die fie jegt 
R einnimmt, indem zu gewiſſen Fortjchritten ihr allein der Krieg —— 

"Hat. Seit Alerander's Kriegen und Archimedes’ Kriegsapparaten hat de 

Krieg allen Gebieten der Technif, hat er der Nautik, der Mediein 3 
Sanderen Wiſſenſchaften Förderung und vielſeitige Ausbildung gebracht, 
"die fie ſonſt nicht erhalten Hätten. Ohne ihn wären wir im Reich der 
Erfindungen und Entdedungen nicht jo weit fortgejchritten als es ge 
# fchehen. Daran wird auch an dem theilweife richtigen Kern, der in 
& dem befannten „inter arma Musae silent“ ftedt, nichts geändert. 
u In womöglich moc höherem Grade hat dieſer wohlthätige und 
* Hohwichtige Einflug des Krieges fih auf die Kunſt in allen ihren Ge 
® Bieten geltend gemacht.!?) Der Poeſie, der Malerei, der Bildhauer und 
#* Baufunft würden mande ihrer ſchönſten Leiſtungen gar nicht möglich ge— 
© wejen, fie alle würden vielmehr auf einen weit engeren Kreis beſchränkt, 
“zur Ginfeitigfeit verdammt und in ihrer vollen Entwidelung zurüd- 
" gehalten fein, wenn es feinen Krieg gäbe. Dies ift jo augenfällig und 
unbejtreitbar, daß die ebenjo allgemeine wie fichere Aufftellung der ent- 
gegengejehten Anficht ſchwer zu begreifen ift. Nicht nur, dab von den 
älteften Ueberlieferungen bis auf den heutigen Tag der Krieg An- 
regungen, Motive und Leiftungen herborgebradht hat, die zu den glän- 
zendften der Dichtkunft, der Malerei, der Plastik aller Völker gehören 
und die ohne den Krieg nicht vorhanden fein würden; ſondern "es find 
auch die Kriege geweſen, die den fünftlerifchen, ja überhaupt geiltigen Auf- 
ſchwung ganzer Epochen bezeichnen.) Ohne den Krieg würden aljo 
wichtige Culturſeiten unentwidelt geblieben fein, und erſt der Krieg 
macht die für die Eultur nöthige Befruchtung vollitändig. 

Nicht anders fteht es mit dem Verhältniß des Krieges zu den 
Gewerben, der Induſtrie und dem Handel.) Denn der Krieg eröffnet 
den erjteren vielfach exit den Abſatz oder vergrößert ihn doch. Er 
Ihafft ganze Gewerb3: und Induſtriezweige, die ohne ihn wieder nicht 
eriftiren würden, und befördert und vervollfommnet Gewerbe und In— 
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: Arten und Eintheifungen ber Kriege. 229 
$ 39a. — Berner. St. W. B. VL, S. 98 ff. — Wheaton, El, IV. 1, 

r 86 ff. — Berges —— — Ealvo $ 1613 ff. — — — 

— Rüſtow, Kriegspolitik und Kriegsgebrauch, ©. 67 ff. 
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rten der "Rriege, die ſich eben har —* der 8 Berfhiebenbeit ber Urs 
hen bon einander unterſcheiden und eintheilen laſſen.) — ber» 


5 Claſſificirung, indem die verſchiedenen Arten ebenſowenig 
"je die Urſachen erſchöpfend aufgezählt werden können und indem ferner, 
Sch wenn und foweit dies geſchehen könnte, eine praktifche Verwerthbar⸗ 
"it daraus nicht Hervorgehen,?) infonderheit ein Unterſchied für bie 
‚riegführung und ihr Recht fich wiederum nicht ableiten laſſen würde. 
Es Hat deshalb keinen Zwed, einzugehen auf er ie 
‚gentliche Rechtskriege und andere, injonderheit politifhe Krieg 
nd wiederum in Einigung3« t) auch Einheits-,) Conſolidirungs-, 
imabhängigfeits-, Selbitftändigkeits-, ) Befreiungs», Secef- 
äondfriege,®) ferner in Hegemonie-,°) Ausdehnungs-,') Ver» 
rößerungss», > Eroberungs», Colonifationstriege, Gleich— 
ewichtskriege,“) natürliche Entwickelungskriege (Kriege, die 
us dem politiſch-hiſtoriſchen Werde- und Umwandlungsproceſſe, aus dem 
immer raftenden Gange der Geichichte unmittelbar hervorgehen) ; weiter 
fnterventiond- und Interceffionskriege,"?) Handels-1*) und 
anftige Intereſſenkriege, Eivilifationsfriege und Kriege im 
Snterejje des Völkerrechts und der allgemeinen Menſchlich— 
eit"); Religionäfriege," Glaubens-, Kirhen-, Bekehrungs-, 
Riffionsfriege; Ehren-,!) Rade-, Revandefriege: Erbfolge», 
Jeimfalls-,") Prätendenten-, dynaſtiſche Kriege; Raſſen-, 
Naſſen-, Meinungskriege.“) 
| Auch die Ausicheidung der Bürgerfriege, die aus anderem 
Jrunde noch beſonders behandelt werden müſſen?“) und die übrigens aus 
erſchiedenen Urfachen hervorgehen und deshalb vom Standpunfte der 
SHaffificirung nad) der Urſache unter verfchiedene Arten fallen können, ?*) 
ührt zu feinem praftifchen Ergebniſſe. Auch für fie gilt dasjelbe 
kriegsrecht. 

Das Gleiche iſt der Fall bei der Eintheilung in Cabinets- und 
Solfäfriege jowie, bis auf eine am Schluß des folgenden Paragraphen 
it erwähnende Ausnahme, bei allen fonftigen, nicht auf der Verjchieden- 
eit der Urjache beruhenden Eintheilungen. 

Es ift zunächſt der Fall, bei den von den Welteren ausführlich behan- 
elten,??) übrigens nicht ganz feitjtehenden Eintheilungen in öffentliche 
oder Völker kriege, bellaintergentes), private und gemifchte Kriege?) 
nd wiederum bei der der öffentlichen im solemnelles und non-so- 
emnelles**) jowie bei der in vollfommene und unvollkom— 
ıene Kriege”). Die erjtgenannte Eintheilung beitimmt ſich danach, 
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ı 9) Gegen äußere Mächte, welche ber Einigung wiberftreben, 
| 9) Frankreich gegen die Fronde. 

?) Umerifa gegen England, Ungarn gegen Defterreih, Polen gegen Ruß 
nd, Indien gegen England. 

Schweizer Sonderbundskrieg, Ameria.. ———_ 
Peloponneſiſcher Krieg, jüngfter Krieg zwiſchen Preußen und Defterreid). 

) Kriege der Bölferwanderung, Kriege um Meereshäfen u. bot. 

) Das Motiv ber Vergrößerungd- und ähnlicher Kriege fann ebenjowohl 

Diifni . Dat. fein, al3 auch andererjeit3 Nothlage, natürliches Ausdehnungs- 
dürfniß u 
Dieſe find in der Megel —— RANGE: vgl. Rüftow ©. 82, jo 
gen Dejterreich im 16., gegen Ludwig XIV, im 17. u. 18, gegen Napoleon I. 
dieſem Jahrhundert. 

1 Interventionskriege können unter ben Begriff der politiſchen Striege —* 
auchen dies aber nicht rg zu thun, 3. B. wenn bie . n ger 
Vieht, um einem Bürgerfriege ein Ende zu machen, oder unerlaubten Bedrüdungen 
nes Volkes durch jeine Regierung entgegen zu treten. Uebrigens find zwei 
rten der In N CE zu unterjcheiden: — und äußere, vgl. Jomini- 
oguslawski, ©. 28 

14) Als erjten Handelskrieg bezeichnet Rüſtow S. 67 den Argonautenzug; 
mn Carthago. Venedig und Genua im Mittelalter. England bis in bie neueſte 
= Ar Holland wegen der Navigationsacte, in allerneuefter Zeit Opiumkrieg 

ina. 

109) Dahin gehören auch unter Umftänden die Interventionskriege und, eben 
3 unter Umftänden, Straffriege. 

10) Wenn e3 überhaupt je wirkliche Neligionstriege gegeben hat, was enig- 
us hinſichtlich reiner Religionsfriege in vielen Fällen bezweifelt werben muß. 

IT) Nach Rüſtow wäre aud) der 70/Tler Krieg zwifchen Deutſchland und 
rankreich ſchließlich ein Ehrenfrieg geweſen! Wollte man das zugeben, ſo dürfte 
an nicht unterlaſſen, ſich daran zu erinnern, daß auch der bloſe pretexte unter 
n Ktriegsurſachen vorfommt. 

18) Bol, Rüftow ©. 76. 

 Nüftom ©. 92. 

20) &, unten $ 62 und oben $ 48. 

*) Sei es jchlechthin, ſei es als Analogon (3. B. per ie ober po» 
tiſch, wenn auch nur innenpolitiich). Uebrigens gehen auch die anderen vor« 
hend im Tert genannten und nad) der Berjchiedenheit der Urſache eingetheilten 
rten vielfach in einander übers jo daß eine fcharfe Abgrenzung nicht in allen 
ällen thunlich iſt. Ebenjo können, wie ſich bereit$ aus mehreren Beijpielen er 
‚ben hat, gewifje Kriege ebenjo wie der Bürgerkrieg je nach den Umftänden ver 
yiedene Arten darftellen, und endlich fünnen Kriege aus mehreren gleichzeitig 
irfenden Urjachen hervorgehen und deshalb unter verſchiedene Arten fallen. 

* ©. Bynkershoek, H. Grotius, Pufendorf a. db. gleich anzuf. 
tellen. 

*) Bynkershoet J. c. 1, Grotius L, IIL, 1 ff. Sobann Vattel III,, 
‚8 2, Klüber $ 235, N. a., Berner im Bluntſchli-Braterſchen Staatswörter- 
ıh, ©. 98, Wheaton, Elöm. 4, 1, 6, v. Neumann $ 39a, Reid $ 142, 
alvo 8 1617, Riquelme L, 1,7, G. F. v. Martens $ 263, welcher eintheilt 
a. guerres publiques, b. privees, welche wieder zerfallen in 1. civiles, 2. pu- 
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——. Rein äußerlich angefehen, würde der den erjten Gewaltact vor« 
BE hmende Theil ala der Angreifer erjcheinen, alſo derjenige, der den 
I ften militärischen Schritt thut, etwa den erſten Schuß abfeuert oder 
une feindliche Grenze zuerft überjchreitet. Und vom militärifchen Stand» 
mfte aus hängt hievon auch der Begriff der Offenfive, bezw. der Der 
nfive ab, jo daß von diefem Standpunkte aus derjenige, welcher zuerft 
— rſlößt, als der Angreifer, derjenige, gegen den der Vorftoß erfolgt, 
= 3 der fid; Vertheidigende betrachtet werden muß. 4% —— 
— —shalb auch zwiſchen militäriſchem und rechtlichem oder politiſchem 
fenſiv · (und Defenfiv.)Krieg ober —— ae Mn 
zu: ri im militärifchen und im ober. Holt 
— e 
= # Uber die letztere —— fällt mit der erſten nicht zuſammen 





ER 

En — ——— und — für die —— —— 
— nicht Ausreichendes und dafür nichts Entſcheidendes. Denn 
kann ſehr wohl einem Staate der Krieg z. B. durch eine flagrante 
„md aufrecht erhaltene Verletzung ganz gegen ſeinen eigenen Willen auf— 
jezivungen oder erklärt fein, jo daß er fich umzmweifelhaft in der De 
enfive befindet. Er fanı dann rechtlich nicht blos dadurch zum An— 
yreifer werden, daß er in der Führung de⸗ doch nothwendig gewordenen 

Zampfes den erſten äußeren Schritt thut. 
Aus denjelben Gründen kam en die Kriegserflärung nidt 
Tas entjcheidende Moment fein, fo daß derjenige, der den Krieg erklärt 
jat, als der Angreifer, der, dem ber Krieg erflärt wird, al3 der An- 
—Fegriffene zu betrachten wäre. Denn auch die Kriegserklärung ift, ab» 
— geiehen davon, daß fie nicht unbedingt zum Kriegsausbruche erforderlich 
> ‚und jchon deshalb fein geeignetes Kriterium ift, — ein noch zu äußer- 
iches Moment, um zur Beftimmnng der rechtlichen Dffenfiv- und Defenfiv- 
fteltung dienen zu fünnen. Denn es it auch hier, ganz. wie beim erjten 
-  militärifchen Borftoß, jehr wohl möglich, daß der eine Staat den Krieg 
unbedingt will oder durch fein Verfahren provoeirt, und ber andere, der 
——ihm, wenn aud ganz gegen jeinen Willen, doch nicht entgehen kann, mit 
der Sriegserflärung zuvorfommt, um den VBortheil des Prävenire, des 
ihm günjtigeren fofortigen Beginnens zu haben. Es kann aljo die Er» 
=" Härung und Eröffnung des Krieges in dieſem Sinne eine offenbare 
7 Defenfive darftellen, z. B. um gegen eine erlittene Verlegung zu reagiren, 
" mb nur der äußere Ausorud der aufgezivungenen Vertheidigung fein. 
- Um die Unterfcheidung innerlich und rechtlich feitzuftellen, muß fie 
deshalb davon abhängig gemacht werden, was die eigentliche Urſache 
und der Anlaß geweſen ift, daß es zum gewaltſamen Austrage Fam. 
Es muß aljo mindeftens gejagt werden, daß nur der als Angreifer be— 
trachtet werden kann, der den Krieg gewollt, in diefem Sinne zu den 
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glich jein Tann, bejtimmt feitäujtellen, wer ald Angreifer und wer als 
Agegriffener zu betrachten —— 

der übergehen.?) 

Deshalb kann die Gerechtigkeitsfrage, 

1 ‚eonereto zu entjcheiden ift, fich ck in * a mer 

ffenfiv- oder Defenfioftellung beftimmen, weil biefe e— A 

scht immer genau angeben läßt, worin fich wiederum 

id geringe Werth der Eintheilung in Angriffs und — krieg 

igt. In denjenigen Fällen aber, in denen Offenfiv- und Defenſib— 

llung fich genau beftimmen taffen, fteht und fällt die Behauptung, 

re Offenſivkrieg ſei immer ungerecht, der Defenfivfrieg immer gerecht, 

it der Richtigkeit der Auffafjung, daß der Krieg nur auf Rechts 

rlegung beruhe und nur Nechtsftreit fei, welche oe Aufafım in dieſen 





usführungen als irrig nachzumeifen verfucht worden 

Wenn man neben die Angriffe: und Vertheidigungskriege als eine 
ritte Art noch die Hülfsfriege (guerres auxiliaires) ftellt, jo ift auch 
led eine wenig wichtige — Den Hülfskrieg führt der Ver— 
ündete, und es gelten für ihm Binfichtlich jeines Verhältniffes zur 
‚auptmacht allerdings bejondere Beitimmungen,! ®) nicht aber — 


ch deshalb auch an diefe Unterjcheidung fein durchgehenber praftifcher 
nterjchied. 

Ein folder Unterſchied befteht deshalb nur für die Eintheilung in 
e beiden Arten des Land» und Seefrieges.t) Dieſe Eintheilung 
ruht auf der Verjchiedenheit des Terrains, auf welchem der Krieg ge— 
hrt wird. So weit dieſes Terrain das Feſtland ift, ift der Krieg 
andkrieg; joweit der Krieg zur See geführt wird, Seekrieg. Auf ben 
egrifi und das Wejen des Krieges, jowie auf das zur Anwendung 
mımende Kriegsreht im Allgemeinen bat auch dieſe Unterjcheidung 
inen Einfluß.'?) Won praftifcher Bedeutung für die Führung und das 
‚echt des Krieges ijt fie aber deshalb, weil für den Seekrieg gewiſſe 
jejonderheiten gelten, die von dem Landfriegärechte abweichen, im ein- 
elnen aljo anderes gilt.) Dieſe Bejonderheiten ergeben ſich theils 
13 der eigenthümlichen Natur des auf dem Meere geführten Kampfes 
nd der dafür zur Anwendung kommenden Mittel, theild daraus, daß 
swilje einjchränfende und Humanifirende Sabungen, welche das moderne 
riegsrecht für den Landfrieg aufgeftellt hat, für den Seefrieg noch nicht 
ir Annahme gelangt find.'*) 


) Bgl. Calvo $ 1614, Vergé zu Marten $ 266. Deshalb hat man 
er Unterſcheidung, mit welcher die älteren Schriftfteller fich noch eingehender be- 
häftigen, in neuerer Zeit mit Recht geringeres Gewicht beigelegt. 

*) Hierüber herrjcht heutzutage wohl Einjtimmigfeit, vgl. z.B. Bluntſchli A 
21,0.2, v. Bulmerincq, Klüber, Martens, Heffter, Neumann a.a.d. 
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= Drittes Kapitel. 

I 

Das Kriegsrecht im —— Sinne, das Recht zur 
Kriegführung und die Kriegsparteien. 

8 60. 

has Recht zur Kriegführung und die Subjecte der Krieg— 
| führung im Allgemeinen, 


— zu 88 60 und 61: Kamptz $ 273 fi. — Vattel IIL, IL, 84 — 

ı  Klüber $ 236. — Martens 5 264, dazu Berge und Binheiro- Fer- 

ı  reira. — Derjelbe und Pradier⸗Fodéré zu Battel. — Heffter- 
Geffden $ 114. — Bluntidli $ 511 ff. — PBhillimore IL, 9, 4, — 
Wheaton, EI. 4, 1,5 und Lawrence zu Wheaton. — Galvo 1665. 
Broder i. Revue T. IV. p. 394 ff. — Nys, Le droit de la guerre 
et les pröcurseurs de ee p. 54. 


Jus belli im jubjectiven Sinne bedeutet nach der bereit? in $ 47 

egebenen Begriffsbejtimmung das Recht zur Kriegführung, das Recht, 
rieg führen, d. h. einen Kampf als völkerrechtlich anerkanntes Subject, 

(8 — * Partei führen zu können und zu dürfen, ſo daß alſo 
er Kampf als wirklicher, völkerrechtlich anerkannter Krieg zu beurtheilen 
t. Dies Recht zur Kriegführung enthält demnach den Anſpruch, ge: 
ebenen Falles in allen völferrechtlichen Beziehungen, aljo jowohl vom 
jegner als auch von den neutralen Staaten nad) Kriegsreht anerfannt 
nd behandelt zu werben, 

Ohne dieſes Recht geführte Kämpfe find Feine Kriege im bölfer- 
echtlichen Sinne, die fie führenden feine Kriegsparteien und folglich auch 
icht unter dem Schuge des Kriegsrechts ſtehend. 

Nach gegenwärtigen, jeit dem Musgange des Mittelalters als feſtſtehend 
u betrachtenden Völkerrechte haben das Necht zur Kriegführung regelmäßig 
ur die Staaten, und zwar die felbftftändigen umd unabhängigen 
staaten. Sie find al3 die eigentlichen, ordentlihen und damit feiner 
emeinfamen höheren Gewalt unterworfenen!) Subjecte des Völferrechts 
uch das eigentliche und regelmäßige Subject des jus belli und haben, indem 
e einerjeit3 allein die nöthigen Garantien für die bejonders gejchüßte 
'riegäparteiftellung geben, amndererjeit3? auch allein dieſen bejonderen 
Schu und diejes äußerjte Recht.) Ausgeſchloſſen find deshalb und 
in Kriegführungsrecht haben nicht: emmal Private und Privatparteien, 
dann die jogen, halbjouveränen Staaten, 

Der Sat beruht auf der jouveränen Machtfülle und ihrer Reprä— 
mtation nach Außen, welche ordentlicher und regelmäßiger Weiſe allein 
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dem vollſouveränem Staate als ein weſentliches Majeftäts- 
beränetätsrecht zuftehen. Hieraus ergiebt ſich einmal a‘ 
die Ausſchließung anderer Subjecte, ſodann aber auch die 3 
gewifjen, wirflichen oder jcheinbaren Ausnahmen und vom \ 
der Regel, die auf dem thatfächlichen Annehaben der mise md I 
ımabhängigen Staaten gleichen oder gleichartig gewordenen 

Das Eine wie das Andere wird in diefem wie in den fo 
Paragraphen näher zu unterfuchen fein. Worher ift aber das e 
und regelmäßige Subject jelbjt zu betrachten. 

Bezüglich desjelben kann zunächſt die Frage entſtehen, 
walt oder welches Organ im GStaate das Recht zum 5 
Krieges beſiht und folglich das jus belli des Gtantes — 
it. Dies iſt eine Frage des inneren Staatsrechts, die in verſchiecbe 
Staaten verjchieden geregelt fein fann.?) Im monardifgen © * 
ſteht das Recht in der Regel allein dem Landesherrn — * ie 
aber nicht der Fall iſt, und verfaſſungsmäßig der Landesherr, ı 
führen zu fünnen, an die Yuftimmung der Volfsvertretung g — t 
da wird das das jus belli übende Subject auch nur durch den & 
herren und die Volsvertretung gemeinjam bargeftellt. Es iſt be 
nur eine Frage von innerſtaatlichem Antereffe, nicht von auferf 
oder völferrechtlihem. Denn der NRepräfentant des Staates EX N 
in dejien Hand Eröffnung und Weiterführung des Krieges li un 
deshalb auch allein den Krieg zu erflären hat) ift in one | 
allein der Monarch. Auch kommt es völferrechtlich nur darauf m 
factifch Die ſtaatliche Macht in Händen hat. Wenn deshalb z. B 
Fall einträte, daß ein verfafjungsmäßig an die Zuftimmung der Sol 
vertretung gebundener Landesherr ohne dieſe Zuftimmung einen $ 
begönne, fo würde er völferrechtlih von feinem Ktriegsgegner als a 
bon ben neutralen Staaten ebenjo als friegführender zu az 
wie das ſelbſt hinfichtlich eines Ufurpators gefchehen müßte, rl 
überhaupt nur die Neigung im praktiſchen Falle auf Seiten des 
ſchen oder dritten Staate® beftünde, den factifch Kriegführenden 
als jochen behandeln zu wollen. Natürlich Liegt in der Anerfennzt 
als Kriegspartei nicht die Anerkennung der Legitimität®) oder derartig 

Dasſelbe gilt mutatis mutandis auch für Republiken umd für 
jammengejehte Staaten.”) Ebenſo für abhängige, halbſouveräne Giaa 
u. j. w. Die Frage nach ihrer Stellung zum Suzerän und damit ı 
dem Recht zur NKriegführung überhaupt ober im einzelnen Falle 
ebenfalls eine interne Frage (zwiſchen ihnen und dem Oberftaat u. ſ. 
und bier nicht mäher zu unterfuchen.‘) Nach aufen umd für das 
hältniß zu den dritten Mächten, insbejondere zum Kriegsgegner 
en 2. bier allein —— iſt, 3 auf die Factifche Mn Macht .“ 

sübung wirklicher Kriegführung an.) Das Gegentheil anzunehm⸗ 
würde auch hier nicht nur praktiſch unräthlich, fondern auch völferred 
lich unzuläffig jein.'%) 
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Stantengleih würde auch das Volt Ge das zur 

DIE ohne Giant; weil ohne Land, aus dem es 3. B. ven iſt, im 
mit einem anderen Wolfe geräth."?) - 

* a Sn fe Re eh ma ne 








Ber we en Statthalter ee 
— — — Privater) zur Kriegführung be 
— ſei a zur —— überhaupt, je es zur Vor- 
| —* jo — 


Zinde niſſe entgegenſtehen, in welchem Falle erſt aus der ——— Be⸗ 
entung der Kriegsmacht des Bevollmächtigten die Anerkennung als 
Priegspartei hervorgehen würde, — auf Grund eben diefer Vollmacht des 
friegsberedhtigten Staates vollberechtigte Kriegspartei.”) Die Bevoll- 
mächtigung braucht nicht nothwendig ausdrüdlich zu geſchehen. Sie kann 
Bei auch jtillfchweigend erfolgen und aus coneludenten Handlungen 
taates erfennbar werden. 

Sri auf ftaatlicher Vollmacht beruhende Kriegführungsrecht iſt 
aber keine wirkliche, ſondern nur eine ſcheinbare Ausnahme von dem 
aufgeſtellten Grundſatze, indem es nur ein Ausfluß des ſtaatlichen jus 
belli iſt, wobei der bevollmächtigende Staat nad) den gleich weiter unten 
darzulegenden Grundfägen über die Bündniffe anzufehen wäre,!*) 


!) Heffter $ 114. 
2) Bgl. oben $48, 22. Dazu Broder a.a.D. ©. 404: „La qualitö de 
belligerant est une faveur, un credit accord& à quelqu'un A charge de retour“, 
| ) Vgl. Battel und Calvo a. a. ©. Die von Pinheiro- Ferreira zu 
Baartend aufgeftellte Behauptung trifft durchaus nicht immer zu, 
* Huch in conftitutionellen Monardjien, ſelbſt in England. Doc) ift auch 
Gegentheit, d. h. daß das Recht nicht ausfchliefjfich bem Landesherrn. jondern 
und der Bolfövertretung gemeinfam zufteht, nicht nur denfbar, jondern aud) 
h der Praris der Verfafjungen vorgefommen, jo bis gegen Ende des letzten 
Biertels des vorigen Fahrhunderts in Schweden, vgl. Battel a. a. D. 

°) Nach außen kommt deshalb er allein in Betracht, wenn auch inner-+ 
ftaatlicdh zwiſchen ſtriegsbeſchließung und Erklärung unterfchieben werden und 
beides bei verjchiedenen Organen jein fann. Hierauf ift der Werth der die innere 
und die äußere Bedeutung nicht unterſcheidenden Eintheilung Pinheiro- er- 
reira's (j. vorvorige Note) zu beſchränken und danad) auch dejjen Kritik der Publi- 
eiften zu beurtheilen. 

©) Martens, Pröcis, $ 264, 

) Zunächſt bezüglich der Kriege, weldje die zujammengejeßten Staaten als 
Gejammtheit oder welche einzelne ihrer Glieder mit dritten Mächten führen. Ueber 
bie von den Gliedern unter einander geführten Kriege ſ. gleich weiter unten in $ 62, 
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affenerhebung greifen, unterliegen — wenn dies im eigenen Lande 
er lediglich) der Strafgewalt und Gerichtöbarfeit dieſes wegen 
Abſthülfe, Landfriedenbruchs u. dgl.; wenn gegen das Ausland, den 
— des Auslands, welches die Gewalt Uebenden ebenfs 
— behandelt, begw. ihre — ——— als ſolche die ein⸗ 
imifche Siaatsbehörde veranlaft. Dabei iſt es g ob die 
—* ſich gegen die auswärtige Macht ſelbſt und mm 
gegen Angehörige derjelben kehrt. 
Die Größe der die Waffengewalt übenden Privatpartei ändert an ſich 
P% an dem aufgejtellten Grundſatze, jo daß auch Maffenerhebungen 
B 







evölkerung, welche ohne ausdrückliche oder ſtillſchweigende ſtaatliche 

torifation erfolgen, lediglich nach dieſem Grundſatze zu beurtheilen 

(d.*) Nur wenn die Privatpartei, z. B. eine Aſſociation wie die 
ınfa, zu einem ſtaatsmäßigen Gemeinweſen anwüchſe, wirde anders 
tſchieden werden müſſen.ꝰ) 
Freiſchaaren und Freicorps auf eigene Fauſt, Freibeuter, Flibuſtier, 
riganti, Seeräuber‘) und derartige gewaltſam auftretende Perſonen 
en deshalb nicht unter das Kriegsrecht und führen feinen „Krieg“. 
te find vielmehr Lediglich als Verbrecher zu behandeln?) und unter: 
ben der Strafgerichtöbarkeit, nicht dem Kriegsrecht, wenn zur Aus— 
ung der eriteren auch friegerijche Mittel angewandt werden. 

Zwiſchen folchen privatim (ohne ſtaatlichen Auftrag) —— 
Iche private und ſolchen, welche politiſche Zwecke verfolgen, hat das 
zherige Völkerrecht nicht unterſchieden. Die berühmten Beiſpiele der 
geſten Geſchichte, Schill's Erhebung und die ſelbſtſtändigen Züge Gari— 
Idi's in den Italieniſchen Unabhängigkeitskämpfen find deshalb nach der 
Fgejtellten Regel zu beurteilen. Allerdings ift neuerdings das Gegenteil 
auptet und der Satz aufgeftellt worden,®) daf auf eigene Fauft fämpfende 
xzteien, die politiſche Zwecke verfolgen (für öffentliches Recht ſtreiten) 
> außerdem als ſelbſtſtändige Kriegsmacht organiſirt find und im 
«en Glauben die Waffen erheben, als Kriegaparteien zu betrachten 
zw. Man Hat fich für dieſe Aufftellung namentlich darauf berufen, 
Solche Parteien gewiljfermaßen den Staat darftellen, daß es im 
Sserejle der Humanität liege, fie ald Kriegspartei und nicht als Ber: 
Her zu behandeln und durch letzteres ſonſt nicht eintretende Grau— 
Feiten und Barbareien hervorgerufen und daß durch Die friegs- 
Bige Organifation folcher Parteien Garantien der Ordnung gegeben 
Den. Es läßt fich auch nicht verfennen, daß in diefen Gründen, die Er- 
Ang der Bedingungen, namentlid den guten Glauben vorausgejebt, 

Beachtendmwerihes enthalten ift und daß deshalb die Entwidelung 

Völkerrechts nach der qu. Richtung in der That „angezeigt“ ſein 
"te. Bis jeht ift diefe Entwidelung aber nicht erfolgt, und als ein 
> Des jebt geltenden Völkerrecht? kann Deshalb das in jener Auf— 
kung Enthaltene nicht hingeftellt werden. Eine amdere Frage ift 
Trlich, was in folhen Fällen der Humanität entjpricht und ob im 

Handbuch des Volterrechts IV. 16 
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ete. Kampf; und zwar, da es fich hier ebenfall® um das jus belli von 
ipfenden Subjecten, den „Bürgern“, handelt, an diefer Stelle. 
Denn es find einerjeit3 die Staaten ald die Subjecte bes jus belli 
eichnet und die Privaten davon ausgeſchloſſen, es ift aber andererfeits 
nfalls gejagt worden,') daß auch der innerjtantliche Kampf des Bürger 
ges ein Krieg ſei und den ihn Führenden die Stellung und die 
he der Kriegspartei (anftatt bloſer Aufſtändiſcher x.) gebe. 

Unter Umftänden fünnen nämlich derartige innere fih zu 
flichen Kriegen geftalten, jo daß fie nicht nur friegstechtlich wie 
ege behandelt werden, ſondern daß fie im Conſequenz 
ferrechtlicher Grundfaͤhe wirkliche Kriege ſind. Dies hängt von 
Ausdehnung und der Machtſtellung der Kämpfenden ab und iſt alſo 
nur im einzelnen gegebenen Falle zu entſcheidende ar age. 
e bon der thatjächlihen Lage des concreten Falles hängt es 

1) ob die gegemüberjtehende Partei den Gegner als Kriegäpartei 
tatt als Aufrührer und Strafbaren) zu behandeln hat, und 2) melde 
Hung von den neutralen Staaten einzunehmen: tft, 

So lange es fih nur um die Auflehnung Einzelner handelt, zu 
m Niederwerfung bie Staatöregierung gewaltfame Mittel anmenden 
3, Liegt nur ein Aufftand oder dal. vor, gegen welchen die interne 
atsgewalt thätig wird und bei dem weder für die betreffende Staats- 
alt noch für dritte Mächte kriegsrechtliche Gefichtspuncte in Frage 
men, Wenn aber die Strafgewalt ſich nicht mehr geltend machen 
, wenn dazu die andere Partei zu mächtig geworden iſt, wenn ich 
rider thatfächlich gewachjene Parteien befämpfen und von einer ftaat- 
eı Organifation beider Parteien gejprochen werden kann, dann ift 
Strieg vorhanden und tritt das Kriegsrecht ein,?) wie auch im dieſem 
= die Sprache de3 Lebens von einem Bürgerfriege redet. Dies ift 

etiva blos aus Menfchlichkeits- und Zmedmäßigfeitägrinden em— 
„end: und wiünfchenswerth, obwohl gerade die Menjchlichkeit die Un- 
mung der im Bürgerkrieg Kämpfenden als Kriegsparteien verlangt, *) 

das Gegentheil zu den wildeſten Repreſſalien und Graujamfeiten 

-;°) fondern es folgt auch als rechtsnothwendig aus dem Sabe, daß 
Trechtlich das factiiche Annehaben der Gewalt in Betracht kommt. 
e Deshalb ijt auch der „Bürgerfrieg” nicht blos dem Kriege gleich 
'ehandeln, jondern er ft beim Eintreten der genannten Voraus— 
tg wirklich Krieg. Das factiſche Innehaben der Gemalt ift aber, 
[d die angegebenen Rampfesdimenfionen und Machtverhältniffe einge- 
m find, auf der einen Seite jo viel oder fo wenig ficher vorhanden 

auf der anderen, e3 trifft vielmehr für beide Theile gleihmäßig 

gleichzeitig hört die gemeinfame oberfte innmerftaatliche Gewalt auf, 
her die Hämpfenden unterworfen wären, und daraus ergiebt fich die 
innte Folge als nothwendige Conjequenz. Und zwar treffen dieſe 
umente zu, aus welchem Grumde auch der „Bürgerkrieg“ entbrannt ift. 
‚halb ift es nicht richtig, auch hier für die Anerkennung als Kriegs— 


16* 
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mdeln.!?) Bezüglich der ımbetheiligten, neutralen??) Staaten ift die 
cage aber von bornherein eine völferrechtliche. 

- Die Verantwortung für die Entſcheidung der Frage in concreto 9 
it der die Entſcheidung treffende dritte Staat zu tragen und deshalb 

mentlich für die unzeitige Anerkennung Aufftändifcher als Kriegspartei / 
id jein dem entjprechendes Handeln einzuftehen, wie — auch für | 
e mit Unrecht verjagte — ERNG due Partei als Kriegspartei. N 


| 

| 1) $ 48 und Roten 2 und 6 def. 

) So richtig Geffcken in Note 3 zu Heffter $ 114; Canning, Instruc- 

‚ns to Mr. Stratford Canning; Wellington, Desp. Im. $34; Ealvo $ 1627. 
auch v. Neumann a. a. O. ©. 97. Böllerrechtlich hätte eine andere (früher 

tonte) auf den Grünben ober der relativen Berechtigung der Erhebung beruhenbe 

sterfcheidung zwiſchen Rebellion und Bürgerfrieg gar feinen Werth, vgl. Vattel 

L ch. XVII. $ 292, und braucht jchon aus Diefem Grunde nicht mehr berührt 

werben. Bol. Battel $ 2%. 

) Battel a. a. D. $ 293. 

) U. A. aud; wegen der Eonfequenzen für die Hülfsthätigfeit, vgl. Bulletin 
tern. 1870, p. 175, wie denn gerade im Amerifanifchen Kriege Die Hülfs- 
ätigfeit Bedeutendes leijtete, auch in Spanien j. Bulletin Internat. 1873 p. 
„1874 p. 161, 1875 p. 188, 1876 p. 16, 88, 1880 p. 21. Aber aud) davon 
nz abgejehen wegen der jonft unvermeiblichen gegenfeitigen Grauſamkeiten und 
nöthigen Leidenszufügungen aller Urt, Battel 5 294. 

9) Vgl. Battel 88 294, 295, Broder a. a. O. ©. 404 

) Bluntjhli $ 512, N. 3, vgl. Lawrence zu Wheaton I. p. 182 ff. 

7) S. unten. 

) Die Vereinigten Staaten von Nord-AUmerifa waren —— nicht berech⸗ 
t, über die Anerkennung der Südſtaaten durch dritte Mächte, wie fie gethan, 
J zu beſchweren, um jo weniger, als fie bei anderen Gelegenheiten und in 
deren Beziehungen, wenn aud nicht immer und nicht principiell, jelbft die Süb- 
aten al3 Kriegspartei amerfannten; vgl. Geffcken zu Heffter $ 241, N. 3. 
ir den 1866er Deutjchen Krieg würde übrigens nod) in Betracht fommen, daß 
ceußen und Defterreich nicht blos Bundes-, jondern aud) Europäische Großmächte 
ıren, wenn fich nicht ſchon auch ohme das die Kriegsqualität jenes Kampfes und 
> friegsparteiqualität der ihn Führenden ergäbe. Fernere Beifpiele von Bürger- 
egen bieten aus der neueſten Geſchichte Spanien, Portugal, Merico und die 
idamerifanifchen Republifen. Ueber den Amerifanifchen Krieg j. des Näheren 
ılvo $ 1628; vgl. Bluntſchli 514, N. 1 und deſſen dort angef. Opinion 
part. sur la question de l’Alabama u. i. Revue II. p. 457 ff. 

9) Vgl. v. Holgendorff in biefem Haubb. IL. $ 25 ©. 106. 

”) Bol. v. Holßendorff, Encyklopädie, S. 1022. Es wird das ganz Mar, 
mn man nur vergleicht, was Vattel chap. XVIH. in ausführlicher Darftellung 
rüber vorträgt. Es fann natürlich vorfommen, dab eine ftreitende Partei im 
ante von ben anderen Mächten al3 Sriegspartei behandelt wird, nicht aber von 
r gegenüberftehenden Bartei, vgl. Calvo $ 1627. 

) Bol. die Lehre von der Sutervention und im folgenden PBaragr. die von 
n Bindniffen, indem auch für biefe Art des Strieges das über die Bündniffe 
erhaupt Geltende zur Anwendung kommt. 
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18 Bundniß abgeichloffen und geregelt wirb, en. werben 
Binbnißnertrag, trait6 — Die 38 — 


alle iſt die Hülfe leiſtende Partei Nebenpartei lem 

3 beſteht nur ein Hülfs- oder Subjidien- Vertrag, traite de 
scours, de subsides etc.!) und die geleijtete Hülfe erſcheint 

yeife und im eigentlichen Sinne im Öegenfage zur — 
Haft als Rriegähälfe, w⸗ↄuno⸗ die einer — 





“ab in einem weiteren umb allgemeineren Sinne als 
08 eigentliche Kriegabindnif erjcheint, das ja in der That in einer 
jegenjeitigen Hilfe zur Erreichung desjelben Zieles bejteht, 
ß Gleichgültig iſt dabei, ob die Kriegsgenoſſen den Krieg als ein 
Zeer, örtlich vereint, unter einem gemeinſamen Oberbefehlshaber, nach 
inem gemeinfchaftlichen Dperationsplane führen, oder ob dies auf ver- 
chiedenen Kriegsfeldern, ohne gemeinfames Obereommando und mit feinem 
pecielleren Gemeinplan als dem der Bekämpfung des — — 
Begners geſchieht.“) Nur darf es natürlich an irgend einer Vereinbarung 
und verabredeten Theilnahme überhaupt*) nicht fehlen. Sonſt toiirde 8 
cechtlichen Sinne ein Bündniß und ein von mehreren verbundenen Par— 
#eien geführter Krieg überhaupt nicht vorliegen, jondern ein Staat, der 
gegenüberftehende, ſich in mehreren Kriegen befinden. 

Die Kriegshülfe kann eine allgemeine und eine‘ particuläre 

fein. Die erjte ift Hülfe mit allen Kräften und Mitteln, welche der 
Hulfsmacht zu Gebote ſtehen ;°) die particuläre nur bejtimmte, qualitativ 
‚and quantitativ beſchränkte Unterjtügung, Verſtärkung und Vergünftigung 
wie Stellung von Hülfstruppen oder Kriegsichiffen, Lieferung von Waffen 
und Kriegsmaterial, Zahlung von Subjidiengeldern, Einräumung von 
‚Häfen, Fejtungen und Waffenplägen, Geftattung des Durchmarfches oder 
(der Truppenmwerbung.®) 
, Des Weiteren ift hier lediglih auf die allgemeine Lehre von den 
‚Bindniffen,?) ſowie auf die von den Neutralen,®) welche mit dem Necht 
der Kriegsalliancen im engiten Zuſammenhange fteht, zu verweiſen und 
an dieſem Orte nur über die Friegsrechtliche Stellung zu handeln, welche 
fich für die Nebenpartei aus dem Bündniffe und der Sriegshülfe in 
Bezug auf die Gegenjeite ergiebt. 


') Zwiſchen Hülfs- und Gubfidienverträgen noch bejonders zu unterfcheiden, 
wie Martens $ 289 thut, ijt fein Grund. 
| ) Das Kriterium für die Unterfheidungen und namentlich für die zwiſchen 
Haupt- und Nebenpartei Liegt aljo nur in der Urt ber thatjächlichen Beichaffenheit 
bes Verbundenfeins (Vattel l.c. $80, faire cause commune und promettre seule- 
ment un secours dötermine), Ktüber s 270, Martens $ 298, Ealvo $ 1765, 
der von ben blofen Hülfsverträgen jagt, qu'ils en impliquent un lien moins 
&troit, une protection moins @tendue, un engagement mieux döfini), fo daß 
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WB ächtigte oder gefährdete Kriegspe vorgehen kann. Dies entjpricht 

cd der natürlichen Anfhamung. & ee ſich ri int Allgemeinen 

je die Nebenparteien dieſelbe Stellung wie für die Hauptparteien 

auch für fie die Gültigkeit des Sabes, daß fie dem Gegner als 
feinde gegenüberftehen. 

Im Einzelnen können aber bei näherer Betrachtung namentlich be · 

* der Nebenparteien Fragen entſtehen und find ſowohl in der 

der Staaten als auch in der Theorie entftanden,”) welche 

ch einmal auf eine Einfchränfung der Regel in gewiſſen Fällen, ſodann 

„uf die Urt des Vorgehens von Seiten des Gegners und ihre Erflärung 


hen. 
et Hinfichtlich des Erjteren kann zunächit an eine Unterfcheidung nach 
er Größe und Urt der geleifteten Kriegshülfe, alſo danach gedacht 
„serden, ob die letztere eine allgemeine —* eine partieuläre und eine 
— durch Stellung von Truppen oder nur mittelbare, wie durch 
Zahlung von Subſidiengeldern iſt. In Wahrheit kann aber blos hier⸗ 
sach eine Unterſcheidung nicht gemacht und eine Einſchränkung für den 
all blos particulärer Hülfe davon nicht hergenommen werden. Denn 
"er friegführende Staat braucht ſich feine, auch nicht die geringfte Unter» 
Aützung feines Gegners gefallen zu lafjen, ſondern kann fich dagegen zur 
Priegsmäßigen Wehre jegen.‘) Jede Unterftügung iſt ein Stück der 3 
Hm entgegenſtellenden Gewalt, deren Urheber er auch ſeinerſeits mit Ge-# 
valt zu befämpfen berechtigt iſt, und andererjeit3 kann fein Staat den 
Anſpruch erheben, einer Kriegspartei irgend welche Kriegshülfe leiſten zu 
sürfen, ohne dafür vom Gegner des Unterſtützten als Theilnehmer am 
tampfe, d. 5. ala Feind behandelt zu werden. Auch die mittelbare 
Interjtügung ijt eine Unterjtügung, jo daß es nicht richtig fein würde, 
ie Berechtigung zu kriegsmäßiger Gegenwehr nur dann anzunehmen, 
venn der auxiliaire fi unmittelbar am Kampfe betheiligt. Im letz— 
"eren Falle tritt die Berechtigung nur befonders fchlagend hervor, und 
zwar die Berechtigung gegen den hülfeleiftenden Staat. Denn daß fie 
Aa deſſen Vertreter, die zur Hülfe gejfandten Streiter, beiteht, ift 
llends felbſtverſtandlich. 

Während nun dies, was mit der Natur und der Bedeutung des 
en allein im Einklang jteht, ziemlich allgemein anerkannt iſt, hat 
man für einen Fall eine andere Entjcheidung fällen und dem krieg— 
Führenden Staate die ihm vindieirte Berechtigung zu friegeriicher Abwehr 
und zum Behandeln der Nebenpartei als Kriegspartei abjprechen zu 
Sollen geglaubt, nämlich für den Fall, da die unterftügende Neben- 
Spartei die particuläre,’) nad) Anderen ſogar die allgemeine Kriegshülfe 
wicht bezüglich des vorliegenden Kriegsfalls, fondern ganz im Allgemeinen 
ohne Beziehung auf diefen Fall und den gegenwärtigen Gegner jchon im 
Voraus zugejagt hatte.) Aber es ift auch hier daran feftzuhalten, daß 
Wer Siriegführende jede Unterftübung feines Gegners, aus welchem Grunde 
Die auch gefchehe, abwehren kann. Es fommt nicht auf den Grund der 














Theilnahme ee auf. * Abſicht, — Da 
nahme det. Ob die Abficht fich darauf ri 
ſchaden, oder ohne feindſelige Abſicht nur darauf, —* 
zu erfüllen, kann vom Standpunkte des € 
nur —* das objectiv Feindſelige und Schäbigende a 
an entgegengejegte Meinung, die übrigens meift nur mit 
oder weniger Einjchränfungen (außer aufdie nur particuläre $ i 
———— Defe nfin eliumg) verteidigt x — 
ſich auf unzulängliche Grüude. Es wird gejagt, daß der 9 
ſonſt einen friedlich gefchloffenen Vertrag brechen würde, zu Der * 
langen die gegenüber ſtehende Kriegspartei fein Recht Hätte, dab er Y 
me fait point injure en acquittant sa dette*,®) die er durch Rn 
eingegangen jei, Die Nebenpartei hat aber für Die Bolgen 1 
ihr geſchloſſenen Verträge einzuftehen und bereitet durch ihre T 
dem Gegner allerdings injure, Gefahr und Nachtheil, die er E — | 
abzuwehren bevehtigt ift. Und wenn es für den Hülfeleiſtende 
und richtig fein mag, fein Verfprechen zu erfüllen, fo iſt —— 
gerecht und richtig für den dadurch gefährdeten oder geihäbig tten, 
fich gegen dieſe durch die Erfüllung des Verjprechens f 
fährdung oder Schädigung thatkräftig zur Wehre zu feten, Y 
Nur die Fortzahlung eines regelmäßig, auch in 
ſchuldeten Tributs, welchen ein Vajallenftaat einem "Dberfnte 
hat, würde anders zu beurtbeilen fein, wenn ber erjtere f ein 
Kriegshülfe und namentlich feine außerordentliche, erjt jebt fü 
gemachte Geldbeifteuer Leiftet.!”) 
Die auch überhaupt nad der Gerechtigkeit oder Unge 
Antheilnahme gemachte Unterfcheidung kann zu Nichts führen. 
Endlich ijt auch noch nach der Unterjcheidung zu fragen, die dal 
abhängig gemacht wird, ob die Kriegshülfe oder * —e 
ausgeführt oder nur zugefagt und verjprochen ift und ob 
Falle die Berechtigung des Gegners zu kriegsmäßiger — 
Es iſt bei der Natur und Bedeutung des Krieges aber auch hi 
auszugehen, daß ſchon in der bloſen Zuſage eine Stärkunge 
gewalt und eine Theilnahme gegen die Gegenſeite liegen * 
letztere demnach verfahren kann. Inſonderheit gilt dies, wenn bi 
füllung der gemachten Zuſage mit Grund zu erwarten iſt. Namen 
in diefem Falle folgt aus der Nothlage des Dun dab ‚ber in 
Nothlage befindliche Staat nicht unthätig und 
ſelbſt re Warken braucht, bis die Nebenpartei bie € 


Sa zu, — es eigaum it, ob die & ine —F en 
Sebenfalls febt, ie 
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Pinheiro-Ferreira (jpeziell gegen Martens), Calvo $ 1761 ©. 9, 
8 1764, Domin- „Betrufhedecg Mr Art. 171, Heffter $ 117. Bot. außerdem die 
ipecielle Behandlung der Frage in dem angef, Schriften von Shmidlin u 
Beulwitz. Die Frage bildet den Hauptftreitpunet in der Lehre, 

) Battel a. a. O. 

#, Ebendaj. Aehnlih Martens $ 304, ber hervorhebt, —— 
vorher zugeſagter Hilfe nicht die Abſicht, dem gemeinſamen Gegner 3 
ſondern nur die, einer beſtehenden Verpflichtung zu genügen, — | 
verweift bagegen Bergö zu den Martens’shen Paragraphen auf die arten: 
legende Ausführung Pinheiro- Ferreira’s. ©. auch Calvo —— 5. 9. 

) Bgl. Pinheiro-Ferreira u. Calvo a. in Note 5 angef. Orte, 

0, Mol. v. Holtzen dorff in dief. Hanbb. IL. $ 25 ©. 108. 

1) 6, enge ge re 
denden Inftanz Gejagte und vgl. Calvo $ 1761 ©. #9 

12, ©, 250. 

) Obgleich in diefem Falle der Unterſchied zwiſchen Abſchluß und B 
des Bündniſſes einer- und der Ausführung andererſeits ſchärfer —— 
es demgemäß wenigſtens weder in Uebung noch empfehlenswerth iſt, wenn bie 
ver erſte Fall vorliegt, gleich den äußerſten Schritt zu thun. S. Calvo 81 
verglichen mit $ 1764. 

"4, Heffter $ 117 und 30 u. 45. 

—* So verfuhr z. B. Rußland 1813 gegen Preußen bezüglich = 

mit Frankreich. 


Beiſpiel: Das Verfahren Friedrichs des Großen gegen Surfen m 
Beginn des fiebenjährigen Krieges. E\ 
7) Daraus, daß dies in der Staatenpraxis häufig *— — 
Verwechſelung zwiſchen dem aus politiſchen oder ſonſtigen Gründen ich Gei — — — 
mit dem, was rechtlich hätte geübt werden können, erflären ſich J — 
von Martens (in Rote 5 erwähnt), Mlüber’s $ 269 und Anderer. Namentlück 5 
find aud die befannten früher üblichen Capitulationen der Schweizer nd We 
ihnen dienenden in der Schweiz zugelaffenen Werbungen von ben men = 
Abwehrmaßregeln hingenommen worden. Wie weit diefe an lee 
dings im Wejentlichen nur den Charakter von Privatverträgen (mit den ( 
trugen und außerdem allen Staaten gleihmäßig gejtattet waren, — val. —* 
8 1761 S. 98, 99 — und wie weit die Zulaſſung —— 
eg wenn in Hmblid auf einen beſtimmten Krieg beiden ttet etc 
ilnahme am Kriege darſtellen, iſt in der Neutralitätälehre, u. erörter 
er die berüchtigten Truppenvermiethungen Deutſcher WETTER aus t 
Jahrhundert find thatjächlich nicht beanjtandet worden. Rechtlich angejehen w 
> aber, obgleich fie nicht eine Theilnahme aus politiichen Gründen, jonber 
ein Miethgeihäft waren, vom Gegner als Kriegs-Unterftügung Hab 


a 1s) Lat. und ee jelbjt an der in den Noten 5 u.12 e 

























Überhaupt 
19) Heffter $ 117, 120 a, E. Bol. Grotius IL 3, 9. 
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we $ 66. 
e Die Zuläffigkeit der Kriegsraijon im Bejonderen. 


nd Ob in dem am Ende des vorigen Paragraphen zulegt erwähnten 
„ alle Moral und Menschlichkeit die Kriegsraifon immer empfehlen und 
man die Retorfion üben oder auf fie verzichten will, ift eine Frage 
— ſich. Das Recht zur retorquirenben Nichtbeachtung der Kriegamanier 
9 in dieſem Falle vorhanden. Denn es kann, wenn die eine Seite 
icht erfüllt, nach bekannten Grundſätzen auch —*— wer anderen Seite 
gain Erfüllung verlangt werden. Am Wenigiten kann dies im friege 
‚ wo man burd ein unermibertes Hingehentaffen der von 
„ar Gegenfeite begangenen Berlegungen der Kriegsmanier in Nachtheil 
Sm in eine unginftigere Lage als der verlegende Gegner verjeht werben 
nte hinfichtlich des mit allen Mitteln zu erjtrebenden Zieles: Brechen 
es gegnerischen Willens und Erlangen des Sieges. 
Ebenſowenig kann die Berechtigung zur Sriegsraifon geläugnet 
erden beim Eintreten äußerjter Nothfälle. Sit ſchon bei Nothlagen 
— die Strafloſigkeit von noch ſo ſchwer ge Nothſtands⸗ 
dlungen anerkannt, ſo muß das in noch höherem Grade im Kriege 
"er Fall fein, bei dem fo viel mehr auf dem Spiele steht. Wenn deös 
alb die Sachlage ſich jo geſtalten ſollte, daß die Erreichung des Ktriegs— 
wecks und die Befreiung aus der äußerften Gefahr durch Schranfen der 
»Rriegämanier gehindert würde, und wenn alfo der Zweck nur dadurch 
rreicht und die äußerſte Gefahr, nur dadurch bejeitigt werden Fann, daß 
die Schranke der Kriegsmanier durchbrochen wird; jo barf lehteres ge- 
Ichehen.!) Es darf ſchon deshalb gejchehen, weil es gejchehen muß, 
>. h. weil fein Rriegslauf in folchen äußerjten Fällen fich hemmen und 
>35 freiwillig zu einer Niederlage, vielleicht zum Untergange kommen 
fieße, nur um das formale Necht nicht zu verletzen; m. a. W. fein 
Verbot, das ja auch in fich zmwedlos fein würde (demm von welchem 
Heerführer, von welchem Staate fünnte man einen folchen Heroismus 
der Demuth und Entjagung erwarten?), kann bier etiwas erreichen und 
mit dem Anſpruch auf Anerkennung und Gültigkeit auftreten. Natürlich 
Hann ein derartiger Conflict nur ganz ausnahmsweife eintreten, Denn 
die Regeln der Krieggmanier find durch die regelmäßige Gewohnheit und 
den wohlerwogenen Bertrag jo eingerichtet, daß fie regelmäßig befolgt 
werden fünnen. Sie find aufgebaut auf den thatjächlichen Verhältniffen, 
wie fie zu fein pflegen, ebenſo wie die Regeln des Staat und Privat- 
rechts, und nur bejonderer Nusnahmezuftand kann Hier wie Dort Die 
Befolgung unmöglih machen. Wie jollten aud die Borjchriften der 
Kriegsmanier, die zum Schube wehrloſer Privater, verwundeter und 
fampfunfähiger Soldaten, des Privateigenthums, der Barlamentäre, der 
Heilighaltung gejchloffener Verträge zum Schub eines occupirten Landes 
gegen unnöthige Bedrüdung, Herjtörung, Ausplünderung gegeben find, 
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ünfchen, daß die Völkerrechtswiſſenſchaft nicht in den entgegen- 
Fehler verfalle, und anjtatt wie früher — — num zu 
und einjeitig vorameile, ohne auf das beachtenswerthe und für 
e Gejtaltung des Kriegsrechts wichtige Verlangen der Militärs zu 
En: daß andererſeits aber auch die militärijhe umd ſtaats⸗ 
änniſche Praxis nicht mehr als nöthig ſich ablehnend gegen bie 
riegsrechtswiſſenſchaft verhalte; daß vielmehr beide fich gegenfeitig die 
thige Rückſicht ſchenken und Hand in Hand arbeiten. 
Was bisher erreicht iſt an bereit® anerkannten leitenden Grundſätzen 
8 Kriegsrechts im Gegenfah zu der früheren Nechtlofigkeit wird im 
(genden Paragraphen, der gegenwärtige Stand- und Bielpunft der 
eiteren in Fluß befindlichen Arbeit im fünften Kapitel hervorgehoben 


1) Die das Gegentheil behauptende Aufftellung F. v. Martens’, Bölferr, II. 
‚ 480 entbehrt der gejchichtlihen Begründung. 
2* Dal. — Beuterecht, und Laurent a. a, D., auch Bluntſchli, 

8) — baß ſie in Erwiderung Römiſcher Härten auch ihrerſeits wieder 
aeg griffen, joll nicht lee werben; vgl. Bluntſchli, Beute 

t ©. 3l. 

) Bluntſchli, Beutereht ©. 32 ff. 

°) Bluntfchli, Bentereht $ 6; v. Holgendorff in die. Handb. I. ©. 315. 

5) Bluntichli, Völkerrecht ©. 14. 

) Bluntſchli, Völkerr. S. 15, 16; Rhamon ©. 12. Auch die Be 
hrung des Kriegsrechts im Corpus juris canonici (Decret. II, 23) war ohne 
irfung. 

) Bluntſchli, Beutereht ©. 45, 46, und die dort angef. Stellen bei 
aurent. ' 

) S hierüber die Schrift von K. Th. Pütter. 

m Ahamon ©. 12. 

) Bol Bluntjchli, Völferreht ©. 14, Heffter $6 und dazu Geffden 

Note 9. Ueber den $slam ſ. v. Holkenborff im bief. Handb. I. $ 67. 

2) Schulze ©. 8. 

) Bol. Schulze $ 4, Heffter $ 6, Rhamon ©. 13. 

4) Rhamon ©. 14. 

) Bluntſchli, Beutereht ©. 38; Laurent X. p. 385; 5. v. Mar: 
ns, Böllerredht II. ©. 481. 

10) Eine Weberficht über die Entwidelungsftufen von der älteften bis zu ber 
uen Zeit giebt in folgender Weife Bluntichli, Beutereht ©. 47, 48: „1. Ver. 
htungsfrieg im alten Orient: Opferung und Tödtung der fyeinde (beider 
eichlechter) Brand der Wohnungen, Raub und Berftörung ihrer Güter durch die 
ieger. 2. Hellenifher Raubfrieg: Seltener Tödtung der Wehrlofen, aber 
aub und Verkauf der bejiegten Feinde als Sclaven, unbejchränkter Raub und 
elfältige Berjtörung ihrer Güter. 3. Römiſcher Krieg zur Ausbreitung 
re Römerherrjhaft: Nur bie SKriegägefangenen werden GSclaven. Die 


— 
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5 das Völkerrecht überhaupt, Gewohnheit und Vertrag, von denen 
serjte gerade für das Kriegsrecht beſonders ergiebig gewejen ift und 
nach einer bejtimmten Richtung ber neneften bejonderen Ent- 

Felung des Kriegsrechts im folgenden Kapitel noch eingehender zu 
ift, während wir ſonſt auf die im eriten Theile diejes Hand- 
behandelte allgemeine Lehre von den Quellen zu vermweifen haben. 
- Dieſes Kriegsreht ijt auch jet noch vielfach unvollkommen und 








(wiederum wie das Völkerrecht überhaupt) in materieller wie 
Beziehung und wird nicht jelten übertreten Uber e3 beiteht, 
Damit ijt der tief Durchgreifende prineipielle Unterjchied zwijchen dem 
Snmärtigen und jedem früheren Zeitalter gegeben. Und jchon jebt 

das Kriegsrecht, in Folge beiferer Erkenntniß, Eivilifation und 

janität, von Örundjägen geleitet, welche ſich mefentlih von den 
weren unterfcheiben, ja vielfach das Gegentheil von dem jehen, was 
wer galt.‘) 

Nach der früheren Marime konnte dem Feinde joviel Schaden wie 
Lich und dem Gegner beliebte zugefügt werden. Daß dies nicht 
eer geübt, jondern durch freiwillige menſchliche Rückſicht, Politik oder 
Eige Beweggründe vielfach gemildert wurde, ijt hervorgehoben worden. 
ze zu Rechte beitehend war die Marime, und es wurde oft genug nad) ihr 
Shren. Das heutige Kriegsrecht ftellt dagegen den Sab auf, d 
E Feinde nur fo viel Schaden zugefügt werden darf, wie der 
ed des Krieges und die militärifhe Nothwendigfeit ver— 
gen; und zwar eines Krieges, der nicht mehr wie in früheren 
en als der regelmäßige Zujtand, ſondern als Mittel zur Erreichung 
S beitimmten Zweckes und als ein die Regel des Friedens möglichjt 
EI wieder erftrebender Ausnahmezuftand betrachtet wird. Alſo fein 
krichtungsfrieg mehr, fein willkürliches, vom Kriegszweck nicht gefor- 
es unmöthiges Zerjtören umd Schädigen irgend welcher Art, noch be- 
ige Verfügung über das feindliche Land.*) 

Damit Hand in Hand geht die fernere im Gegenfab zu dem 
Jeren Princip ſtehende conjequenzenreiche Erkenntniß und Gewinnung 

Grundjages, daß im Kriege nur die Staaten, nicht die Pri- 
Zen als Feinde einander gegenüber ftehen.?) Die Privaten find 
ke Feinde und nicht mehr rechtlos und jeder Schädigung unterworfen, jon- 
eı haben auch im Kriege Rechte und Rechtsſchutz. Natürlich hat dies 
»ifje Örenzen.®) Denn auch der friedliche Private iſt denjenigen 
ngsmaßregeln unterworfen, welche die Kriegsnothwendigkeit erheijcht, 
beit fie dies im einzelnen Falle thut (Ausweiſungen, Einquartierungen, 
Ewendige Zerftörungen, Requifitionen u. f. w.) Vor allen willtür- 
en Angriffen aber gegen Leben, Ehre, Freiheit, Gut bleibt er bewahrt.”) 
o feine Tüdtungen, Wegführungen i in die Gefangenschaft oder Sclaverei, 
x Beuterecht und BVerfügen über das Privateigenthum (menigjtens = 
ndfriege) mehr. 

Anders ftehen wiederum natürlih die Combattanten. Sie, 
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friegenben Truppen, find bie tampfenden Organe, bie Be — 
zugleich gefährlichen Werkzeuge des Feindes. ET d 
und —— Objecte für Angriff und V 3 durch ihre ( 


Tübtung Gefangener, — nicht bei Einnahme von hartnäckig ver 
digten Feſtungen, keine Grauſamkeit, kein Nichtpardongeb Und 
über hinaus noch hat dag moderne Kriegsrecht fogar die } 
für die feindlichen Combattanten, Die ee und 
die Schonung und Unverleplichkeit ihrer Aerzte und Rilege er ei 
ihnen gewidmeten Sanitätsanjtalten ein für alle Mal ı —* be 

In der Anerkennung des Sabes, daß die nicht combatti ) 
gehörigen des feindlihen Staates feine Feinde find, orte rn viel 

auch im Kriege Rechte haben, tritt der — Fort * tt * 
grundſatzliche Verſchiedenheit des gegenwärtigen von dem fi -überen $ + 
rechte?) in einer fo emtichiedenen Weife hervor, daß ein ‚neuerer © 
fteller?) mit Necht jagt, die berühmte hochherzige, jene Aı 
damit die ganze humane Auffafjung der modernen Beit. sdrüde 
Proclamation Wilhelm I. vom 11. Auguft 1870 enthalte das F 

liche Princip der modernen Kriegführung. Dieſes in der 6 
Kriegsrechts ewig denkwürdige, durch den Vergleich mit dem 
Kriegen des eriten Napoleon geübten Verfahren in a 
Folie erftrn lende und immer wieder in das Gedächtniß z 
Document!”) lautet wie folgt: 
„Sch führe Krieg mit den Franzöfiichen Soldaten und ı 
mit den Franzöfiihen Bürgern. Diefe werden Ba 
fahren, die Sicherheit für ihre Perfonen und ihre E 
genießen, fo Lange fie micht felbit durch feindfefige 
| nehmungen gegen die Deutfchen Truppen Mir das Recht ne 
ihnen Meinen Schuß zu gewähren.“ 
| Das Document bezeichnet in würdigfter und geeignetfter 


£ u 


Abſchluß, zu weichem das Kriegsrecht in der modernen Zeit 
Eben dieſe Zeit ift an der Arbeit, —— 
meiter zu vervollkommnen und zu humanifiren und zugleich e u eb 
eis .. zu fixiren, d. i. zu codificiren. Von dieſer Ark 
von € einer zwar noch in Fluß, theilweiſe jogar erjt im den 5 
br indlichen, aber ihon im Werden begriffenen und vi 6 
le he ſt —— neueſten — noch beſonders 3ı 
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?) Trendelenburg, Lüden im Völkerrecht, 1870; Bluntjchli, Nectorats- 
22. November 1871: Das moderne Völterredit, 8.8 ff; Rolin- 
unemyns in der Revue IL. p. 643 ff 
2. Heffter ©. 16: „Immerhin iſt einftweilen ein Europäiſches Völkerrecht 
id in das allgemeine Bewußtjein getreten und fteht auf einer höheren Stufe 
* manität als jedes bisherige, inſonderheit das der alten Welt.“ 
®) Bon der Verfügung, die fi aus dem bejonderen Fall des Rechts der 
zung ergiebt, wirb weiter unten gehandelt werben. 
) Buerjt bejtimmt und ausdrücklich ausgejproden von Portalis in der 
: „La guerre est une relation d’Etat à Etat, et non d’individu 

vidu.“ "Dann vielfach in Geſetzen und Friegsartifeln; vorher aber jhon 
‚werjt im Lauf der Entwidelung des Kriegsvölferredt3 in der 
ache anerkannt durch den im vor. Paragr. erwähnten Freundi ————— 
Jen Preußen und Nordamerika und zum Theil auch durch das 
2cht. Bgl. weiter unten im folg. Stüd und Bluntſchli, Beutercht, ©. 53, 55, 
=) Ueber alles dieſes näher weiter unten im folgenden Stüd. Dort auch 
gAlete Riteratur. 

7) Natürlich nur jomweit er ſich auch jeinerjeits activ neutral hält und nicht 
kb auftritt; vgl. Oppenheim, Friedensgloſſen, ©. 125. 
®) Bol. Bluntjchli, Nectoratörede. 
°) Oppenheim, Friedensgloſſen S. 125. Bgl. auch Bluntſchli, Necto- 
*de ©. 15. Wie „etrangement travestie* (@aveleye i. d. Revue de 
«ue 1875 p. 141) dieje Proclamation in Frankreich ift, ift bekannt. 
30, Die praftijche Befolgung und Beobachtung der moberm-humanen Völker— 
Fäbe, namentlich im 1870/7ler DeutidyFranzöfiichen Krieg, wird im 28. Stüd 
Sdigt werben. 













Fünftes Kapitel. 
: AHumanifirungs- und Codificirungsverfudhe der Neuzeit 
im Befonderen. 


$ 70. 


te neueften Humanifirungs- und Codificirungsverſuche 
im Allgemeinen. 


ratur: Zur Humanifirung ſ. Lucas, Moynier und die anderen in Note 6 
biefes Paragr. Angef., bei Queder, Recht und Grenze der Humanität im 
Kriege, 1880, namentlich ©. 6 ff, 22 fi. — Bur Eodificirung v. Holßen- 
borff in biei. Handb. Bd. J. 8$ 36, 37 und bie bort auf ©. 156 u. 142 
Angeführten, wie die zu diefem $ 70 (namentlich Note 6) und ben folgenden 
88 71 ff. Eitirten. 
















nt und abfihtligen Öumaniiicung au von Dale um 
agenen —— de — fortgejchritten. 


fordert; umb die feptere Hat bie von der erfteren theils ber 
gejegten, theils nur noch gemwinjchten € —— 
ſichtigen. Ihre Aufgabe befteht nicht nur as bi 
Recht in der denkbar ficherften Weife zu firiren, fon 
darin, es in DEE Vorgehen ve Zuſt tänden 


REF er, ie 
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an die Codificirbarfeit des Kriegsrechts glauben, ®) fo find 
Schwierigkeiten doch auch in letzterer Beziehung —* ſehr erheblich 
Johl geeignet, die Möglichkeit einer Codificirung des 
h erjcheinen zu lajien. 
übgeſehen von den von Holbendorff borgetragenen, zum Theil 
| das Kriegsrecht paſſenden Bedenken, wie von den „us den dem 
igen Zuftande des Kriegsrechts umd der Kürze der Beit, 
Begsrechtliche Entwidelung erjt durchlaufen hat,®) ale 
h namentlich die Art des Organs oder vielmehr der Organe, welche 
ra des Kriegsrechts wie für die des Völkerrechts über- 
in Betradht kommen. 
dings ift der Sab, daß es feine über den einzelnen fouveränen 
vun ftehende höhere gejehgebende Gewalt giebt, in gewiſſem Sinne 
cheinbar richtig. Denn an Stelle der —— des —— 
die freie Vereinbarung der mehreren, bezw. aller civili 
bevollmächtigte Vertreter das Organ der — darftellen, 
aß der Unterfchied nur in der Form Liegt. Allein wie viel größer 
) diefe Verjchiedenheit der Form und die andere Bejchaffenheit des 
mes die Schwierigkeiten werden müſſen, iſt an fi klar. Wie viel 
er find diejelben fchon in einem auf nationaler Grundlage beruhenden 
tenbunde oder Bundesjtaate als in einem einfachen Staate. Um 
viel erheblicher noch in einem Concerte vieler, Europäiicher und 
reuropäijcher, jouveräner Staaten mit ihren vielfach aus einander 
(den, oft entgegengejesten Anfchauungen, Beitrebungen, Intereſſen, 
ſchen, ja verjchiedener Culturjtufe und eigenthümlicher Nationalität, 
yem berechtigten Bejtreben voller Wahrung ihrer Souveränetät, mit 
jeweiligen Bolitif. Damit jteht in Verbindung die weit verbreitete 
oft bhervorgetretene Abneigung der Regierungen, Staatsmänner, 
tärs gegen Schranken völfer-, infonderheit Friegsrechtlicher Verein- 
gen. Dazu der Hinweis auf die gewaltfame und felbftherrichende 
x des Krieges, der Schlacht, wofür man vernünftiger Weiſe mit 
Zoffnung auf Befolgung feine Gejege geben fünne. Erhöht werden 
in die Schwierigkeiten noch jeden Augenblid durch eine Schärfung 
Segenjähe in Folge von Streitigkeiten und Anſätzen dazu unter den 
ten, jowie durch Wechjel im der Negierungsgewalt und Form der 
nen; wie auch die Ausführung befonderen Schwierigkeiten unter: 
en ijt.'°) 
Wegen diejer unverfennbaren Schwierigkeiten, auch wohl jchon des. 
‚ weil e3 an einer höheren gejeggebenden Gewalt fehlt, hat man 
in unjere Tage die Eodificirung des Kriegsrechts, wenigjtend zu 
it irgend abjehbaren und aljo praftiich in Betracht fommenden Zeit 
te für unmöglich, die Annahme ihrer Errichtung wenigitens vorläufig 
wenigitens für den gefammten Umfang des Kriegsrechts für eine Utopie 
ten.) Es mag mit dieſer Errichtung auch troß der vielfachen 
übungen der Gegenwart für die Herbeiführung der Eodification 
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Die Thatſache, daß derartige 













en hervorgebracht haben, und die damit in ſtehende 
erung oder gar Ueberwindung der auf Seiten der Stagtgmuner— 
* u. ſ. w. gegen die Codificirung beſtehenden Abneigun 
BE die in der Neuzeit überaus regen es der Wiſſenſche 
en weiterer Vereine, Inftitute, Comite3 u. j. iv. fiir Die Bereitung 
odens diejer Codification. 

ieje allgemeinen Erwägungen dürften die Annahme der Unmög- 





enen lafjen.'%) Es jcheint vielmehr die Möglichkeit derjelben in 

nicht zu fernen, wenn auch in diefem Augenblide noch nicht genau 
embaren Zeit zugegeben und darauf hingewiejen werden zu müſſen, 
pie ein Kriegsrecht überhaupt möglich geweſen, jo auch eine Codi— 
zug desjelben möglich fein dürfte. 

Freilich ift auch das Wünfchenswerthe einer Codificirung geleugnet 
en.'’) Aber dem dürfte außer wiederum mit ber allgemeinen 
xheit, daß die Eodification die höchſte Rechtsgewißheit u zug 
größte Sicherheit für die gleichmäßige Rechtsanwendung verbürgt,! 
dem Hinweiſe auf Die bereits erwähnten überaus glücdlichen und 
asreichen Wirkungen zu begegnen jein, welche Theilcodificationen des 
görechts, wie 3. B. die Genfer Convention, bereit? gehabt haben. 

Die auf die Codificirung des Kriegsrechts gerichteten wifjenjchaft- 
nm und jonftigen legitimirten Beitrebungen verdienen deshalb Aner- 
ung und Aufmunterung, 

Vorausfegung für die Möglichkeit und das Buftandefommen einer 
ification und weiterer Humanifirung des Kriegsrechts, wie für Die 
nunterung der darauf gerichteten Beſtrebungen ift freilich ein rich— 

+ Vorgehen, dad Bermeiden gefährdender Irrthümer und die Zu: 
—J9 des richtigen, die gebotenen Grenzen innehaltenden Prin— 

Denn die Verkennung dieſer Vorausſetzungen hat vielfach mehr, 
die Schwierigkeit jelbft die Aufgabe erjchwert und ihre Löfung als 
töglich erjcheinen laſſen. Dieſes Princip und die für das richtige 
fahren bei Löjung der Aufgabe in Anbetracht fommenden Geſichts— 
cte find deshalb vor Allem feitzuftellen.**) 


) Pol. die gleidy folgenden Paragraphen und bie bei ber Lehre von der 
genfriedensidee und den Echiedögerichten gegebenen Ausführungen. Holland, 

Progress toward a written law of war, 1881 (Uuszug aus Colburws 
ed Service Magazine) und die in Note 6 Angeführten. 

2) ©. ben vorigen Paragraphen und Queder, Recht und Grenze ber Huma- 
r im Sriege, ©. 24. 

9 ©. oben $ 59. 

) Es hat allerdings auch nicht an ganz vereinzelten Stimmen gefehlt, welche 
t das Wünſchenswerthe und Vortheilhafte der Humanifirung des Kriegsrechts 


gefommene —— 3 günſtige und ſegensre che 


der Codification des Kriegsrechts nicht mehr genügend begründet 
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heit der eivilifirten Staaten) ei 
Be ihnen im Sriege (in allen ober. € 





a Dies —— — bee Met 
— Falle ec nicht —— 
agegen kann ge, was nur von zwei ol 
Staaten, ſei es für beſuͤmm⸗ Fälle, etwa i BE 


feit eines Kriegsvölfergefeges feinen [23 

an fich fein pofitives — 

auch ſolche — ſowohl durch die innere 9 ſſenheit 
Beſti ‚ al3 auch durch die —— namentli 


Beuhmg für Die Grfenntni deD gegenmärtigen Ar 
—* ——— besfelben nen woflir fie dos 1 


"lo weniger Marien nattrfi bie c von m Ele 
Organe ber Kriegführung (für das von jeinen Heerfi 
* 


























im Selbe zu beodadtende Berfahren) codifiirten Workhriten jene 
ſpruch der Bedeutung eines für die —* oder —* — für das 89 


—— Bank —— Geiehes — —— ie —* * 























































Fluſſe 
J entfpringenden Gobifiention nicht uner- 
— watt, fo — 





> dort angef. Stelle bei Bulmerineq, 
—— ©. 170, 171; vgl. Schulze ©. 2 
enftehende Meinung — —— 
1 die Vereinbarung bindend ſei, laßt ſich nicht 
D Martens, Böllerr. I. ©. 191. 


©. 171, —— 180, Martens, Völlerrecht J. 1883, 
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Andere enthalten nur Beftimmungen über einzelne Puncte, wie z— 
Kuffiiche aus dem Jahre 1877, von denen die eine ſich aufdas Krie— 
gefangenenvecht bezieht. ”) Dabin 9 gehört auch die ee Orm 
tafijchen Krieges im Auftrage der Ruſſiſchen Regierung bon 2ue 
verfaßte Inſtruction für das Ruſſiſche Heer, welche eine furze Erläuter 
der Genfer Convention enthält.) Daran grenzen dan, ıllerding 
ein anderes Gebiet Hinüberführend, die immer allgemeiner 
und mit immer —— Fürſorge behandelten Sanitätsordnung 
verſchiedenen Länder. 

In einigen Staaten iſt man mit Vorarbeiten zu j 
Inſtruetionen beihäftigt, jo in der Schweiz und Dänemart,) —— 
auch in Stalien.‘”) 

Umfaffende in Kraft getretene Inftructionen aus der neueften Jet 
haben Frankreich, *!) Rufland (in KRatechismus-, [Frage unb Untnort=] 
Form), die Niederlande!?) und Serbien, !*) endlich — ee.) 

Die Claſſe der Entwürfe, die aus amtlichen internationale ge 
rathungen und Beichlußfaffungen hervorgegangen, aber biß zur. geit met 
— geblieben ſind, bilden 

. die. im Jahre 1868 vereinbarten Zuſatzartilel zur Genfer Ge 
vention, welche außer einigen Abänderungen dieſer Convention 
die Ausdehnung ihrer — auf den — — 
zwecken; und 

2. die das gejammte (Sand-) Kriegsrecht umfaſſende und mai 

eine Eodification desjelben ausgehende Declaration ber Brifelet 
Eonferenzen von 1874. 

Beide verlangen, erftere wegen ihres Zufammenhanges mit der wi 
tigen Genfer Convention, die zweite wegen der ihr ſelbſt a 
deutung eine eingehendere Bejprechung in befonderen Baragraphen (SS T8H- I 

Was endlich die von nichtamtlichen Vereinen und die bon Eis 
zelnen ausgehenden Ausarbeitungen anlangt, jo ift in erſtere De 
ziehung das nach jorgfältigen Vorarbeiten vom Institut de droit inte 
national aufgejtellte Manuel des lois de la guerre zu nennen, Auch dieje 
Manuel ijt wegen der hervorragenden Bedeutung feines Urfprungs, jene® 
Urheber und feines Inhalts beſonders ($ 81) zu bejprechen.2%) Yes 
dem Kreije der einzelnen Völferrechtögelehrten, welche Eodificationsenf 
würfe veröffentlicht Haben, ragt, namentlich für Deutfchland, Bluntſch 
hervor, der 1866 furz vor Ausbruch des Deutjch.öfterreichifchen Krieges 
„Das moderne Kriegsrecht der civilifirten Staaten als Rechtsbuch J 
stelft“ erfcheinen ließ, *°) jest ein Theil feines „Bölferrehts als Recht: 
buch”. Bluntſchli Hat fih die Lieber’fchen | 
bilde dienen laſſen und diejelben, vielfach wörtlich, in fein „Rechtshug" 
aufgenommen. 19) Die abgefchloffene Codification der Genfer 

ſpäter in 
_ worden. 


ift ebenfalld in die Darjtellung aufgenommen, gleichermaßen 
Das Wert umfaßt das geſammte Kriegsrecht, einjchließlich des Mechts der 
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den folgenden Auflagen die Brüfjeler Declaration 




































































empfunde — —— ag zu * * zu — 
mungen ———— daß er allerhand Einſchränkungen und 
end Heerfü hrung 





e Er e 1 find, erwarten. 3 | 
feßteren iſt anerkannt, daß die Nichtbefolgungen 
20* 






























der Genfer Convention, welche in den Kriegen, —— 
vorgekommen ſind, ſich zum guten Theil auf das end > Be ınt 
des Völfervertrages zurüdführen Iaffen.'?) Diefem U ehe u | 
abgeholfen werben’*) und iſt inzwijchen theilweiſe icon at 
und davon wird eine Beflerung die Folge fein. So z. B.r 
während des 1870/Tler Krieges von na ve 
die Genfer Convention ſehr wenig befannt war,'#) — am a 
Deutfcher Seite für ihr Bekanntſein gejorgt Hatte!5), für — 
Bekanntwerden des Geſetzes geſorgt, und in — davon die 2 
desjelben auch bei den Franzoſen befjer.'‘) Es u überhau pt. a / 
bier an die kurze Zeit des Bejtehens der Genfer Eon | 
werben. Wenn fie nach längerem Beſtehen erſt in Feifch in 
der Völker und ihrer Heere übergegangen ſein wird, wird ı h ihre ® 
folgung eine ausnahmslofere fein. Einzelne Ausf n w 
freilich bei der aufregenden und erbitternden Natur des. Kris u 
Biutarbeit jo vieler, vielfach ungebildeter Menjchen immer v 
Aber fie laſſen fich vermindern, und eine principielle N 
Convention hat in den inzwischen vorgefommenen Siegen, 1 
Deutjch-Franzöfiichen von 1870/71, auf feiner Seite f 
Ebenfo laſſen die Mängel, welche die Convention und i 
3. Zt. noch aufweifen, fich beffern und abjtellen, umd die 
bie zu Nichtbefolgungen geführt haben, (z. B. durch ftrenge € Str 
mungen)!?) fich befeitigen. Geſchieht dies und wird zugleich f 
liches Bekanntwerden der Genfer Convention in den deren 
werden die guten Folgen und jegensreichen Wirkungen der ( 
vention und die Dienjte, welche fie der Humanifirung des 
feiitet, offenbarer zu Tage treten. 
Eben deshalb würde es aber auch ganz unrichtig, ve m 
inhuman ein, die Convention, weil jie beim erjten 
vollfommen gerathen und weil fie nicht immer befolgt worden i 
befeitigen?®) und den Sa aufftellen zu wollen, dab 
anferlegende Gejebe fich überhaupt für den Krieg nicht « 
muß vielmehr bei dem vielfach jegensreichen —— der 
vention und dem Fortſchritt im der Humanifirung des gsre * 
ſie bezeichnet, und bei dem Feſtſtehen der Thatſache, af ob Ihre Die Ge 
Convention den Verwundeten fein jo großer Schub zu 3 ' il { we 
fönnte wie mit der Genfer Convention, und da durch die I 
Schuß geficherter ift, als beim Nichtbeftehen der Genfer ( * — 
möglich ſein würde, — Alles geſchehen und Alles — it : en, 
die graufamen Leiden der Truppen mildern und fie vor unn ige ei 
bewahren kann, jo lange nicht der ftricte Beweis ver Unausführ 


erbracht ift.?") Die Bedenken gegen die Genfer Eonde , Name tl 
die von militärischer Seite erhobenen, müſſen alle — cgfältige 
achtet und, ſoweit * irgend begründet ſind, — —* ber 
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denen Anfichten, Die dann auch im Einzelnen wieder 
— Genfer Conv. S. 262 ff. und bie * 

—* Haurowitz, Michgelis, Mundy, Löff 

Pezet de Corval, — ——— en ee 
BELGrafhenjen, ae ud We dort auf ©. — 
— — Gurtt und Die oben in Eingang zu 72 
ür-Beitjchriften, wie er le nei 
L Beriihe m. U. Ferner jebt die Bearbeitungen der 
10livi Bi, Zwanowsti, Nosztometi und —— 

rt Revu«é Be p. 545 ff. Auch bei den im folgenden PBara- 
bie Genfer Convention bezüglichen weiteren Be- 

ber Anfichten hervor. 


n anerfamnt, Yueder Genfer Conv. 268, 292, 
e 18, p. 545 ff. Daß; folde ——— vorhanden, 
en bon vornherein klar und geht auch ſchon 
t3 jo bald nad) 1864 an die Errichtung von Addi— 


| F e Comv. ©. 283 und weiter unten. 
tano p. 273. Bgl. Söifler. 


R ef meter une einzugeben, ſ. übrigens ſchon hier 
‚Genfer Conv. ©. 421 ff. 
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ht im Allgemeinen. 
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9) Bol. Aueder’s Neformoorfchläge in bei RR 
S. 435. Ebenjo Shmidt-Ernfthaujen, ©, 57 ff, 

: Bal. Shmidt-Ernjthaujen ©. 57, ’ 

®) Bol. oben 8 71 N. 2 und Lueder, Genfer Comv., S.422; Schmi 

Ernfthaufen, Bluntjchli, Mod. Völler Recht 2. Aufl. € ER a 

) Schon im 1866er Kriege find ſolche Erfahrungen gemacht worden (ve 
oben $ 71, N. 37). ©. darüber Queder, Genfer Eonv. ©. 44, 1. 5. Bei 
fommt hier aber der Deutſch-Franzöſiſche Krieg von 1870/71 in Be icht. 





die 
ſche —* Preuß. — ——— vom * Au 1870, 
tions de la Convention de Genöve par le —— 
über welche intereſſante und wichtige Veröffentlichung Luede 
S. A6G N. 14, Rolin-Faequemyns in der Revue de droit in 
ff. II. p. 296 ff, IV. p. 481 ff., Moynier, Convention de G 
la guerre franco-allemande, Bluntfhli, Das moderne I 
fijch-Deutichen Kriege, Rectoratsrede 1871, und Derjelbe in $ I 
Jahrbuch für Gejepgebung ꝛc. L 315 ff, Dahn in ber $ er ſtritiſch 
Vierteljahrsſchrift 1872 und 1873, v, €. (Foren) Di Genfer Co im 
Da: ferner Dahn in den Jahrbüchern für die Deutſche U: 
1.6. 79 f, I. ©. 51. Bat. aud Trendelenburg, Züden im 2 
und Hätfchner in Füllner’3 Deutichen Blättern 1872, Es find ge 
Kriege vielfach ungünftige Erfahrungen gemacht worden und ı 
zöſiſcher Seite zahlreiche Verlegungen der Genfer Convention (ie a 
rechts überhaupt), Mikbrauchungen wie Nichtachtungen des Unv | jfeit: ji 
Nichtachtungen der Unverleglichfeitsjtellung der Aerzte w. | org D 
der großen im Anfange des Krieges jo gut wie völligen U ni 
und der Beitimmungen der Genfer Convention, welche auf 
ren (ſ. N. 14), ift es ja auch von vornherein — je fe 
und nothwendig, daß auf dieſer Seite bejonderä viele $ 
Convention vortommen mußten, wie auch vollftändig beiviefen ı 
die Darftellung bei Yueder, Genfer Conv. S. 268 ff. — 
Moynier, Dahn, Bluntſchli, die Deutſchen — Ber ffent hun 
Les violations de la Convention de Geneve, während von D M ie Seite 
Genfer Convention wie überhaupt das Sriegsrecht im Ganzen, — nati 
nicht ausnahmslos, gut befolgt worden iſt, ſ. z. B. in der Mi * 
ſchrift 1872, ©. 445, 446, Biuntſchli, Revue de droit intern. I. p. 
und insbejondere die Nichtdeutſchen Schriftfteller, deren nicht als partetifd 
büchtigendes Zeugniß befonders ſchwer ins Gewicht fallen wird, ‚10 to! ti 
myns in jeinen vortrefflichen, in allen Ländern anerkannten Aufjägen im & 
de droit intern., welcher die offenbare Unrichtigfeit vieler den jet ice 
Vorwürſe ebenfo unpartetiich wie entichieben zurückweiſt ER | bei be 
Unrichtigfeit vielfach ſchon durch die Anwendung der „Eler reg egeln Di hiſt 
Kritit“ zu erlennen ſei Dunant, A proposal for intr uniformity i 
condition of prisoners of war, London 1872, 2 &d. p. 11, Ein lat ri der 
Franzöſiſche Krieg, Burkhard (Schweizer Arzt), in Zeugnifien, die im d 
Bis marck'ſchen Depeſchen niedergelegt find. Es kommt ja freilich nicht Darauf 




























verue | ganz —— partei Berge, 
et Gpenatier u 4, — [. Rolin-J wor 








ae 






i ie Schriftiteller, namentlich Worin, bei ih m Angab n ſich 
E Ro! olin 1. Joesuempus ( —* p. 479 u an Morin 
rbern eines von ihm behaupteten, beſonders ſtarlen 
Beftmmie Quelle u nennen, ift von legterem 
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"Di ag Haben genaue Unterfugiungen DIE völlige 
erhobenen Beſchuldigungen bewieſen, Rolin- 


Hunter Ehite’fhen (en Depehde wird bie pofitive 
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Unrichtigkeit faſt aller Franzöſiſchen Anfdı ehe —— 

manden, der nicht Brenn wilt, —— rden er 

die Srangöftfchen wie die. — Depeſche von r 

die Franzöfiihen Circulare vom 30. Suguft, gelejen i Sena 

u. f.w. — — fh mit-ben ftellen: 
wie einerfeits Bluntſchli, Dahn u dererjeits M 

Gele w. m — ———— — | 


myns, RevueIV. p. 481 f., 505, bom un 
Schriften, ie Da eitipe Rolin IIL. D.290 u. IV, 4 


jehen. Durc) Borfiebendes ertdigen ih Bemertungen m 
Ep —— der ſich — en 




























andere vorgefommen, namentlich im 
Türkiſcher Seite, im — zwiſchen Peru u 
fortlaufenden Mi gen im Bulletin Internation 





Genfer 
die ie Unmöglichteit ber Durcfüßrung eines folchen X 
10) Queder, Genfer Eonv., ©. 144, er 200; Hruntgätt, 
©. 27, und in Holgendorfi's Jahrb. I. ©. 324 "Sogar in $ — 





— find Erfahrungen gemacht worben, 
er Genfer Convention conftatiren ®gt. Bulleti 
P- 


— 


") Wohl allgemein anerkannt, vgl. Lu eder, — Sonv., 
von Schmidt- Ernfthaufen ©. 57, Bluntſchli, Rec 
felbe in Holgendorff'3 Jahrb. I. ©. 314, Fund: Brentano -Sor 
Guelle, Pröcis a. a. ©. 

3) Sueder, Genfer Conv., 269 f.; Bluntſchli, Ne | 
Trendelenburg, Lüden, ©. 56; Guelle, Pröcis 0... Zoe 

a * Lueder, Genfer Conb S. 270, 271, Blunt il gli in Do 
Sahrb. I. ©. 292, Rolin- »Faeguemyns, Berue IT 2 ar — 

4) S. Bucher, Genfer Eonv., ©. 269 ff. und die dort Ange f.. Blu 
Dahn, Moynier, Actes du Comit& intern, endelenb rg. 
Bismard’ihe Depeihe vom 9. Januar 1870, — — 
de G. p. J. Frangais, Thile'ſche Depeſche vom 26, —— 
blos von Deutſchen Schriftſtellern anerkannt. — 

15) Lueder, Genfer Eonv., ©. 270, Moynier, ( Oi ) } 
franco-allemande, p. 5, Bulletin intern. 1873.95. 

en ee in Holtzendorff's Jahrb. I. «2 —— R Rolin .c 

der Revue III. p. 328; Zueder, Genfer Eonv., © 2 ’ 

"n Bl. oben 8 TAN. 53 und Queder, Genfer Eonv., 
Jaequemyns in der Revue II p. 678, III. 695. Der! 
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—— man nicht bei einer blojen Kritik der Genfer Convention ftehen g 
; Jondern Hat auch ebenjowohl pofitive Berbefferungavorjcläg 

— * Volterrechtswiſſenſchaft als auch praktiiche verſuche * 

auf — und Conferenzen eine Fortbildung der Gen * 


Die  eferen find u. U. durch ae — ag ıber, | 
gen umferer Zeit unterſtützender — —* nt ber 
oder ermuntert worden‘) Zu ben Ießteren g R 


bie in den folgenden Paragraphen zu beſprechenden % — 
Arbeiten, Ar der 1868er Gongreß ) und das im & 81 zu 
Manuel des Völferrechtsinftituts mit den Br | ine 
frieg dezwedenden Zuſahartileln des Congreſſes und ven die © 
Convention in das ganze Kriegsrecht einfügenden Bejtimmungen % 
Manuel. | 
Sie alle find aber bisher nur Verſuche und $ je gebfie 
die zu einem praftiichen Erfolge, d. h. zu einer von; * | 
einbarten und anerkannten Revifion und Verbeſſerung nicht ge } habe 
Daß das aber mit der Zeit der Fall jein und daß 7 rung W 
Fortbildung der Genfer Convention, wie fie möglich find, w au faeti 
ins Leben treten werden, das Darf zuverfichtlich erwartet werde 1. 
Bereit? im Jahre 18567 Hatten fich verjchiedene X 
mit der Verbeſſerung der Genfer Convention — —— 
1866er Kriege das Bedürfniß einer Revidirung derſelben fi i 
gemacht hatte und in Folge dejien Bemühungen auf die F — 
einer ſolchen Revidirung, namentlich wieder von Seiten | sr 
internationalen Comites gemacht worden waren. Go bie a 
lihen Befehl in Berlin tagende Militärjanitätsconferenz, ? 
Zangenbed, Bardeleben, Böger, Esmard, —— 
Löffler, Wilms nicht ohne Beirath eines höheren 
Oberſtlieutenants und Abtheilungschefs im — 
mann, angehörten. Die Conferenz, die es übrigens —— 
Genfer Convention, ſondern mit dem geſammten —— 
Lazarethweſen zu thun hatte, beſchloß verjchiedene 9 — fe e 
Desgleihen ward die Convention auf die Tagesordnung n ſelb ) 
Jahre zu Paris abgehaltenen Verfammlung der Hülf vefet. 
Diefe Verſammlung war vorbereitet durch eine — 
arbeitende Commiſſion, welche ſich über ein — Deſterre 
Dr. Baron von Mundh redigirtes Projet de modific: * jug 
ncessaires ä la Convention de Genöve einigte. ®) Des t 
Hülfsvereine hielten eine Vorbereitungsverſammlung unter ia * 
vor der Pariſer Verſammlung in Würzburg.“) N 
eben erwähnten Parifer Projet und den Nenderungsvo: läge der eben 
falls bereits genannten Preußischen —— nz Bi + h 
zur Erweiterung der Genfer Convention, t bon dem Borftar 
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zeichnung eines diplomatijchen Actes verjehen —— um ein Pro 
fein. Man einigte fid) über fünf auf das Land echt bez 
zehn das Seekriegsrecht angehende Artikel. Das — —— 
gefaßt als Projet d’articles additionnels à la Convention du 22 a 
1864 pour l’am&lioration du sort des militaires blessös dans les arm 
en campagne.!°) Den Borfi auf dem Congrefje führte der General Dufo 
Die Ausdehnung der Conventionsbeftimmungen auf den Seekrieg 
durchaus angemeffen, um nicht zu jagen felbjtverftändlich. In ee 
Theile des Projectes, welches ber wichtigſte desjelben ift, iſt Des 
eine entichiedene Verbeſſerung der Genfer Convention zu rbliden 
Die übrigen Zuſatzartikel, welche in gewiljen Erweiterungen, Zujä 
oder auch rejtringirenden Interpretationen (Art. 4) der Genfer Coı | 
beftehen, worauf weiter unten einzugehen ift, laſſen fich nicht alle. 
Verbefjerungen bezeichnen.) Das ganze Project iſt bis auf den heuti⸗ 
Tag Project geblieben und nicht zu einer völferrechtlichen und v 
bindlichen Abmachung von den Mächten erhoben worden, obgleich allmäh 
faft alle Regierungen zur Anerlennung der Woditionalartikel 
neigt zeigten'®) und Deutſchland und Frankreich beim Ausbruch ) 
1870/7 ler Krieges, wie oben bereits erwähnt,!”) auch die —— 
Zuſatzartikel verabredeten und dem auch die Deutſchen S 
traten, nachdem der Schweizer Bundesrath ſich dafiir ſowohl bei i 
beiden Großmächten als auch bei den Süddeutſchen Staaten bemüht Hatte. 
Freilich erwies die Durchführung diefer Verabredung ſich ala —— 
Der Eifer und das Intereſſe, womit von Seiten des 
Bundesraths, ſodann des Genfer Comités, des im Jahre 1 
Berlin tagenden Congreſſes der Hülfsvereine, der National, en 
Eomitös und font, unter der Protection hervorragender Perfonen, I 
namentlich der Deutjchen Kaijerin, für die officielle Anerkennung gewi 
twurde,**') find Heutzutage erlofchen, und zwar, wenigſtens was 
Landkriegsrechts-Artikel betrifft, mit gutem Grunde. Durd) die ir 
eingetretenen neueren Ereigniffe nämlich, von denen übrigens die Una 
führbarfeit wenigjtens gewiſſer Zujagartifel beiwiefen ift, — 
neueren, umfänglicheren und bejjeren Reformvorſchläge find bie: 
Bufagartifel und die Ausfiht wie der Wunſch ihrer amtlichen 
fennung nicht nur gänzlich in den Hintergrund getreten, — 
als beſeitigt zu betrachten.) Cine Anerkennung dieſer Artileled 
Mächte wird wohl nie mehr in Frage kommen. Damit ſoll 
nicht behauptet werden, daß auch in den das Landkriegsrecht behandeln! 
Bufagartifeln nicht beachtenswerthe Puncte enthalten wären, noch, i 
die Ausdehnung der Genfer Conventionsbeftimmungen auf den Sech 
nicht anzuftreben ſei. Im Gegentheil, dies letztere Biel follte zaft 
verfolgt werden. Aber in ihrer jepigen Geftalt, bei —— jetzigen Fo 
und wenigſtens einem Theil ihres Inhalts können die Zufagartifel m 
erwarten, zu praftiicher Geltung zu fommen. ey 
u u 

















































Lueder, Genfer Comv., ©. 196 fi, ı ojelb it —— A ;ortfaut be 
fenoncs. Außerdem hatte das — den IR — er | 
Dentjerift überreicht in welcher es feine U h um 
bie Convention zu verbefiern, dartegte; ſ. dieſelbe i 
Comitö international, p. 117 ff. 

4) —— ©. 199 ff. Daſelbſt der 
©. 218 ff. Derſelbe findet ſich (euer F Le "2 
1% bei Marz, Pate Ylyben, © — Mor — 

ann croix ro ’ ET i J 
Be —— PURE 

"s) S. gleich folgenden $ 79. 

7, ©. das Nähere auch hierüber weisr: ämden, im je 

) Quebder, Genfer Conv., ©. 231. Bl. die fi 
im Bulletin International. Allein von Nord⸗An 





























eine e förmtidhe Anerfennung erfolgt, Bulletin Inka 2, # 
ja aber an ber Thatſache, daß eine internationefe 3 


p. 97) und England im Verein mit ran te 3 
anderen Marine-Artifels, Art. 10 (Bulletin. intern ii ‚98 
Bereitwilligfeit, auch dieſen Menderungen — nr a alg * * 
— intern. 1871, p. 104, 108, Note des Schweizer Bunde 

18. Juli 1871; Bulletin intern. 1873, p. 149). Dann ſchlug 

des rt. XII. vor (Bulletin — 371 104 
aeg Schwierigkeiten, und wenigftens Deutſchla * jte ſich zur 
nicht bereit (Bulletin intern. 1875, p. 112 ff, 1880, p. 3 — 
bindende Anerkennung bis heute nicht erfolgt, dgl. Bull * n in 
p. 60, jo daß in Brüfjel der Deutſche Bevollmächtig nf 
fein and —— a 1868er Artifet nicht beftünden (Bulletin 

—— 
theils wegen des 1870/Tler Krieges, theile its and — 
man in dieſer Beziehung von der Brüſſeler Conferenz ber nV 
die Amerilaniſche Erklärung der Anerfennung > Zuſatzartik! — 
allgemeine Anerkennung unermüdlich erftrebende Öenfer ü nal 
ben Schweizer Bundesrath; zu veranlaffen, die Initiative zu ei 
ber Annahmeerflärung jämmtliher Mächte zu —— 
Bulletin intern. 1883, p. 59, 

* Auch die Königlich —— Regierung e chl 
artilel an, indem ſie auf Grund — 
im Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege ein neutrales Hos fin X 
Bulletin intern. 1870, p. 105 ff., p. 109, 100. — ſelbſt 

Deeretes. 

ein ©. Lueder, Genfer Conv. 226 ff. I 

=) @. ſchon Lueder, Genfer Comv., ©, — Ser 






















werben,®) und das macht diefe Anzdehmung ſchwierig ın 
als e3 auf dieſem Gebiete an den nöthigen für t 
Handenen Erfahrungen hinſichtlich der Snmenbung u 
der Genfer Convention fehlt.) 

Man fann deshalb auch nicht fagen, hf, Nie 

graphen erwähnte 1868 in Paris — 
gabe begügtich der Ginbegiehung des Seeteiegs unte 
vention in vollkommener Weiſe gelöjt — v 
—— Faſſung der articles concernant —* ne find 
gien bes Landkriegsrechts ober vielmehr ber Sapunge der 
vention für den Landkrieg auch da nicht in — x 
gezogen werden können oder müſſen. Do) e id etzteres 
die Ausnahme. Im gemeinen if der rihtige, di 
der landkriegsrechtlichen Beſtimmungen — 
er u 

Daß ſchon auf der 1867er Parifer internationalen } 
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(neben „champ de bataille“) :c. läßt die Aufgabe fich deshalb nicht Töfen; vgl. 
Lueder, Genfer Conv., S. 412 ff. Auch dürfte e8 bei bem bermaligen Gtanbe 
der Sadje richtiger fein, die den Geefrieg betreffenden Beitimmungen in bejonberen 
Artikeln aufzuftellen, (ebendajelbit). 

) Erfahrungen über die in Folge des Fehlen? von Schugmaßregeln in ben 
Seeſchlachten zu Tage getretenen Leiden find ja allerdings überreichlich gemach 
worden (Ferguſon), wie 3. B. noch in der im Tert erwähnten Seeſchlacht bei _ 
Lila (Zueder, Genfer Conv., ©. 224 N. 37 und die dort Angef.), dann im 
Drientkriege und in den Eüdamerilanijchen Kriegen, aber feine über Dagegen zur 
Anwendung gefommene Linderungsmaßregeln, Nettungsfahrzeuge u. |. w. ber 
Genfer Convention; vgl. Perels, Das intern. Öffentl. Seerecht ber Gegenmart, 
©. 219 unten. Es erflärt fi) wohl mit aus diefem Grunde, daß auch die Lite 
ratur über den jeefriegsrechtlihen Theil der Genfer Convention eine fehr wenig 
umfangreiche ift, und ift aus demjelben Grunde begreiflih, daß bie hierher ge» _ 
hörigen auf den Eeefrieg bezüglichen Unterjuchungen zur Zeit noch weniger eiw 
gehend und ergiebig fein fünnen. 

») ©. 315. gl. Lueder, Genfer Conv., ©. 180 ff. Daſelbſt auch der 
vollftändige Text der 1867er „voeux“. 

°), Lueder, Genfer Conf., S. 114, 224. 

10) Zueder, Genfer Conv., ©. 29, 224. 

19 Zueder, Genfer Conv., ©. 224, 225, Moynier, Etude, Balascians, 
Ferguſon. Fernere Beijpiele für die in Seeſchlachten hervorgetretene Häl 
bedürftigfeit bei Moynier et Appia, Guerre et Charite, p. 362. 

12) Protocole de la Conf. intern. de 1868, p. 13; Lu eder, Gene 
Conv., ©. 198. Ebendaſelbſt S. 199, 210 ff. nähere Angaben über ben de 
Marine-Artifei betreffenden Theil der 1868er Berathungen. 

I), Lueder, Genfer Conv., ©. 225 unten. 

14) &. denjelben abgedrudt bei Lueder, ©. 210 ff. 

1°. ©. den angenommenen Tert bei Lueder, ©. 219 ff. 

1) ©. die von Lueder gemadten Verbeſſerungsvorſchläge in deſſen Genfer 
Conv., ©. 443, 444. Vgl. außer in der bereit3 angef. Literatur auch nd 
sulletin international 1872 p. 104 und 1880 p. 33 

17) S. weiter unten im folgenden Etüd Kap. 2. 


$ 80. 
Die Declaration der Brüffeler Conferenz von 1874. 


Xiteratur: Actes de la Conference de Bruxelles 1874, wo die Borlagen, 
Umarbeitungen, Berathungsprotofolfe u. ſ. w. fih finden. — Queber, 
Genfer Conv., ©. 237 fi. — Rolin-Zaequemyns in der Revue de 
droit international VII. p. 87 ff., aud) 284 ff. — Lucas, Rapport 
verbal sur la publication des actes de la Conference de Bruxelles in ber 
Academie des sciences morales et politiques, Novembre 1874. — 
Lavcleye, Les actes de la Conference de Bruxelles et de la 
cipation de la Belgique ä la conference de St. Petersbourg, 1874, iz 
der Revue de Belgique, 1875, p. 134, haupttählid vom Standpuncte der 
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fangenenredht al3 ein wejentlicher Fortſchritt zu bezeichnen fein würbe. Webrigerz 
madjt mit Recht v. Bulmerincq bei Schmoller 1882 Heft 2 S. 309 baral 
aufmerffam, daß, weil das Dlanuel auf der Brüffeler Erklärung beruft und E 
diefer die Mitwirkung von Militärs durchaus vorhanden gemefen ift, die letzter 
den Vorwurf einfeitiger theoretiſcher Auffaffung kaum werben erheben Tönnem 
©. aber aud) die wenigjtens theilweis ablehnenden Stimmen von Militärfhr— 
ftellern wie die von Hartmann, Kritiſche Verfuhe 2, ©. 137. Bgl. a 
Annuaire 1882/83 ©. 283 ff. Auf einem anderen Standpuncte fteht von = 
Vertretern der Völkerrechtswiſſenſchaft Lucas, Le Nord vom 17. Februar 183 
und Revue critique de lögislation vom März felben Jahres, bem das Mamıx 
den Anforderungen der Humanität zu wenig gerecht wird. Diejer Stanbpunck 
aber nach dem von uns oben im Tert Vorgetragenen als ein die Bebeutung & 
Kriegsnothwendigkeit verlennender nicht haltbar. ©. ferner über das Manuxe 
Holland, The progress toward a written law of war, London 1881 (Wu83: 
aus Colburn’s United Service Magazine). Für die Bedeutung des Manu« 
und die allgemeine Beachtung, welche e3 gefunden, ſprechen auch bie erwähnte: 
zahlreichen Ueberjegungen in fremde Sprachen, j. Revue de droit intern. XII. p.306 

9) Annuaire 1881/82 ©. 158. 

1) Zueder, Genfer Conv., ©. 319 ff. und unten im folgenden Stück. 

1) ©. den Tert des Manuel im Annuaire 1881/82, ©. 157 ff.; aud im 
Bulletin intern. 1881 p. 29 ff., des Moynier’jchen Rapports, Annuaire ©. 160 ff. 

12) Vol. Note 8. 

13) Bol. Annuaire 1881/82 ©. 152 unten, 153. 

14) Ehenbaf. ©. 154 unten, 155 Lueder, Genfer EConv., ©. 421 md 
oben im Tert 8 71. 

16) Vgl. Lueder, Neuefter Codificationsentwurf, S. 22, 23, und Genfer 
Conv., ©. 244 ff. Vgl. oben 8 80 ©. 325. 

16) Vgl. Zueder, Genfer Conv., ©. 425. 

19 Beides wird fich im folgenden Stüd des Näheren zu ergeben haben bei 
der Würdigung der einzelnen Beftimmungen des Manuel an fich, wie im 
gleih mit denen der Brüffeler PDeclaration, der Amerikaniſchen Kriegsarti 
u. ſ. w. an den betr. Gtellen. 


Schites Kapitel. 


Der Ariegsanfang und feine unmittelbaren Folgen, 
fowie die ihn begleitenden Maßregeln. 
$ 82. 
Der Siriegsanfang überhaupt. 


Literatur: Bluntſchli, Mod. Völkerrecht, 527, 528. — Féraud⸗Girand 
in ber Revue, T. 17 p. 19 ff, Des hostilités sans declaration de guer 





Der Sriegsanfang kann auf zweifache Weife erfolgen, entwede 
durch thatſächliche Gewaltmaßregeln oder durch eine Erklärung,!) de 
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6) ©. das oben in $ 59 über den Angriffsfrieg Geſagte. 

) Eine ſolche Terminfirirung kann namentlih in Berbinbung mit ber be 
dingten Sriegserflärung, über welche in $ 83, vorfommen. Natürlich ift di 
Gegenfeite nicht gehalten, fid) an den Termin zu binden, jondern famı nad) ihrem 
Ermefjen den Krieg ihrerjeit5 auf dem einen oder anderen der beiden Wege jo: 
gleich eröffnen; vgl. unten $ 83. 

°) Praktiſch ja nad) dem Gejagten infofern ohne Belang, als Kintreten 
und Gültigfeit des Kriegsrechts nicht davon abhängt; aber einmal doch nicht um 
bedingt ohne alle praftijche Bedeutung, indem möglicher Weife die Stellung dritter 
Mächte fi danach richten, bezw. eine Parteinahme derjelben daraus hervorgehe 
kann, und ſodann wiljenichaftlich und de lega ferenda von Intereſſe, weshalb and 
(j. folgenden Paragraphen) über die Frage lebhaft controvertirt wird, 


8 83. 
Die Kriegsverfündung und die Kriegserflärung, umd 
zwar 1. in ihrer geſchichtlichen Entwidelung und jeßigen 
pofitivrechtlihen Geftaltung. 


Literatur zu dieſem und dem folgenden Baragraphen: Brunus, De 
legationibus III, 8. — Cocceius, De clarigatione. — Gentilis, De 
jure belli IL, 1. — Grotius III, 3. — Pufendorf VIIL, ch. 6,89 
N. 1. — Barbeyrac. — Heineccius, Elemente II. $ 198. — By- 
kershoek, Quacst. jur. publ. I., 2, mit der Weberichrift: „ut bellum as 
legitimum, indictionem belli non videri necessarium“. — Feilitzseh, 
De indictione belli et clarigatione 1754. — Fernere ältere Literatur be 
v. Ompteda $ 295 u. v. Kamptz 3275. — Mojer, Beiträge I. 369 ff. mi: 
Berjuh 18 c.2. — Battel III. ch. 4, dazu Pinheiro. Ferreira ad 
Pradier-Fodéré. — Klüber $238f. — G.F.v. Martens, Précis I. 
8 267 und dazu Vergé. — Heffter 8 120 und dazu Geffcken. — Berne! 
im Deutſchen Staatswörterbuch von Bluntſchli u. Brater, Bd. VI. ©. 1 
— Bluntſchli 8522 ff. — v. Bulmerincg bei DMarguardien, 8% 
©. 360 oben. — v. Holtzendorff, Enc. I. ©. 1023 (8 58). — Reid 
8 145 |. — F. v. Martens II. 8109. — Fiore 1272 ff. — Calvo I 
* 1649 ff. — Phillimore, Comm. II. $ 51. — Wheaton $ 239. — 
Twiss, War, $ 31 ff. — Hall, Part. III. ch. I. — Halled L ch. 1. 
— Ortolan, Regles II. 1.3, ch. I. p. 11 ff. — Guelle, Preis l. 
p. 56 ff. und Guerre cont. et l. pers., p. 25 ff. — Funck-Brentano & 
Sorel IL, IL, I. (p. 241 ff.). — Emörigon, Traits des assurancts L 
ch. 12, 35, p. 539 ff. — Wildman, Institutes of intern. law II, p.5f. 
— Rolin-Jaequemyns in der Revue 1870, p. 656 f. — Hautefenuille, 
Des droits et des devoirs des nations neutres I, p. tit. 3, sect. 2. — 
Féraud-Giraud in der Revue XVII, S. 19 ff., wo auch noch einige weitere 
Literatur angegeben. — Krieg ohne Kriegserklärung, ein Mahnruf, Wien 
1885. — Domin-Petrushevecz, Precis, Art. 57. — Field, Outlines 
«09, 710, 715. — Für das Geſchichtliche: Nys, Droit de la guerre, p. 
105 fi. — Maurice, Hostilities without declaration of war, 1700—1870 
(Quarter masters General Department). — Ward, Enqu. I. 





— — — — 
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Tage vorher angejagt merden,?) und auch für die öffentlichen Krie. 
ward von einigen Cchriftftellern eine Frijt (33 Tage, wohl im Anllan 
an das Römifche Recht) verlangt’) 

Die Erflärung geihah in feierlicher Form, wenn auch nidt mi 
der ganzen gewichtigen Eolennität des Römiſchen Verfahrens, obwoh 
materiell der Grundſatz des Römiſchen Rechts durch die VBermittelum: 
des Decret3 die Grundlage für die Erflärung geweſen ift!9) umb dan 
in Deutfchland um jo williger Eingang gefunden Hat, als er mit dei 
faiterlichen Beftimmungen über die Privatfehde, die aljo für Anerkenum 
der Siriegserflärung bei öffentlichen Kriegen von Einfluß geweſen ifi 
übereinftimmte.1!) Cie geihah durd) feierliche Schreiben von Converä! 
zu Couverän!?) (diffidatio, lettre oder cartel de defi oder defiance 
und fpäter (im 15. und 16. Jahrhundert) durch Waffenherolde, die fic 
bis in dag 17. Jahrhundert erhielten.!?) 

Bon diefer Zeit an aber verlor fi) die Eitte der Sriegderklärung 
nachdem auch jchon Früher Nichtbeachtungen vorgefommen und von ein 
zelnen Schriftftellern ebenfall3 bereit? früher Die rechtliche Nothwendig 
feit der Striegserflärung wenigſtens für alle Fälle in Zweifel gezoge: 
war;!*) und vollends von der Mitte des 18. Jahrhunderts an ift bi 
eigentliche Kriegserklärung als völlig in desuetudo gekommen zu be 
trachten.15) Sie ijt in der neueften Seit nicht mehr als nothwendig 
Vorbedingung eines gerechten Krieges anerkannt, und es find fehr zahl 
reiche Kriege geführt worden ohne vorhergegangene Kriegserflärung.*‘ 
In anderen Fällen iſt zwar, und bis in unfere Tage hinein,“) ein 
Kriegserflärung erfolgt. Diejelbe iſt dann aber lediglich freiwillig, nad 
freiem Belieben des betreffenden Staates, nicht als völkerrechtlich noth 
wendig auf Grund ciner völferrechtlichen Verpflichtung abgegeben um 
fein ohne fie eröffneter Krieg iſt deshalb als ein ungerechter be 
trachtet worden. Won einer feierlichen Form ift auch bei den abgegebene! 
Erklärungen nicht mehr die Rede geweſen.8) 

Tagegen find in der neueften Zeit Kriegöverfündigungen in oben ang! 
gebenem Sinne, öffentlide Erklärungen an alle Welt, infonberheit a 
die nächſten Intereſſenten, an die eigenen Untertfanen oder das Her 
auch an die Interthanen des feindlichen Landes,!) die Neutralen i 
Noten, Manifeiten,”) Proclamationen durch die Amtsblätter,?!) nat 
Umſtänden auch Ultimaten??) u. |. w., verbunden mit Abberufung di 
Gejandten und politiichen Agenten,??) üblich geworden und an Stel 
der früheren Kriegserflärung getreten.”!) Diejelben find in den weite 
meilten Fällen erfolgt, in anderen aber auch nicht, fo daß in der We 
zeit Kriege geführt jind, ohne daß irgend eine Verkündigung vorke 
gegangen wäre.?”) 

Bon einer beftimmten Form ijt bei dieſen Kriegsverkündi 
joweit fie überhaupt ftattgehabt Haben, nicht die Rede. Es ftehen dal 
die jänmtlichen Formen des völferrechtlichen Verkehrs nach Belieben 
Gebote. Dasjelbe gilt von etwaigen Gegenmanifeften, die ebenfo 


338 Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 


weder eine eigentliche Kriegserflärung, noch auch nur eine blofe & 
fündung irgend welcher Art.?°) 

Danach entjcheidet ſich auch die Frage nad) dem Eintritt der Ci 
jequenzen des ftattgehabten Kriegsausbruches, die in vollem Umfan 
eintreten, auf welche Weiſe der Krieg auch ausgebrochen ift, alfo au 
wenn er ohne irgend welche vorhergegangene Erflärung eröffnet ift’ 
(vgl. oben 8 32). 

Beim Bürgerfrieg fält die Erklärung jo wie jo feiner Natur naı 
fort, ohne daß dadurch auch Hier an der Beurtheilung und Stellm 
der im Kampfe befindlichen Parteien etwas geändert würde.?s) Da— 
jelbe gilt von VBertheidigungdfriege in dem Sinne, daß von de 
gegen einen bereit? erfolgten Angriff die Waffen ergreifenden Staa 
irgend welche Erklärung nicht gefordert werden Tann, auch wenn ei 
Verpflichtung dazu fonft angenommen wird.) Natürlih kann fie g 
ichehen, wenn der betreffende Theil fie für wünſchenswerth Hält.*°) 


— — ms 


1) Vgl. Klüber 88 238, 239. Vattel 862 will dagegen die Kriegserkläru 
an den Gegner denonciation, die Verkündung an die Neutralen declaration g 
nannt willen. 

2), Die hiermit verbundene Kriegserffärung entipricht dem Begriff ber claı 
gatio im neueren Sinne, worüber zu vgl. Feilitzsch, De indictione belli 
elarigatione. 

3) Vgl. Féraud-Giraud a a.D. Diefes felbe Gefühl führte im Mittı 
alter fogar zur vorherigen Ankündigung der einzelnen Schlacht; vgl. Nys p. 11 

9) ©. gleich weiter unten im folgenden Paragraphen. 

5) 9. Holkendorff $ 62, namentlid S. 272 und die dort Angef., ſon 
8 60 ©. 261 fi. 2gl. aud Feraud-Giraud a. a. D. ©. 22 f. 

6) Belegitellen bei v. Holkendorff a. a. O. 

7) Ebendaj. 8 52 ©. 214; Geffcken in Laband’3 und Stoerck's Ardiv f 
öffentl. Recht I. S. 164. 

8) Landfriede von 1187; Goldene Bulle. Ebenſo in Frankreich und Spanie 
Huch Thon zur Beit Karls M.; Turpinus in Car. M. c. 17. 

ga Gentilis a. a. O. 

19) Vgl. Nys p. 106. 

1) Es wird deshalb auch die rechtliche Nothwendigkeit der Kriegserfläru 
von der Mehrheit der älteren Schriftfteller behauptet, fei e3 unbedingt für e 
Fälle, ſei e3 wenigftend al3 ganz überwiegende Regel; ſ. jhon Baldus, be 
Gentilis. 

1 Beilpiele bei Nys p. 108. 

9) Namentlid) in Frankreich ausgebildet, FFraud⸗Giraud p. 23, wie a 
in Spanien. Der in diefer Einrichtung fich zeigende Anklang an die Römiſe 
Fetialen ift bereits nichrfach bemerkt worden, fo von Berner a. a. O. S. 1 
Nys p. 109 und Calvo 8 1651. Als die letzte Kriegserklärung in biejer Jı 
pflegt die 1635 in Brüfjel, wo der Cardinal-Infant fi aufbielt, von Frank 
an Spanien gerichtete citirt zu werden. ©. den Hergang bei Nysp. ! 
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1) Bol. Bluntſchli 526 i. d. Note, Battel 8 60, auch Fiore p. 5 
Man hat eben deshalb auch von ſolchen Seiten, welche die Nothwendigkeit d 
Verkündung entidhieden vertreten (vgl. Vattel II. 18 8 334), für dringen 
und gefährliche Fälle die Zuläfligfeit eines Abfjehend davon concedirt, was dar 
aber freifih, wie auch ſchon Yeraud-Giraud p. 42 richtig bemerkt, die gan 
Negel über den Haufen wirft. 

m) Sp 3.8. bei der lebten Franzöfiihen Kriegserflärung gegen Deutichlan 

m Bluntſchli a. ad. " 

18) Würde e3 wohl irgend einen Unterfchied gemacht haben, wenn Frankrei 
beim lebten Kriege gegen Deutichland nicht erjt die Erflärung in Berlin übe 
geben hätte, jondern ftatt deſſen gleich marjchirt wäre? Gewiß nit. Aber de 
halb find auch Zobpreifungen über diefe Erflärung, wie fie fich 3. B. bei Yeranuı 
Giraud finden, nicht am Plage. Im Gegentheil zeigt die Unmahrheit und jede 
fall3 Parteilichfeit des Inhalts (Rolin-Jaequemyns in der Bevue 187 
p. 646 ff.) der genannten Erflärung gerade die Werthlofigkeit folder Ausführungen 

1, Klüber 8 238 N. a. a. E. 

15) So Fiore p. 59. 

160, Feraud-Giraud p. 35. 

7) Vgl. Bluntſchli, Das moderne BVölferreht in dem Franzöſiſch⸗Deutſch 
Kriege von 1870, ©. 11. 

1) Feraud-Giraud p. 35. So übrigens auch ſchon Gentilis. Bgl. Vatt 
a. a. O. 8 51, vgl. aud) Klüber 8 238 ©. 283. 

1 S. Note 2. 

>») Bgl. %. vd. Martens S 109, vgl. auch Fiore p. 58. 

2) F. v. Martens 8 109 ©. 488, der namentlich die eigentlihe Fries 
erflärung für etwas gegenwärtig gänzlid) Unnüßes erklärt. Doch hält die weitaz? 
überwiegende Mehrheit der Schriftfteller irgend eine Publication für erforderlt« 
ſo daß dieje Anficht entichieden al3 die communis opinio bezeichnet werDi 
muß. Freilich drüden Manche fih nicht mit Hinlänglicher Beitimmtheit azı 
Auch wird Häufig nicht fcharf genug zwiſchen eigentlicher Kriegderflärung we! 
bloſer Verkündung unterfchieden, jo daß nicht mit Sicherheit erfannt werD! 
fann, ob nur die Entbehrlichkeit der Sriegserflärung oder die der riegävertif 
dung überhaupt behauptet werden foll. Es bleibt ferner Häufig unflar, ob“ 
lege lata oder de lege ferenda argumentirt wird, und endlich laſſen die Ta 
ftellungen Einiger einen Zweifel darüber bejtehen, ob eine Erffärung vor begonnerz 
Seindjeligfeiten mit Beftimmtheit gefordert werden joll, worauf es doch ald c# 
das eigentlich Wejentliche anfommt, oder nur irgend eine Aeußerung, wenn a21 
erft nad) dem Kriegsausbruch. Dieje aus der Entwidelung der ganzen Lehre 
Doctrin und Praxis erflärlichen Unfjicherheiten jpiegeln fi) in den Neferaf 
über den Stand der Frage in der Doctrin, wie fie fih bei Yeraud-@Giraz 
und Calvo u. A. finden, wieder. Namentlich werden wohl folche, die ſich =? 
gegen die Kriegserflärung ausipreden, als Gegner der Publication überhaupt 8 
geführt oder umgefehrt Vertheidiger der leßteren als Anwälte der erfteren. Bgl.3. = 
die Aeußerungen von VBinheiro-Ferreira, Pradier-Fodéré, Wilbma 7 
PBhillimore, Klüber, Gareis, von den Aelteren Bynkershoek, Heineccin : 
Gocceius, auch Brunus; fodanı die von Hautefeuille, v Bulmerinc« 
Field, Geffden, v. Holgendorff, ©. F. v. Martens, VBergs, Guell 
auch Berner, Heffter, Calvo, Bluntſchli, Emerigon, der ſich für d 
Nothwendigkeit der Erklärung etwas kühn auf eine Stelle des Alten Teſtamen? 


J 
X 
\y 


8 87. 


Tie Wirkungen des Kriegsausbruches auf den Handel— 
verkehr und den zwiſchen den Angehörigen der feinblid 
Staaten beftehenden Berfehr überhaupt. 


Literatur: Bynkershoekt L, 3 auch 10. — Schmalz, Europ. Böller 
©. 224#. — Zurm in ber Tübinger Zeitihrift für Staatswilienfd 
Bb.VIL, 1851, ©4233 ff. — Rau, Grundfäge des Nöllerrechts, 1802. 
Berner,im Zeutihen Staat3wörterbuh VL S. 106 umten fi. — Hefl 
& 123. — v. Reumann 5 43. — Bgl. aud v. Melle in die. Handb 
& 45 und die dort Angef. — Masse, Droit commercial, t. L N. 33. 
Galvo 8 1707 fi. — Guelle, Precis I. p. 46 ff. und Guerre contir 
tale p. 33 ff. — Im Uebrigen ift auf die Literatur des Seekriegsrechts unb 
Rechts der Neutralen zu verweilen, worauf von den Edhriftitellern, Bhillimo 
Lite Manning, ®Wheaton, Wildman, Halled u. X, wie zum T 
aud von der hier angef. Literatur, die Unterfuhung ausgedehnt, bezw. ı 
zugsweiſe eritredt,wird. Dasjelbe gilt von ber ſehr zahlreichen Litera 
welche fi bei v. Kamptz 8 257 (S. 284-303) angeführt findet (v. Dı 
teda 88 279, 282, 319, 321). 


Hinfichtlih der Frage, welchen Einfluß der Kriegsausbruh auf 
Handel wie jonftigen Verfehr der Angehörigen der in Krieg gerathe 
Staaten ‚ausübt oder ausüben kann, iſt ebenfo wie bei dem 2 
tragsrecht, und zwar nach dem Vorgange von Bynkershoek,) behau 
worden, daß durch den eintretenden Kriegszuſtand der Handelsverl 
eo ipso aufhöre und aljo verboten fei, jomweit ihn der betreffende Si 
nicht ausnahmsweiſe geftatte, während eine andere, namentlich | 
Deutfher Eeite vertretene, aber durchaus nicht von allen Dentic 
Schriftſtellern getheilte Anficht dahin geht, daß der Handelöverfehr di 
den Kriegsausbruch nicht berührt werde, foweit er nicht von den fr 
führenden Staaten ausdrücklich unterfagt fei.?) Nach der erften 9 
fafjung, welche die Inhibirung des Handels ald das Regelmäßige 
trachtet, würden die gleich hervorzuhebenden Folgen eines ohne befont 
Geſtattung troßdem geübten Handelsverkehrs den Handeltreibenden tre 
auch ohne ein bejonderes Verbot; nad) der lebten, die fortbeitehe 
Handelsfreiheit als die Negel und die Inhibirung als die Ausnal 
betrachtenden Anficht dürften dieſe Folgen nur nah ausdrüdlid 
Verbot eintreten. 

Die letztere Anfiht, alfo das ungeftörte Fortbeitehen des Hand 
verkehrs, joweit er nicht durch ausdrüdliches Anhibitorium aufgeho 
ift, muß al3 das Richtige und dem Geifte des modernen Völkerre 
Entiprechende bezeichnet werden. Denn die Handelsfreiheit ift das 
iprüngliche, die Regel und das naturgemäß den einzelnen Menſ 
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1) Lentner a. a. O. 

?) Perels a. a. O. 

%) Man kann auch (fo Lentner) die Ausdrücke Kriegsraum (ober Kriege 
feld) und Kriegsſchauplatz oder Kriegstheater einander gegenüberftellen unb unter 
dem erfteren das Kriegsfeld im völferrechtlichen, unter dem leßteren das im theb 
fächlih operativen Sinne verftehen. Vgl. Berels a. aD. 

9) ©. hierüber die Lehre von der Neutralität. Vgl. auch da3 unten über 
den Mebertritt von Heerestheilen Kriegführender auf neutrales Gebiet und Aber ; 
die Verpflichtungen neutraler Staaten im Yall eines ſolchen Gejagte. 

5) Man ſpricht von Tocalifirtem Kriege in einem anderen Ginne abe 
auch wohl, wenn das Kriegsfeld im rechtlichen Sinne mit dem thatſächlich open 
tiven zufammenfällt im Gegenja zu dem Kriege, bei dem dies nicht der Fall if, 
vgl. Lentner a. a. O. 

6) Hierüber unten beim Waffenſtillſtande. 

) Ebendaſ. J 

®) ©. nur die von Heffter a. a D. N. 1 angef. Beiſpiele: Die Jnter 
vention Frankreichs, Englands und Rußlands in den Griedifchen Angelegenheiten, 
Nouveau Recueil XII, 1 ff., der „particuläre” Feldzug Franfreich gegen Ib ! 
werpen im Jahre 1832, Nouv. Rec. XIII., 29, 57, die Intervention in de 
Drientaliihen Angelegenheiten, St. Bean d’Ucre. 

9) ©, unten die Neutralitätslehre. 

10. ©. auch hierüber die Neutralitätslehre. 

1) Vgl. Heffter a. a. O. 





$ 89. 
Das Kriegsziel. 
Literatur: Bluntſchli 536. 


i 

Bon dem nächſten SKriegsziele oder Kriegszwecke, der in dam: 
Niederziwingen des Gegner? und feines Willens befteht, unterjcheidet ſih 
das Kriegsziel im eigentlichen Sinne. Letzteres befteht in der Crreidung ; 
desjenigen, um das gefämpft wird und deilen Erreichung den Krieg “ 
endigt und den Frieden wiederherſtellt. 

Wäre dies num immer und unmandelbar dasfelbe, um welches der 
Kampf begonnen ift, fielen aljo Kriegsurſache und Kriegsziel zufanme, - 
jo wäre die Lehre vom Kriegdziel mit der von den Kriegsurfachen m 
ihöpft. Es ift dies aber, wenn es auch auf den erften Blick befremilid 
erjcheinen möchte, nicht der Fall. Nach der Natur und Bedeutung bei 
Strieges kann vielmehr das jchließliche Kriegsziel ein ganz anderes fein 
als die urjprüngliche Kriegsurſache; und es ift nicht nöthig, daß der 
Krieg ſich endigt, wenn die urjprüngliche Kriegsurfache erledigt if. 

Wenn der Krieg ein Nechtsftreit und nur ein Nechtsjtreit wäre, 
jo würde dies Alles anders Tiegen. Dann müßten Kriegsurfache umd 
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Billfür der Kriegführenden ganz unabhängig fein und Stellen natur« 
wothwendige Wenderungen des Streitgegenftandes und Kriegszieles dar. 

Der Verſuch, wie in einem Civilproceße der Klagänderung ein 
: formelle Veto entgegenzuftellen, würde erfolglos verlaufen und aud 
formell ſich nicht vertheidigen Lafjen,?) oder vielmehr, es ift die Zuläffigfeit 
ber Uenderung des Kriegszieled auch formell zu behaupten, indem das 
- weinderte Kriegsziel als neuer Kriegsgrund erfcheint, um deflen Willen 
ber bereit3 im Gange befindliche Krieg weitergeführt, — wenn man will, 
ein von nun an datirender neuer Krieg geführt wird. 

Aus diefen Gründen ift die Aenderung des Rriegszieles durchaus 
aläjfig, und es ift folglich die eine Partei, wenn ihr der urfprünglich 
beſtrittene Anſpruch eingeräumt wird, völferrechtlich nicht verpflichtet, 
Khalb den Krieg einzuftellen und fich für befriedigt zu erflären. Sie 
fühtt feinen ungerechten Krieg, wenn fie, um jebt ganz Anderes zu 
reichen, den Kampf fortjebt. 

Deshalb kann namentlich auch jehr wohl der Verlauf eines Krieges 
za einer ganzen oder theilweifen Eroberung des gegnerifchen Zandes 
führen, die von Haus aus durchaus nicht beabfichtigt war, wie 3. B. die 
ließliche Eroberung Hannovers, Kurheſſens ꝛc. durch Preußen im 
1866er Kriege. Eben deshalb können aber auch ſolche Kriege feine 
Eroberungäfriege genannt werden,®) fo menig wie der Charakter eines 


Krieges überhaupt nach dem von der urjprünglichen Abficht verfchiedenen 
Kriegäziele beftimmt werden kann. 


— — gg G — 


Bol. Bluntſchli 8 536 N. 1. 

) Insbeſondere von Bluntſchli. 

) S oben die Noten 1 und 22 zu 8 49. 

) Bl. Rüſtow, Kriegspolitit und Kriegsgebrauch. 

) Bl. Bluntſchli $ 536. 

8563 N. 2. 

Oppenheim, Friedensgloſſen, ©. 102: „Die Juftiz ber Geſchichte ift 
eine meientlich andere als Die des Kreisgerichts.“ 

) Bgl. Freudenftein, Die Hannoverſche Welfenpartei, 1885, ©. 44 unten. 


— > —— 
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Vertretung des Staates den Krieg ſelbſt führen und, während 
die friegerifche Gewalt gegen den Gegner zur Anwendung bring 
auch ihrerfeitg — des Näheren wieder nad) Maßgabe des im Folgen 
Borzutragenden — dem gewaltſamen Angriff, bezw. der gewaltſan 
Abwehr dieſes ausgeſetzt find, alfo außer dem als das eigentliche Fri 
führende Subject erfcheinenden Staate jelbft und feinen ihn repräfentireni 
Häuptern feine thatjächlich Tämpfenden Organe, die das kämpfende Ha 
bildenden Perſonen. 

Nur die legteren haben auch den activen Kriegsitand m 
jeinen bejonderen Rechten (der Vornahme von Feindfeligkeiten) mm 
Laſten und find Feinde im activen Sinne; während alle anderen fid m 
im paffiven Kriegsftande befinden, nur Feinde im paffiven Sim 
find umd als ſolche zwar geringere Laſten, aber andererſeits auch nid 
die bejonderen Rechte haben, welche für die auch den activen Kriegäften 
befigenden Perſonen aus ihrem Rechte zur Aectivität folgen.*) 

Eine Art Mittelftelung ?) nehmen diejenigen Perſonen ein, med 
zwar auch zum Heere,°) aber doch nicht zum kämpfenden Heere gehit 
und zwar im Felde in Thätigfeit treten und infoweit fidh von der i 
der Heimath die friedliche Beichäftigung fortjegenden Bevölkerung min 
jcheiden, aber doc) nicht an der Gemwaltaugübung und eigentlichen Krit 
führung fich beteiligen, ?) wie Feldgeiftliche, Aerzte und Sanitätsbennt 
Krankenwärter und «Träger, freiwillige Helfer und Pfleger, Intendantır 
und jonjtige Beamte, Marfetender, Lieferanten, auch Beitungscorreipt 
denten. Diefe mit dem Kriege unmittelbar in Berührung kommen 
und ihm dienenden Perjonen können zwar nicht wohl einfach ben 
des paſſiven Kriegsſtandes beigezählt werden, gehören aber auch nidt 3 
denen des activen Kriegsſtandes im eigentlichen Sinne, indem fie W 
Kampf in der That nicht activ mit führen. 

Es iſt zunächft der Kreis der im activen Kriegsftand fich befindend 
Perſonen genau zu begrenzen. *) 


1)y ©. oben $ 69. 

>) Ehendajelbit. 

>) Nur von dieſen Pflichten, bezw. (j. gleich weiter unten im Tert) Rech 
iſt hier die Rede, nicht von den im Kriegsfall gegen den eigenen Staat beftehendt 
welche fegteren feine Bedeutung für das Völkerrecht haben. 

4 ©. Heffter, Bluntſchli a. a. D. v. Holgendorff, Enc. 8 0,6 
Reich, Grenander a.a.D., Lentner ©. 73, 94, der aber den pajfiven Krif 
ſtand nicht richtig auffaßt. 

°) Vgl. Berner im Deutſchen Staatswörterbud, 6. Bd. ©. 113. Hier 
herriht aber Meinungsverjchiedenheit, indem die gleich im Tert zu erwähnen 
nicht kämpfenden Beitandtheile des Heeres von Einigen zu den Berfonen 
activen Striegsjtandes, von Anderen zu denen des paffiven gerechnet werben, | 
Heffter J. c. mit v. Holtzen dorff, Enc., $ 60, 61, und Calvo 8 1783. 

9. Bulmerineq, Völkerrecht, bei Marquarbien, E. 360. 
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m Vgl. F. v. Martens, Völkerrecht II, $ 112, ©. 497 und bie ! 
angej. Hiftorifer. Bon Deutſchen Heerführern (f. v. Hartmann ©. 8l) t 
bezeugt, daß die vielen Sranc-Tireurs im 1870/7l1er Kriege viel weniger gefäh 
als läſtig und unbequem gewejen feien. Guelle citirt freilich einen Yranzöftfe 
EShhriftiteller, der meint, die Deutichen Truppen hätten ſich vor den Yranc-Zire 
gefürchtet ! 

1) Vgl. Rolin-Jaequemyns inder Revue 1871 p. 310, den bort a: 
Arnold und Ratzenhofer, Die Staatswehr ©. 263, au) Yiore 1308. 


Zweites Kapitel. 


Die Ausübung der kriegerifchen Gewalt und die Mittel i 
Kriegführnng, und zwar die eigentlichen Kriegsfchädigun 
mittel und ihre Begrenzung. 


$ 95. 
Die Mittel der Kriegführung im Allgemeinen. 


Unter Mitteln der SKriegführung find im Allgemeinen und i 
weiteiten Sinne alle die Maßregeln zu verjtehen, die auf Grund d 
Ausnahmezuftandes des Krieges in und zu deſſen Führung von eine 
Staate gegen den anderen und dejjen Angehörige, Sachen und Territorin 
vorgenommen werden. Im engeren und nädhiten Sinne verfteht m 
aber darunter die unmittelbar auf die zwangsweiſe Unterwerfung m 
Hinwegräumung Der gegenüberjtehenden Kriegsgewalt, der feindlich 
Angriffs- und Vertheidigungsmittel gerichteten Maßnahmen. Dieſe,et 
eigentlichen Kriegsſchädigungsmittel, kommen regelmäßig = 
im vollen Umfange nur gegen die feindlichen Combattanten und & 
der Rriegführung dienenden Sachen, wie 3. B. Feftungen, zur Anwe 
dung und find, eben mweil fie die natürlichen und nächſtliegenden Mittel E 
Kriegführung find und der legteren unmittelbar dienen, zuerft zu beſpreche 

Diefe Mittel find diefelben, durch welche ein gegenüberftehend 
Wille überhaupt gezivungen werden Tann: Gewalt und Täufchung. 

Beide, Gewalt und Täufchung oder Lift, ftehen deshalb al d 
natürlichen Zwanggmittel dem Kriegführenden zu Gebote, unterliegen ab 
nach gegenmwärtigem Kriegsrecht gewiffen Befchräntungen. Hinfichtlich D 
Gemwaltmittel ergeben deren Anwendbarkeit einer- und Schranle w 
Grenze andererjeit3 ſich namentlich aus dem feftgeftellten Grundſatze, d 
Alles gejchehen darf, mag der Kriegszweck erfordert, aber auch nur dieſe 
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$ 96. 


Die Gewaltmittel gegen die feindlichen Gombattanten 
und die erlaubten und unerlaubten VBernidtungsmittel 
im Bejonderen. 


Siteratur: Grotius III. ch. 4 — 2attel DI. ch. 8. — Klüber 53%, 
244. — Berner im Deuticdhen Staatswörterbud, 6. Bb. S. 111. - 
N. v. Mohl, Staatsredht, Völkerrecht und Politik I. ©. 765 ff. — Hefiter 
88 125, 126. — Bluntſchli, Völkerr, 557 ff. — v. Neumann 8 8. — 
Halled ch. 18. — Fiore 1317 ff. — Guelle, Guerre cont. et |. pen, 
p. 56 ff., und Precis I. p. 91 ff. — Field, Outlines 754 fi. — die 
Amerikaniſchen Kriegsartitel an verſchiedenen Stellen. — Brüſſeler 
Erflärung Art. 12,13. — Manuel des Völkerrechtsinſtituts 4. 81,9. 
Lentner S. 80 fi. — gl. auch die weitere in diefem und dem folgenden 
Kapitel genannte Literatur, foweit fie fi) auf die Gewaltmittel gegen die 
Perſon bezieht, jpeciell bezüglich des letzten Deutjch-Franzöfiichen Krieges 
die Abhandlungen von Bluntſchli, Rolin-Jaequemyns, Dahn inter 
$ 77 Note 9 angef. Zeitſchriften. 


Die Befeitigung des der Kriegsmacht und dem Kriegszwecke fh 
entgegenftellenden Haupthinderniffes, des feindlichen Kriegsheeres, Tann auf 
zweifachem Wege gefchehen, entweder durch Vernichtung und die körperlide 
Sntegrität der Perjonen aufhebende Schwächung, Tödtung und Verwm⸗ 
dung der leßteren oder fo, daß es, körperlich intact bleibend, an der 
Führung des Kampfes gehindert wird, alſo durch Gefangennahme. 

Was den erjten diefer Wege anbetrifft, der bei der Natur des 
Krieges als der regelmäßige und beim Einander-Gegenübertreten IB 
Heerestheilen als der prineipaliter in Betracht kommende erfcheint, fo gilt 
bezüglich feiner die unbejtrittene und felbftverftändliche Regel, daß dem 
feindlichen Kämpfern gegenüber das Tödtungs- und Vernichtungsrecht dei 
Kriegsgewalt und ihrer Organe beiteht. 

Hinfihtlih der Verfonen giebt e8 von dieſer Regel feine A 
nahmen: alle thatfächlich (berechtigt oder unberechtigt) combattirend Gegen 
überftehenden!) unterliegen ihr als fich gewaltfam widerjegende und gewalb 
fam Hinwegzuräumende Organe, auch die Souveräne und ihre Angehörigen, 
foweit fie fi am Kampfe betheiligen, obgleich man bezüglich der erftere 
in der modernen Zeit wohl gewiſſe Rüdfichten nimmt.?) 

Bezüglich der zur Anwendung fommenden Mittel muß gejagt werden 
daß auch die jchärfiten, infonderheit die vollendetiten und gefährlichfte 
der modernen Technik, einjchließlich der maflenhaft tödtenden?) geftatt 
find. Denn fie find als die dem Zwecke am wirkſamſten dienendt 
feine unnöthig graufamen, jondern nothwendige Waffen und könne 
einmal vorhanden und zur Verfügung der Kriegführenden jtehend, natu 
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wird. ©. aud) die näheren Angaben bei Dahn i. d. Jahrb. für die Deutſche a — 
u. Marine J. ©. 83 f. und Rolin⸗Jaequemyns i. d. Revue II. p. 658, II.p. —=S, 

5) Bol. oben Note 2 auf ©. 286. 

16) Bol. Battel a. a. D. 8 155, Mofer, Verſuch IX., 1, ©. 130. 

IM) Vgl. dv. Neumann a. a. D., der das Beilpiel der Aechtung Ste 2, 
durch Napoleon I. anführt. ©. auch Bluntſchli 8 562 in der Rote. 

ı# 8 65, 66. Vgl. aud) dv. Neumann a. a. D. und Calvo $S 17 
Battel a. a. O. 8 142. Ueber Eihelmann a. a. O. 180 ff. ſ. weiter unter 

10, Das Manuel des Völkerrechtsinſtituts jagt in diefer Beziehung, am 
Schluß nicht hinlänglich ar, 85, 86: „Les repr&sailles sont formellement inter- 
dites, dans le cas oü le dommage dont on a lieu de se plaindre a &te A. 
pare. Dans les cas graves oü des repr6sailles apparaissent comme une z2& 
cössit& imperieuse, leur mode d’exercice et leur ötendue ne doivent jamæ is 
döpasser le degre de l’infraction commise par l’ennemi. Elles ne pesent 
s’exercer qu’avec l’autorisation du commandant en chef. Elle dere! 
respecter, dans tous les cas, les lois de l’humanitö et de la morale.“ Anz 
in dem Ruſſiſchen Entwurfe zur Brüfjeler Declaration fand ſich eine ahnliche 
ſtimmung, 8 69—71, die aber (ſ. oben ©. 324, 325) in die Declaration nt 
aufgenommen wurde. Vgl. Eihelmann a. a. O. 


$ 97. 
Die Verwendung barbarifcher und uncivilifirter Trupper 4 
im Kriege. 

Literatur: v. Mohl, Staatsrecht, Völferrecht und Politik I. 1860 S. 770. — 
v. Bulmerincq, Völkerrecht ©. 362 unten, 363. — v. Neumann, Böen. 
rcht $ 54. — Bluntfchli, Völferreht $ 359 und in v. Holen 1 
Sahrbuc für Gefehgebung, Verwaltung und Nechtöpflege des Deuſche⸗ an 
Reichs 1871, ©. 285, aud) in der Rectoratsrede vom 22. November 1870. — — 
Geffcken zu Hefiter $ 125 Note 3. — Reich, Völlerreht 8 155. — 
Dahn i.d. Jahrb. für die Deutjche Armee u. Marine, IL, 1872, 6.51. 
3. v. Martens, Völferreht $ 110. — Wheaton-Dana, El. of inter 
law 8 343. — Woolsey, Intern. law 8 127. — Field, Outlines 799. —— 
Rolhin-Jaequemyns in der Revue 1870 p. 659, 660 und 1871 p. u, 
308. — Calvo 8 1802, 1803. — Guelle, Precis p. 99 unten fe —— 
Fiore IIL, 1310. — DOpzoomer, Die Bonapartes und das Recht 


lands auch nad) Sedan. Eine Holländifche Stimme über den DeutſchFieen 
zöfifhen Krieg. Berlin 1871. ©. 91, 110 f. 


— 


(ine bejondere, mit der Lehre von den unerlaubten KampfmitiecccEa 
in Verbindung ſtehende Frage bezieht ſich auf die Verwendung uni 
firter und barbarifcher Völkerſtäume im Kriege. Auf biefe Frage ſe— 
weil fie in neueſter Zeit der Gegenjtand befonderer Erörterung gew 
ift, etwas näher einzugehen geftattet. 

Wenn nad dem gegenwärtig geltenden Völkerkriegsrechte Gl 
humane und civilifirte Kriegführung und die Unterlaffung unnöthig 


ſamer Krieggmittel anerkannter Rechtsſatz ift und deshalb nur * 
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nicht zuerft von amtlicher Franzöſiſcher Geite (j. gleich weiter unten), Dann von 
Franzöſiſchen Edhriftitellern (vgl. Guelle) an die Ableugnung der von den Turcos 
begangenen antivölferrechtlichen Barbareien jogar noch die Behauptung gelmäpft 
wäre, daß jelbit die fchlimmiten Graufamleiten der Turcos von den durch bie- 
Deutfchen Truppen im jelben Kriege begangenen noch überboten wären, und mens. 
nicht durch einzelne nichtfranzdöfiiche gewichtige Autoren (Calvo) dieſe Behauptung 
durch zuſatzloſen Abdrud weiter verbreitet wäre! Gegen eine ſolche Geſchicht 
fälfehung, die um fo ungeheuerlicher ift, al3 die mufterhafte Haltung der Deutichen 
Truppen, die vorzügliche Beobachtung des Völkerrechts und die, wie Sinclair, 
Der Deutih-Franzöfiihe Krieg, Berlin, After & Eo., ſich ausdrüdt, an Der 
Duiroterie grenzende Gutmüthigkeit der Deutjchen Kriegführung im 1870/71er . 
Kriege notorisch find, mußte Proteſt eingelegt werden. Freilih kann Guelle fi 
auf eine diejelbe Behauptung enthaltende amtlihe Franzöſiſche Depefche, bie 
Chaudordy's vom 25. Januar 1871, ftüben. Aber auch die amtlichen Jen 
zöfiihen Publicationen aus jener Zeit find befanntlich überaus morjche Gtäker - 
für die Glaubwürdigkeit, während die Deutihen ftreng wahrheitsgemäß befunden 
jind, vgl. darüber Rolin⸗-Jaequemyns in der Revue 1870 p. 649: „Dura 
cette guerre les documents officiels allemands ont offert, pour autant qu'il a 
et& possible de les contröler, un caractere d’exactitude qui manquait troe 
souvent aux documents officiels francais.“ gl. oben $ 77 Rote 9 (©. 31 
unten, 312). 

7) Vgl. v. Mohl ©. 770. 

s, Bekanntes Beiſpiel die furchtbare Vernichtung von Arabern in der Höfe": 
Dora durch Algeriſche Truppentheile des Franzöfiichen Heeres. 






$ 98. 


Der dem feindlichen Heere gewährleiftete pofitive Schuh 
und der den verwundeten und erfrantten Combattanten 
unmittelbar zu Theil werdende insbeſondere. 
{ 
| 
Genfer Convention Art. 6. — Manuel des Völkerrechtsinſtituts 10f- ; 
35 ff. — Fernere Literatur zu diefem und den folgendems 
Baragraphen: Die in $ 74 ff. angegebene, namentlich die Schriften we; 
Moynier, Löffler, Pezet de Corval, Dr.v. C., Schmidt: Erafte, 
Haujen, DOlivi, JIwanowski, Roszfomsti, Bluntfäli, Dahn, Rolie=: 
Jaequemyns, Marr, Xueder und die ebendafelbit genannten Acten. 
Protokolle und Verhandlungen der verſchiedenen Verſammlungen, die fonftigese 
Actenſtücke und Beitichriften, darunter auch die Militärzeitungen, na “ 
das Bulletin international. Dazu die in den Noten zu ben folgenbes® 
Paragraphen angef. Literatur. 


Es iſt bereits (88 95, 96) darauf Hingewiefen worden, daß ber 
zu klarer Erfenntniß gekommene Grundſatz, nach welchem dem Gegner 
nicht mehr Schaden zugefügt werden darf, als der Zweck des Krieges 
verlangt, zu der Confequenz führen mußte, daß der feindliche Kämpfer 





‚Der dem jeindlihen Heere gewährleiftete pofitive Schub. 401 

















Death jolde Maßnahmen wird nicht gedacht werben können. Gleichwohl 
Dzinte die in Rede ftehende Einrichtung nicht ohne allen Nuten fein und 
te einiges Gute leiſten können, jo daß fie Empfehlung verdient 
| (6 in meine Verbefferungsvorjchläge (j. oben $ 78 Note 1) 
henommen iſt. Sie iſt ebenſo wie die im Vorſtehenden beſprochene 
nur im Protokoll der 1868er Conferenz erwähnt worben,!®) 
In Verbindung mit diefen auf die Beerdigungen und die Sorge 
Fir die — mie unbeerdigt zu laffenden!?) — Todten bezüglichen Ein- 
 zechtungen, . Vorſchlägen jteht auch noch die in neuefter Zeit betonte 
Frege nad) der internationalen Verpflichtung zu einer der Hygiene 
— Beerdigung und zur Desinfection der Schladt- 
Feder, Auf diefe Frage möge, obgleich fie fich nicht auf den Schu 
2* verwundelen und kranken Combattanten ſelbſt, wenigſtens nicht dieſer 
al) gegen vielmehr auf den ber friedlichen Einwohnerſchaft und 
| Der janitären V iffe überhaupt bezieht, Hier wenigjtens hingewieſen 
erden, da die große Wichtigkeit derfelben bei der vorhandenen Gefahr 
‚ber unbeſchrünkt weiten Verbreitung anftedender Krankheiten und der 
fung ganzer Gegenden nicht zu verfennen ijt.*") 
Er Bas endlich die befonderen Berhältniffe des Seekrieges anbetrifft, 
a vers in $ 79 hervorgehoben worden, daß die Marinetruppen 
| Babe vennan des Landheeres ganz gleich ftehen. 22) Cine Eigenthüm- 
| bezüglich der erjteren ergiebt fich daraus, daß zu den Kranken 
amd noch die Schiffbrüchigen, durch Ertrinfen Gefähr- 
beten ‚binzufommen.?) Sie find als nur im anderer Art Gefährdete 
wie die Berwundeten und Kranken aufzunehmen und vor dem Ertrinken 
Ju bewahren, verfallen aber, wenn von der Gegenjeite aufgenommen, 
re Weiteres der Kriegsgefangenſchaft. Eine Schwierigkeit entiteht, 
fie von anderer Seite aufgenommen werden, da fie geſund find 
— wieder Kriegsdienſte thun können. Ihre Aufnahme muß 
uge fie J und die etiva daraus Hervorgehende, nicht leicht erheb- 
jeiligung der einen Kriegspartei in anderer Weiſe möglichſt 
3 werden.?) 












































Sr 


N luntihli, Völkerrecht, 591 N. 1. 

Bol. Shmidt-Ernfthaufen, Princip der Genfer Convention, ©. 9. 

tun & nur das oben $ 75 erwähnte Dunant’iche Souvenir de Solfärino 

Besser Eomw. ©. 59; Schmidt: Ernfthauien a. a. D.; Löffler 
anitätsweien; Naundorff, Unter dem Nothen ** 1867, 

er — * die bei Lueder a. a. ©. Note 35 Ungeführten. 

I * $ 75 Note 9. 


D ebendajetsp. 
k )Wenfer Convention, Urt. 6, Abf. 1: „Les militaires blesses ou malades 
et soignes, A — nation qu'ils appartien nent.* gl 


net des Bölterredtsinftituts 1 
| Hertbus bes Wölterrechts IV. 26 
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$ 108. 
Das äußere Zeichen der Unverleglichkeit. 


Literatur: Genfer Convention Art. . — Manuel des Bölterreät 
inftituts 17, 40. 





Diejenigen Perjonen und Sachen, welche im Kriege geichüßt u 
unverleglich fein jollen, müflen als folhe durch ein beſtimmtes Unt 
Scheidungszeichen Tenntlih gemacht werben. Dieſes Zeichen ift zufe 
der Beitimmung der Genfer Convention dag rothe Kreuz im weiß 
Felde, d. i., wie nach dem Urfprung des Ganzen in der Schweiz u 
Genf erflärlih, das Schweizer Wappen unter Umfehrung der Farb 

Wenn nun denjenigen Perjonen und Gegenständen, welche die 
Beichen tragen (die Perſonen al3 Armbinde, Häufer und fonftige D 
fichfeiten ala Fahne, Wagen und Schiffe!) in Geftalt eine Anjtrid 
damit der befondere Schub nach Maßgabe des Vorftehenden und ı 
Grund ihres bejonderen Zweckes wirklich zu Theil werden fol, fe 
Zweierlei erforderlid. Einmal iſt für eine Hinlänglide Deutlich 
und Erfennbarfeit des Zeichens Sorge zu tragen, indem es ohne Das 
unabſichtlicher Nichtgemährung des Schuhe, 3. B. zum Richten . 
Geſchoſſes auf die jchußbefohlene Nerfon oder Stelle tommen Tann, ı 
ſolche unabjichtlihe Verletzungen der letzteren in den nach Erricht 
der Genfer Convention geführten Kriegen in der That mehrfach ve 
fommen find. Es muß deshalb namentlich die rothgekreuzte Fahne g 
genug fein, um nicht gegen die neben ihr aufzuziehende Nationalflagge 
verfchtwinden,?) die Schiffe müſſen Nachts Laternen mit beftinmtem A 
führen, und die Perfonen find ebenfall3 deutlich und in leicht Dem 
barer Weife kenntlich zu machen.?) 

Sodann kommt es darauf an, daß das Zeichen nur von fol 
Perjonen gebraucht und nıır an ſolchen Sachen angebracht wird, 
es kraft ihrer beſonderen Stellung und ihres eigenthümlichen 
auch wirklich zufommt. Denn wenn hierfür nicht ſtrenge Sorge g 
wird, jo würde die Kriegspartei genöthigt, fi auch da Schranken 
Zurüdhaltung aufzuerlegen, wo dazu gar feine Verpflichtung 
beziv. verhindert, berechtigte Getwaltmittel zur Anwendung zu 
Sie würde alfo in unerlaubter Weife getäufcht werden und, 
ſolchen Täuſchung einmal inne geworden, das ſchützende Zeichen ſch 
noch weiter reſpectiren. Redlichkeit und Vertragstreue ſowohl, als 
Gefahr, die ganze Genfer Convention illuſoriſch zu machen, for 
deshalb gebieterifch die ſtrengſte Sorge für die Vermeidung einer 
rechtigt mißbräuchlichden Verwendung des Zeichens, und zwar um jo wi 
als Mißbrauchungen (um die Vortheile der Unverleglichfeit und jo 
Bevorzugung zu erlangen) jehr nahe Liegen und deshalb aud in.» 
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noch die Schwierigkeit, daß die Truppen, denen das Kreuz anftößig ik, 
e3 bei dem Gegner rejpectiven;?) und es ift deshalb der Gedanke angerst - 
worden, das Zeichen überhaupt zu ändern und durch ein anderes, z. V. 
einen Stern, zu erjegen, welches nicht zugleich eine religiöfe oder nationake 
Bedeutung hat.!) Doc ift die verbleibende Schwierigkeit eine geringen 
und kann eher durch einjeitige Maßregeln der einzelnen Staaten befeitigt 
werden. | 

1) Lueder fchlägt (Genfer Conv. ©. 444) bezüglidy der Schiffe vor: „Dei | 
durch diefelben Maßnahmen wie im Landkriege zu legitimirende Abzeichen ift be ! 
(bei größeren Fahrzeugen am Hauptmaft aufzuziehende) weiße Fahne mit rothen 
Kreuz, neben weldher die Nationalflagge (bei größeren Yahrzeugen am Gtem) 
aufzuhiflen ift, Nachts ein rothes Licht unter einem weißen. Auch müfjen de | 
Schiffe einen weißen Anſtrich mit rother Batterie tragen und ihre Hülfsmannidet - 
die weiße Armbinde mit rothem Kreuz, die militäriihen Hofpitalichiffe weißen . 
Anſtrich mit grüner Batterie.” Vgl. die die Marine betreffenden Additional 
Artitel von 1868, Art. 12. — Für die anf dem Feſtlande gelegenen Anitalten 
würde fich zur Nachtzeit eine Laterne mit rothem Kreuz auf den Gläſern empfehlen, 
vgl. Guelle, Preecis I., p. 156 in der Note. 

2) Vgl. Bluntjchli, Völkerrecht, 592 N. 1; Moynier, Conv. pend. la 
guerre franco-allemande p. 26. Ob e3 richtig, daß die Nationalflagge überhaupt 
neben der des Rothen Kreuzes aufgezogen werden muß, wie die Genfer Conventious 
vorfchreibt, ift beftritten. Vgl. auch die Brüfieler Verhandlungen in den Actea 
de la Conf. de Bruxelles, p. 23 unten, 24. 

3) Es ift deshalb eine befondere, von ber der Eombattanten möglichſt aEs 
ftehende Uniform wünſchenswerth, wie ich jchon in meiner Genfer Conventie 
©. 388 vorgefdhlagen habe und von Anderen, 3. B. von Guelle, Précis L. 
p. 156 i. d. Note, gebilligt worden ift. Andere Vorſchläge |. bei Corval S. T 
Dr. v. €. ©. 23, Bluntſchli a. a. ©. Auch das Tragen des Zeichens E: 
Fricdenszeiten ift, um es in allgemeiner Befanntjchaft zu feitigen und zu erhalte 
vorgejchlagen worden vom Genfer internationalen Comit® und von Moynieme 
Eitude, p. 238 f., vgl. Bulletin international 1875, p. 59, und Quede F 
Genfer Conv., ©. 389. 

9 S. oben $ 77 und die dort Note 9 angeführte Literatur. Auch im Friedel 
wird das Rothe Kreuz zu marftfchreierifhen und derartigen Zwecken viel mE 
bräuchlich geführt, worüber von den Rothen-Strenz-Bereinen geklagt und auch 1IEH 
auf der in Stuttgart abgehaltenen internationalen Berfammlung diefer 
verhandelt worden ift. Das ift aber ein Internum der Rothen-StreuzWVerekuf 
(j. oben 8 75 Note 9), das fi) auf den Echug von deren Zeichen im Friebe? 
bezieht, und Hier nicht zu erörtern. 

5) Bor Allem Haben natürlich die unmittelbarften Bertreter der Staatsgewec 
die Heerführer, die größte Gewiſſenhaftigkeit bei Benutzung des Zeichens zu 
achten und die ihnen untergebenen Truppen zu überwachen. Gleichwohl iſt — 
1870/7ler Kriege der Franzöſiſche General Bourbaki mittelft Mißbrauchs WB 
Rothen Kreuzes aus Metz entwichen. - 

) Bgl. Lueder’3 Vorſchläge, Genfer Conv., S. 390 ff., 441 unten, 

‘) ®gl. Moynier, Conv. pend. la gucrre franco-allemande, p. 28. 

) ®gl. oben 8 73 Note 7 und über diefe ganze Angelegenheit des Croissauf 
rouge Bulletin international1877, p. 35, 41, 83, 147, wofelbft auch über 
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men, ſondern muß nach Beendigung feines Geſchäftes zu den Seine 
orderlichen Falls unter ficherem Geleit, zurückgeſchickt werden. Nalt— 
ter der Vorausſetzung, daß er ſeinerſeits die Bedingung vollſtän — 
iebfertigfeit erfüllt, feine Parlamentärftellung nicht mißbraudt 
chts Unerlaubtes thut.”) 
Die Barlamentäre können aber nicht verlangen, da ihnen dieſe St 1 
iberhaupt eingeräumt wird, d. h. daß fie ald Parlamentäre zuge xt: 
nd empfangen werden. Es hängt vielmehr Lediglich von der gegermi 
ftehenden Heeresmacht ab, ob fie den Parlamentär empfangen willE = 
nicht.*) Er kann im einzelnen Falle abgelehnt werden und hat ſich = 
unverlegt, jofort zurüdzuziehen, Ebenſo kann die allgemeine ErfEän 
abgegeben werden, daß man während einer bejtimmten Zeit feine 
lamentäre annehmen wolle.” Im Ietteren Falle fünnen die teofde) 
Erjcheinenden nicht beanfpruchen, al3 Parlamentäre rejpectirt zu werden.‘ 
Nicht minder fteht der den Parlamentär empfangenden Heeresmach 
die Entſcheidung darüber zu, wie, wo und unter welchen Sicherung⸗ 
maßregeln fie den Parlamentär empfangen will,”) und daraus herbo! 
gehende perjünliche Beichränfungen und Unbequemlichkeiten, denen DM 
Parlamentär untertvorfen wird, wie Berbinden der Augen beim E# 
laſſen in ein Lager oder eine Feitung, Nöthigung zu Umwegen 
Ein» oder Zurüdführen und dergl. find feine Deriegungen der } 
Barlamentär zulommenden unverleglichen Stellung. Unter 
namentlich wenn fie ihre Sendung Durch gefährliche Beobachtungen — 
mißbrauchen, können fie auch, falls dies nöthig erſcheint, borlibergeher 
doch nur ſo lange als die Umſtände es verlangen, feſtgehalten werde 
natürlich ohne weitere Nachtheile für ihre Perſon. Den Tebteren al 
ſetzen ſie ſich aus und gehen ihrer Unverletzlichkeitsſtellung — 1 
fie in dem Mißbrauch dieſer Stellung jo weit gehen, daß ſie offenbar 
Berrath treiben, wie Spioniren oder Anzettelung von Berfcmwörungen, 
dgl.!) In biejem Falle werden fie Friegsrechtlich, bezw. ala Spione ftrn 
Auch die Parlamentäre müflen durch deutlich erfennbare & 
Unterjcheidungsmerfmale kenntlich gemacht werden. Dies gejchieht 
allgemein übliche umd befannte Zeichen (Parlamentärflagge — 
Fahne?!) — u. dgl.) und Signale (durch; Hörner oder Trompete 
Die zum Zweck des Tragens der erjteren oder der Abgabe der I} 
den Barlamentär begleitenden Perjonen, Tamboure oder Trompet 
ebenfall3 unverleglih'?) und Haben, unter denfelben Bedingung 
jelbe Stellung wie der PVarlamentär ſelbſt. Das Gleiche gilt ı 
beigegebenen Dolmetſchern oder derartigen Perfonen.*?) 





























1) Dies ift aus den im Tert angedeuteten Gründen jo natürlic 
Heilighaltung der Parlamentäre jhon in den älteften Zeiten anerfannt 
unter den erjten Keimen völferrechtlidhen Bewußtſeins erſcheint, jet 
entlegenften, auch uncivilifirten Wölterfchaften üblich ift (vgl. W. db. 
Bölferredht II. ©. 540). Berlegungen des Satzes find gleichwohl nodı 
neuejten Zeit vorgefommen, namentlich von den Frangöfiichen Truppen 
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— XYS, Le droit de la guerre et les precurseurs de Grotius, Sect. 6, na 
mentlich p. 114, 134 ff. — Bluntſchli, Das Beuterecht im Kriege, unter L — 
Grotius IH. c. 7 u. 11, au) 21 $23 ff. — Bynkershoek, Qu. jur 
publ. I., c. 3. — Mojer, Verſuche IX., 2, 250, 311 ff. — Vattel II. 
ch. 8, 8148 ff. (vgl. mit ch. 14 8 217 ff.). — Schmalz, Böllerr., ©. 230 fi. 
— Meltere Literatur bei v. Ompteda 88 311, 312 und v. Kampt $ 305, 
aud bei Klüber. — Klüber $ 249. — ©. F. v. Martens 8275. — 
Heffter SS 127, 128. — Bluntſchli, Böllerr., ©. 39 u. 340 ff. (859 ff): 
401 ($ 716), 411 (8 737). — v. Bulmerincq, Böller., ©. 361. — 5. æ 
Martens $ 113. — Dfe Manning p. 165. — Phillimore, Comm 
Vol. 3, ch. 7, p. 142, 845 fi. — Hall P. 3, 8131 ff. — Halleck ch. = 
8 6 ff, IL, p. 73 fi. — Twiß $ 177. — ®ildman II, p.26. — Colmm 
81847 ff. — Riquelme IL, 1 c.12. — Bello2, c.3,85. — Fiore X 
8 1348, 1352, 1355 ff. — Guelle, Pre&cis I., p. 187 ff., unb Guerre co: 
tinentale, p. 136 ff. — Eichelmann, Ueber die Kriegsgefangenſchaft, 181” - 
— Kasparek in Grünhut’s Beitichrift für Privat- und öffentliches Recht 
Gegenwart, Bd. 9, ©. 680 ff. — Domin- PBetrufhevecz 113 ff. — Fiel < 
Outlines, ch. 63 (800 ff.). — Brüjfeler Erflärung Art. 11,3. — 
Manuel des Völkerrechtsinſtituts 21, 22, 61 ff. — Lentner6.#7 F 
— Amerilanijde Kriegsartifel 48 ff. — Vgl. oben 8 67 ff. 


Eines der Mittel der Kriegführung, Meberwindung und Unſchädlich 
machung des Gegners ijt die Gefangennahme des letzteren. Die Ent 
widelung des darauf bezüglichen Kriegsgefangenenrechts zeigt in 
beſonders hohem Grade die großen Fortjchritte und die völlige, grundfäglide 
Umwandlung, melde das moderne Kriegarecht gegen die alte und mittlere 
Zeit aufzumeifen hat. Erſt die Neuzeit betrachtet die Kriegsgefangenicaft 
eben nur als ein Mittel zur Ucberwindung des Gegners durch (mögli 
gelinde) Unſchädlichmachung feiner Combattanten, während im Altertfum 
und Mittelalter die Kriegsgefangenfchaft, conform der damaligen Be 
Ichaffenheit des Striegsrecht® überhaupt, ganz anders aufgefaßt um 
außerdem auf alle Rerfonen ohne jeden Unterfchied ausgedehnt wurde. 

Im Alterthum verfielen alle Perfonen bes feindlichen Landet, 
die in die Gewalt des Siegers geriethen, auch Nichtlämpfende, Wehrloi, 
Weiber (diefe unter Umſtänden vorzugsweife) und Kinder dem Tode 
oder der Sclaverei und wurden, Vaterland und Civität verlieren, 
völlig der Willfür des Siegers unterworfen.!) Dies war, foweit mi 
einzelne Ausnahmen bejtanden?) oder ebenfall® ausnahmsweiſe Andertd 
vertragsmäßig feſtgeſetzt war, der Fall fomohl bei den orientalif hen 
Völkern al3 auch bei Römern und Griechen, wenn ſich auch bei ben 
beiden letzteren allmählige Milderungen und Fortfchritte geltend machte 

Bei den Juden, Ajiyrern, Phöniciern, Aegyptern bildete auf 
des von ihnen geführten Vernichtungsfrieges und religiöfer Vorftellungen‘) 
die Mafjentödtung in Verbindung mit mannigfachen Graufamteiten alle 
Terjonen des feindlichen Landes die allgemeine Regel.“) Nur die Indiſches 
Manı-Öcjege nehmen in den oben angegebenen Grenzen einen anderen 
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=. Grotius III. e. 11 5 7. Bel oben 8 65. 

So nad Griechiſchem Amphiktyenenrecht die Richttöbinug der m En 
Tenze! Selstenen und die Römiihe Uebung, biejenigen Delngerken nicht 
Ser else ñch rechtzeitig ergeben Hatten Caesar, Bell. gall II., 32, Cicer- 
D=: 2. 1. 12. 
osen 3 91. 
bezüglich der Juden das Buch Jojua umd vgl. überhaupt Laurent, 
Miülfer-Johmus, Axel Benedix, De praeda 1816, $ 2, Bluntidli, 
Beuterecht, Eihelmann a. a. LK. 

367. 

; Servi = servati. Pomponius L. %39 $ 1, De verb. sign. 50, 16, 
Florentinus L. 4 3 2 De statu hom. 1,5. 

- &o lieg Caejar 3. B. die Senatoren Venedigs hinrichten. Bellum 
eallicum III, 16. =. auch Laurent, V. p. 51. 

Livius L 33. Oben S 61. 

“ Meber den Einjluß wirthichaftliher Entwidelung und ölonomijcher Grüne, 
die bei Dielen Banblungen in Betracht famen, j. die beachtenswerthen Ausführungen 
bei Kasparet S S. 692 ff. 

Caeſar verfaufte aus demſelben Anlaß, weil fie die Römiſchen Gejanbten 
verlegt Hatte, die ganze Venetianiſche Bevölkerung (mit Ausnahme der getöbirien 
Senatoren, in die Sclaverei, Bellum gallicum a. eben angef. D. 

zu) v. Holgendorif in diefem Handb. I. S. 210. 

I? Cicero, De ofi. 3, 32. 

i2 Bel. Eihelmann S. 102, Halleck ch. % p. 21, Calvo $ 18l. 
Ebenſo ipricht ſich ſchon ſelbſt Bynkershoek dagegen a. a. O. aus. Tropben 
erließ noch 1794 der Franzöſiſche Nationafconvent, allerdings in beionberer Lage 
den Beiehl, alle in Franzöſiſchen Plägen befindlichen feindlichen Truppen, Vieh 
sicht binnen 24 Stunden ergäben, nad) ihrer Ueberwindung zu töbten und fog . 
einen allgemeineren, da3 Pardongeben unterjagenden Tödtungsbefehl. Weide Be 
tegle famen aber nicht zur Ausführung, jondern wurden bald, nachdem fie erlaſes 
waren, zurüdgenommen. ) 

, C. 2 X. de treuga. 

», Die Willkür äußerte ſich oft in grauſamer, unmenſchlicher Weiſe, |. Bar 
und Kütter, Beitr, S. ti ff | 

= S. die intereliante Elſwidelung bei Nys p. 135 ff. 

", Dabei erging ji) die Doctrin der Zeit in Unterjuchungen über die 
urtheilung von Apoſtaten und Ketzern u. ſ. w. Bgl. Nys p. 139 f. 

”. Mit den Afrikaniſchen Staaten waren noch in unſerem Jahrhuuden 
Verträge nöthig, um ſich gegen die Anwendung dieſes Brauches zu ſichern. A 
im Jahre 1816 zwiſchen Großbritannien, den Niederlanden und dem Dey WE | 
Afgier, zwiſchen Großbritannien und Tunis und zwiihen Toscana und Tui 
cal. v. Martens, Precis, S 275a. 

Bluntſchli, Völkerrecht 593 in der Mote. 

*, Laurent t. X., Nys p. 141, 1422. 

1 Nys a. a. O. 

” S. Nus p. 140 und den dort angef. Ward. 

. Note 15. 
dafür Beilpiele bei Nys p. 143. 
Ngf. oben 8 68. 
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Mittheilungen an die andere Geite (Beitungdcorreipondenten) liegen. %4 
Bluntſchli 595 in der Anmerkung. 

15) Beilpiele aus der jüngjten Zeit: die Gefangennahme des Kurfürften u 
Hefien 1866 und Napoleons III. 1870. Frühere Beifpiele bieten Franz I., bie uap 
leonifhen Kriege (auch der König von Sachſen nad) der Schlacht bei Leipzig a 
Gefangener der alliirten Mächte) und Napoleon jelbft; Abdel-Kader u 
Schamyl. Schon durch dieje Beijpicle ift die Meinung, zu der bie Aelter 
neigten (Mojer, ſ. dagegen Oppenheim, Völferr. ©. 235), daß die Souverk 
überhaupt nicht gefangen genommen oder menigftens nicht in der Gefangenſch 
gehalten würden, widerlegt. Gie läßt fih aus dem im Text für die Gefang 
nahme diejer Perfonen angeführten Grunde nicht vertheidigen. Auch frem 
Souveräne, die (wenn auch nicht gerade als Bundesgenoffen, in welchem Fu 
ihre Gefangennahme vollends jelbitverftändlich twäre) zu der feindlichen Mad g 
hören, unterliegen der Kriegsgefangenjchaft. 

14) Bot. Klüber 8 245, Calvo 8 1850. 

15) Dies war die Stellung Napoleons III. bei Sedan, der fich des De 
befehls begeben Hatte. 

19, Es ift aber fein Grund, die Kriegsgefangenſchaft auf die waffentragendt 
und mwaffenfähigen Mitglieder der Iandesherrlihen Familie zu bejchränke 
wie Manche, 3.8. Schmalz ©. 237, dann auh noch Heffter, v. Neumanı 
Lentner, Kasparek thun. 

1 Klüber 8245. Die außerordentlich chevalereske Behandlung Napolons Il 
der ſich nad) Sedan ſelbſt in die Gefangenſchaft Königs Wilhelm begab, erlen 
aud) Guelle, Precis, p. 194, und Calvo $ 1850 ausdrüũcklich an. 

18, Vgl. Bluntſchli, Völkerr. 596, Kasparek ©. 710. 

19 Bol. Bluntſchli, Völkerr. 594 und weiter unten im folgenden Kapık 
Danach find aud) die 1866 vom Preußifchen General Bogel von Zaldenfei 
gegen einige Hannoverſche Private vorgenommenen Maßregeln zu beurtheiln 
obwohl diejelben vielfad eine andere Beurtheilung erfahren haben. 


S 10%. 
III. Die Stellung und Behandlung der Kriegsgefangene 


Die Kriegsgefangenfchaft beginnt mit ihren Wirkungen in bi 
Augenblide, in welchem die feindliche Perſon in die thatſächlich 
Gewalt des Gegners gerathen ift, fei e8 durch Ueberwindung im Kam 
oder durch fonftige Aufhebung, fei es durch Ergebung (bezw. um Parde 
Bitten) Einzelner oder ganzer Partien, wie z. B. in Folge von Gap 
tulationen. 

Bon diefem Zeitpuncte an tritt die Stellung der Kriegsgefangen 
mit ihren Rechten und Pflichten ein. Dieſelbe regelt ſich Heutzuts 
vor Allem nad) den Gabe, daß die Gefangenen Gefangene des Staaf 
und nicht irgend eines anderen Subjectes, Privaten, SHeerführe 
Soldaten oder einer Truppe find.!) Für den Staat aber ift bezüglid, | 
Stellung, Behandlung, Rechte und Pflichten der Kriegögefangenen 
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wie die Befeitigung bejonders großer und volfreiher Städte meiftı 
vermieden wird. Daß fie einen reibrief für das Unangegriffenbleil 
wichtiger Vertheidigunggmittel und einen Verzicht auf nöthige militäri] 
Maßregeln geben follen, kann nicht ernfthaft discutirt werben.'®) 

Ebenso wenig kann irgend ein anderer Umjtand, wie der Aufentha 
von Neutralen, fremden Gejandten und Diplomaten, der Zuſammenflt 
vieler Fremden u. dgl. die gegen den befeitigten Pla nöthig werdende 
mifitärifchen Maßregeln irgendwie hindern.!%) Bon diejen Perſonen gil 
dasselbe wie von jenen Sachen: fie dürfen eine Feftung nicht zum Anfı 
enthalt3orte wählen, wenn fie nicht ihre Gefahren theilen wollen. Ba 
einer Gewährung des Abzuged an dieſe Perſonen kann nur dann du 
Rede jein, wenn die militärifhen Rückſichten fie ganz unbe: 
denflich erfcheinen lafjen, jo daß auch nur eine derartige Borjärif 
der friegführenden Macht nicht gegeben werden Tann, jondern Alles vor 
dem Ermeſſen der letzteren im einzelnen Falle abhängt und eine Friegk 
rechtliche Regel darüber nicht beitcht. 

Dasfelbe gilt bezüglich anderer Perjonen, deren Abzug vom Hume 
nitätsftandpuncte aus dringend wünſchenswerth jein kann und deshall 
and) wohl von dem Belagernden beivilligt worden ift, wie der Weiber 
Greije, Kinder, Kranfen, Verwundeten.!?) SO diefe abziehen dürfen oe 
nicht, hängt wiederum nah) Maßgabe des Friegeriichen Bebürfnife 
lediglih) von dem Ermefien des Belagernden ab. Den Humanitäre 
Ansprüchen fteht die Erwägung gegenüber, daß gerade das Berbleibe 
diefer Perjonen in dem belagerten Plaße die Uebergabe desſelben herbei 
führen oder beichleunigen fann, namentlich) durch Hungersnoth oder de 
durch, daß der Feitungscommandant durd) diefe Verjonen mittelbar ode 
unmittelbar zu Gunſten der Uchergabe beeinflußt wird. Die Entlafum 
kann den Belagerungszweck fehr bedeutend hemmen, die Nöthigung de 
genannten Perſonen zum Verbleiben Tann ihn beträchtlich fördern.” 
Folglich kann die Gewährung des Abzugs als eine Unterſtützung de 
Gegners vom Belagernden nicht verlangt werden, ganz abgejehen va 
den Störungen und Beläftigungen, welche ihm aus der Entlaflung e 
wachjen können. 

Es war daher ein Act bejonderer Großmuth, Milde und Humanitit 
dat die Deutſche Heerezleitung im 1870/Tler Kriege den Nicht - Com 
battanten, fobald eg, ohne den Kriegszweck zu jehr zu fchädigen, irgem 
anging,!”) freien Abzug aus Straßburg gewährte,”®) wodurch aber a 
der Negel nicht? geändert und der Sa nicht alterirt wird, daß Bi 
Entſcheidung über die Entlaffung lediglich bei dem Belagernden jteht. 

Verlaſſen die in Rede ftchenden Perſonen, fei e8 aus freien Stüden 
jei e8 auf Weifung des in dem belagerten Plage Commandirenden, de 
Pag ohne oder gar gegen den Willen des Belagernden, fo kann de 
fegtere natürlich alle Gewaltmittel, um Jene zurüdzutreiben, anwender 
Denn er braucht jich feine Schwächung jeiner eigenen oder Stärkung de 
gegneriichen Rofition, noch ein Eindringen in feine Linien gefallen 5 
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und Treue nicht vereinbar find‘) (j. oben $ 95). Die Täufchung darf, 
wie jchon in der mittelalterlihen Kriegführung feititand, nicht in Trem- 
fofigfeit, Betrug und Wortbruch ausarten,?) und Mittel, wie 5. B. der 
Bruch eined gewährten freien Geleites oder freien Abzuges oder Waffen⸗ 
ſtillſtandes, um durch die Ucberrafchung des Feines Angriffes geivärtigen 
Feindes Vortheile zu erringen, oder fingirte Ergebung, um den darauf 
unbefangen heranfonımenden Gegner zu tödten, Mißbrauch des Nothen- 
Kreuz. Zeichens oder der Rarlamentärflagge, Mißbrauch von Nothzeiden,) 
wie auch Parlamentärverhandlungen zum Zweck von Ueberfällen u. dgl. 
iind unbedingt unzuläſſig. 

Die Grenze und die Enticheidung der Frage, ob die gebrauchte dit 
noch zuläſſig oder unehrenhaft und verboten war, ift, jo leicht die Ent 
iheidung in vielen Fällen fi) auch giebt, in anderen Fällen unter 
Umständen ſchwer feftzuftellen. Sitte, Rechtsgefühl und Kriegägebraud 
der Zeit müfjen der Entſcheidung zu Hülfe fommten.?) 

Für zuläſſig Wird von der Theorie meift noch die durch 2er 
bergung oder Aenderung der Uniformen und Feldzeihen (Fahnen mb 
Flaggen) und Anlegung der feindlichen, beziv. neutralen hervorgebracht 
Täuſchung erklärt.) Jedoch ſprechen ſich gerade die Mifitärjchriftiteler 
dagegen auz,!!) and) die neuejte Theorie der Völkerrechtslehrer jcheint 
ih in Ddiefem Sinne zu wandeln, und dad3 Manuel des Völker 
rechtsinjtituts fagt Sc. md d.: „Il est interdit d’attaquer l’ennem 
en dissimulant les signes distinctifs de la force armée; d’user indümen 
du pavillon national, des insignes militaires ou de luniforme de 
l’ennemi.”1?) Und auch von denjenigen, welche die Anlegung der fremder 
Uniform u. ſ. w. für zuläffig erflären, wird wenigftend die (vom jeher 
geforderte) Beſchränkung hinzugefügt, daß dergleichen nur als Borbere: 
tung zum Kampf geichehen darf und im Kampfe jelbit, von feinem Begins 
an, die richtige Uniform und Fahne offen getragen werden muß.'?) 

Beſtechungen feindlicdyer Civiliſten wie Militärs,1*) 3.8. des Com 
mandanten einer Feſtung, um dadurch Vortheile irgend welcher Art zu 
erlangen, find geftattet, deögleihen die Annahme von Anerbietunger 
folcher Verräthereien,!?) jedoch immer nur unter der Vorausjehung, daB 
nicht etwas angeboten wird, was überhaupt nicht angenommen werden 
darf,!°) wie z. B. der Meuchelmord 17) oder fonjtige gemeine Verbrehert: 
wie Branditiftung, Raub u. ſ. w., obgleich einer Benugung der Vor 
theile, die aus der ſpontanen Begehung folder Verbrechen bervorgehez# 
natürlich nichts entgegenfteht.!?) Ebenſo ift die Annahme von Dejerteur®=" 
geitattet.!?) Auch Aufreizungen der eigenen Unterthanen des Feinde⸗ 
Revolutionirungen,“) Benutzungen von unzufriedenen Bevölkerungstheil? 
oder Prätendenten ſind im Allgemeinen zuläſſige Mittel. 

Tas Unſchöne und an ſich Unſittliche ſolcher Mittel kann an de= 
Anerkennung ihrer Zuläſſigkeit nichts ändern. Zweck und Noth de” 
Krieges geben dem Striegführenden das Necht und legen ihm unter Un“ 
ftänden die Pflicht auf, die durch jolhe Mittel zu erzielenden, vielleids 
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Gebrauch der feindlichen (mie auch neutralen) Abzeichen für unbedingt erlau 
Kriegstift unter Hervorhebung eines Falles aus dem legten Deutſch Franzöſiſd 
Kriege, der fo lag, dad gegen 25 Franctireurs Preußifche Uniformen angelegt 1 
dann auf ruhig herankommende Deutiche Truppen geſchoſſen Hatten. Hätte esf 
nit um Franctireurs, aljo Combattanten, wenn auch nur unregelmäßige, 
handelt, jondern um Nicht-Combattanten, Yranzöfiihe Bauern oder dergl, 
würde der Fall natürlich eine andere Beurtheilung erfahren haben. Mögliche 
weife können die feindlichen Uniformen im Laufe des Krieges aus Roth angele 
werden müſſen. Dann ift, wenn nicht zugleich durch die fremde Uniform getäufd 
werden jol, für ein möglichft deutliches Unterfcheidungszeidhen zu jorgen; vg 
Amerik. Kriegs-Artifel 64. 

m G. F. v. Martens 8 274. A. M. u U. Klüber 8 244, Field i6l 
Berner, Woolsey, Intern. Law, 8 127. 

15, Heffter, Wooljey a. a. O. 

10) Heffter a. a. 2. 

ı) Daß dieſer ebenfo wie Vergiftungen und die Verbreitung von Anftedunge 
u. dgl. unerlaubt find, ift oben 8 95 und 96 bereit3 gejagt worden. 

18) Bluntſchli 563. 

m) Von jeher anerkannt, aud) als Schwächung der Gegen- und eventueh 
Gtärfung der eigenen Seite wohl nicht anders denkbar, jo daß der neuerding 
laut gewordene Gedanfe einer von den Staaten zu übernehmenden Verpflichtun 
zur Auslieferung der Weberläufer (Morin, vgl. Guelle, Precis IL, p. 1öl 
ſchwerlich jemals zur praftifchen Geltung fommen wird. Es kann aber aud nid 
mit Calvo 8 1853, dem Guelle l. c. und Funck-Brentano et Sore 
p. 293 folgen, die umgekehrte Behauptung aufgeftellt werden, daß die Kriegäparke 
zur Aufnahme der Ueberläufer verpflichtet jei und nicht das Necht habe, 
fie der Gegenfeite auszuliefern. Die Frage ift ziemlich unpraktiſch, da die Kriep 
partei aus dem angeführten Grunde nicht leicht an eine Auslieferung denten wir. 
Sollte e3 aber der Fall fein, fo darf fie auch in diejer Beziehung nad) den Juin 
eſſen ihrer Kriegführung handeln, was durch Calvo’3 Gründe nicht widerlegt wih. 

20) G. F. v. Martens $ 274, Bluntſchli 564. AM. u. A. Klüber$ MH, 
Berge zu Martens, F. v. Martens 8 110, 8, Berner a. a. O. Deshalb war anf 
ber Proteft Oefterreich8 gegen die Bildung Ungarifcher Legionen, welche 1859 von 
Frankreich und 1866 von Preußen geplant wurden, nicht begründet, obgleid g 
rade von biefem Mittel nicht ohne Noth und fehr gewichtige Gründe Gebrach 
gemacht werben wird. Es iſt aber beitritten; f. Geffcken zu Heffter, Rot? 
zu 125. Geffden will ebendafelbft Aufreizung der unter dem Fahnenei 
Stehenden ausnehmen. Doch beweift der dafür angeführte Grund zu we 
Aehnlich Bluntſchli 564, N. 2, der aber die Aufreizung der feindlichen Truppe 
nur für ein „wenigſtens in der Regel” unerlaubtes Kriegsmittel erHlärt. 

=, Deshalb braucht auch nicht nad) Entjchuldigungen für die Benubung dieſe 
Mittel geſucht und dürfen die letzteren nicht als Maßregeln aufgefaßt werden, W 
eigentlich unzuläfjfig wären, aber aus befonderen Gründen, 3. B. um 
leben zu jparen, allenfall3 entichuldigt werden fünnten, wie Heffter thut. Verne 
läßt ſich (a. a. O. ©. 112) in feiner an und für ſich begreiflihen Abneigung gege 
den Gebrauch folder Mittel fogar jo weit führen, daß er es für „unerhört” € 
Härt, „wenn neuere Völkerrechtslehrer die Verleitung der Officiere, Soldaten m 
friedlichen Unterthanen des Gegners zum Verrath ihres Landes oder zum Aufen 
gegen ihre Obrigkeit unter den erlaubten Mitteln der Kriegführung aufzählen 








466 Das Landkriegsrecht im Beſonderen. 


" Deshalb Hat man auf der Brüffeler Eonferenz und in ben Berhanl 
(ungen des Böllerrechtsintitut3 über das Manuel mit Recht davon abgejehen 
zwei Arten der Epione je nad) dem Motive ihres Spionendienftes zu unterfcheiden 
obgleich es vorgeſchlagen war. Richtig jagt Guelle, Precis I., p. 126: „Que at 
soit un patriote qui se devoue ou un miserable qui se vend, le danger 
qu'ils font courir a l’ennemi est le meme. — On respectera le premier, on 
meprisera le second, mais on les fusillera tous les deux.“ gl. hierüber 
und über Spione überhaupt den Rapport Rolin⸗-Jaequemyns' über die Ber 
handlungen des Wölferrechtsinftitut3 in der Revue 1875, p. 495 ff. Dagegen if 
in den nicht unehrenhaften Fällen neuerdings ftatt der entehrenden Strafe des 
Hängens die de3 ehrlichen Erſchießens üblid) geworden; und außerdem ift es der 
Kriegspartei natürlich in jedem Falle unbenommen, auf das ftrenge Recht der 
Tödtung zu verzichten und eine mildere Strafe zu verhängen. 

19 Heffter $ 250. 

m) Der Zujag „menigftens in der Regel” dürfte bei der Möglichkeit gang 
offenkundiger und zugleich zum jchnellften Handeln zwingender Fälle nicht zu ent 
behren jein. Von der neuejten Doctrin (jo 3. B. Fiore und Guelle) wird er 
freilich vielfach nicht gemadjt, und auch die Militärinftructionen einzelner Länder 
ſchreiben die vorherige Fällung eines friegsgerichtlihen Urtheils ganz allgemein 
vor. Die Brüfieler Declaration jagt Art. 20: „L’espion pris sur le fall 
sera juge et traité d’apres les lois en vigueur dans l’arme&e qui la saisi,“ 
wozu zu bvergleihen die Verhandlungen der Conferenz, ©. 10, und bei 
Manuel 25: „Aucun individu accuse d’espionnage ne doit &tre puni svanl 
que l’autorite judieiaire ait prononce sur son sort.“ S. aber Zöning, Di 
Verwaltung des General-Gouvernements im Eljaß, 1874, ©. 91. 

22) Brüfjeler Erklärung, Art. 21, Manuel 26, F. v. Martens gilt 
a.&, Guelle, Preeis, p. 127, Calvo $ 1841, Bluntfhli 634, Hall SI 
a. E. Fiore S 1370. 

15, Bol. Dahn a. a. O. ©. 2. 

4, Heiftera. a. DO. Vgl. au Calvo 8 1841 und Bluntſchli 634. 

13, Bel. Guelle, Precis I, p. 126 und die dort angef. yranzöfiichen Geſete 

©, Buerjt von Franzöfiicher Eeite, und zwar 1793 bei der Belagerung dP! 
Maubeuge und Charleroi, dann auch, was Calvo $ 1828 als erften Berimd 
erwähnt, 1794 in der Schlacht bei Fleurus, jpäter bei der Belagerung von Mainz 
Die benugten Ballons waren aber gefefjelt und flogen nicht frei in das feind 
Yicherjeits bejepte Gebiet, worin der im Text angedeutete Unterjchied zwilde! 
jener und der heutigen Art der Benutzung und damit der völferrechtlicen BA 
urtheilung liegt, obgleich jie der Beobadytung ımd Einziehung von Informatione 
dienten. Der erjte Napoleon legte Teinen Werth auf diejes Kriegemittel. Dagege 
iind 1812 von Rußland (zum Zwed des Feuerns in die feindlichen Linien, ab 
mit geringem Erfolg; und 1561 im Amerikaniſchen Bürgerfriege Verſuche in ve 
bejierter Weile, aber dod) immer nur noch mit ebenfalld gefeſſelten Ballond g 
macht worden. Vgl. E. Stuart Bruce in der Dublin Review, 1887; aud D 


O 


kurzen Angaben bei Calvo a. a. O. 

=. Man denfe nur an die mittelſt Luftſchiffs bewerlſtelligte Entweichnr 
Gambetta's aus Paris und deren eminente Wichtigkeit für die Organiſirur 
des ferneren Franzöſiſchen Widerſtandes. Nach Calvo S 1829 find in den fül 
Monaten der Belagerung von Paris nicht weniger als 64 Luftſchiffe mit 1E 
Berionen aus der belagerten Stadt aufgeitiegen. Eben wegen der großen, dur 
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Drittes Kapitel. 


Die Rechte und Pflichten der Kriegspartei gegenüber dem 
feindlichen Lande und feinen Bewohnern. 


$ 112. 
I. In Anſehung der Berfon der Landesbewohner. 


Literatur zu diefem und dem folgenden Paragraphen: GrotiusL.II, 
ch. 11. — Bynkershoek, Quaestiones juris publici I, 1. — Vattel 
L. DI., ch. 5, ch. 8, und dagu Bradier-Yodere. — G. F. v. Martens, 
Precis 88 272, 277 und dazu Berge und Pinheiro. Ferreira — 
Heffter 8 124 a. E. 136. — Bluntſchli, Völkerrecht, 568, 573 f, 
600, 631 ff., und in v. Holtendorff’3 Jahrbuch I., ©. 289, 309. — Wheaten 
(Boyd) 8 342 f. — Halleck ch. 20 (T. IL). — Hall P. III. ch. 2.- 
Fiore L. 8, ch. 7. — ®roder in der Revue 1873, p. 321 ff. — Guelle, 
Precis I., p. 129, 132, II. p. 38 ff., und Guerre continentale, p. %, % 
175 ff. — Vielfach von unhaltbaren Vorftellungen ausgehend und zu unmög 
lichen Forderungen gelangend de Waxel, L'armée d’invasion et la pop* 
lation, 1874. — Auf einen anderen, jpeciellen Bielpunct ausgehend, abe 
doc die Hierher gehörigen Fragen behandelnd Feraud-Giraud, (vr 
pation militaire, Recours à raison des dommages causes par la guet 
1881; gefichrieben in der Abficht, bezüglich des 1870/T1ger Krieges unpe> 
teiiſch zu jein, und aud) objectiver und in der Form angemefjener als andere 
Franzöſiſche uud Franzofenfreundliche Veröffentlichungen, ſowie mifienfcheßb 
fi) beachtenswerth, aber doch vielfach befangen und gerade da auf de 
Autorität von Calvo und Anderen fich ftübend, wo wiſſenſchaftliche ger ° 
hung die8 am menigften thun kann. — Löning, L'administratios 
du gouvernement general de l’Alsace durant la guerre de 1870/18 | 
der Revue de droit international, 1872 p. 622 ff., 1873 p. 69 fi. das 
in erweiterter Geftalt als befondere Schrift Deutſch erjchienen: Die Verwal 
tung des General-Gonvernements im Eljaß, Straßbürg 1874; hier nach biefe® 
Deutihen Ausgabe angeführt. — Dahn, Sabrb. für die Deutiche Armee 
Marine, Bd. III. ©. 60 ff., und in der Münchener Krit. Bierteljahrsjchrift, —** 
14 u. 15. — Rolin⸗Jaequemyns in der Revue, 1870 p. 666 ff. 18773 
p. 338 f., aud 1872 p. 509 ff. — Amerikaniſche Kriegsartitel a9 
verfchiedenen Stellen (16, 23, 25, 33, 42, 44, 54 f., 68, 85, 89 ff.) — 
Field, Outlines, 769 f., 824. — Brüffeler Erklärung, Art. 36-38 
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ganz davon abgejehen, daß die Weigerung des Führers eine erheuche 
fein kann und in Wahrheit die Gelegenheit zur Schädigung des Feind 
gern ergriffen wird. Denigegenüber kann die Strenge und Härte, die unt 
Umftänden wenigjten® in der (auch hier regelmäßig in der Tobdesftra 
beftehenden) Beitrafung des wegen Kriegsverraths bejtraften Wegeführe 
liegen kann, nicht in dag Gewicht fallen, jo begreiflich auch hier wied 
die menſchliche Neigung zu einer milderen Beurtheilung if. Die Krieg 
rechtswiſſenſchaft darf fich durch eine folche Neigung aber auch hier nic 
zu einer andern Enticheidung und zu der Aufftellung hinreißen laſſe 
es dürfe in dem vorliegenden alle nur Gefangennahme und nidt E 
ftrafung ftattfinden, obgleich dies neuerdings gefchehen ift;?%) und I 
allgemeine Meinung hält auch an dem hier vertretenen Standpuncte feit. 

Auch derjenige Wegeführer, der im occupirten Lande feinen eigen 
Leuten den Weg zeigt, unterliegt dem Martialgejebe. 


1) 88 67, 68. Allerdings find Schon im Mittelalter Verbote ber Tödtu 
friedliher Landesbewohner erlafien morden, c. 2 X. I, 34. Aber die Krũ 
führung entjprad) dem noch in den Teßtvergangenen Sahrhunderten nicht (Dreiß 
jähriger Krieg, die Kriegszüge Ludwig's XIV.) In der Literatur trat n 
Bynkershoek für völlige Unbejchränftheit millfürliher Gemaltausübung « 
(j. aud) Wolff, Jus gentium, $ 878), während ſchon Grotius a. a. O. 88 
ben entgegengejegten Standpunet vertrat. 


2) S. oben 88 68, 69 und den dort erwähnten Vertrag zwifchen Preuß 
und Nordamerika von 1785, Art. 23, und für die neuefte Beit die Bejtimmung 
ber Brüjjeler Declaration, des Manuel des Völlerrehtsinftituts u 
die Amerif. Kriegsartifel. Anders, aber nad) gegenmwärtigem Völlerrecht a1 
vom jtrengiten Kriegsrechtsftandpuncte aus ganz veriwerflich, ift die beim Ausbrı 
des 1870/71er Krieges nicht nur von der Prefje, fondern aud) von amtlicher Et 
Frankreichs an das Großherzogthum Baden gerichtete Drohung, daß felbit Frau 
nicht geichont werden follten. Sonſt wird gerade die Unverleglichleit der Frau 
Kinder und Greije bejonders, bezw. zuerft hervorgehoben; f. 3. B. Grotius. 

») Dies jprach aus und war der wirkliche Sinn der oben 8 69 erwähr 
berühmten Proclamation König Wilhelm’ bei der beginnenden Belege 
Sranzöfiiher Landestheile im Anfang des 1870/7ler Krieges. Es ift aud 
verjchiedenen anderen Deutſchen Tagesbefehlen und Proclamationen jenes Krieı 
ausgeiprochen worden. Auch Wellington erließ 1813 beim Weberfchreiten 
Franzöſiſchen Grenze eine Proclamation ähnlichen Inhalts. 

1) 8 90. 

3) ©. hierüber weiter unten unter III. gl. vorläufig Bluntjdli 
Dahn, Jahrb. für die Deutiche Armee und Marine. 

Manuel 48. 

‘) Daß dies gejchieht, ift durch die Mititärftraf- und fonftigen Geſetze 
einzelnen Staaten vorgejehen. 

) Brüjfeler Erklärung, Art. 38, Manuel 49. 

", ©. Note 7. 

10 Sanitätsperſonal u. j. m. 
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fünnen daran, auch wenn fie nad) den Geſetzen ihres Landes dazu ver 
pflichtet find, verhindert werden.) 

Bezüglich” der Regel, daß die Landesbemohner nicht zu Tiend 
leistungen genöthigt werden dürfen, welche eine Antheilnahme am Krieg 
durch Unterftügung des Occupanten darjtellen, ift namentlich eine Aus 
nahme hervorzuheben, die in der bisherigen Kriegführung bereits di 
hervorgetreten und deshalb auch von der Literatur allgemein berüdfihtig 
ift. Diefe Ausnahme bezieht fih auf den Ball des Wegezeigens wi 
Führens, deſſen das occupirende Heer bedürftig fein fann. 3 it ji 
allerdings eine unfagbar Harte Zumuthung an den Angehörigen eime 
Landes, daß er dem feindlichen Heere als Wegweiſer dienen joll u 
Kampfe gegen fein eigene® Vaterland, und es erjcheint deshalb da 
Gefühl durchaus begreiflich, welches diefe Zumuthung als eine unmenid 
(ide und unthunliche zu vermwerfen geneigt iſt. Aber auch hier muß di 
derartiges Gefühl gegen die Kriegsnothwendigkeit zurüdtreten. Auch Hi 
ijt recht und gejtattet, wa3 nothiwendig fein muß. Nothwendig aber i 
es für die Heeresleitung, und feine wird fih, wenn fie fich mwirklid | 
der Nothlage der Unkenntniß des Weges, den fie fennen muß, befinde 
abhalten laſſen, die Aufzeigung desjelben dur die Landesbewohner ; 
erziwingen.17) Deshalb ift auch der Sat allgemein anerkannt, daß d 
Weg angebende Zandesbewohner wegen diefer Handlung, die jonft eim 
ſchwer jtrafbaren Landesverrath darftellen würde, nicht beitraft wer 
darf.!?) Praktiſch mildert fich übrigens die Härte dieſer Entſcheidm 
dadurh, daß eine nicht ganz inhumane Strienführung nur in d 
dringenditen Nothfällen von dem in Rede jtehenden Zwange Gebrau 
machen wird, und daß ſolche Nothfälle, namentlich bei dem gegenwärtig 
Stande der jtrategiihen Hülfswiſſenſchaften, nicht leicht vorkomm 
werden. !?) 


', Dies ift allgemein anerfannt, 3. B. von Vattel, Heffter, Bluntid! 
Dahn. Berge zu Martens Il. p. 254, Phillimore. Daß es aud) die Meinn 
der Brüjjeler Erflärung und des Manuel ift, ergiebt ſich daraus, daß bit 
(Art. 36, bezw. 48, Abi. 2) nur den Zwang zu Arbeiten, welche den militäriſch 
Tperationen gegen ihr eigenes Land dienen, unterfagen und folglich den . 
jonftigen Arbeiten geftatten. Daher war aud) die Deutſche Heeresleitung i 
1870;7ler Kriege berechtigt, Mafregeln, und zwar wo e3 nöthig war, firem 
Maßregeln zur Erzwingung jolcher Arbeiten zu treffen. Deshalb war aud) | 
viel geläjterte Verfügung des Deutjchen Civilcommiſſars Grafen Nenard, Di 
um die Arbeiten zur nothwendigen Wiederherftellung einer Brüde zu erzwing! 
nachdem geringere Strafdrohungen nicht gewirkt hatten, für den Fall weite 
Weigerung, Die Arbeit vorzunehmen, mit der Erſchießung einer Anzahl Frc 
zöfiicher Arbeiter drohte, dem Striegsrechte um fo mweniger entgegen. ald es 
der bloſen Prohung blieb und dieſe den gewünſchten Erfolg volljtändig herb 
führte, vgl. Dahn, Sahrbüder III, €. 66. Uebrigens ift die Deutfche Heen 
leitung im 1870/71er Kriege nur jelten genöthigt gewejen, Zwangsmaßregeln 3 
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ftänden durch das militärijche Bedürfniß gerechtjertigte erklärt und Damit im Grunde 
ganz auf dem im Tegt vertretenen Standpuncte fteht. 


10) Diefe Vorausficht ift und war gewiß bereditigt. Sie würde es fein, 
fetbft wenn fie in dem in Rebe jtehenden Kriege nicht zugetroffen und die fane 
tifirte Franzöſiſche Bevölkerung durch das gebrauchte Mittel von der Yortiehung 
der beregten verbrecdheriichen Angriffe nicht abgehalten wäre, wie Dahn ©. & 
angiebt. Denn ein folder Fanatismus kann nicht ald regelmäßig oder gar immer 
vorhanden angenommen, es barf vielmehr darauf gerechnet werden, daß die 
Maßregel in manden Füllen den gewünſchten Erfolg Hat, jo da, wie gegen 
Bluntſchli 600, N. 2, u. A. zu bemerken ift, nicht die umgelehrie Vorausſich 
gehegt und die Erfolglofigfeit des Mittels ald Grund gegen die Anwendung des 
jelben angeführt werden fannı. E3 wird aber aud, von Löning ©. 107, af 
das Beitimmtefte bezeugt, daB im Deutih-Franzöfiicen Kriege das Mittel den 
vollften Erfolg gehabt und daß überall, wo die Mitführung von Notablen 
auf den Eifenbahnzügen ftattgefunden, fei es durch die dadurch vergrößerte Bad 
jamfeit der Gemeinden, fei es durch unmittelbaren Einfluß auf die Bevöfferung, 
die Sicherheit des Verkehrs fi) mwiedereingefunden habe. 

m) Dahn jagt (Zahrb. für die Deutfche Armee und Marine IIL, E. 68 
treffend: „Das Mittel iſt allerdings neu, aber die Bosheit und Gefährlichkeit war 
auch neu, und dagegen muß das Kriegsrecht neue Mittel herborbringen, ebene 
wie gegen Telegraphen, Zuftballons u. j. m. neue Maßregeln nöthig find“ ; vgl. Krit 
Bierteljahrsichrift, 14. Bd., ©.458. ©. auch) Löning ©. 106,107. Trogdem je 
gerne zugegeben werden, daß die fragliche Maßregel vom Standpuncte des fie unter 
juchenden und mit jeinen Tebhaftejten Wünſchen den weiteren Ausbau des Kriegstechü 
im humanen Geifte anjtrebenden Gelehrten jehr graufam und inhuman erjcheinen und 
ihn geneigt machen kann, fie für unzuläjfig zu erflären. Wenn der Unterjuchende fi 
aber in die furchtbaren Lagen des Krieges, in die unter Umſtänden wieim legten Deutkh 
Franzöſiſchen Kriege die Truppen in unausgejeßter und raffinirter Weiſe drohenden 
Gefahren verjett, jo wird er die Dinge doch wohl anders anfehen und zu de 
traurigen, aber notwendigen Weberzeugung fommen müſſen, daß zum Schug be 
eigenen Eicherheit äußerfte und terroriftiihe Maßregeln nicht abzumeijen fm. 
Vgl. die bereits mehrfach angeführten Ausführungen v. Hartmanns, Kritiſhe 
Berjuche 2, vgl. auch Rolin-Jaeyuemyns, Revue 1870, p. 668. Es it m 
zunehmen, daß wenn die unparteitichen auferdeutihen Schriititeller, die Ruſſiſchen, 
Defterreihiichen, Belgijchen, Englijchen, welche jich über die bier in Rede ſtehende 
Frage geäußert haben, dies zu thun gehabt Hätten in Bezug auf ebenſolche Rolf 
lagen und Gefährdungen ihrer eigenen Landsleute, fie jene Maßregel vielleift 
weniger abfällig beurtheilt Haben würden, als geichehen (vgl. 3. B. 5. v. Marten! 
8 119, v. Neumann 5 46); wie auch anzunehmen ift, daß in künftigen Kriege 
bei gleichen oder ähnlichen VBerhältnifjen dasjelbe Mittel zur Anwendung fommel 
wird, Löning ©. 107. 

2; Bl. Dahn a.a. O. S. 63 und in der Münchener Kritiichen Bierteljahr 
Ihrift 1872, S. 457, Löning S. 106. 

=, Dahn a. a. O. in den Jahrbüchern für die Deutihe Armee und Rarir 
Löning ©. 106. 

i Brüjieler Erflärung, Art. 36, Manuel 48, Abj. 2. Nur darf d 
Begriff der „militäriihen Operation” und der „attaque et defense“ des Wanuı 
nicht zu weit gefait werden. Es gehört zur militäriichen Operation durdar 
nicht jede militäriiche, in irgend einer Beziehung zur Kriegführung ftehende Arbei 


484 Das Landfriegsredht im Bejonderen. 


jenigen Schädigungen, welche durch Märjche, militärijche Operationen, 
Erdarbeiten zu Angriffe: oder. Bertheidigungsziweden, Recognoscirungen 
1. f. w. in mannigfacher Weiſe herbeigeführt werden fönnen. Tie 
Toppelregel bleibt immer: es darf Fein Schaden, auch der Fleinjte nidtt, | 
angerichtet werden, der nicht angerichtet werden mußte; — es darf jeder, 
auch der größte Schaden zugefügt werden, den die Ktriegführung ver: 
langt vder mit sich bringt. So darf fein Haus, fein Stein und fein 
Fenſter eines Hauſes zerjtört werden nur aus rohem Verwüſtungstriebe, 
Muthwillen, Uebermuth oder perfönlicher Rachſucht der im feindlichen 
Lande haufenden Soldaten, mit einem Worte, feine, auch nicht die ge 
ringjte Zerjtörung nur um der Zerſtörung willen. Aber es dürfen 
ganze Ortſchaften, Eojtbare Beſitzthümer und die werthvolliten Gegenftände 
ohne Rückſicht auf die Folgen für die Betroffenen zerjtört werden, wenn 
der Gang der friegerifchen Maßregeln c3 erheiiht. Die Truppen dürfen 
nicht Die Meder und Saaten zertreten, wenn fie ihr Ziel ebenjo ſchnell 
und günjtig auf der Straße erreichen können. Aber Aecker und Saaten 
verfallen dem zermalmenden Tritt der Truppen, wen Diele dadurch 
ichneller oder beijer zum Ziele kommen, ſich ungejtörter ausbreiten können 
oder gar für den Kampf jelbjt von dem Benuben diefes Weges Vortheil 
erwarten dürfen.) Inwieweit die durch folhe Verleßungen betroffenen 
Privaten eine Entſchädigung in Anjpruch nehmen fönnen, ijt eine Frage 
des inneren Staats und Landesrechts. Don dem verleßenden Etaat 
fünnen die Privaten feine Entſchädigung beantpruchen. 

Daß auch Schädigungen, Einäjcherungen, VBerheerungen (auch ie 
größerem Maßitabe, d. i. ganzer Gegenden und Xänderitreden) vorge. 
nommen werden fünnen, bei denen es jich nicht um einen beftimmiten Einzel 
erfolg oder jtrategiichen Zug, Tondern um allgemeinere Maßregeln Handelt, 
3. B. um dem Gegner weiteres Vorrüden unmöglich zu machen oder 
auch um ihm den Ernſt des frivol weiter geführten Krieges zu zeigen 
und ihn zum Frieden zu zwingen, — das wird fich in Fällen wirklicher 
Nothlage, bezw. einer begrimdeten Kriegsraiſon nit leugnen lajien. 
Aber auch nur in jolchen Fällen; und wenn derartige Maßregeln ofne 
die äußerſte Zwangslage vorgenommen werden, find fie fchwere und um 
menjchliche Verſtöße gegen dag Wölferredht.") 

Ch die rechtfertigende FJwangsmaßregel vorliegt, und wann dei 
halb die Vornahme ſolcher Maßregeln begründet ift, kann nur in ein 
zelnen alle entjchieden werden, wobei die richtige Grenze zu zichen, 
ebenſo wie im vielen anderen Zeritörungsfällen, häufig jehr ſchwierig itt. 
Tie heutige Zeit darf von dem Gewiſſen der Kriegführenden Humanitäte- 
Riüditchten erwarten. Doc werden verbindlide Vorjchriften, wie bie, 
daß geringfügigen und augenblidlichen Vortheilen de Krieges werthvolle 
Anſtalten des Feindes durch dauernde Zerjtörung nicht hingeopfert werben 
dünsten, Sich nicht aufitellen laſſen. Denn das Entfcheidende bleibt 
immer der Kriegszweck, bei deſſen Verfolgung auch ein augenbliclicher 
Xortsetl don Nichtigkeit fein kann. 
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Engländer, 1854 die Verheerung Finnlands ebenfall$ durd die Engländer, d 
Niederbrennung de3 Kaijerlich Chineſiſchen Eommerpalaftes Durch Engländer un 
Sranzojen, jowie die Bejchießungen von Kopenhagen 1801 durd den Englijce 
Admiral Neljon, Greytown3 durch Amerika, Valparaijos 1866 durch Gpanien 
Ueber Engliiche Praxis ſ. Heffter $ 125, Note 5. Dagegen find von Deutjde 
Ceite nad; der Occupation Franzöfiiher Landestheile im 1870/71 Kriege ben 
Truppen die ftrengiten Vorſchriften bezüglich der Heilighaltung des Eigenthums in 
Feindesland gemadyt und desgleichen in hochherziger, großartiger und noch in feinem 
anderem Kriege vorgekommener Weiſe ſogar pofitive Maßregeln zum Schub der 
fremden Vermögens, felbit gegen Dritte, nämlich die eigenen Landsleute ber 
Franzoſen felbjt, getroffen worden. Denn e3 tjt bekannt, daß die Weinberge ia 
Sranfreih von den Deutjhen Truppen bewacht und gejhüßt worden find, daß 
dasſelbe bezüglich der Verjailler Kunftichäße gejchehen ift und daß die Deutiden 
Soldaten Franzöfiiches Vermögen nit Lebensgefahr gegen die Brandgeichofie ber 
Pariſer Commune geſchützt und aus den entitandenen Bränben gerettet haben. 
Gleichwohl mögen, wie das in jedem Kriege der Fall iſt, manche Ausichreitunger 
einzelner Coldaten vorgekommen jein. Das ijt aber fehr vieljad) die eigene 
Schuld der Landesbewohner geweſen; denn „wenn”, wie felbft der humane md 
dem rauhen Kriegshandwerk nichts weniger als jympathiich gegenüberitehede 
Bluntſchli, Völferreht 652, N. 2, jagt, „der Soldat die Thüren jeines Quarüicch 
verjchlojfen findet und die Lebensmittel abjichtlic) verdorben oder vergraßet 
worden jind, dann treibt ihn die Noth dazu, die Thüren aufzufprengen und der 
Vorräthen nachzuſpüren, und in gerechten Born zertrünmert er dann gelegentlih 
auch einen Spiegel und heizt mit zerjchlagenen Möbeln den Ofen.” Dadurch un 
durch Achnliches find die meijten der vorgekommenen Heineren Bejchädigunges 
al3 erffärliche und entichuldbare, bezw. fogar als erlaubte und gerechtfertigte nache 
wiejen worden. Willkürliche Zerftörungen und Werheerungen in größerem Yıb 
itabe an Fluren oder Gebäuden find überhaupt nicht vorgekommen, und es ht 
demnach in dem genannten Striege nicht nur die Deutjche Heeresleitung, ſonden 
im Großen und Ganzen auch der Deutſche Eoldat und einzelne Dann dem ir 
manen Striegsredht der modernen Zeit entſprochen. Dieſes auch in amtlichen 
Deutſchen Mctenftüden (Depejchen des Fürſten Bismard u. j. mw.) mit Ne 
in Anſpruch genommene Urtheil wird durch Die viel beredeten VBazeiller mb 
ühnfichen Vorgänge, welde in der Literatur zur Begründung eines entgegen 
gejegten Urtheils angeführt find, nicht abgeihmädt. Denn es jteht feſt, ME 
die Miederbrennung von Säufern, welche, verbunden mit der Tödtung vet 
Einwohnern, den Ihatbejtand der von dem Deutihen Truppen in Bazeilek 
und in einigen anderen Orten (aber nicht in allen, von denen e3 Geitmb> 
Franzöſiſcher und franzoſenfreundlicher Schriftſteller behauptet wird) vorge 
nommenen Handlungen bilden, eine wenn auch an ſich harte, jo doch vollitändig 
gerechte und dem Kriegsrecht entſprechende, weil durch das Auftreten der Be 
völkerung von Bazeilles und den anderen Ortſchaften nothwendig hervorgernſere 
Maßregel war. Dieſes Auftreten war derartig, daß, wie Dahn, Jahrb. für De 
Deutjche Armee und Marine III, S. 69, richtig bemerft, die Deutjchen Truppen 
noch vollkommen friegsrehtmäßig gehandelt hätten, wenn von ihnen alle Hünfa 
zeritört und alle erwachſenen Einwohner vor ein Kriegägericht gejtellt worde 
wären. Es jind aber nad) amtlihen Feititellungen, den Angaben des Maire 
u. ſ. mw. in Wahrheit nur etwa zwölf Häufer verbrannt und ungefähr dreißi 
Einwohner getödtet oder verwundet worden. Die theils maßlos übertriebene 
theils geradezu erlogenen Berichte ſind durch Nachweiſungen des Kriegsminiſten 
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$ 115. 


Das Recht auf Aneignung feindlicher Sachen insbeſondere 
(Beute und Plünderung). 


Wie bezüglich der Stellung der Kriegsgewalt zu dem fremden Ber- 
mögen überhaupt hat ſich im Bejonderen auch in Bezug auf das % 
eignungsrecht an fremden Sachen die völferrechtliche Auffaflung ſehr ge 
ändert, bezw. gerade in das Gegentheil verwandelt, conform der gäny 
lich veränderteu Grundauffafjung, welche früher den Gegner als redilos 
betrachtete, ihn heute aber als Rechtsſubject anerkennt, das aud in 
feinen Sachen und Vermögensrechten gefhüst ift und darin nur in lo 
weit verlegt werden darf, als dies ausnahmsweiſe die Kriegdnothwendig 
feit verlangt. Daher beitand in der früheren Zeit ein unbejchränkte 
Aneignungd- und Beuterecht des Eiegerd, der über das in dem fremden 
Lande vorgefundene Vermögen, öffentliches wie Privatvermögen, belichi 
verfügen konnte; während nad) gegenwärtigem Landfriegärecht die ım 
gefehrte Regel gilt, daß vor Allem an dem Privatvermögen ein Us 
eignungsrecht nicht befteht und an dem öffentlichen, an dem es di 
Mittel der Schwächung des feindlichen Staates und feiner Kriegführm 
begründet ift, nur mit verjchiedenen Einſchränkungen und genau 
Regulirungen. 

Dieje Entwidelung iſt aber nur eine jehr langſame und allmälige ge 
wejen, die namentlich auch mit langem und hartnädigem Widerjpred 
der Theorie zu kämpfen gehabt Hat,!) fo daß fie biß auf den Heutige 
Tag noch nicht als völlig abgeſchloſſen und unbeſtritten feſtſtehend be 
trachtet werden kann. Es iſt ja auch natürlich, daß das fremde Ser 
mögen, fo lange man es als rechtlos, herrenlos betrachtete, vorzugsweij 
zur Wegnahme und Aneignung benußt wurde, ſowohl vom Staat 
als aud) von Truppen und Einzelnen, ſoweit den letzteren nit i 
Intereſſe des erſteren Zügel angelegt wurden. Ebenſo natürlich if © 
ferner, daß gerade in dieſer Beziehung, wo der Eigennutz in dee 
fommt und Die Gelegenheit zum Zugreifen gegeben ift, der Komp 
zwilchen dem alten und neuen Princip oder vielmehr dag Durchdringe 
der aus dem neuen Princip fließenden Confequenzen am längften ef 
Dauert hat, bezw. noch andauert und noch nicht beendigt ift; währe 
das bloſe zwedlofe Zerftören, welches nicht bereicherte, durch di 
humaneren Eitten und die beſſere Mannszucht leichter befeitigt werde 
fonnte. Das neue Princip lautet aber: Schutz des feindlichen Pa 
mögens, jo weit nicht mothivendiger Kriegszweck und Schwächung de 
Gegners ein Anderes verlangen, ımd daraus folgt die Conſequen 
feine Beute und Feine Rlünderung mehr. Deshalb wird fid die En 
wicelung ergeben, daß das Beuterecht und damit auch die Plünderun 
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1) Bgl. Bluntichli, Völkerrecht 657, Note 1, und bie dort Ungeführten__ 
Phillimore u. j. w. 

2) ©. die geſchichtliche Entwidelung hHauptlächlich bei Bluntſchli, Beuterechtea 
und die daraus oben $ 68, Note 16 angeführte Weberficht, jowie aud) Völlerrecht 
an ber in voriger Note citirten Etelle und fonft. 

) Bluntſchli, Beuteredt, ©. 23 ff. 

9 Vorige Note. 

5) S. oben $ 109 und Note 23 dajelbft. 

°% S. noch Heffter 8 135, der überhaupt das Beutereht noh in I — 
weiten Umfange zuläßt, aber auch in Anbetracht der neuejten Entwidelung ar 
veraltet betrachtet werden muß; vgl. Geffden, Note 2 zu dem genannten Bor | 
graphen. Bgl. au v. Neumann 8 48. 

) Bluntſchli, Beuteredt, ©. 54 ff. 

6, Dem Römiſchen Recht galt das dem Feinde genommene Gut joe 
für ein bejonders ſicheres und gerechtes Eigenthbum; Gaius, Comm. IV., 

Die feindlichen Sachen wurden als res nullius betrachtet, während fie heutzutee — 
gerade umgefchrt der Aneignung unterliegen, weil fie Sachen eines bejtimm zum 
Eubjectes des feindlihen Staates find; vgl. Bluntſchli, Völkerrecht 644 in i 
Note, Geffden zu Heffter $ 135, Note 2. Der alte, das feindliche Vermö —9 
ımbedingt preisgebende Standpunct wurde dann in der Theorie noch lange vertrammmeet 
(Bynkers hoek), bis in den Yebten Jahrhunderten die befiere, das Beuterr ed 
allmälig bejeitigende Erfenntniß fi) Bahn brach; Grotius, Cujacius, 0 Br 
19, 7, 8. ©. Zachariae, Vierzig Bücher vom Staat IV., 1; dann mehr uw-Im 
mehr allmälig das Beuterecht immer bewußter bejchräntend und jchließlih das- WM 
Text gefundene Endergebniß einleitend die ganze neuefte Völkerrechtsliteratur 

auf v. Holgendorff, Bluntſchli, Geffden u. j. w. Dazu die Milit ir 
ftrafgeieggebungen u. j. w. der einzelnen Gtanten aus ber Neuzeit und Di 
internationalen Bodificationsverjuche. 

" Auch Died wurde lange verfannt und ſchon auf die bloje Oc Ei 
pation Hin über feindliches Land verfügt, wie 3. B. 1715 von CeXfü 
Dänemarks über die vecupirten, zu Schweden gehörigen Herzogthümer Bren® € 
Verden und Stade. Nicht nur Bynkershoet, wie auh Grotiug, jenen 
auch viel jüngere Publiciften, namentlich Engliihe, wie Manning, Wilde ©! 
u. A. Stehen noch auf dieſem Ctandpuncte, den aber die neuere Praxis nidt ee 
eingenonmen hat und von dem aud) erft, nachdem die Occupation in wirt 
Eroberung übergegangen ift, geiprodjen werden Tann. 


1) Vgl. Brüjjeler Erflärung, Art. 6, Manuel 50. 


ı Sie find nad) dem Ausdrud der Amerikaniſchen Kriegsartilel a 
nicht als Gegenftände des öffentlichen Vermögens in dem für das Ießtere gelten Den 
Einne der Wegnahme zu betradhten. Vgl. Brüſſeler Erklärung, Art. © 
Manuel 95. Ausnahmen in diefer Beziehung finden fi ſchon in weit zurazd 
liegenden Zahrhunderten, die fonft noch unbejchränftem Raubrecht Hufdigen; 9 
Bluntihli, Beuteredt, ©. 42 ff. 

12) Bekanntlich früher anders, jorwohl im Altertfum und Mittelalter, al 
auch in der Neuzeit, indem jolhe Sachen, Kunſtſchätze, Gemäldegalerien, Bier 
thefen u. j. w. als Trophäen mweggeführt wurden. Namentlich murde von D 
eriten Franzöſiſchen Nepublif von Napoleon I. in diefer Beziehung nod) rad 
ficht31o8 gehauft, wie noch heute die Sammlungen des Louvre bezeugen, inde 


496 Das Landfriegsrecht im Bejonderen. 


Erſtürmungen angeführten Gründe, unter denen außer den oben genannten and 
wohl der der Unmöglichkeit, die ftürmenden Truppen in der Hitze des Gefechte 
von der Plünderung zurüdzuhalten, genannt wird, find in der That nicht 
weniger als jtihhaltig. ©. die Ausführung bei Eihelmann ©. 110, auf 
Bluntihli und Halled. 

®» Bon Maraude (Plünderung); jpanijd) marota, der Strauchdieb, Bui 
flepper, Etrold. In der älteren Literatur werden auch noch Schnapphähne 
(chenepans oder partis bleus) genannt, die nicht ganz mit den Marodeuten 
zujammenfallen. G. F. v. Martens 8 276 verjteht jogar unter Den partis bleus ' 
Berjonen, die ſich ohne ftaatlichen Auftrag gegen den Feind bemwaffnen. Leber 
Marodeure Mojer, Berjud des Europ. Völferrehts, Th. IX., Bd. 2, 63 fi, 
und Grundſätze des Europ. Völkerrechts in Kriegszeiten, ©. 131, Bluntigli, 
Völkerrecht, 642, v. Bulmerineq in dv. Holkendorff’3 Rechtslexikon unter „De 
rodeure“, Zentner S. 127. 

27) Durch dieſe Entfernung vom Heere unterjcheidet nah dem Leuten 
Mititärftrafgejegbuhe $ 135 da3 Marodiren fit) von der Plünderung Bi 
Entfernung muß dann aber in der Abficht gejchehen jein, Handlungen der bez . 
neten Art begehen zu wollen. | 

23) So von Bluntſchli, Neid, 3. v. Martens, während v. Reumans, 
v. Bulmerincqg an der alten engeren Bedeutung fejthalten. Bei dem gegem 
wärtigen Stande der Kriegführung und des Kriegsrechts kommt auf das Gang 
nicht viel mehr an, indem einerjeit3 bei der heutzutage die Heere beherrichennen 
Disciplin (vgl. v. Bulmerincq) und den eingeführten feldpolizeifichen Mitteln, 
namentlich der Feldgensdarmerie, eigentlihde Marodeure nicht leicht mehr vor 
fommen und amdererjeitd die im Kriege vorkommenden Cigenthumsverbredien, 
bon went fie auch begangen worden jind, jtreng geahndet werben. Das win 
wiederum von den Straf und Militärjtrafgejegbücdern u. |. w. vorgefehen, ſo 
daß auch feine bejounderen Verordnungen gegen das Marodiren zc., wie fie früher 
häufig erlajjen wurden, mehr nöthig jind. 

=, Bol. oben 8 90. 


*— — - 


$ 116. 


zortjegung. (Früchte, feindlide Sachen im eigenen Lande, 
unförperlihe Saden, Subject und Zeitpunct des Erwerbeöl 


Es find nun zunächſt noch einige bejondere Puncte zu berühret, 
die ſich theil8 auf weitere Hierher gehörige Sachen ſelbſt, theils as 
andere, mit der Aneignung in Verbindung jtehende ragen beziehe* 
Ta diejelben aber einerjeits, jo ausführlich fie auch von der früher! 
Literatur behandelt werden, für die jebige Zeit nach erfolgter Beſeitigu— 
des Beuterechts und Einfchränfung der Aneignung an Bedeutung [ef 
verloren haben und andererjeits theil3 civilrechtlider Natur find, the” 
in das Pojtliminium oder in das Seefriegärecht gehören, oder doch =” 
diejen Lehren jo eng zujammenhängen, daß fie dort zu erledigen fin” 
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Handelt, ohne Bedeutung, wer fie erwirbt; und deshalb ijt die gan 
Frage feine völferrehtliche.°) 

Daß die Einzelnen, welche bier überhaupt in Betracht kommen 
nur Soldaten und nicht auch andere Perfonen fein können, letztere viel 
mehr im Ball der Aneignung ich des Naubes, Diebitahls u. f. m. 
ihuldig machen und dem gemeinen wie dem Martial-Strafgefehe ver 
fallen, hat ſich aus weiter oben Vorgetragenem bereits ergeben;?) ebenfo, 
daß es nur rechtmäßige Sombattanten fein fünnen, jo daß unrechtmähig 
am Kampfe Theilnehmende, wie nicht anerkannte Freijchnaren, wie 
raubende Nicht-Combattanten zu behandeln find. 

Der Beitpunct der gejhehenen Aneignung und damit dei 
Eigenthbumsüberganges!?) iſt der, zu welchem die Wegnahme that 
ſächlich ftattgefunden hat,!!) die Sache aljo vollitändig in die Gewalt 
des Nehmenden gebracht worden iſt (Bejitergreifungstheorie), jo daß die 
Aneignung noch nicht jtattgefunden hat, jo lange der Kampf fortdauert 
und die Frage der gejicherten Befitergreifung unentjchieden ift.'") & 
liegt aber eine Umentjchiedenheit nicht blos deshalb vor, weil die Wieder 
gewinnung und Burüdnahme der Sache durch die urjprünglich bered 
tigte Seite im weiteren Verlauf de3 Krieges bei wechſelndem SKriegaglid 
möglich iſt, was natürlich ebenjo twie die Neugewinnung von Soda 
durch eben jene Ceite jederzeit ftatthaben kann. Einer gerichtlichen Ant 
fennung wie bei der Seebeute bedarf es bei den Aneignungen im Lan 
friege nicht.?°) 


ı), Früher durchgehends anders beurtheift. E3 kann darauf an dieſer Ste 
nicht eingegangen und aud in der folgenden Nr. III. die Frage nur kurz beräßl, 
es muß vielmehr auf die Lehre vom Wojtliminium verwiejen werden. Deshalb 
möge auch von der Hierher gehörigen, jehr großen Literatur nur verwieſn 
werden auf die älteren Schriften von Pfeiffer, Das Recht der Kriegseroberung 
in Beziehung auf Staatscapitalien, 1823, Schweilart, Napoleon und bie fur 
heſſiſchen Capitalſchulduer, 1833 (au Schwartze, De jure victoris in re 
devictorum incorporales, 1720), ſodann Heffter-Gefflen $ 134, Wildmes, 
Wheaton, Calvo, Guelle und die Anderen, jo wie auf die bei dieſen und 
die im Ichten Buche dieſes Handbuches Angeführten. 

2) Bluntſchli, Wöllerrecht 658, dv. Neumann $ 48. Natürlich) Tanz, fd 
es aus freiem Willen, jei e8 auf Grund einer ausnahmsweijen Vertrags 
tung, bezüglich des erften, negativen Theiles des Satzes aud) anders gehandhabt 
werben. Letzteres gejchah während des Krimfrieges von Seiten Englands, weiße 
die Binjen der Ruſſiſch-Holländiſchen Anleihe fortzahlte, weil e8 die Verbindlichleit 
der Zahlung auch für den Kriegsfall eingegangen war. Der viel beiprochene 
einer Nichtbeachtung des zweiten Theiles de3 Satzes durch Friedrich dei 
Großen 1753 im Oeſterreichiſchen Erbfolgefriege bezüglich der Schlefiichen Staatd 
ſchuld und der Englijhen Gläubiger war lediglich eine Repreſſalie des mi 
England gar nicht im Kriege befindlichen Königs für die Wegnahme Preußiſche 
Handelsſchiffe durch Engliſche Kaper und gehört deshalb überhaupt nicht hierke 
vgl. Geffcken zu Heffter $ 134, N. 1, und den dort angeführten Hall. 
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nad deren Ablauf der Erwerb als gefchehen betrachtet werden ſollte. Dieje 
Praris ift aber, obgleich fie vielfach geübt und ſpäter aud) für dag Seekriegsrech 
anerfanıt wurde, zu einem allgemein anerkannten Sage des Striegspölterreci 
nicht geworden (vgl. Heffter 8 156 a. E.), obgleih v. Bulmerincqg ©. % 
unter Verweiſung auf Stoert, Das Poftliminium im Völkerrecht, in den Juri. 

Blättern, Wien 1881, Nr. 40, und v. Neumann $ 48, ihn als folchen vortragen. 

S. dagegen das Allgemeine Preußiſche Landrecht L, 9, $ 201, woncd 

gemachte Beute dann als erobert gilt, wenn fie von dem Nehmer bis ins Lager, 

Nachtquartier oder fonft in völlige Sicherheit gebracht ift; vgl. aud) $ 202. Fir 

das Franzöſiſche Recht Code civil, Art. 2279: „En fait de meubles la possession 

vaut titre.* 


S 117. 
NRequifitionen und Gontributionen. 


Literatur: Vattel a.a. D., 8 165, und dazu Bradier. Fodere. — Klübet 
8251. — ©. F. v. Martens IL, $ 280, und dazu Berge und PBinpeire 
Ferreira — Geffden zu Hefiter $ 131, Note 4. — Bluntfdli. 
Völkerrecht, 653 ff. und Beuteredht, ©. 56 f. — v. Neumann $ 4. — 
F. d. Martens 5 120, S. 515 ff. — Guelle, Pre&cis IL, p. 1% 
222 ff. — Calvo $ 1933 ff. — Fiore III, 1394, 1473. — Halla.ad, : 


=. — —— — 


u ah a 


p. 391 fi. — Ferner Halled, Wheaton, Dana, Wildman, Tmih 
an ben betreffenden Stellen und die zu 8 115 angef. Literatur. — Masse, 
Droit commercial dans ses rapports avec le droit des gens I. — Vidari. 


Del rispetto della proprietä privata fra gli Stati in guerra, 1867. — 
v. Hartmann, Kritiiche Verſuche 2, E56 ff. — Löning a. a. O. S. böff, 
149 ff. — Bluntidli, Jahrb. L, ©. 300 f. — Rolin-Saequemyt . 
a. a. D., 1870, p. 682, 1871, p. 331 ff. — Feraud-Giraud a. 
©. 29, 341 ff. — Brüfieler Erklärung, Art. 40 ff. — Manueldeb : 
Völkerrehtsinjtituts 56. — Lentner $20, 21. -- Domin-Betruffe ' 
vecz, Art. 122. 


Auch die Requifitionen fallen nicht unter den Begriff der Bene 
Sie beitehen vielmehr in der Zwangsenteignung!) gewiſſer Geger 
ftände, deren das occupirende Heer bedarf, durch die Kriegsgewoll 
Solche Gegenjtände find vornehmlich Lebensmittel, Kleidungsſtücke, Shut 
werk, Transportmittel. Dies find aber nur Beiſpiele. Denn es gehör® 
alle Gegenjtände hierher und unterliegen der Requifition, welche für M 
Verpflegung oder für den Transport?) der Truppen nöthig werden künne! 
und dieſe laſſen ſich nicht wohl alle aufzählen. 

Hinfichtlich dieſer Requifitionen jteht zunächft Eins feit und Hat 
jeher in Theorie und Praxis feitgeftanden. Das ift die Beredhtigiz‘ 
der Kriegsgewalt zur Anordnung und Vollziehung folder Requifitiorz 
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erwähnte Vertrag zwifchen Preußen und Nordamerifa von 1785. 
Diefe in Einzelverträgen hervorgetretene Auffaffung iſt aber nidt ; 
einem allgemein verbindlichen anerfannten Rechtsſatze geworden. Ta 
Recht zur NRequirirung ohne Bezahlung beiteht vielmehr auch Bea 
noch. Es iſt aber eine Wandlung dahin eingetreten, Daß für bie ü 
Rede ſtehenden Bedürfnifje von Eeiten der friegführenden Partei dung, 
heutzutage jo viel leichtere, Veranjtaltungen von Nachjendungen aus deu 
eigenen Rande und durch LTieferungsverträge gejorgt wird. Wenn tropden 
das zur Befriedigung der Bedürfniſſe Nöthige im erforderlichen Auges 
blide nicht zur Stelle und nicht fchnell genug zu bejchaffen®) ift, wei 
natürfich oft vorfommt und auch bei den beiten Berpflegungseinrichtunge 
immer vorkommen muß,’) jo muß natürlich) requirirt werden — mil 
aus diefem Grunde Tann das NRequiriren überhaupt nie wegfallen ml 
bleibt deshalb von eminenter praktischer Wichtigkeit —; aber es geſchieh 
dann entweder gegen Bezahlung oder gegen Ausftellung eine 
Bon, einer Empfangsbeſcheinigung. Wäre lebtere8 nicht unter lim 
jtänden, weil, was im Striege ebenfall3 Leicht der Fall jein kann, fa 
Geld zur Stelle ift, die einzig mögliche Vergütungsart, jo könnte di 
Entwidelung erwartet werden, daß nur gegen entiprechende Zahlun 
Sachen weggenommen werden dürften. So aber muß die Wegnafe 
gegen blojen Bon wenigſtens für manche Fälle gejtattet bleiben?) m 
unter Umjtänden, bei drängenditer Eile majjenhaft zufammengeballtn 
Truppenmengen u. j. w. wird auch die ordnungsmäßige Ausſtellun 
von Beicheinigungen nicht immer ftatthaben können, während in ruhigen 
Momenten, bei länger andauernder Occupation u. dgl. regelrecht verjah 
werden fann.?) Wer jpäter den Bon einzulöfen hat, ob der heimiſch 
Staat, ob, mittelbar oder unmittelbar, der feindliche, welcher die Requ 
fition vorgenommen hat, ijt naturgemäß erft durch den SFriedensihle 
fejtzuftellen und wird fchließlich zu einer Frage des inneren Kehl 
zwijchen der Staatsgewalt nnd ihren Unterthanen.!) 

Um Ausschreitungen, die bei den Nequifitionen nahe Tiegen, cdjs 
jchneiden, ijt bereitS von Landesgeſetzgebungen angeordnet worden, 
bie Berechtigung zum Ausſchreiben von Requifitionen nicht untergeordnete 
Organen eingeräunt, jondern auf höhere bejchränft wird,!!) und M 
die einheimischen Givilbehörden der Requirirung affistiren folfen. TI 
neueite Kriegsrechtsbildung ftrebi dahin, die Nothwendigkeit dieſer Vüth 
ihaften zu einem allgemein verbindlichen Völkerrechtsſatze zu machen.“ 
Doch wird dadurch die Vornahme von Requiſitionen geringeren Um 
fanges auch durch untergeordnetere Organe in Nothfällen und namentlit 
die Berechtigung des einzelnen Mannes, im Bedürfnißfalle Die Uebergel 
des Nöthigen zu verlangen, nicht anggejchloffen;!?) wie auch überhau 
von einem derartigen geordneten Vorgehen wieder nur zu den verhält! 
mäßig ruhigeren Zeitpuncten des Krieges gefprochen, in bewegten, eilig 
ſtürmiſchen Stadien aber nicht darauf gerechnet werden kann. 

Hinſichtlich der Höhe und des Umfanges der NRequifitionen # 
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13) Sp auch dv. Holgendorfj im Rechtslexikon und Löning a.a.Dd,S. € 
der richtig hervorhebt, daß die dies ausjchließenden Gejeße der einzelnen Sta axten 
namentlich die Beſtimmungen des früheren Preußiihen Militärſtrafgeſetzbuches zu 
hart und undurdhführbar jind oder waren. 

4) Brüjjeler Erflüärung, Art. 40, Manuel des Völkerre chis— 
inftitut3 56. Der Deutiche Kaiſer Friedrich III. proclamirte als Kronprinz 1870 
beim Einrüden in Lothringen 120. August): „Ich beanſpruche für den Unterhalt 
der Armee nur den Ueberſchuß der Vorräthe, der zur Ernäbrung der Franzö ſi ſchen 
Bevölferung nicht gebraucht wird.” 

1), Dieje Unterjcheidung ijt aber nicht etwa von Calvo entdedt worden, 
wie diejer $ 1936 angiebt, auch nit von Garden, Trait& complet de diplo- 
matie II. weicher nad) Calvo die von leßterem gemachte Entdedung „ait indiquee 
d’une facon indirecte et imparfaite“. Beide Begriffe find vielmehr jchon lange 
vorher ſowohl von der Theorie al3 auch von der Praxis genau von eimander 
unterjchieden worden; vgl. Löning S. 55 in der Note, welcher die Calvo'ſche 
Behauptung auf die „auch an vielen anderen Stellen des Calvo'ſchen Werki 
hervortretende Flüchtigkeit des Verfaſſers“ zurüdführt. 

16 Ep ausdrücklich aufgefaßt von Vattel a. a. O., auch ©. F. v. Martens L 
8 280. 

12) Bluntſchli, Völkerrecht 654. 

15) Dieſe u. A. von Maſſé und Vidari vertretene Meinung (j. ud 
Löning S. 56), die darauf ausgeht, daß der Gegner, der (nach der Ueberzeugung 
und von Standpuncte des anderen Theils) den Krieg und jeine Koften veranlaß 
habe, auch die legteren tragen müſſe, und die auch bezüglid) der Nequijitionet 
ij. Note 3) geltend gemacht worden ijt, läßt fich nad) dem im Tert Gejagten niät 
aufrecht erhalten. Vgl. Bluntſchli, Völkerrecht 654 in der Note, Calvo ZI 
Guelle p. 209. 

v Bluntſchli $ 654. Auch in Kriegen der neueſten Zeit, fo ſelbſt 186 
iit das Contributionsweſen oder vielmehr Unweſen im alten Sinne nod) 
worden, in anderen nicht mehr. Weber den Deutſch-Franzöſiſchen Krieg vOR 
1870/71 ſ. Note 24. 

» Diele drei Arten erkennt auch die Brüffeler Erklärung, Art. 4. 0. 
ebenſo das Manuel des Bölferrehtsinjtituts 58. 

»i, Dies überfieht Guelle p. 212. Sm jolden und anderen Fällen fönnet 
die Contributionen ſogar eine Erleichterung für die Bevölkerung ſein und M 
deren wie in dem Intereſſe der Gerechtigkeit liegen; vgl. Rolin-Taequems2* 
levue 1871, p. 354, Note 3, Löning S. 150. 

* Bgl. Löning ©. 150. 

>, Bgl. oben 8 112, Note 14, und unten folgenden Paragraphen. 

+ Sie find als Strafmittel namentlich im 1870/Tler Kriege vielfach ame 
wendet und zum Theil in beträchtlichen Sunmten auferlegt worden Das erklärt 
aus dem erbitterten Charafter. den jener Strieg angenommten hatte, aus der „guet 
a l'outrance“ und den ebenso zahlreichen wie gefährlichen Feindjeligkeiten und Krieg 
vergehen, deren die Aranzöfiiche Bevölkerung fich gegen die Deutſche Toenpatte? 
jchuldig machte. Dadurch werden zugleich die gegen die Teutjche Heeregteitung €" 
bobenen Anschuldigungen eines in diefer Beziehung ımberechtigten und zu M 
gehenden Verfahrens widerlegt. Denn auch bei den Deutjcherjeits auferfegten Gonttt 
butionen iſt, abgejehen von einzelnen Uebertreibungen, die aud) hier vorgekommen ſein 
mögen, mit Billigkett und Mäßigung und in einer den Hülfsmitteln d* 
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mährend 1871 Deutjchland von den Franzoſen nur einen Theil ihres Ueber 
ſchuſſes verlangt Hat. — Aud der im 8 1971 von Calvo gemachte, mi 
Aeußerungen wie „afın d’arröter les exc&s d'un souverain ou d’un ministre 
aveugl& par le succ&s“ durchwebte Vorſchlag, die Kriegskoftenfrage durch ein 
internationale3 Schiedsgericht entjcheiden zu laſſen, fann nicht beanſpruchen, mit 
genommen zu werben. 

25) Im Deutich-Franzöfiihen Kriege von 1870/71 praftifch geworben bezügfih 
der Eljah-Rothringer, welche ſich nad) der Occupation gegen das berechtigte Verbot 
der occupirenden Gewalt zum Eintritt in das Franzöſiſche Heer fortbegeben Hatten. 
Hier bfieb nur die Vermögensitrafe, bezw. Confiscation übrig, umd zwar mußte 


die Strafe, um wirkſam zu jein, verhältnißmäßig hoch gegriffen werben. vgl. 
Dahn, Zahrb. für die Deutfche Armee und Marine III, ©. 67, gegen Rolin. 


Jaequemyns. 
20) DH dies für die Contribution zutrifft, welche im Betrage von 25 Franlen 


auf den Kopf Deutfcherjeit3 im letzten Deutich-Franzöfiichen Kriege ausgeſchrieben 


wurde, um den Franzöſiſchen Widerftand zu brechen, den Sammer des nuhled 


fortgejegten Krieges aufs Mefjer zu beendigen und die Bevölkerung ber oceupirien 
Provinzen zur Wahl friedensfreundficher Abgeordneter zur Nationalverjammimg 


zu beftimmen (mas, obgleich officiell ein anderer Grund, der ber mittelbare 
Naturalverpflegung der Truppen, angegeben wurde, wohl das wahre Motiv fir 
die Deutjcherjeit3 ergriffene Maßregel mar), mag immerhin discutabel fein. Ge 
wichtige Gründe jprechen aber, wenn man die damalige außerordentliche Log 
ins Auge faßt, dafür, und Löning, ©. 151, vertheidigt es. Unberechtigt iR d 
aber jedenfall3, die Maßregel zum Anlaß zu nehmen, um über Deutiche Härk 
und Mißachtung des Völkerrechts zu Magen, wie Franzöſiſche Schriftfteller thu 
Denn die Contribution ift nur in wenigen Gemeinden eingezogen, und bieim ij 
fie zurüdgegeben worden. 


27) Brüfjeler Erklärung, Art. 41, Manuel 58, Abſ. 2, 60. 


— ü——— — — — mn 


©, Darauf bezügliche Vorſchläge bei F. v. Martens 8 126 a. E. win 


den Verhandlungen des Völkerrechtsinſtituts (Revue 1875, p. DU | 


$ 118. 


III. Die Rechte und Pflichten der Kriegspartei in Anfehung 
des feindlichen Landes felbft und feiner Verwaltung. 


Literatur: ©. die in diejem Sapitel bereit angeführten Autoren und Ir 
mweijungen an den betreffenden Etellen. Bejonders: Heffter- Geffden. 
8. Aufl., 8 131. — Bynkershoek L, 1. — Wolff, Jus gentium $ 8%. 
-- (i. F.v. Martens, Preeis, 8 263. — Bluntſchli 539 ff. — ».Bıl' 
merincq ©. 366. — Gareis, Xnftitutionen des Völkerrechts, 8 85, 3. — 
v. Holgendorfi, Encyklopädie — F. v. Martens IL, 8 117. - 
Funck-BrentanoetSorel LI, Sect. L, ch. 3. — Guelle, Precis1l. 
p. 5 ff, und Guerre continentale, titre IIL, ch. 5. — Wheaton (809?) 
s 3466. ff. — Fiore IIL, $ 1454 ff. — Hall P. IIL, ch. 4. — Calvo 
5 1877 ff. und inı Dictionnaire. — de Waxel, L’'armee d'invasion & 
la population, 1874. — v. Hartmann, Kritiihe Berjude 2, S. 105. — 
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Für diefe Normirung ift ein ziviefacher Gefichtöpunet maßgebend. 
Einmal bleibt, eben weil auch die vollftändigite Occupation noch feine 
Aneignung des oceupirten Landes und folglich auch noch fein definitiwes 
Herrſchaftsrecht darjtellt, dag Aecht der urjprünglichen Staatögewalt 11nd 
damit die Zugehörigkeit des bejegten Landes zu dieſer beitehen. Eodarm 
ift aber die urjprüngliche Staatögewalt durch den Occupanten für Ben 
Augenblick thatjächlich verdrängt, welcher demnach zur Beit der alleizzige 
Inhaber (Verwalter) der Herrrichaftsgewalt it und auch ſchon Di 
halb jein muß, weil fein Fraft der Striegsnothwendigfeit vorgehexx der 
Wille und jeine diefem Willen entjprechende Siriegführung ohne ir. 
fügung über die Verwaltung des Hinter fi) gebrachten feindla chen 
Landes nicht zur Geltung kommen könnten. Deshalb wird die ur 
jprünglie Staatögewalt durch die Beſetzung vollitändig juspendirt) 
und kann zur Zeit feinerlei Herrichaftsrechte in dent bejegten Lande oder 
Zandestheile ausüben, mährend der Occupant die volle Verwaltung, ‘) 
jedoch nicht das Regierungsrecht bekommt. Er darf deshalb namentlid 
auch die zum Schuß feiner Kriegführung und Verwaltung nöthigen 
Bivangs- und Gewaltmaßregeln vornehmen; er darf aber feine über das 
Kriegs: und provijoriihe Werwaltungsbedürfnig hinausgehenden Re 
gterungsmaßregeln und ingbejondere Feine nicht durch die Kriegführung 
gebotenen Neueinrichtungen oder andererſeits Aufhebungen, Wenderungen 
von Geſetzen, Necht und Verfaſſung treffen und nicht unnöthig in die 
Rechte der Bewohner, diefer Rechts- und Etaatzjubjecte, eingreifen‘) 
Eigentlihe NRegierungsacte mit dauernder Wirkung find deshalb and 
gejchlojjen, und es werden überhaupt dauernde Einrichtungen nicht leicht 
von der vorübergehenden (oder doch vorläufig als vorübergehend zu be 
trachtenden) Gewalt des Decupanten berührt werden können. Aber e 
ijt nicht richtig, im dem Gharafter des Dauernden und Grundfäglihen, 
den eine Einrichtung trägt, ein abfolutes Hinderniß für einen Eingril 
des Occupanten zu erbliden, und fie nur deshalb für unberührbar zu 
erklären, weil fie jenen Charakter trägt. Es fann vielmehr, wenn 6 
die Kriegsnothwendigkeit erfordert, die Gewalt des Occupanien ſich and 
auf ſolche Einrichtungen erjtreden und namentlich in die Gejehgehun 
eingreifen.") 

Tes Näheren folgt aus dem Aufgejtellten nun zunächſt die Fer 
pflihtung der Bewohner des vecupirten Landes zum Gehorſam gegtt 
den Tceupanten, jedod) nur in dem Einne und dem Umfange, in welchen 
Dies durch das Necht der Verwaltungsherrſchaft und die ftrenge Anforde 
rung der Ntrieggnothiwendigkeit begründet wird, nicht in dem inne eipft 
wirklichen Unterthanenjchaft und eines unbedingten Gehorſams. Te 
Bewohner des bejeßten Landes bleiben Staatsbürger ihres Staat, 
ftehen aber, ähnlich wie die in einem fremden Lande Lebenden, zur Jet 
in gewijfen Grenzen unter einer anderen Gewalt. Deshalb ſchulden die 
Bewohner, auch im Fall entgegengeiegter Befehle ihrer eigenen Regierung. 
Sehorjam und Nachachtung allen Verwaltungsmaßregeln und Anordnungen 
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welche für die betreffenden Perſonen entjtehen würde. Dagegen map 
ein jolher Zwang für den Fall, daß er dem Occupanten angezeigt er 
Icheint, dem leßteren bezüglich der nicht politiichen, der reinen Ba 
waltungsbeamten, der Communal-, Zoll-, Steuerbeamten, überhaupt der 
nntergeordneten Beamten zugeitanden werden.!) Tenn es fann gerade 
durch das Intereſſe des occupirten Landes das PVerbleiben gefordert und 
die Verwaltung beim Nicht-Verbleiben aufs Aeußerſte gejtört, bezw. ganz 
unmöglich) gemadjt werden, während zugleich die dem Landesbemohner 
obliegende Piliht zum Gehorſam gegen die occupirende Gewalt ke 
diejen Aemtern nicht zu jolchen Colliſionen führen kann, wie bei den 
politiichen. Können doch jelbit in Dringlichkeitsfällen Einwohner, welde 
gar nicht einmal Beante find, und alſo geringere Verpflichtungen ald 
dieje zu einer Amtsführung haben, genöthigt werden, ihre Dienſte ber 
Verwaltung zu widmen.!?) 

Tie, jei e3 freimillig, fei es gezwungen, das Amt fortführenden 
Beamten, haben ich der Therleitung und den Weiſungen der occupirenden 
Gewalt zu fügen und dad Amt mit den ihnen von der Leßteren auier 
legten Modificationen zu führen, jo weit nicht Handlungen gegen ik 
eigenes Land und ihre vaterländiiche Regierung von ihnen verlangt 
werden, die ihnen nicht zugemmthet werden dürfen. Auch können neben, 
bezw. über den in Dienjt verbleibenden Beamten Seitens des vecupirenden 
Staated andere Beamte eingejet werden, Militär- mie Livilbeomk, 
Gouverneure, Commiſſare u. j. w. mit Hilfs. und jonitigem Unterperlonal 

Mipbrauden die ıhr Amt sortführenden dieje Fortführung M 
friegsverrätheriichen Unternehmungen, jo unterliegen fie der Bejtrafumg 
und dem Martialgejeg, im Fall von Amtsverbrechen den darauf ſtehenden 
Strafen, von Tisciplinarvergehen der Ddisciplinären Ahndung wie U 
rriedenszeiten.!?) So weit jie fi) nichts zu Schulden kommen faflts, 
jtehen ſie natürlich unter dem vollen Schuße der vecupirenden Gewalt.”) 

Aus dem Tberjaße, daß der Occupant zivar die Bermaltung, 
aber nicht die Regierung auszuüben hat, folgt ferner, daß Ter 
faſſung und Gejetgebung, Recht und Rechtſprechung und die öffentlichen 
Einrichtungen überhaupt beitehen bleiben und nicht geändert werden 
dürfen, jo weit nicht die Nothivendigfeit und die eigenthümliche Lage 
Krieges beitimmt begründete Ausnahmen nöthig maden.”) Dies gil 
namentlich von der Verfaſſung, von welcher einzelne Beſtimmungen nu 
in beitimmten zwingenden Nothfällen juspendirt werden dürfen. TI 
verfaſſungsmäßigen Nechte und ‚sreiheiten verbleiben den Landesbewohners 
Es kann aber die Ausübung einzelner Rechte nicht nur thatlächlih un 
möglich, Sondern auch Durch die occupirende Macht ſuspendirt oder ix 
Ihränft werden, wie 3. B. die Wahl von Abgeordneten zur Volkeve 
tretung,“) das Wereinsrecht, die Preßfreiheit, das Hausrecht, das Brit 
geheimmig u. 1. w. 

Zelbjtveritändlih it, daß der Occupant feine den gegneriſch 
Staat unterjtügende und jtärfende Handlungen jeiner unter der Tecupati 


518 Das Landkriegsrecht im Beſonderen. 


Gründen bejonderem Schuge empfohlen find und übrigens aud nid 
leicht in Mitleidenſchaft gerathen werden. 

Die Hier erwähnten Echranfen jeiner Gewalt Hat der Tecupant 
ebenfo Streng zu beobadjten, wie die Bevölferung des occupirten Gebietes 
ihre Pflichten gegen ihn. Er Hat aber auch, indem die Rechte eine 
Herrſchaftsgewalt, wie immer, jo auch bier zugleich Pflichten find, und 
dem Occupanten, wie fi aus dem Vorſtehenden bereit3 ergeben hat, 
theils auch ausdrüdlich gejagt worden ijt, die Pflicht angemeſſener 
Landesverwaltung obliegt, namentlich) die pojitive Verpflichtung, für die 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit, den ungeftörten Gang des öffentlichen 
Lebens und die Wohlfahrt der Bewohner, jomweit die Striegsverhältihe 
e3 zulajlen, zu ſorgen, bezw. die durch eben dieje Verhältniſſe geftärte 
Ordnung wiederherzuftellen.”) Zu dieſem Zweck iſt e3 als empfehlen® 
werth zu bezeichnen, daß die Bevölkerung von dem jtattgehabten ver 
läufigen Wechiel in der Gewalt und dem UWebergang vderjelben auf den 
Tceupanten innerhalb der Grenzen des bejekten Gebietes durch da 
Tceupirenden ausdrücklich in Kenntniß gejeßt mwird.*) 

Borausjegung für das Inkrafttreten aller bier vorgetragenen SÄN 
und der der Kriegspartei aus der Occupation erwachſenden Rechte if 
daß thatſächlich beießt worden iſt und die fremde SHerrichaft wirflid 
ausgeübt wird und ausgeübt werden fann.5%) Die Iccupation mei 
nach gegenwärtigem Necht effectiv jein, jo daß die früher, noch m 
18. Sahrhundert mit Vorliebe geübten jogenannten fictiven Uccupationen, 
die in einer blojen Erklärung, daß ein Gebiet ſich im Kriegszuſtande 
befinde, bejtanden, nicht mehr anerfannt werden.) Decupirt ift deshalb 
das feindliche Land nur jo weit, als die gegnerijche Macht in basiele 
eingedrungen ijt und e3 thatjächlich bejegt hält oder doch es Hinter ſich 
gebracht hat und beherriht. Zu dem letzteren und folglich zu ei 
rechtägültigen Occupation ijt aljo nicht erforderlich, daß der betreffende 
Zandestheil oder rt, bezw. jeder Ort in dem Landestheile, gerade zu 
Zeit mit feindlichen Truppen (oder Givil-VBerwaltungsorganen) belegt it") 
wohl aber, daß, wenn auch ohne dies, die Beherrſchung desjelben that: 
ſächlich ſtattfindet. Geht die Tecupation, 3. B. durch kriegeriſche Ber 
treibung, wieder zurüd, jo erlijcht, ſoweit dies der Fall ift, ihr Rech 
ohne Weitere und tritt die urſprüngliche Herrſchaft wieder an ih 
Stelle, während, falls die Occupation zur wirklichen debellatio und Et 
oberung, wenn auch nur zur Ujurpation wird, die frühere Herridel 
ganz aufhört und die neue auch) die Regierungsgewalt befommt.’?) RP 
genügt dazu noch nicht die bloſe Abjicht, den Gebietätheil, anjtatt M 
eine vorübergehende Occupation als militäriiche oder doch nur d 
gegenwärtigen Kriegführung dienende Maßregel auszuüben, dauernd 
werben und behalten zu wollen; obgleich der Occupant thatſächlich ſe 
Herrichaft zur Vorbereitung jener Abſicht benutzen wird und dazu @" 
jo weit er ſich innerhalb der Occupationsrechte hält, berechtigt iſt.“* 


522 Das Landfriegsrecht im Befonderen. 


viel beigetragen. Indeſſen werden die bejonderen Vorkommniſſe und unvorher⸗ 
ſehbaren Wechſelfälle des einzelnen Striege8 immer neue Anforderungen itellen 
und Strafbeitinnmungen verlangen, zu deren Aufftellung im Kriege, je nad) dein 
bejonderen Anforderungen, der Kriegspartei dad Recht gewahrt werden mut. 
Das wird auch von einer etwaigen internationalen codificirenden Regelung dei 
Kriegsftrafrechts, die gewiß wünſchenswerth und aud in den richtigen Grenzen 
ausführbar iſt (Rolin-Jaequemyns, Revue 1871, p. 311;, nicht aus de 
Augen verloren werden dürfen. 

32) Vgl. 5. dvd. Martens S 118. 

») Gtreng werden die Strafdrofungen allerdings ſein müſſen, wenn ft 
wirken follen, und jogar eines terroriſtiſchen Charakters nicht entbehren fönnen, 
und zwar un jo mehr, je aufjäßiger und fanatiiher etwa die Bevölkerung dei 
bejeßten Landestheiles fich verhält. Der Gejichtspunct der Abjchredung muß her 
jeitgehalten werden; vgl. Löning und dv. Hartmann. Cr verbürgt, wie dw 
Praris bemiejen, zum guten Theil die Wirkſamkeit; |. ebenfalls Löning. Take 
die ftrengen Strafdrohungen der Dentichen im 1870/Tler Kriege gegen Frankreich 
weiche durch das Verhalten der Franzöjiichen Bevölkerung. und namentlich dur 
das Treiben der Franc-Tireurs nöthig geworden waren. Vgl. oben 8 112, 8.1. 
und die dort angeführte Literatur. RohinJaequemyns' an fi aud hie 
glänzende und lichtvolle Tarjtellung verkennt im mehreren Puncten die richtig 
Cadjlage, 3. B. bezüglich der Deutjcherjeit3 von den Maires geforderten Anzeige 
pjliht beim Auftauchen von Sranc-TireurdBanden Revue 1871, S. 313°. Tem 
es handelte fich hierbei nicht um einen Zwang zur Theilnahme am Kampf geger 
das eigene Heer durch Zerrath von Theilen desjelben, jondern um die Anzeige 
von Verbrechern, die feine Soldaten und feine Beitandtheile bes Herr 
waren; vgl. Dahn ILL, ©. 64. Pgl. oben $ 113, Note 19. Ro die von dir 
Deutſchen verhängten Etrafen zu hart ſchienen ober waren, find die allzugrofen 
Ausjichreitungen, Gefährdungen, Graujamfeiten der Franzöſiſchen Bevöfterumg 
daran Schuld gewejen, j. Löning ©. 80 unten, 81, und erjchredende Veiſpele 
für das zuletzt Geſagte bei Monod, Allemands et Francais, 1872. Die Tode# 
ſtrafe iſt durchans nicht in allen Fällen von den Deutichen gedroht worden, ſonden 
aud) Bermögens- und Freigeitsitrafe, pofitive und negative, bezw. Kriegsgefangenidett 

»9 Brüjjeler Erflärung, Art. D. 

>) Vgl. Geffcken zu Heffter 8 133, Note 3, Brüjieler Erklärung. 
Art. 7, Manuel 32. 

36) S. oben 8 114. 

m) Dahn a. a. O. ©. 77, Geffcken zu Heffter 8 133. Note 3. 

”) Die nothwendige Befriedigung augenblicklicher Bedürfniſſe berechtigt ad 
hier zu Ausnahmen, jo daß z. B. das gleich im Text zu. erwähnende KHolziclages 
in Waldungen ohne Rüchſicht auf rationelle Bewirthſchaftung geſchehen darf, wn 
das Holz zu ſofortiger Benutzung, z. B. zu Bauten, nöthig iſt. 

’” Danach, ob das Eine oder Andere der verfügten Abholzung zu Grund 
gelegen, enticheidet fi auch — wenn von dem Falle eines augenblicklichen w 
mittelbaren Bedürfniiied abgejehen wird — allein die befannte Frage, melde ud 
den Deutjcherjeits 1870 angeordneten Verkauf von 15000 Eichen aus Raldung! 
occupirter Franzöſiſcher Landestheile entjtanden ift. Bgl. Geffden zu gef! 
5133, 3.3. Es fag und liegt alſo ſowohl bezüglid) diejes jpeciellen Falles, € 
auch Hinfichtlid) der von der Deutihen Vermaltung überhaupt geübten Forſtwirthich 
nur eine thatiächliche FJrage vor. E. über den jpeciellen Fall. welcher im ep? 


524 Das Landkriegsrecht im Bejonderen. 


4) S. oben $ 87, Note 14. 

35) S. oben $ 114. Anerkannt vom Manuel 51. 

#6) S. ebenfall3 oben, 87. Die Stein’jchen Vorjchläge, welche im Gegeniak 
zum Manuel zu Gunſten des Eiſenbahnverkehrs der Neutralen über dieſen af 
hinausgehen, gehen auch um eben jo viel, als fie dies thun, über das Richtige und 
Erreichbare hinaus, und jind in ihren eingehenden Detailvorfchriften gute, aber uner- 
füllbare Wünjche. Vgl. aud) v. Bar, Annuaire IX., p. 273. Dasjelbe gilt von den 
Borihlägen und Anfichten Anderer, welche jene Grenze ebenfalls nicht innehalten. 

127) S. hierüber Fiſcher, Die Telegraphie und das Bölferrecht, 1876, und 
die Verhandlungen und Beſchlüſſe des Völkerrechtsinſtituts von 1879, Annuaire 
de l’Institut de droit international III. u. IV., p. 351 ff., namentlich 369 ff. 

) Vgl. Brüffeler Erklärung, Art. 2, und Manuel 43. Bezüglich der 
Beamten iſt es oben bereit3 bemerkt worden. 

1) Daher die üblichen Proclamationen beim Einrüden. Es ift ausdrüdii 
vorgeichrieben vom Manuel 42, und wird daraufhin als verbindlicher Rechtsſaß 
vorgetragen von %. d Martens 5 118. Der Eintritt des Dccupationsverhält 
nifjes hängt davon aber keinenfalls ab. Dasfelbe gilt vielmehr, ganz unabhängig 
von einer Verfündigung, vom Augenblid der thatjächlich gejhehenen Beſetzung an. 

>) Brüjjeler Erflärung, Art. 1, Manuel 41. 

°») Sp auch die fictive Blocade im Ceefriege und die noch in unjerem 
Sahrhundert vorgelommene Gontinentalfperre (Napoleon I. gegen England'. 
worüber aber im Seekriegsrecht zu handeln ift. 

>>) Vgl. Bluntjchli 544 in der Note. 


9) Hierüber iſt an anderen Stellen zu handeln, j. oben 8 57, 58, im IL 


und unten das legte Buch im IV. Bande diejes Handbuchs. 

>) Vgl. Bluntſchli 545 und Löning ©.38 ff. Weiter fcheint 3.0. Mar⸗ 
ten3 5 118, ©. 511, gehen zu wollen, aber wohl nur auf Grund nicht genügender 
Unterſcheidung zwiſchen wirffider Ujurpation und der blos darauf gerichteten 
Abfiht. Streng innerhalb der Grenzen hat 1870/71 Deutſchland ſich in Elſaß—⸗ 
Lothringen gehalten und bei den auf den beabfichtigten Erwerb gerichteten Ma 
regeln Die ihm aus der Tccupation zujtehenden Rechte nicht überfchritten; j. die 
Darjtellung bet Löning a. a. O 
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über den dem gegenjeitigen Unterthanen zu gewährenden Rechtẽſchu, 

über den Poſtverkehr,“) über die Behandlung der Gefangenen, der Far 

famentäre, Neutralitätöverträge, wodurch bejtinnmte Gebiete außerhalb | 
des Kriegszuſtandes gejeht werden; jo Auswechjelungs-, Capitulations, 
Waffenitillftandg-Verträge und Verträge über Crtheilung des ſicheren 

Geleit3 für Perſonen oder Sachen. So andere, wie fie das mannigjade 

und wechjelnde Bedürfniß des Krieges mit fich bringt und wie fie miht 

alle aufgezählt werden können. Auch die Contributiongverträge mit 
Unterthanen des feindlichen Landes gehören Hierher. 

Für alle dieſe Kriegsverträge gilt der Sa „etiam hosti fides ser 
vanda,“°) kraft deſſen der abgejchlojjene Vertrag genau fo, wie er vom 
den Siriegführenden vereinbart worden ift, gehalten werden muß. de 
ichieht das gleichwohl von der einen Seite nicht, jo iſt auch die andere 
an den Vertrag nicht gebunden und zur Erfüllung nicht verpflichtet, und 
zwar ohne daß eine Auffündigung erforderlich wäre. Wie der Pertrag 
aber gejchlofien, hängt von dem Willen der Abjchließenden ab, jo dei 
darüber feine erjchöpfenden allgemein-verbindlichen völkerrechtlichen Kegelz 
beitehen, jondern der von beiden Eeiten bona fide auszulegende md 
auszuführende Inhalt des Vertrages, wie er im einzelnen concreim 
Falle von den Parteien abgejchlojjen ift, die Norm giebt. Eben deshalb 
iit hier auch nur von folchen Striegsverträgen zu handeln, für melde 
ih, wie namentlich für den Waffenftillitand, wegen ihres häufigen 
Vorkommens und ihrer befonderen Wichtigkeit für die eigentliche Krieg 
führung gewiſſe, allgemein gültige friegsrechtliche Regeln ausgebildet 
haben. 

Bei den bereit in $ 108 erwähnten, jeit dem 17. Jahrhunden 
in Uebung gefommenen Auswechjelungsverträgen, melde DK 
gegenjeitige Entlafjung, den Austauſch von Kriegögefangenen zum Gegen 
ſtande haben, kommt es lediglich auf die Willfür der Kriegführenden at, 
ob und eventuell unter welchen Bedingungen fie ausliefern wollen. Ein 
völferrechtliche Verpflichtung, c3 zu thun, beiteht nit. Da die Ins 
wechjelung auf dem Gedanken des Ausgleiches der Nachtheile, bejW. 
Vortheile beruht, fo werden die Bedingungen in der Regel fo vers 
redet, daß dieſe Gleichheit auch wirklich eintritt, und find im Zweifel al 
dem entiprechend eingegangen auszulegen, jo daß von der einen Seite et 
eben jo große Zahl auszufiefern ift, wie von der anderen, und en 
etwaige Mehr von Striegsgefangenen, welches die eine Seite gemacht 
bat, der anderen nicht ausgeliefert zu werden braucht. Doch können 18 
jolchen Fällen Ausgleichungen durch Auslieferung einer größeren Anzahl 
von Gefangenen geringeren Ranges von der einen Geite gegen ein 
geringere Zahl höheren Ranges von der anderen Eeite*) oder ducd 
Geld oder ſonſtige Gegenwerthe,?) wie Lebensmittel, ſtattfinden. Yuc 
die Enticheidung der Frage, ob die Ausgelieferten im gegenwärtige 
Kriege weiter kämpfen dürfen, oder nicht, hängt von der durch die Fa“ 
teien getroffenen Vereinbarung ab. Soll Letzteres geichehen, jo muß € 
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eine große und ſchamloſe Berfidie nennt, die von der Praxis und dem Gewiſer 
jedes civilifirten Staates verworfen werde (I), v. Neumann ©. 127, Lentze 
S. 146, F. v. Martens I, $ 127, Domin-Betrujhevecz, Art. 1%, 
Fiore 1492, Field 778, Guelle, Precis I, p. 239 ff. Die Amerikanijden 
Kriegsartifel 413, Abſ. 2, entfcheiden die Frage nach der Ausbeſſerung vn 
Breſchen zc. nicht in abstracto, jondern fchreiben ausdrückliche Vereinbarung im 
concreten Falle vor. Die Brüfjeler Erklärung jchweigt. Für bie im Zei 
vertretene Anficht, welche davon ausgeht, daß alles nicht ausdrücklich im Vertrag 
Berbotene, was feine eigentliche Feindſeligkeit darftellt, erlaubt jei, ift dagegen 
die Autorität von Grotius 87, Bufendorf $S 9, der in der Gefammtirage 
richtigerweije noch weiter geht al8 Grotius, Heffter und v. Martig an 
führen; vgl. au) Funck-Brentano et Sorel p. 303. Wenn die yrog 
nach der Buläffigfeit der Yortführung von Belagerungsarbeiten nad) dem be 
ftehenden Kriegsrecht (Amerikaniſche Kriegsartikel 143, Abf. 1, Heffter 
Geffcken a. a. O., Riquelme p. 163, Halled a. a. D. u. U.) ander, d.$ 
verneinend, beantwortet werden müßte, jo würde das die Hier vertretene Auffofiuy 
nicht nothwendig alteriren, weil der Grund für die verneinende Antwort in bem 
der Belagerungsarbeit anhaftenden‘ Charakter ver Angriffshandlung gefuhl 
werden müßte. 


35, Die unbeſchränkte Verproviantirung von belagerten Feſtungen währen 
eines Waffenftillftandes würde allen vom Belagerer errungenen Vortheil 
der für den ganzen Krieg höchſt wichtig, ja entjcheidend fein kann, illuſorijt 
macden können und darf deshalb ſelbſtverſtändlich nicht ftattfinden. Ob eine contı 
lirte, nur für die Dauer des Waffenitillftandes verproviantirende Einführung WM 
Lebensmitteln in die Feſtung geichehen darf, hängt von der Kricgführungspofii 
des Belagernden ab (vgl. Geffcken Note 9) und darf deshalb ohme deſſen au 
drückliche Einwilligung nicht gefchehen; vgl. Funck-Brentano et Sorelp.3M 
Sie ift im 1866er Kriege von Preußen den Defterreihiihen Fejtungen gemähl 
1871 den Franzöſiſchen verweigert worden. Die namentlich im Iehteren Ari 
von den Ehaudordy’idhen und anderen Franzöſiſchen Depejchen ausgeiproden 
Meinung, daß die felbftverftändfiche Zuläffigfeit der Verproviantirung nah 
ichlofjenem Waffenftillftande ein völferrechtlicher Satz jei, beruht mie jo Biel 
in eben jenen Depeichen auf Untenntniß des Völkerrechts. ©. übrigens Bluntſchl 
in v. Holtzendorff's Jahrbuch für Geſetzgebung u. ſ. w. I, ©. 295. Ob es ſi 
um eine Feſtung oder um einen eingeſchloſſenen Truppenkörper handelt, macht lein 
Unterjhied, und die von Saldo $ 2137 zwiſchen beiden Fällen gemachte Unkel 
ſcheidung hat nicht den Werth, den er ihr felbft beilegt. Denn der Gedanke, de 
bei nicht ftattfindender Verproviantirung die eingeſchloſſene Menſchenmenge de 
kungern könnte, trifft auch zu, wenn es fich um eine eingejchloffene Feſtung ha 
delt, wird aber in feinem der beiden Fälle praftifch werden, indem entweder d 
Verproviantirung im Waffenftillftandsvertrage ausbedungen oder Ergebung | 
folgen wird. Gefchichtliche Präcedenzfälle aus der neueren Zeit, die Verprovit 
tirung betreffend, |. bei Calvo $ 2138 ff. 

39 Bol. Bufendorf 89, aber aud) Grotius, Battel und Calvo $ 21: 
Wer fi) gegen etwaigen Mißbrauch und weitergehende Ausnutzung einer wur 
beitimmtem Zwecke abgejhlofjenen Waffenruhe ſchützen will, Tann und muß ! 
durch ausdrüdliche Vereinbarung thın. 

*) Brüjjeler Erflärung, Urt. 50: „Il depend des parties contı 
tantes de fixer, dans les clauses de l’armistice, les rapports qui pourr 
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a. a. D. Eine Verpflichtung dazu befteht beiteht aber nicht (vgl. Geffcken zu 
Heffter), und eine neue eigentliche Kriegserflärung ift natürlich in feinem all 
erforderlih. Grotius $S 3, 1, Rufendorf $ 6, Battel 8 260, Wheaton 
p. 168, $ield 782; vgl. auch Nys, Le droit de la guerre etc., p. 130 f. 

+9 Vgl. G. F. dv. Martens p. 279, dv. Neumann ©. 127, v. Wartig 
a. a. D., Zentner ©. 144, Wheaton a. a. O. Heffter- Geifden ©. 300, 
Bluntichli 694a. Empfehlenswerth und ficherer ift freilih aud) hier, bejondere 
und bejtimmte Verabredung über die Nothwendigkeit der Belanntgabe zu treffen. 
Die Brüjjeler Erklärung jagt Art. 47: „Sila durée n’en est pas terminee, 
les parties belligerantes peuvent reprendre en tout temps les ope&rations 
pourvu, toutefois, que l’ennemi soit averti en temps convenu conformement 
aux conditions de l’armistice.“ 

+) Grotius 8 5, Vattel 8 244 und oben. 

m) Bol. Vattel $ 239, Phillimore p. 165, Heffter u. U. 

15) Wenn e3 aljo heißt, „depuis le ler mai“ follen die Waffen ruhen, jo gilt 
der Waffenftillftand von der erjten Stunde des 1. Mat an. So aud PBattel 
8 244. NWuffälliger Weiſe ftellt Grotius $ 4, 4, dies in Abrede und behauptet, 
daß in diefem Falle der erfte Mai noch nicht unter den Waffenftillitand falle, 
weil durch das „depuis“ der genannte Tag von dem folgenden Zeitraum getrennt 
werde. Dieſe Grotius'ſche Meinung hat aber feine Anhänger gefunden. Schon 
jein Commentator Barbeyrac tritt ihr entgegen in der Note 6 zu $ 4. Ebenſo 
Strauch cap. 5, $ 2, und Pufendorf 88. Wie Grotius aber die Eng- 
liſche Praxis; vgl. Calvo 8 2, 145, und die dort angef. Engliihen Schriftfteller. 

160) Nicht alfo mit dem Sonnenaufgange des betreffenden Tages, wie Battel 
5 244 will, was aber dem modernen Brauch nicht entipricht und auch wegen be# 
im Laufe des Jahres ſich vollziehenden Wechjel3 des Sonnenaufgang3moments 
zu zwar nur Heinen, aber doch unmotivirten Ungleichheiten bei der Berechnung 
führen würde. Dasjelbe gilt für den Eudigungsaugenblid, |. folgende Rote. 

17) Ein „bis zum 1. Mai“ abgeichlofjener Waffenitillitand endigt aljo mit der 
fetten Stunde des 30. April (vgl. vor. Note), jo daß der Tag, bis zu welchem der 
Waffenftillftand dauern joll, nicht mehr unter den letzteren fällt; anders aber 
wieder Grotius und mit nicht3 weniger al3 genügender Begründung Sattel, 
jowie die Engliſche Praxis; j. Calvo a. eben angef. D. 


Neunundzmwanzigites Stüd. 


Das Seekriegsrecht. 


Von 
Geh. Rath Prof. Dr. Geffcken. 


Sanböud) bes Wölferredits V. 35 


$ 121. 
Die Eigenthümlichleit des Seekriegsrechts. 


Wenn der Seelrieg den allgemeinen Normen unterliegt, welche für 
den Krieg überhaupt gelten, fo ergeben fi) aus feiner Natur doch gewiſſe 
Unterjchiede vom Landfrieg. Dieſe betreffen das Kriegsfeld, die Kriegs- 
mittel und die Gegenjtände, gegen welche der Angriff fih richtet. Der 
Schauplatz de3 Seefrieges iſt nicht blos das feindliche und das eigene 
Gebiet, alfo die beiderjeitigen Küſtengewäſſer, die als Theil des Staates 
gelten, jondern auch die gejammte hohe See, die nullius territorium ift; 
erit an der Grenze des neutralen Küſtengewäſſers muß der Seefrieg Halt 
machen, innerhalb desfelben darf fein Angriff, noch Vorbereitung dazu 
ftattfinden, in dasjelbe hinein darf Feine Verfolgung fich erjtreden. Den 
neutralen Küftengemwäflern gleich geftellt find neutrale Binnenmeere und 
gewiſſe vertragsmäßig neutralifirte Waflergebiete — Meere, Meerengen 
und Strommündungen —, wovon näher bei der Neutralität. 

Die Kriegsmittel find zur See wie zu Lande jahlihe und perſön— 
Liche, aljo die Flotte und die Küftenbefejtigungen mit ihrer gefammten 
Huzrüftung und die kämpfende Mannfchaft; dagegen fehlen beim Seekrieg 
Die ſogen. relativen Mittel des Landkrieges, d. 5. folche, die an ſich 
militärifch indifferent find und nur für eine beftimmte Eriegerifche Action 
Wichtigkeit gewinnen, wie Straßen, Brüden, Eijenbahnen, Telegraphen, 
Magazine. Alle Mittel des Seekrieges find abjolute, d. h. lediglich zum 
Angriff auf den Feind und zum eigenen Schuß gegen denfelben bejtimnite 
Streitlräfte.. Bei Weitem das wichtigfte Kriegsmittel zur See ift Die 
Flotte. AS Kriegsſchiff ift jedes zu derjelben gehörige, einen: militärt- 
Schen Befehlähaber unterftellte Schiff mit militärifch organijirter Beſatzung 
anzufehen. Weußerlich kennzeichnet ſich dasſelbe durch Flagge und Wimpel. 
Das Recht eine Staates, eine Kriegäflotte zu Halten, iſt ein Ausfluß 
feiner Unabhängigkeit, wie das, überhaupt eine bewaffnete Macht zu 
unterbalten. Nur ausnahmsweiſe kann dasſelbe bejchräntt fein, tie 
3. B. Art. 27 des Berliner Vertrages von 1878 Montenegro unter: 

35* 
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fagte, Kriegsihiffe zu Haben, Urt. 3 des Vertrages von Zurkmantf 


von 1826 Perſien dies Recht für das Caspiſche Meer abſprach und 7 


Art. 11 des Pariſer Friedens von 1856 das Schwarze Meer neutralifzer 

Der durchgreifendfte Unterfchied des Seekrieges vom Landkrieg Liyt 
in den Gegenftänden des Angriffe. Im Landfrieg ift nur die Zerflörug 
oder Wegnahme des feindlichen Privateigenthums gerechtfertigt, welde 
durch den Kriegszweck der Befiegung de3 Gegners erfordert wird. Jm 
Seekrieg ift dies bis Heute noch anders; nur eines gilt als umerlaukt, 
die Beichießung unbefeftigter Häfen. Die Verwüſtung Finnifcher Fiſcher⸗ 
dörfer durch das Englische Oſtſeegeſchwader im Kriege gegen Rukland 
1854, die Beſchießung Walparaifos dur den Spaniſchen Amir 
Mendes Nunez 1866 find als Verletzungen des Völkerrechts anerlamt. 
Im Uebrigen richtet fi) der Angriff zur See noch heute reichlich fo ſehr 
gegen das ſchwimmende feindliche Eigenthum und den Handel der Fri 
baten als gegen die feindlichen Streitkräfte. In mie meit dies berech⸗ 
tigt ift, wird weiterhin zu erörtern fein. 

Ueber den Schauplah des Seekrieges ift nad) dem oben Geſagten 
nicht8 weiter zu bemerken, dagegen erfordern feine Streitkräfte md 
Gegenftände nähere Betrachtung. 


8 122. 
Die Seeftreitfräfte. A. Geſchichtliche Entwidelung. 


Literatur: Martens, Essai concernant les Armateurs, 1795. — Cauchy, 
Le droit maritime international, 1862, vol. I. — Pardessus, Collection 
des lois maritimes, 6 vol., 1826. 


Die große Rolle, welche die Flotten in den Kriegen des Altertfumd 
fpielten, ift befannt. Die Griechiſchen Siege bei Salamis und Mylale 
entjchieden die Niederlage der Perfer, bei Aegos-Potamos vernichtet 
Lyſander die Macht Athene. Die Lage Carthagos wies es auf di 
Entwidelung feiner Kraft zur See hin; nad} der Landſeite durch Air 
und ſchwache Nachbarn geihüst, begründete es durch Eroberung Colon 
auf den Inſeln und an den Küften des Mittelmeered und beherrſchte 
Letzteres mit feinen Flotten lange Zeit. Seine Eroberungen in Sicilie® 
und Spanien brachten es in Conflict mit Rom, das, während es fl 


— 


früher begnügt hatte, nad einem Siege dem Gegner die Seefahrt 2 


verbieten (interdictum mari Antiati populo [Liv. 8, 14]), eine Flotte [7 
erit zum Kampf gegen Garthago bildete und es erſt dadurch 


Nah dem Sieg des Duilius unternahm dad Genie Hannibald dur 1 
Invaſion Italiens einen Stoß ins Herz gegen Rom. Vie Tiverfion de 
Römischen Flotte unter Scipio gegen Carthago zwang ihn, den Schars 
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navigare debuerint versus Romaniam (Rumelien) in quibuscum Q. 
passagiis, navigent et navigare debeant insimul in conserva et em 
capitaneo super eis eligendo, usque in Constantinopolim sive Peirem, 
nec aliqua ipsarum recedat ab aliis, nec navigent sine aliis, nisi secuz- 
dum mandatum et ordinem capitanei, sub poena libr. 1000 jan. pro 
qualibet galea, quae contrafecerit.“*%) Bon der Vertheidigung ſchrit 
man zum Ungriff, ſowohl um den Seeräubern die Beute abzujagen und 
fie gefangen zu nehmen, ald auch gegen Feinde,*) was vor der Erfindung 
der Artillerie wenig Schwierigkeiten bot, infofern auch Handelsſchiffe ſich 
leicht als Kriegsichiffe ausrüften ließen. Bei den Galeeren, deren Ruderer 
weder Eeeleute, noch Soldaten zu jein brauchten, fpielte das ſeemämiſche 
Perſonal eine verhältnigmäßig geringe Rolle, und man febte auf die Schiffe 
diejelben Soldaten, welche Landſchlachten fchlugen und Städte belagerten; 
fie mußten fih nur an die Eee gewöhnen. Da ferner bei der damals 
berrichenden feudalen Anarchie der Grundſatz, daß das Kriegsrecht den 
Souverän allein gehört, vollitändig bei Seite gefeßt war, fo machten dit 
Unterthanen eines Staates gegen die eines anderen ganz auf eigene Hand 
ſolche Beutezüge (cursus, excursus), felbjt wenn ihre Staaten in friee 
mit einander waren;°) ja, wir finden Verträge, wo dies Recht ausdrüdlich 
anerfannt und nur einigermaßen befchränkt ift. Um fo mehr hatten bi 
erflärtem Kriege alle Interthanen, denen herkömmlich geftattet ward .de 
courir sus & l’ennemi* das Recht, ohne befondere Erlaubniß Züge gegen 
die Feinde zu unternehmen. Bei folchen armements en course war wohl 
die innere Organifation, das Verhältniß der Befehlshaber zu den Eigen 
thümern der Schiffe und zur Mannſchaft, die Vertheilung der Bert 
u. f. w. Gegenstand obrigfeitficher Beitimmungen;®) aber fofern fie af 
Privatkoſten ausgerüftet wurden, gingen fie durchaus felbftftändig ver, 
wählten ihre Officiere, übten eigene Polizei, Eriegten auf eigene Hand 
und theilten die Beute, ohne daß der Staat fich irgendiwie weiter ei" 
mifchte. Es lag auf der Hand, daß eine derartige Kriegführung der 
ſchwerſten Mißbräuchen unterlag und vielfah zur offenen Eeeräuberti 
wurde, wie das Treiben der fogen. Vitalienbrüder in der Nord md 
Oſtſee zeigt. Die erfte Reaction gegen diefe Anarchie mar, von 2 
Privatkapern (corsarii) eine Bürgfchaft zu fordern, daß fie fid ml 
an Eigenthum und Unterthanen befreundeter Etaaten vergriffen.?) Te 
zweite wirfjame Schritt war, jede ſolche Unternehmung einer bejonder® 
Ermächtigung zu unterwerfen, marcha genannt (eigentlich in das Gehiet 
des Anderen einzufallen, fpäter vorzugsweife für Nepreflalien und An 
griffe zur See gebraudjt), und die darüber ausgeftellte Beſcheinigun 
hieß licentia marcandi, lettre de marque, Kaperbrief.1%) Lange wur 
diefe Ermächtigung aud) im Frieden Unterthanen ertheilt, um fi gege 
alle Angehörige des Staated, von dem oder von deſſen Unterthanen 
ſich gefchädigt erachteten, fchadlos zu Halten. Es war ſchon ein For“ 
Ihritt, ald man zur Bedingung machte „ut de requisiti in reddend 
Justitia defecta constet illi qui marcham indicere voluerit per liter 
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Neutralen zu hindern, aus dem Kriege Vortheil zu ziehen, behielt der 
Ceefrieg während des ganzen 17. und 18. Jahrhunderts. Jeder Krieg 
veranlaßte neue Verfügungen über die Kaperei, und unabläjfig find die 
Klagen der Neutralen über dag ihnen gejchehene Unrecht und die Streitig 
feiten, die dadurch entjtehen.1)) Es war Died nach der ganzen Natur 
der Kaperei unvermeidlich; alle Gefege gegen ihre Ausfchreitungen waren 
iwenig wirkſam, und die Prijengerichte zeigten ſich gegen letztere ſehr 
nachſichtig. Dazu gingen die Verbote meijt nur gegen grobe Verbreien, 
wie Ermordung oder Ausjeßung von Gefangenen auf wüſte {nieln, 
oder gegen folche, durch welche, wie Verſenken des Schiffes, Plünderung 
der Ladung u. ſ. w., die Beſatzung den Eigenthümern des Kapers bie 
Beute entzog (Ordonnance de 1681, Art. 17—20). Nur einzeln kommt 
e3 vor, daß Friegführende Staaten auf die Ertheilung von Kaperbrieten 
in einem Kriege verzichten, wie Echweden und Holland gegenjeitig 1615, 
deſſen Ausführung aber nach dem eriten Ceparatartifel des Frieden 
zwiſchen beiden Mächten 1679 unthunlich befunden worden, und Rußland 
in dem Kriege gegen die Pforte 1767 — 74. Die Beltimmung de 
Vertrages zwiichen Preußen und den Vereinigten Staaten von 118, 
Art. 23, durch welche diejelben fich zufagten, im Kriegsfalle „A n’accorder 
aucune commission & des vaisseaux arm6s en course, qui les autorisit 
à prendre ou à detruire ces sortes de vaisseaux marchands on & 
interrompre le commercee* (Martens, Rec. IV. p. 47), blieb ale 
jtehend und wurde in den Verträgen von 1799 und 1828 nicht wieder 
aufgenommen.?‘) Der Antrag des Abgeordneten Kerjfaint in der legik 
lativen Rerfammlung vom 30. Mai 1792, die Kaperei abzuſchaffen, um 
der Beſchluß, die andern Mächte aufzufordern „pour faire supprimer dan 
les guerres qui pourront avoir lieu sur mer les armements en cours”. 
blieb ohne Folgen. England antwortete gar nicht, Spanien und Di 
Vereinigten Etaaten machten Vorbehalte; nur die Hanjejtädte nahmen 
den Antrag an, und demgemäß wurde durch das Decret vom 29. Mit 
1793 alle Staperei gegen Hanſeatiſche Schiffe abgejchafft. Uebrigen 
fam Frankreich bald im weiteſten Maße auf die Ausrüjtung von Kapen 
zurüd, die es namentlich in den Häfen der Vereinigten Etaaten betrieh 
bis Diefelben dies verboten. In den Kriegen bis 1815 erreichte DE 
Kaperei und ihre Willfür gegen die Neutralen namentlich in England 
wieder einen hohen Grad. Die aper brachten fast jedes Schiff fremder 
Nationalität unter den nichtigiten Vorwänden auf und boten dann at, 
fie gegen ein Löfegeld freizulafien, ein erfahren, das jelbft von Eng’ 
(ifchen Kaufleuten als „iniquitous rohhery* bezeichnet ward. Umgekehr 
übten in dem Kriege von 1812—14 die Amerikaniſchen Kaper gegen ® 
Engliihe Handelsmarine eine verheerende Wirkjamfeit. 
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verftändlich, da dies nur animo furandi gejchehen könnte; aber 
auch von verbündeten Regierungen iſt es unzuläffig, doppelte 
Kaperbriefe zu nehmen, denn die Hauptſache ift, daß bie Kaper 
unter einem beſtimmten Gejeb und beitimmter Berantwortlid. 
feit der Behörde jtehen, mit deren Ermächtigung fie fahren; 
und eine wirkſame Auffiht wird unmöglich, wenn es ihm 
freifteht, von mehr als einer Macht Ermächtigungen an 
nehnen.?) Dagegen kann ein Kaper von derjelben Negierumg 
gegen zwei feindliche Staaten Conmijfion erhalten. 


. &3 ijt im Gegenjab mit der früheren Prari3?) nicht mit der 


Jteutralität verträglich, daß Unterthanen neutraler Staaten von 
Kriegführenden Staperbriefe nehmen und deren Flagge führe. 
So madte dad Franzöſiſche Decret von 22. Mai 1803 die 
Franzöſiſche Nationalität zur erjten Bedingung der Ertheilug 
von Kaperbriefen. Der Admiral Baudin erklärte 1838 in 
Auftrage feiner Regierung bei der Expedition gegen Mer, 
daß er jedes nicht Mericaniihe Schiff, welches mit Commilfes 
des General Santa - Anna Feindfeligfeiten üben werde, al 
Piraten behandeln werde, und ebenjo verfuhren die Wereinigten 
Etaaten 1847 in ihren Kriege gegen Merico. 


. Die Kaper find nicht nur den Sriegsgejegen der Marine in 


Allgemeinen, fondern auch fpeciell den für fie erlafjenen Ver 
Ichriften und Snitructionen unterworfen und müflen für dem 
Beobachtung Caution ftellen, nad) dem Franzöfiichen Dem 
von 1803 je nad) der Größe 37 — 74000 Fred. Für jede der 
(egung find Capitän und Eigenthümer jolidarifch verantwortid. 
Die Mannſchaft unterjteht der Admiralitätsgerichtöbarkeit. 


. Seder Kaper muß offen die Flagge des Staates führen, dm 


dem er feine Commiſſion empfangen, und fie bei jeder Begte 
nung eines anderen Echiffes zeigen, und obwohl diejelbe ei 
Kriegsflagge ift, befreit jie den Kaper doch nicht wie das Schif 
der Kriegsmarine von der Durchſuchung durch Staatsihiit 
anderer Nationen, die das Recht haben, feine Commiffion einzujehe. 


. Kein Kaper darf ein genommenes Schiff oder deſſen Güter ver 


äußern, eben fo wenig dasselbe fich loskaufen laſſen; er muß beide 
vielmehr in den nächiten Hafen feines Staates bringen und DM 
Aburtheilung des competenten Gerichtes unterwerfen. Beritör 
des Schiffes auf hoher Eee ſoll nur ausnahmaweife erlaubt jet! 


. Eine Blofade kann nicht von Kapern, fondern nur von Shift 


der Kriegsmarine geübt werden. 


.Es gilt als nicht mit der Neutralität verträglich, zu geſtatt 


daß Kaper mit ihren Prijen in einen neutralen Hafen e 
laufen, un diejelben dort zu verlaufen oder dort ihre Mau 
Ihaft oder Ausrüftung zu vervollitändigen. 


Beigen dieje Grundfäge ſchon einen erheblichen Fortſchritt, jo I 
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zöſiſchen Botjchafter, die Kronjuriſten feiern der Anficht, „that the res 
referred to will be for all intents and purposes in the service of 
Prussian Government and consider that H. M.’s Government cannot obje 
to the Decree of the Prussian Government as infringing the Declaratio 
of Paris.“ 

Dies wird jebt aucd von unbefangener Franzöfiicher Seite anerlamt 
So jagt Boed:?) „On doit, eroyons nous, admettre sans hesitation la 
legitimite de l’organisation de marines volontaires, qui remplaceront 
avantagcusement la course et en emp&cheront la r&surreetion intempestive 
et malencontreuse: on ne detruit que ce que l’on remplace. ID est 
impossible que, dans une grande lutte, il ne soit pas fait appel à tontes 
les forces vives de la nation, cela est vrai de la guerre maritime comme 
de Ja guerre continentale. On a souvent appele les corsaires les voloz- 
taires de la mer pour tächer de rajeunir l’institution surannee de k 
eourse. A vrai dire on n’en avait pas le droit, si les corsaires etaient 
sans doute recrutes volontairement, c’etaient des volontaires sui genen, 
aux yeux desquels I’Etat qui le commissionnait faisait miroiter des 
avantages particuliers, jugeant qu’il ne suffisait pas de leur patriotise 
pour „donner du coeur“ & ces auxiliaires jadis r&putes indispensahle 
Aujourd'hui on croit pouvoir se passer de leur concours, mais non d 
celui des veritables volontaires de la mer, c’est & dire d’une mari 
volontaire, militairement organisce, commandee par des officiers de B 
marine militaire regmliere, incorporee dans la flotte militaire ou sY 
rattachant 6troitement, en un mot versee dans les forces navales de 
l’Etat. L’essai de la Prusse, quoi qu’en ait pu penser le gouvernene# 
francais, n’ctait pas an fond le r&tablissement detourne de la cost 
il l’etait d’autant moins que la Prusse avait declar& renoncer au dre 
de prise, et que cette marine volontaire n’ctait destinee qu’a p 
part aux operations militaires. Me&me avec le maintien du droit de 
prise, nous pensons que J’organisation d’une marine militaire est legt 
time: on a bien sonvent dit que la Declaration de Paris, en suppf 
ınant la course, avait enleve aux ctats maritimes de second ol de 
troisicme ordre „llarme des faibles“; la marine volontaire sera cette 
arme (des faibles, et pour les états puissants, elle constituera un aut 
liaire précieux de la flotte militaire. Mais cette marine volontaft 
devra etre militairement organisce, severement disciplinee et ne # 
eöder en rien, sous le rapport des sentiments de l’Iıonneur a la mark 
militaire reguliere et permanente.“ 

Dies iſt unzweifelhaft richtig, und es ift geradezu unbegreiid 
wie Rhilfimore IM. p. 536 jagen faun, daß dieſe freimillige Ce 
wehr „appears to me very diffieult to distinguish substantially fi 
the old system of privateers“. Nach dieſen Grundſätzen mären ai 
die Kreuzer zu beurtheifen gewvefen, welche Rußland 1878, ala der Un 
mit England drohte, auszurüſten fi anſchickte. Grundjäglich alſo fi 
die Sache fo, daß, von jenen fieben Staaten abgefehen, welde 
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fann mit der ausgeſuchteſten Mannichaft nicht® leiſten gegen ein ſtark 
Schnelles; der Befehlshaber ijt heute mehr als je Leiter einer grof 
Maſchine, und dieſe muß ihren Zwecken entjprechen, ſonſt nützt i 
genialite Leiter nichts. Solde Schiffe aber können nicht ' improbifi 
werden. Allerdings läßt fi) das eiſerne Schiff mit allen Mafchine 
bei der heutigen Theilung der Arbeit jehr viel jchneller heritellen al 
früher ein hölzerner Treideder, an dem oft zehn Jahre gebaut ward. a 
Amerifanifchen Bürgerkrieg bauten ſowohl die Nord- wie die Südſtaaten 
ihre Schiffe jehr ſchnell, aber Beit erfordert die doch, und im heutigen 
Kriege erfolgt die Entfcheidung raſch. Jedenfalls kann man auf bie 
Hülfenittel der Kauffahrteiichiffe nur für Transport rechnen, nicht für 
die Armirung und das Gefecht. Alles, was in diejer Richtung verjudt 
ift, hat zur Weberzeugung geführt, daß auch mit großen Koften die beiten 
Schnelldampfer nur zu recht mangelhaften Kreuzern umgeformt werden 
fönnen. Die Einrichtungen für die eventuelle kriegeriſche Wermenbum 
müfjen ber Art fein, daß fie die Baukoſten des Schiffes um etwa ein Fünf 
erhöhen, während fie den Nutzwerth für den Friedensdienft um mindeſtens er 
Schhötel vermindern, und felbft dann wird dasſelbe für eigentlich kriegerijch 
Zwecke nicht brauchbar fein. Ferner fommt in Betracht, daß von de 
Handelsdanıpfern bei Ausbrud des Krieges nur der geringere Theil 18 
heimijchen Häfen liegen wird, die meiften fi in fremden Gemäfler 
befinden werden, und daß es ſchwierig fein wird, die Beſatzung hit 
mäßig zu verjtärfen, weil alle verfügbare Mannjchaft für die Krieg 
marine felöft gebraucht wird. In Frankreich giebt das Marineminifterium ff 
ſolche Privatichiffe, welche für Kriegszwecke gewiffe Bedingungen erfüle, 
Rrämien; gleichwohl werden nur jehr wenige folche gebaut, und die 
vorhandenen jind nicht erprobt. Nach den in England gemachten ir 
fahrungen haben auch diejenigen Schiffe, welche mit Rückſicht auf ermarge 
militärifche Verwendung die von der Admiralität vorgefchriebenen md 
bezahlten Bauverjtärkungen erhalten hatten, nicht denjenigen Anforderung 
der Feitigfeit entjprochen, welche dem modernen Geſchützweſen gemB 
gejtellt werden müljen. Um fo mehr find alle zum Zwecke jchnelket 
Fahrten gebanten Paſſagierſchiffe fo zerbrechlich, daß fie eine kriegeriſce 
Verwendung ganz ausjchließen. ine freiwillige Seewehr auf Prime’ 
Schiffen würde daher, auch wenn die Mannfhaft in Sold und Miht 
des Staates steht, nur fir die Wegnahme von Handelsfchiffen in Mr 
tradht fommen, welche die Verordnung von 1870 gerade ausſchloß. 
auch hierfür wäre fie ein ſehr zweifelhaftes Mittel, da ein Schuß eins 
feindlichen Kriegsſchiffes den betreffenden Kreuzer zerftören würde. 
Striegsichiffe beanspruchen eben eine ganz eigene Bauart; fie müſſen alt 
fertig fein, wenn der Krieg beginnt. Steht ſomit der Auzrüftung em 
freiwilligen ?Slotte mit jtaatlihen Charakter rechtlich nichts entgegen 
jo dürfte ihre Verwendung aus den angeführten praftifchen Gründen t 
Zukunft ſchwerlich ernjtlih in Frage kommen. 
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In Bürgerkriegen und bei Aufjtänden kann ed zweifelhaft werd 
ob eine Regierung beiteht, welcher die Ermäcdtigung zuzuerfennen 
Kaperbriefe auszugeben; und der Streit wird ſich weſentlich um di 
Thatjache und die Handlungen des betreffenden Schiffes Drehen. 

Es mögen hier zwei der bezeichnenditen Fälle der Neuzeit angefül 
werden, der des „PVigilante” und der des „Huascar”. Während d 
legten Carfijtifchen Bürgerfrieges brach 1873 im Süden Spaniens e 
republicanifcher Aufſtand aus, deſſen Führer fich einer Neihe von Kriege 
Ichiffen in Garthagena bemäcdhtigten. Der Minifter des Auswärtigen 
Salmeron, theilte am 20. Juli dem diplomatifchen Corps mit, daß di 
Mannfchaften diefer Schiffe als Seeräuber zu betrachten jeien, wenn fü 
innerhalb oder außerhalb der Spaniſchen Seegerichtsbarfeit von Spaniſche 
oder fremden Kriegsſchiffen angetroffen würden, und daß die Befchlähabe 
der letzteren ermächtigt jeien, die befagten Echiffe anzuhalten, ſowie Dt 
Mannichaften nach den Beitunmungen der für die Epanijche älotte 
geltenden Vorſchriften zu richten. Die Regierung behalte fich vor, die 
Schiffe dann auf diplomatiſchem Wege zurüdzuerhalten. In dem m 
fiegenden Bericht des Marineminifterd war auf die jchmwierige Lugt, 
die beifpiellofe Empörung eines Theiles der Flotte und die Nothweniig 
feit, dem Unfug zu fteuern, Hingewiefen und bemerkt, daß jene Schi 
unter dem politifchen Deckmantel des Aufftandes Seeräuberei trieben, 
feinerlei Beitallung von einer Regierung, noch gejegmäßige Schiffapaopien 
führten, auch nicht unter Befehl eines zur Vertretung der öffentlicher 
Macht in entiprechender Weiſe befugten Befehlahabers ftünden. Cie 
Reihe von Staaten hatten Schiffe in die Spanischen Gewäſſer gejamdl 
um ihre Angehörigen während des Bürgerkrieges zu ſchützen, jo of 
Deutichland drei, befchligt vom Gapitän Werner, dem dabei überlien 
blieb, wie dies am beiten zu thun ei. 

Nun erichien eines der aufſtändiſchen Schiffe, „Vittoria“, ve 
Alicante und forderte eine Contribution von 80,000 Touros. Te 
Engliſche Conſul in Valencia bat Werner, der auf dem „Friedrich Gar‘ 
jelbjt am 19. Juli eingetroffen war, nach Alicante zu fahren, um bart 
die Deutſchen und Britifchen Intereſſen zu ſchützen, da das Engliit 
Kanonenboot vor Valencia unabfümmlich fei. Werner erflärte ſich Da 
bereit, wenn der Engliſche Befehlshaber gleichmäßig Deutſche Intereſtr 
Ihüßen wolle. Dies wurde jchriftlich zugefagt. Werner ging 
Alicante, worauf die „Wittoria“, welche die Etadt mit Beſchießung & 
drohte, abzog. Als Werner dann am 22. Juli nad) Cartagena abgeher 
wollte, war ihm das erwähnte Decret der Regierung jchon übergebet 
Dort am 23. angefommen, fand er die „Vittoria”, und ihr Aviſo, Vigilantt 
den fie der Gentralregierung in Alicante weggenommen, kam heran mit de 
Spanischen Flagge ohne Krone und einer rothen. Werner nöthigte dit 
anzılegen, nahın das Schiff und jandte es unter Deutſchem Conımando 0! 
des Seeraubes verdächtig nach Gibraltar. Die Aufitändifchen in Sartager 
drohten gegen die dortigen Deutjchen Unterthanen Reprefjalien zu übt 
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Eriheinen des „Friedrich Karl” vor Alicante hinderte die Beihiemg 
der Stadt und jomit die Schädigung der dortigen Fremden. ee 
Slottenofficier kann die Beichießung einer offenen Stadt hindern, in 
welcher jeine Echußbefohlenen wohnen, wenn dieſelbe von einer Fritg 
führenden Macht gedroht wird. Hier aber handelte es fi um Art 
ftändijche, die von Niemand anerfannt waren. Demgemäß hatte die 
Englifche Regierung ihre Kriegsjchiffe beauftragt, „in the event of an 
threatened bombardment of any place by the revolted ships, to require 
its suspension till time has been allowed for placing British lives and 
property in safety, and to enforce this demand if it be refused.“ 

Werner jeinerjeit3 nahm die „Vittoria” und „Almanja”, nachdem 
ihm die Inſtruction zugegangen, er jolle die Schiffe der Jnjurgenten 
beobachten, aber nicht dulden, daß fie feindjelige Handlungen gegen 
Küftenftädte unternähmen, wodurch Deutjche Intereſſen unmittelbar oder 
mittelbar gejchädigt würden, was durch einen Angriff auf Malaga u— 
zweifelhaft gejchehen wäre. Cine politiide Parteinahme war aljo feine 
jeit3 ausgejchlofjen. 

Der Amerikaniſche „Shenandoah“ Hinderte ſogar die aufſtändiſce 
„Billa de Madrid” die im Arſenal von Carraca befindlichen Regierungk 
truppen anzugreifen. Es kann ferner fein Zweifel fein, daß jene Arf 
jtändiichen al3 Piraten handelten. Wenn dagegen eingewendet wir, 
Ceeräuber feien nur joldje, welche hostes generis humani jeien, ol 
Schiffe aller Nationen angriffen, während die Aufjtändijchen nur Feinde 
der beitehenden Spanifchen Regierung jeien, fo ift zu erwidern, bei 
diejelben gar nicht in der Lage waren, Schiffe anderer Nationen A 
berauben oder wegzunchmen, weil diejelben durch ihre Krieggsſchiffe ge 
ihüßt waren, und die Aufftändifchen fi) wohl hüten mußten, folde 
herauszufordern. Abgejehen davon, daß die Echiffe keinerlei Ermächti 
gung von irgend ciner, ſelbſt aufitändiichen Negierungsgemalt Hatten, 
zeigt ihr Verfahren, daß ihr Beweggrund der animus furandi, nicht Ve⸗ 
kämpfung der Spanijchen Regierung war; fie wollten Geld erpreſſen, wie 
die Forderung der 80000 Touros zeigt Die „Pigilante” Hatte, als ſie 
feftgenommen ward, bereit? Torres Vinja beraubt. Unter jolchen Er⸗ 
prefjungen aber mußten die in den betreffenden Städten wohnenden 
Fremden mit leiden. Temgemäß hatte am 24. Juli der Englijche Unter: 
ftaatsfecretär Lord Enfield im Unterhaufe erflärt: „The Government 
had informed the Admiralty on the 24th of July, that, with resped 
to the Spanish ships of war denounced as pirates by a decree of tM 
Government of Madrid, her Majestv’s Government considers that 3 
such vessels eommit any acts of piracy affecting British subjects % 
sritish interests they should be treated as pirates.“ 

Werner aber hat die betreffenden Schiffe nicht als Seeräuber Mi 
ftraft, jondern fie nur gehindert, ihre räuberifchen Abfichten auszuführe 
welche Teutiche Intereſſen, die er zu ſchützen beauftragt war, unzweife 
haft bedrohten. 
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womit aljo fein Fremder zu feindjeligen Acten gegen dasſelbe ermädtigt 
fei. Der Britijche Admiral aber gründet fein Verfahren darauf, ah 
das Schiff fein Patent einer beftehenden Regierung als deren Krieg 
Schiff gehabt Habe, die Regierung vielmehr, der es bisher gehört, eine 
Gewalt über dasjelbe mehr hatte und alle Verantwortlichkeit für feine 
Handlungen ablehnte, folglich für dieſelben Genugthuung nur von dem 
Schiff felbjt erlangt werden konnte. Nachdem die Englifchen Schiffe in 
der erwähnten Weije angegriffen, wäre es offenbar zwecklos geweien, 
wenn der Admiral oder der Engliſche Geſandte angeficht3 des Terreies 
der Regierung nochmals von derſelben Satisfaction gefordert hätte, um 
zu conftatiren, daß fie nicht zu erhalten fei; er mußte, um feine Ange 
hörigen wirfjan zu ſchützen, handeln, und war dazu beredjtigt, weil das 
Berfahren des „Huascar” gegen die Engliihen Schiffe nicht bios etwa 
feindjelig, jondern Seeräuberei war. 

Seltjamer Weiſe ift dies von der erjten völferrechtlichen Autorität 
im Unterhaufe, Sir W. Harconrt, dem bekannten Hiftoricus geleugne, 
aber e3 jcheint, daß hierbei der I ppojitionsmann die Unparteilickeit, 
die ein Vertreter des öffentlichen Nechtes ftet? üben follte, beeintröd. 
tigt bat. 

Nach der obigen Definition des Seeraubes war der „Huasar’ 
unzweifelhaft ein Biratenfchiff, denn ein Injurgentenführer, den es gelingt, 
ein einzelnes Ediff in feine Macht zu bekommen, kann fich nicht ald 
Regierung geriren. Aber, jagt Harcourt, es giebt Fälle, welche zeigen, 
„daß nicht jeder geſetzwidrige Act, der auf hoher Eee von einem Säit 
begangen wird, das feine Flagge einer Nation trägt, Eeeräuberei ijt”, ein 
Cab, welchen das Amerikanifche Gericht in die Motivirung feines Urtheild 
über den Südjtaatlihen Kaper „Savannah“ aufnahm, den die Regierung 
der Vereinigten Staaten nah Völkerrecht als Pirat behandeln wollt. 
Aber e3 iſt dagegen Zweierlei zu bemerfen. 

Die Vereinigten Saaten vermweigerten den Südſtaaten principiell De 
Charakter einer Eriegführenden Macht und betrachteten fie als Rebellen. 
gleichwohl aber Eonnten fie fich der Beachtung der Thatfache nicht ent 
ziehen, daß die Südſtaaten eine vollfommen organifirte Regierung hatte! 
welche eben deshalb auch von den übrigen Staaten nicht als Sta! 
aber als kriegführende Macht anerkannt war. Sodann aber ſagte © 
erwähnte Urtheil nad) Harcourt’3 eigenem Citat in Fortfegung des € 
geführten Cabes, „daß für den Thatbeitand der Seeräuberei die Abi € 
niit der die betreffenden Handlungen ausgeführt find, in Betracht 
ziehen iſt“ (That to constitute piracy the animus with which tbe = 
relied on were comnitted must be considered). Gerade darin aber li 
der Unterfchied zwijchen dem „Savannah“ und dem „Huascar“, be” 
waren Schiffe, welche nicht die Flagge einer anerkannten Regienc- 
führten, aber damit endet die Aechnlichkeit beider Fälle. Der „Cavanna 
war nicht bejchuldigt, wie der „Huascar“, Stohlen von neutralen edit 
geraubt zu haben, jondern nur ohne hinreichende Autorifation Acte de 


Das Seekriegsrecht. 


30 
=] 
ID 


containing the transactions of the American Association, Numb. T 
Sept. 18744 NewYort 1874, p. 192 — Klobukowski, Die a 
beute oder das feindliche PrivateigentHum zur See, 1877. — Cau ei 
Histoire du droit maritime, 2 vol. — Hautefeuille, Histoire R 
origines, des progres et des variations du Jroit maritime internati C 
1869, — Bueck, De la propriete privee ennemie sous pavillon ene_ als 
1882. — Tr. Twiss, Des droits des belligerants sur mer depus- 
Declaration de Paris, 1884 (Revue Je droit Intern. XVI,, p. 113). 


Für das Alterthum gilt wie zu Lande, jo auch zur See der Ci: 
„Quae ex hostibus capiuntur, jure gentium statim capientium fun! 
(41,1 D.5,7). Bon einem Verfahren, wodurch der Staat die Be it 
zuspricht, ift feine Nede, und aud auf Schiffe, wie auf alle Mobil EM 
findet dag Wort Anwendung „si quid bello captum est, in praeda &"b 
non postliminio redit* (49, 15 D. 28). Nur für Kriegs. und Tram’ 
portjchiffe (naves longae et onerariae) wurde eine Ausnahme gem 9* 
propter belli usum (ibid. 1. 2). Selbſt den Völkern gegenüber, die nt cht 
Feinde find, aber mit Rom keinerlei Freundſchaft oder Bündniß hab — 
gab es ein Beuterecht: „quod ex nostro ad eos pervenit, illoram HT: 
idemque est si ab illis ad nos aliquid perveniat* (l. 5, 2). Eher mil ® 
wenig war nach dem, was jchon im vorhergehenden Abfchnitt 2a. a = 
geführt ift, im Mittelalter bei den allgemeinen Repreflalien und I 
eourir sus & l’ennemi von einer Beichräntung des Beuterecht3 zur ei 
die Rede, was vielmehr vielfach auch im Frieden zwifchen den Star E* 
geübt ward; und nur die Furcht, Freunde zu Feinden zu machen, neue" 
man ihre Nechte mißachtete, führte zu den erwähnten Verboten, i a! 
Figenthum anzugreifen (2b., Note 9). So weit aber vertragsmäßr- 3‘ 
Beltinnmungen getroffen wurden, gingen fie lange weit mehr darauf, — 
Rechte der Kriegführenden zu erweitern, als dieſelben zu befchränte F* 
So heißt es in den Conditiones pacis atque commerci ziwifchen Ur&- 
und Bija von 1221 (Muratori Antiq. Ital. med. aevi, IV., col. 33*2 
„Et quod Januensium vel aliorum publicorum inimicorum Pisanae G#" 
tatis, si cum Arelatensibus forte in aliquo navigio inventum fuerit a 
Pisanis, ipsi Arclatenses non facient suum, nec suo nomine defendar mt - 
Et si forte aliquis Arelatensis cum Januensi, donec guerra inter Pisan 7 
et Januenses fuerit, a Pisanis inventus fuerit in eorum navibus — € 
lignis eundo vel redeundo, lieet Pisanis hominibus Arelatensibus et 7 ®" 
eorum tanquam ‚Januensium offendere et capere et capta retinere et 
non reddere nec reddi facere. Et propterea haec pax et concordia nl »P 
rumpatur.” Alſo die befreundete Flagge det fein Gut des Feinde = 
und ein Unterthan des befreundeten Staates mit feiner Habe wird a 
einem feindlichen Echiffe als Feind behandelt.!) — 

Grit das Consolato del Mare ſtellte gewiſſe Beſchränkungen für — — 
Wegnahme auf (chap. 231). Gehörte Schiff und Ladung dem Fein 
jo waren beide jelbjtverjtändlich verfallen, gehörte das Schiff einen, —* 
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Die Erklärungen für die Freiheit des Privateigentfums Seite < 
parlamentarifcher Verfammlungen, wie des Reichsſstags des Norddeutſch er 
Bundes vom 18. April 1868 und wifjenjchaftlicher Autoritäten, wie we; 
Institut de droit international 1875, 1877 und 1882 Haben praftif Hr 
Folgen nicht gehabt. Bei der Brüffeler Eonferenz über das Kriegsre—cht 
von 1874 machte England jogar zur Bedingung, daß die feerehtlidinen 
Fragen ausgefchloffen feiern. Dagegen haben in dem Kriege von 160 
Defterreih, Preußen und Ztalien auf die Wegnahme feindlichen Eiger 
thums zur See verzichtet.) Der Norddeutiche Bund that 1870 Temas 
felbe, ohne daß Frankreich Gegenfeitigfeit übte,1%) und gab erft om 
19. Zanuar 1871 diefen Grundſatz auf.'') 


1) Mit Unrecht bezeichnet deshalb, wie auch Boeck bemerkt, Bardbe -Iind 
diefen Vertrag als einen joldyen, der den Grundjag, daß neutrales Gut z uf 
Feindesſchiffen frei jei, enthalte. (II. p. 303, Note 4.) 

2) Rymer, Foedera, V. p. II. p. 161. 

”) „Urdonnons que si les navires de nos dicts subjects font en temp «ps de 
guerre prises par mer d’aucuns navires appartenant & autres nos sub —S5jerts 
ou & nos alliez, confederez ou amis esquels il y ait biens, marchandise——==es ou 
gens de nos ennemis, ou bien aussi navires de nos dicts ennemis, esem= quel 
il y ait personnes, marchandises ou aultres biens de nos dicts sub” —jeets 
alliez, confederez ou amis, ou esquels nos dicts subjects, confederez ou ami; 
fussent prisonniers en quelque portion, que le tout soit d&clar& de p— vnne 
prise, comme si le tout appartenoit à nos ennemis.“ (PardessusIV.p. 6. 

4) „At the Congress of Chatillon, 1814, the English Plenipotentiary, _WLord 
Castlereagh had orders from his government not even to discuss th 
question of maritime rights.“ (Johnston, Handbook of Mar. Rights, p- 21. 

°) Monroe legte im December 1823 England, Frankreich und Rußland 1er 
ein „Projet de convention internationale pour r&gulariser les principes de 
neutralit& conmierciale et maritime“, deſſen Art. 4 den Urt. 23 des BreuBiid 
Amerikaniſchen Vertrages von 1785 wiedergab. In feiner begleitenden Note M 
Graf Nejjelrode von 5. December 1823 fagte der Gejandte Middlet ou 
„Ce projet en combinant tous les principes essentiels de la neutralit6 armee 
y ajoute celui d’exempter de capture et de confiscation les veaise#® 
marchands et les cargaisons appartenant aux puissances belligörantes.“ 

6) Drouin de l'IIuys, Les Neutres pendant la question d’Orie 
1868, p. 14. 

) Identiſche Erklärungen beider Regierungen vom 28. und 29. März 15 

», Marcy überjah hierbei allerdings, daß die Abjchaffung der Kaperei 
Kriegführenden rechtlich nicht hindert, ihre Flotten durch eine freiwillige — 
wehr zu verſtärken. Außerdem aber hatten die Vereinigten Staaten im Vür 
kriege zu bedauern, daß fie der Pariſer Declaration nicht beigetreten waren, db B” 
da fie fic geweigert, die Kaperei aufzugeben, lonnten die anderen Mädte & 
den Südſtaaten nicht das Recht beftreiten, Kaper auszurüften. 

”) Defterreichifche Verordnung vom 13. Mai 1856, Preußiſche Verordu 
vom 15. Mai. Italien hatte bereits durch Art. 211 ſeines Geſetzes über IP" 
Handeldmarine von 21. Zunt 1865 die Freiheit de3 Brivateigenthums 
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pflicht vorlag, wie für die Kriegsichiffe des Staates, jondern der af 
feine Gefahr Handelt. Cie ſprach ihm, offenbar um die Kaper zu m 
muthigen, das wiedergenommene Schiff ganz zu, wenn es 24 Stunden im 
Beſitz des Feindes geweſen, und wenn nicht: ein Drittel des Werthes. Hente 
betrachtet wohl nur das Däniſche Prijfenreglement vom 16. Februar 1864, 
II., 11, ein twiedergenonmenes nationales Schiff als gute Prife. (Dagegen . 
Preußiſches Reglement von 1864, 8 10, Defterreichifche Verordnung | 
von 18656, Stalieniicher Codice per la marina, Art. 219.) Die Englifde 
Prize Act von 1864 beitimmt Ch. IV. $ 40, daß das wWiedergenommene 
Englifhe Schiff dem Eigenthümer zurüdgegeben werden joll, mie lange 
der Feind ed auch bejefien und jelbft, wenn e3 vom feindlichen Geriht& 
hofe als gute Prije erklärt iſt; es hat dem Recaptor nur eine Belohnung 
zu zahlen, die vom Gericht nach Umſtänden von ein Achtel bis höchſtens 
ein Viertel feitzujfegen if. Nur wenn das Schiff vom Captor felhit zu 
friegerijchen Operationen gebraucht ift, gehört e8 den Recaptor. Abweichend 
von diefem Gejeße, welches das jus postliminii auf die Spige treibt, verfügt 
die Nordamerikaniſche Congreßacte vom 30. Suni 1864 die Zurüd 
eritattung an den Eigenthümer für jede® Schiff „not having been con- 
demned as a prize by competent authority before the recapture“ gegen 
angemeljene Bergütung, jofern das Eigenthum gehörte „to persons 
residing in or under the protection of the United States“. Sit Ds 
Schiff nach der Verurteilung twiedergenommen, jo gilt es als nem 
Priſe; für die Wiedernahne Verbündeter ift Gegenjeitigfeit Regel, ſo 
in England Rückgabe gegen ein Trittel des Werthes ald Vergütung.?) Bir 
ein wiedergenommenes Schiff nochmald genommen, jo Hat der legte 
Captor Recht auf dasjelbe, denn durch die Wiedernahme erlifcht dei 
Recht des eriten Captors. (Phillimore III. p. 639.) 


3. Das Schidjal der Priſen. 


Alle erwähnten Ausnahmen betätigen nur die Regel, daß erjt mit dem 
Urtheil des betreffenden competenten Gerichtshofes des Captors das Schichal 
der Prile entjchieden wird. Die Befibergreifung und Wegführung in der 
Hafen des Captors genügt nicht, im Gegenfa zu der Landbeute, die, 
wo fie überhaupt legitim ift, durch bloſe Beſitznahme vollzogen ift- 
Schon 1758 ftellte die Engliihe Jurisprudenz den Grundfag aut * 
„They held the property not changed till there lad been a sentence o 
eondemnation", und dieje kann nur durch das Gericht des Nehmeftante- 
erfolgen. Tas Gericht eines verbündeten Staates kann nicht darübe” 
urtheilen, denn jeder Staat fann nur für die Handlungen feiner eigener” 
Behörden verantwortlid” jein. Allgemein fejtitehend darf betradhte® 
werden, daß dieje Gerichtsbarkeit nicht von einem der gemöhnlichen 
bürgerlicdjen Gerichtshöfe geiibt wird, jondern durch einen befonderen, 
deſſen Zuſammenſetzung Gewähr dafür giebt, daß die ihm angehörenden 
Mitglieder die betreffenden ragen fennen. So jagt das Deutfche Geſetz, 
betreffend die Prijengerichtsbarkeit, vom 3. Mai 1884, 8 1: „Die Ent: 
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V. 
man auch kein Wort dafür. Noch das Consolato del Mare im — PN 
hundert, das ung die erfte authentijche Kunde von der Begrenzung de? 
der Kriegführenden zur See giebt, |pricht nur von „amichs“. 
mählich mit dem wachſenden Handelsverfehr und der Herausbilus 53 C 
Gleichgewichtes der Mächte erjchien es zuläffig, in einem Kampfe > 
Staaten eine Stellung als Unbetheiligter einzunehmen, der na s>< 
hat, jeine friedlichen Beziehungen mit beiden Gegnern fortzuſetzen > 2 
dann war died Recht der Neutralität lange jehr unvolllomme sr“ 
Kriegführenden fuchten e3 einerfeitS in enge Grenzen einzudäimm ww 
Neutralen erlaubten fi) andererjeit3 Handlungen, welche heute e 4 
wirklicher Unparteilichfeit durchaus unvereinbar anerkannt find; 
Grotius ift die Behandlung der Frage „de his qui in belle 
sunt“ bon größter Dürftigfeit. In dem Maße jedoch als dad Gum 
päiſche Staatenjyitem zur Ausgeſtaltung gelangte und der interna tim— 
Handel namentlich zur See immer größeren Aufihwung nahm, geiazr 
die Stellung der Neutralen an Fejtigfeit und Klarheit. Ihrem gemein 
jamen Widerjtand, der durch die Begründung der Vereinigten Etaatnn 
von Amerika neue Kräftigung erfuhr, gelang es immer mehr, das Be 
jtreben einzelner großer Mächte, die Rechte der Kriegführenden befonders 
zur See, einfeitig geltend zu machen, in beſtimmte Grenzen zurückzuweiſen 
und diefe Entwidelung wurde unterftüßt durch die Eiferfucht der Kriep 
führenden jelbft, welchen die Klugheit gebot, die Nechte der Neutrale 
zu achten, um fie nicht in das Lager des Gegner Hinüberzudränge. 
Indem jo das Recht der Neutralität, troß zeitweiliger Verdunkelungen, 
wie in der Periode der Napoleonifchen Gewaltherrſchaft, einen ftetig aur 
fteigenden Gang verfolgte, darf man fagen, daß dasfelbe Heute, hi 
mancher Ungewißheit und Unvollkommenheit im Cinzelnen, in jeinm 
Grundzügen ebenjo feititeht als das Recht der Kriegführenden. 


$ 129. 
Neutralitätsrehte und -öPflichten im Allgemeinen. 


Das Recht jedes unabhängigen Staates, während des Kriege 
anderer Staaten neutral zu bleiben, jo weit er nicht einem derjelbe” 
durch Vertrag zur Kriegshülfe verpflichtet ift, fließt aus der Eouveränetäßl 
Hat ein Staat Died Recht nicht, fo ijt er auch nicht unabhängig, fonders 
jteht in einem Vaſallen⸗ Schub- oder Bundesverhältniß, welches die Freihei 
feiner Bewegung befchränft.e Dagegen unterjcheidet fi der Natur der 
Dinge nad) die Freiheit des Verhalten? der Neutralen zu den Krieg 
führenden von der im Friedensſtande. Während des letzteren fteht ei 
jedem Staate kraft feiner Unabhängigkeit frei, einen anderen Staat vor andern 
zu bevorzugen, demfelben 3. B. geringere Zölle für die Einfuhr feine 
Waaren, günſtigere Bedingungen für deſſen Schiffe in feinen Gewäſſern 
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Der neutrale Angehörige, der died unternimmt, thut damit an fh 
fein Unrecht, aber feine Regierung kann den Kriegführenden nidt zu 
muthen, ihn im Namen der Freiheit des Handeld gemähren zu lan, 
weil damit die Wirkung der Kriegführung zu jehr bejchränft würde, und 
weil Sie jelbit auch nicht darauf verzichten will, im Kriegsfalle ihrerjäts 
das gleiche Necht geltend zu machen, jolchen Verkehr mit dem Feinde zu 
hindern. Aus diefen entgegenjtehenden Anſprüchen Hat fich ein völler⸗ 
rechtlicher Compromiß gebildet. Die neutrale Regierung, die kraft der 
Herrichaft, welche fie über ihr Gebiet übt, bis zu einem gewiſſen Grade 
auch verantwortlich für das Verhalten ihrer Unterthanen ijt, verbietet 
demselben ſolche Handlungen, welche auf eine unmittelbare Kriegähülfe 
hinauslaufen würden, wie 3. B. auf feinem Gebiete Truppen für de 
einen oder den anderen Theil zu werben, dajelbjt Kriegsſchiffe audu 
rüften u. |. w. Bei anderen Unternehmungen, die an fi in ka 
Bereich des legitimen Handels zwiſchen befreundeten Staaten fallen und 
die zugleich) von der Regierung fchwer zu überwachen find, die aber 
gleichtwohl einem Kriegsgegner nüßen, aljo dem andern jchaden würden, 
überläßt fie es dem betreffenden Theile, dagegen einzufchreiten, ſe 
jpriht für ihre Untertdanen nicht cin unmittelbares Verbot aus, ſonden 
erklärt nur, daß, falls fie ſich auf ſolche Unternehmungen einlaſſen, fe 
es auf eigene Gefahr thun und von ihr feinen Schutz gegen die Wıf 
regeln zu erwarten haben, mit welchen die Kriegführenden dies zu hindern 
fuchen, fofern diejelben gewiſſe Grenzen einhalten.') 

Hat alſo 3. B. ein friegführender Etaat einen Hafen feines Gegner 
blofirt, fo darf eine neutrale Regierung, wenn Handelsſchiffe ifm 
Unterthanen gleihwohl verfuchen, in diefen Hafen ein- oder audzulauien, 
ſich nicht widerjegen, wenn das blofirende Geſchwader dieje Schiffe mp 
nimmt, vorausgeſetzt, daß die Blofade die völferrechtlichen Bedingungen 
erfüllt. Ebenſo muß der neutrale Staat es gejchehen laſſen, tem 
Schiffe jeiner Unterthanen, die Contrebande, d. h. Waffen oder jonftigt 
zur Kriegführung dienende Gegenftände einem Kriegsgegner zuführen, 
von dem anderen aufgegriffen und als gute Beute erklärt werden. 
wenn der betreffende Kriegführende hierbei die Grenzen überjcreitel: 
welche die neutrale Regierung als zuläflig betrachtet, tritt dieſelbe ei* 
und macht ihn hierfür verantwortlich. 

Das Verhältnig zwischen Kriegführenden und Neutralen iſt 41 
doppelter Art und unterſcheidet ſich, wie Hall bemerkt, ſowohl hinſick 
lic) der ſich gegenüberſtehenden Parteien, als ihrer Beziehungen zu ee 
ander, als endlich) auch der Mittel, welche ihnen gegen eine Redhr” 
verlegung zu Gebote ftehen. Der eine Theil diefer Beziehungen betrift 
das Verhältniß der neutralen und der kriegführenden Staaten. Ds 
legteren Haben das Recht, von den erjteren eine unparteiiihe Haltung 3: 
verlangen, aber demgemäß die Verpflichtung, deren jouveränen Recht 
zu achten. Die neutralen Staaten haben das Recht, ihre Triebliche 
Beziehungen mit beiden Kriegführenden fortzufegen, aber die Verpflich 
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narıg, feinen der beiden unmittelbar oder mittelbar zu begünftigen u 
WE gewiſſen Grenzen auch Seitens ihrer Unterthanen eine unmittelba 
Krrtegshülfe zu hindern. Jede Verlegung diefer gegenfeitigen Rechte um 
Bfligten ift eine Verlehung der Neutralität und ijt zwiichen den Staate 
jeLBHf auszutragen. 

In dem anderen Theil diejer Beziehungen stehen fich die krieg— 
fi Hrenden Staaten und die einzelnen neutralen Angehörigen gegenüber. 
Die letzteren haben feine Verpflichtungen gegen die erfteren, fondern nur 
gegen ihren eigenen Staat und deſſen Geſetze; laffen fie fich auf gemifie 
Urzternehmungen ein, welche ihre Negierung nicht verboten hat, welche fie 
ber gleihwohl in Conflict mit einem Kriegführenden bringen, jo berührt 
daS die Neutralität ihres Staates nicht, fie ſetzen ſich nur perfönlich den 
Kächtheilen aus, welche der Kriegführende ihnen in bejtimmten Grenzen 
suzufügen jtrebt.) Innerhalb Ddiefer Grenzen handelt derjelbe nad) 
eigenem Ermeſſen, das Urtheil feiner Gerichtshöfe entjcheidet. Die neu— 
trafe Regierung hat jo wenig ein Einfpruchsrecht als ein Recht, ihre 
Argehörigen gegen die Folgen von Handlungen zu jchügen, denen fie 
ſich ſelbſt ausgejeht Haben. Erſt wenn nach der Anficht der neutralen 
Regierung die völferrechtlich zuläffigen Grenzen der Repreſſion folcher 
Unternehmungen überfchritten werden, tritt fie jelbft ein und fucht dieſe 

ichreitungen des Rechtes der Kriegführenden zurüdzumeifen. In 
Der Feſtſetzung diefer Grenzen des Nepreffionsrechtes liegt der völfer: 
rechtliche Fortichritt.. Da es fich, wie gejagt, bei diefer Frage um einen 

omiß zwiſchen den Nechten der Kriegführenden und der Neutralen 

Handelt und erjtere gerade, je mächtiger fie find oder je erbitterter fie Die 

iederlage ihres Gegners verfolgen, um jo weniger geneigt fein werden, 
ſich in dem möglichit energifchen Gebrauch ihrer Kriegsmittel bejchränfen 
au Tafien, jo ift es begreiflih, daß der Umfang ihres Nechtes zu ein- 

Neitigem Einfchreiten gegen Unternehmungen neutraler Angehöriger, welche 

re Uction jchädigten, Gegenjtand langen Kampfes gewejen ift und noch 

He nicht in allen Einzelheiten feſtſteht. Unbeſtreitbar aber bleibt, daß 

tes urjprünglich umbeichränfte Neprejfionsreht immer mehr an be, 
mmie Bedingungen gebunden iſt, und die Macht der Berhältniffe 

emo dahin drängt, jeine Örenzen auf das mit dem unbejtreitbaren 
ediirinig der Kriegführung vereinbare Maß zu beichränfen, als die 
den allgemein rechtlich verbindlich zu machen. 













|) „The laws ofthe United States do not forbid their citizens to sell to 
7 of the belligerent powers articles contraband of war, or take munitions 
or soldiers on board their private ships for transportation, although 
domg the individual eitizen exposes his property or person to some 
& hazards of war. (President Pierce's Message, 1855.) 

) „En consultant les rögles prescrites, soit par lusage, soit par les 
, om trouvera, non que le commerce des objets appelös de contre- 
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bande, rompt la neutralite, mais que les particuliers qui l’entreprennent 
s’exposent & une simple confiscation.* (Observations de la cour de Versailles 
sur le me&moire justificatif de la cour de Londres de 1778. Martens, 
Causes celebres III. p. 247.) — „Although in so doiug the individual citizen 
exposes his property or person to some of the hazards of war, his acts do 
not involve any breach of national neutrality, nor of themselves implicate 
the government.“ (President Pierce's Message 1855.) 


$ 131. 


Geſchichtliche Entwidelung der Neutralität. 
A. Sm Ulterthum. 


Der Rechtsbegriff der Neutralität ift dem Altertbum fremd; ma 
war ſich zwar ſehr Har darüber, daß jede einem Feinde gewährte Hülfe 
ebenfo unverträglich mit einem freundfchaftlichen Verhältniß fei, wi 
offenbare Bedrohung eines Staates. „Wenn,” jagt Demofthenes, „er 
mand rüftet, um mir zu fchaden, ift er mein Feind“, „x&v uno Bally 
und2 to&evn“ (Philipp. II. $115). Aber man geftand es ander 
ſeits nicht dritten Staaten als ein Recht zu, zu erflären, fie mol 
mit einem Kriege nicht? zu thun haben, fondern mit beiden Theilen u 
guten Beziehungen bleiben. Wie Solon den in einem inneren Aufſtande 
„undsr&ous usgldog yevöusvov“ mit Strafe bedrohte, jo glaubte auch jede 
im Kriege befindliche Staat von anderen verlangen zu können, daß fie 
feine Seite träten, wenn fie nicht als feine Feinde gelten wollten. ?ie 
Möglichkeit der Neutralität, als einer unparteilichen Nichttheilnahme om 
Kriege Anderer, war freilich nicht unbekannt. Im Berferfriege fuchte Argob 
neutral zu bleiben. Als 429 die Lafedämonier gegen die Platäer ziehen, 
berufen ſich leßtere darauf, daß wegen ihrer Hülfe gegen die Perre 
ihnen zugefichert „aurovouovg olxelv, orearsdoas re undlre n 
aötzws Er’ avrovc, und En doviste.“ Der Lakedämoniſche Feldhe* 
Arhidamos beftreitet die nicht und jagt, das Beite wäre zwar, wenn 
bülfen, die übrigen Staaten von den Athenern zu befreien; wollten 
das aber nicht „yovxlev Ayers venousvo TE Tusrlpa avror, 2 ' 
torè unde ueF Er&owr, Öeyscdhe bt auyor£povg plhovc, Zi ol£g4 
dE under£govc, zul rade ypiv aox£oeı," alfo eine volllommen — 
Ihöpfende Definition neutraler Haltung (Thuf. IL, 71, 72). 
eine folche wird niemals durchgeführt. Nach dem Siege über die Ver 
muß Argos jeine Enthaltung büßen. Die Platäer wollen nit a- 
den Vorſchlag des Archidamos eingehen, weil die Athener dies nic 
dulden würden. Darauf macht Archidamos einen zweiten merkwürdigs 
Vorſchlag; fie jollten ihr Gebiet mit Allem, was darin fei, den Laft 
dämoniern übergeben und während des Krieges anderswohin zieher 
„Wenn derjelbe zu Ende ijt, wollen wir Alles, was uns übergeben if 
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meiiderjtatten; bis dahin wollen wir es als Unterpfand behalten und 
bebanen lafien und euch einen Antheil geben, der für eure Bedürfniffe 
bimreeichen wird.” Die Platäer aber ziehen vor, fich mit den Athenern 
Me werbünden. Bollends fiel e3 feinem Siriegführenden ein, das Gebiet 
Arres dritten Staates, mit dem er nicht im Kriege war, als unverletzlich 
zu betrachten. Es galt jchon als bejonders lobenawerth, wenn ein Heer 
ech ein folches zog, ohne irgend welchen Schaden anzurichten (under 
BAcıvas, Xenoph., Exp. Cyr, II, $ 12.) 

Roms Politik duldete grumdfäglich feine Neutralität. „(Romanos) 
ae socios aut hostes habeatis oportet: — media nulla via est,“ jagt 
Ariſtänos den Achäern (Livius XXXU.), Die Möglichkeit eines Mittel- 
zuſtandes wird freilich zugegeben, „nam si cum gente aliqua neque 
Amicitiam, neque hospitium, neque foedus amicitine causa Tactum 
habemus, hi hostes quidem non sunt,“ aber ſetzt Pomponius hinzu: 
„iuod autem ex nostro ad eos pervenit, illorum fit, et liber homo 
noster ab eis captus servus fit illorum, Idemque est si ab illis ad nos 
liquid perveniat* (1.5, $ 2, Dig. 49, 15), was ber Neutralität wider- 
richt. Proculus bemüht fih zwar zu zeigen (1. 7, $ 2), daß ein Volt 
Frei bleibe, d. h. „nullius alterius populi potestati subieetus,* wenn es 
auch mit Rom dahin verbündet jei, daß es deſſen „majestatem comiter 
obseryaret,* aber ein Recht auf Neutralität bei einem Kriege Noms 
mar damit nicht vereinbar; nur inſoweit ließ dieſes fih eine folche 
Daltung anderer Staaten thatjähhlich gefallen, als diejelben dadurch im 
einem Kriege jeine Grenzen deckten. Je mehr aber Noms wachjende 
Macht der Weltherrichaft zujtrebte, „qui mare, qui terras, omni ditione 
fenerent“ (Virg. Aen. I. v. 234), dejto weniger bedurfte und duldete es 
ſolche Neutralität. Bei anderen Staaten, welche ihre Unabhängigkeit 
Begen Rom zu behaupten fuchten, tritt der Begriff der Neutralität 
Ichärfer hervor. Die bezeichnendite Stelle findet jich bei Livius XXXV. 
© 48, mo der Gejandte des Antiohus den Achäern jagt, jein König 

Adere nichts von ihnen „in quo fides eorum adversus Romanos, priores 
C1os atque amicos laedatur. Non enim, ut secum adversus eos arma 
Apiant, sed ut neutri parti sese conjungant, petere. Pacem utrique 
arti, ut medios deceat amicos optent, bello se non interponant. Idem 
me et Aetolorum legatus petiit, ut quae facillima et tutissima esset, 
tem praestarent, spectatoresque belli fortunarum alienarum eventum 
le ullo diserimine rerum suarum opperirentur,* Wuc von den Tre: 
1 bei dem Bündniß der Galliihen Stämme unter Wercingetorir 
Bt 8: „Quod aberant longius et al» Germanis premebantur, quae fuit 
lsd, quare toto abessent bello, et neutris auxilia mitterent* (De bello 
I. VIE, 53). Die Nömer achten ſolche Neutralität nicht, fie ver- 
gen thätigen Anfchluß. Die Hauptforderung Freumdichaftlicher Be— 


Jingen it: „Hostes eosdem habeto, quos populus romanus, armaque 
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$ 132. 
B. $m Mittelalter. 


Noch weniger konnte von Neutralität die Nede fein in den Stürmen 
der Völkerwanderung und den darauf folgenden jahrhundertelangen 
Kämpfen des Kaiſerthums und Papſtthums, der Hrijtlicen Welt mit 
der mufelmänniichen, der Lehnaftaaten unter einander. Ver Handel 
beruhte daheim wie in fremden Staaten, auf Privilegien und Monopolen, 
um welde die maächtigeren Handelsrepubfifen mit einander ftritten, 
Benedig, Genua, Pija wußten ſich ſolche in der Levante zu ſchaffen md 
jeßten ihren Handel mit ihren dortigen Niederlaſſungen fort, wenn die 
betreffenden Territorialitaaten im Kriege mit anderen waren. Sie durh 
brachen auch die Decrete der Eoncilien und Bullen der Päpſte, welde 
allen VBerfehr mit den Saracenen verboten und ließen ſich von mujſel⸗ 
männiſchen Herrſchern Handelöprivilegien geben. Aber das war tem 
Neutralität, jondern wurde vielmehr der Anlaß zu fortwährenden Kämpfen 
untereinander. Nicht ander machten e3 die Hanfen; jie banden fih a 
feine feiten Grundſätze, deren Einhaltung doch feine andere Macht in 
Norden zu erzwingen im Stande war. Cie kümmerten fich wenig ode 
gar nit um Kriegszuſtände zwiſchen dritten Mächten, Liegen jih ah 
wohl „privilegiren” zur allzeit freien Fahrt inmitten jolcher Kämpfe, 
an denen fie jich nicht betheiligten, waren fie aber jelbit im Kriege, io 
judhten fie ihren Feind von allem Verkehr To vollftändig abzujperrn 
wie möglih. Nur das gebot die Silugheit, den Privatlapern zu unter 
jagen, andere Schiffe und andere Gebiete als die der Feinde anzugreifen, 
indem dadurch ja der eigene Staat in neue Feindſeligkeiten vermwidelt 
werden kann. So heißt es in dem Breve curiae maris von Piſa (12%): 
„Ili armatores dent idoneam securitatem communi Pisano, de 19 
offendendo aliquos alios, nisi inimicos Pisani communis.“ (Pardessusl. 
p. 586.)!) Ebenſo verlangt ein Genuefifches Statut von 1316 in joldem 
Falle Bürgichaft „de non offendendo aliquem vel aliquos Venetos SU 
Pisanos, vel aliquem vel aliquos qui sint amici vel de amicitia com 
munis Januae; «de non afferendo alieui praedietorum rapinam, iniuriaM- 
violentiam vel gravamen ad quemeunque locum vadant vel de quo 
cumque loco veniant et de non committendo aliquid per quod comme? 
Januae possit in aliquam brigam pervenire vel in guerram seu dampp © 
incurrere* (ibid. p. 440). Soweit aber vertraggmäßige Beſtimmung 
getroffen werden, jchränfen fie das Recht der Kriegführenden nicht 
Gunjten der Neutrafen ein, jondern erweitern es, wie Died beim Seefri 
dargelegt ift. Dort find denn auch die ſchwachen Anfänge neutralı 
Rechte und Pflichten erwähnt, welche wir im Mittelalter finden, die aı 
einer gewillen Gemeinjchaft der Religion und Cultur, ſowie der Handel 
interefjen beruhten, aber doch jtet3 wieder von der Selbfthülfe übe 
wuchert wurden. Zu Lande fommt der Begriff der Neutralität früh 
zum Durchbruch als zur See; aber auch bier werden Die Rechte d 
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1541 verabreden Karl V. und Sacob IV. von Schottlam_ Z 
dorenavant toutes et quantes fois, quaucuns pirates, larrons &4 
meurs de mer se soient avancez ou s’avanceront en tems de paix «<< 
dessus, de piller ou endomager d’un cöt& ou d’autre“, diefelben 35 
folgen und zu bejtrafen „selon lexigence des cas par eux cos? 
extraorıdinairement, sommairement, de plain et sans forme de pr PR 
à ce que tous autres y prennent exemple, sans en rien les souteni2” 0 
favoriser directement ou indirectement, comme qu’il soit.“ Noch) ie 
beftinnmt 1648 Art. II. S 3a. des Friedens von Münfter zwiſchen DEN 
Kaifer und Frankreich „alter alterius hostes praesentes aut futuros, nuz#l 
unquam titulo vel praetextu, vel ullius controversiae bellive ratione, cont71 
alterum armis, pecunia, milite, commeatu aliterve juvet, aut illis copils, 
quae contra aliquem huius pacificationis consortem a quocunque duci 
contigerit, receptum, stativa, transitum indulgeat“, was freilich wenig 
beobachtet ward. Welche geringe Rolle der Begriff der Neutralität 
überhaupt in jener Zeit fpielt, zeigt da® magere Kapitel, das Grotius 
derjelben unter dem Titel „de his qui in bello medii sunt* widnet 
(III. c. 17). Er vermischt, wie fchon erwähnt, dabei Neutralität mb 
Gerechtigkeit und Hält es vor Allem für die Pflicht der am Kriege Ir 
betheiligten, nicht3 zu thun, was den Bertheidiger der ſchlechten Cake 
ftärfen, oder was das Unternehmen defjen, der die gerechte Sade fühl, 
hindern könnte. Sn zweifelhaften Fällen müfjen beide Theile glg 
behandelt werden, ſowohl in Bezug auf den Durchmarſch der Truppen, 
wie in Gewährung des Iinterhaltes für diejelben und in Enthaltumg 
jeder Unterftügung der Belagerten. An einer andern Stelle (1. II. c. 16, 
XIN., 3) meint er: „Non pugnat autem cum foedere, ut quos alii ofer 
derent, hi defenderentur ab aliis, manente de cetero pace.* In m 
zweiten Hälfte des 17. Sahrhundert3 werden die articulirten Be 
Iprehungen Ausnahme. Man beginnt zu fühlen, daß auch ohne dr 
jelben e3 dem guten Einvernehmen zwiſchen zwei Staaten widerſpreche, 
wenn einer derjelben oder deſſen Unterthanen dem Feinde des ander 
helfe, und begnügt fich mit allgemeineren Verficherungen, fo Art. 1 de 
Pyrenäen⸗Friedens zwiſchen Spanien und Frankreich von 1659, „hde- 
liter, quantum poterunt unus alterius damnum declinantes“; Xtt. 2 
des Vertrages zwijchen England und Spanien von 1667: „Quod ne? 
regum alteruter, neque dominiorum suorum incolae, populi aut subdi# 
quocunque sub praetextu — aliquid tentaturi, facturi aut fieri p% 
curaturi, quod alteri parti damno aut detrimento esse possit.” IE: 
fürzer im Art. 1 des Ryswicker Friedens zwilchen Spanien und Free 
rei) von 1697: „evitant de bonne foi et autant qu'il leur sera p- 
sible ce qui pourrait leur causer reciproquement quelque dommage 
Von großer praftiicher Wirkjamfeit waren indeß diefe Zuficherungen nid? 
und die Regierungen jelbjt bejannen ſich meiſt wenig, dagegen zu handel 
wenn ed ihr JIntereſſe zu fordern ſchien. Namentlih wurden d 
neutralen Küſtengewäſſer und Häfen wenig geachtet. 1666 nahmen d 
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Eigenthümers verladen find. Andererſeits verboten England und Hola 
in dem Kriege von 1689 allen Neutralen allen Verkehr mit Frankreich. 
Auf Beſchwerden antwortete Wilhelm III., das ſei das SKanonenredt, 
Nur durch vertraggmäßige Zugeitändnifje wurden Ausnahmen zu Gunften 
neutraler Staaten gemadjt. Frankreich gejtand 1646 Holland und 10% 
den Hanfejtädten den Grundſatz zu, daß die Flagge die Ladung dede, 
jedoch nur in dem Einne, daß die neutralen Schiffe und der neutrale 
Theil der Ladung, nicht aber das an Bord befindliche feindliche Out 
frei fein jollten. Es gab alſo thatſächlich nur die Grundſätze des Con- 
solato in dieſen Berträgen zu. Erſt in dem Utrechter Vertrage von 
1713 und der Erneuerung desfelben 1739 ftand Frankreich Holland des 
„Frei Schiff, frei Gut” zu, 1742 auch Dänemark, fonjt aber feinen 
anderen Staate. Die Pforte gab ohne Gegenseitigkeit Durch Vertrag 
von 1604 Frankreich, von 1612 Holland den Grundjaß zu, dab die 
Flagge Feindesgut deden jolle. Ebenſo hielt England, das die Grm 
ſätze des Consolato (del Mare als Regel betrachtete, daran feit, dab ii 
„Frei Schiff, frei Gut” nur durch ſpecielles Zugeſtändniß giftig Mi. 
Es gewährte denjelben nur ald Preis für Gegenleiftungen und cu 
politiſchen Intereſſen und vermwahrte fich dagegen, daß derartige Zuge 
ftändniffe e8 gegen andere, als denen fie gemacht, verbänden. Auch der 
wachjenden Ausdehnung des Begriffes der Contrebande durch die Arie: 
führenden juchte man durch Verträge entgegenzutreten. Gleichwohl er 
weiterte ich die Reihe der verbotenen Gegenftände fortwährend duch 
folche, die je nachdem im Frieden und für den Sirieg gebraucht werd 
fonnten. England zählte dazu nit blos Schiffsbauholz, Taumel, 
Segeltuch, Eifen, Blei, Theer und Veh, fondern auch Lebensmittel, Geld 
und Kleidungsftüde. Ein anderer Englischer Uebergriff war die joge. 
rule of the war of 1756, mwonad) es Neutralen nicht erlaubt jein jollk, 
während des Sirieges mit den Colonien eines Sriegführenden Handel zu 
treiben, welcher fremden Echiffen nicht im Zrieden erlaubt ift. Regel 
mäßig war damals der Handel mit den Colonien den nationalen Schitter 
vorbehalten. In dem fiebenjährigen Kriege fchnitten die Englücen 
Kreuzer jede Verbindung Frankreich mit feinen Colonien ab. 

erlaubte daher den Holländern jenen Handel für die Dauer des Kriege 
England aber nahm alle Holländiſchen Echiffe tveg, welche eine joldt 
Ermädtigung hatten und verurtheilte fie mit ihren Ladungen, obwobl 
ed Holland das „Frei Schiff, frei Gut“ zugeſtanden Hatte; denn, jagte 
die Englifchen Zurijten, Neutrale haben im Kriege nur dag Recht, ihre® 
im Frieden gewohnten Handel mit den Kriegführenden fortzujegen, nie 
aber einen Handel zu betreiben, zu dem fie im Frieden nicht berecht? 
find, den fie nur durch den Erfolg eines Ktriegführenden erhalten können 1? 
nur auf Noten des andern, indem auf dieſe Weile Golonien ſich halc“ 
fönnen, die jonft in unſere Macht fallen würden und Frankreich jei- 
Ceeleute von Handelgjchiffen zur Bentannung von Kriegsfchiffen brauche 
fann. Solche Holländiihe Edjiffe jeien per adoptionem Franzöſiſch 
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Unterſuchungsrecht ward grundjäßlich allgemein anerkannt. Um fid aber 
vor den vielfachen Mißbräuchen ficyerzuftellen, welche mächtige Staaten 
dabei ſich zu Echulden kommen ließen, waren die Neutralen auf ein 
Auskunftsmittel bedacht, welches den Sriegführenden Eicherheit gewähren 
jollte, daß neutrale Schiffe fih feinem verbotenen Handel widmeten. 
Wie man nun Schon im Mittelalter Handelsſchiffe durch Kriegsidiiie 
geleiten ließ, um jie gegen Seeraub und ſonſtige Angriffe zu ſchützen, 
jo juchte man durch jolches Geleit die Unterſuchung der neutralen Handel 
Ichiffe durch die Striegführenden abzujchneiden, indem der Befehlshaber 
des begleitenden Kriegsichiffes fic) dafür verbürgte, daß die von ihm 
geihüsten Schiffe in legitimen Handel begriffen feien. Dieſen Anſpruch 
erhob zuerit die Königin Chriltine von Schweden 1653 in dem ftriege 
zwiſchen England und Holland. Der unmittelbar darauf folgende Friede 
von Weſtminſter 1654 Tieß die Frage nicht zur Erledigung kommen. 
Aber 1656 widerjeßte jih der Holfändifche Admiral de Ruyter, ber 
Schiffe mit Silber von Cadiz nad) Flandern geleitete, erfolgreich dem 
Verſuch Englifcher Kriegsfchiffe, diefelben zu durchjuchen, und Holland 
gab ſchließlich nur zu, daß der Befehlöhaber des Kriegsſchiffes die 
Papiere der convoyirten Echiffe vorlegen jolle und bei begründetem Ber 
dacht das betreffende Echiff in den Hafen des Striegführenden gebrodt 
werden fünne. Dänemark verpflichtete 1683 die Berchlshaber bewaffnet 
Seleitichiffe zur Abwehr jeder Durchſuchung. Aber erft in dem Amer. 


nn 


kaniſchen Unabhängigfeitsfriege wurde der Etreit brennend. Hold 


widerjegte fi) 1780 der Durchſuchung convoyirter Schiffe und bejchwerte 
ſich lebhaft, als England einige ſolche aufbrachte. Es ließ den ver: 
fochtenen Grundſatz auch gegen ſich gelten, als es gleich darauf ſelbſt in 
Krieg mit England gerieth. 1781 entſtand ein gleicher Streit zwilden 
Echweden und England, fowie Rußland und Epanien, und die Kailerin 
Katharina erklärte, dag die Immunität convohirter Schiffe auf der 
Örundjägen der bewaffneten Neutralität beruhe. Eine Reihe von Ber 
trägen jtellte nun den Grundfaß feit „que la simple declaration de 
l'oftieier commandant, que ces navires ne portent point de contrebande, 
doit &tre envisagee comme pleinement suffisant et aucune visite n’aur 
plus lien.“ So die Vereinigten Staaten und Holland 1782, Rufland 
und Dänemark 1782, Echweden und Vereinigte Staaten 1782, Preußen 
und Vereinigte Staaten 1785, Rußland und Frankreich 1787, bejonders 
die zweite bewaffnete Neutralität von 1800, Art. III., 5. England 
Dagegen anerkannte diefen Grundſatz niemals und behauptete jein Reck 


der Durchſuchung mit gewafneter Hand. Dänemark und Schwede 
widerjeßten fich den und eriteres gab der Engliſchen Uebermacht ſchlacü 


(ih dur; eine vorläufige Convention vom 29. Auguft 1800 nur 


weit nad, daß es den Rechtspunct fernerer Verhandlung vorbehie® 


einitweilen aber jein bewaffnetes Seleit einftellte.e Cngland gab de 


als äußerſtes Zugeſtändniß in den Verträgen mit Rußland vom 17. Si 


1801 und den Verträgen mit Schweden und Dänemark von 1802 n. 
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iy Bergbohm, Tie bewaffnete Neutralität, 1780—83. Cine Entwidelnge 
phaje des Wölkerrecht3 im Seefriege, Berlin 1884. Die erite actenmäßige Tr 
ftellung, durch welche alles frühere über dieſen Gegenſtand Gefchriebene als ziemlich 
veraltet ericheint. Daneben bleiben lejenswerth die Bemerkungen von %.d. Rar- 
tens zu ben betreffenden Verträgen. (Recueil des trait&s conclus par la Russe, 
1, I., II., III, VI, p. 108 ff.) Als ein Vorläufer zu der bewaffneten Neutralität 
kann der Petersburger Vertrag vom 9. März 1759 zwiſchen Rußland und Schweden 
angejehen werden, ben Dänemark am 17. März 1760 beitrat, und in dem (Art. 1,2 
die Contrahenten erflärten, daß in ihrem Kriege mit Preußen „il sera libre aux 
vaisseaux marchands de toutes les nations de naviguer vers toutes les villes 
commercantes et ports Prussiens,“ abgejehen von blofirten Häfen und bem 
Handel mit Contrebande (Martens, Suppl. III., p. 37.) 

" Frankreich beantwortete die Mittheilung der Kailerin von Rußland vom 
25. April 1780 mit der Erflärung, „das feien die Grundſätze, welche der Fra 
zöliichen Marine vorgezeichnet feien, Died das Syſtem, welches der König mit den 
Blute feiner Völker aufrechterhalte”, was keineswegs der von Frankreich geübten, 
vorher erwähnten Praxis entiprach, welche dag „rei Schiff, frei Gut” nur al 
ausnahmsweiſes Zugeftändniß zuließ. Der Beitritt Frankreich zur bewaffneer 
Neutralität war vielmehr ein Wendepunct in jeiner Politik. | 

3) Im Frieden von 1783 geftand England Frankreich wieder die Utredter 
Beltimmungen für die neutrale Flagge zu und dehnte fie auf Epanien aus, we, 
wie erwähnt, von feiner großen praftifhen Bedeutung war, da ein GSeefrieg, u 
welchem eine diejer Mächte neutral blieb, unmwahricheinlid) war. Holland, melde 
das gleiche Zugeftändniß feit 1713 gehabt, konnte es 1784 nicht wieder erreichen, 
und ebenjo wenig gewährte England es den Vereinigten Staaten. Beide aber hatten 
zur bewaffneten Neutrafität gehört. Zwei Theilnehmer derſelben alfo ließen ber 
Anſpruch fallen, zu deſſen Geltendmadhung fie dem Bündniß beigetreten ware 
Rußland ſelbſt aber gab 1793 die Grundfäge desielben auf, um Englands ſchwei⸗ 
gende BZujtimmung zur zweiten Polnijchen Theilung zu erreichen. | 


$ 134. | 
D. Tie Franzöſiſche Revolution. | 


Die Kämpfe, in welche die Franzöſiſche Revolution und das Kalk: 
reich Europa ſtürzten, erſcheinen in Bezug auf die Rechte der Neutralen 
als eine große Ueberſchwemmung, in welcher alle völkerrechtlichen 
ſätze dem Belieben der Machthaber preisgegeben waren. Indem die 
abſolutiſtiſchen Mächte Frankreichs Recht der Selbſtbeſtimmung bejtritien. 
die revolutionären Gewalthaber die Segnungen ihres Regimentes anden 
Staaten aufzunöthigen unternahmen, war eine neutrale Haltung nur TR 
ſolche Staaten möglih, die außerhalb der Handlungsfphäre beider het 
lagen. Nur England nahm Frankreich gegenüber den völkerrecht gs 
rihtigen Standpunct cin, daß deſſen innere Staatsumwälzung es de 
berühre, und fuchte jeine Neutralität auch bei dem zwiſchen Frank 
und den feitländiichen Staaten ausgebrochenen Kriege zu bewahren, a— 
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18. Sanuar 1798 die Lonfiscation aller neutralen Schiffe, meld 
Feindesgut geladen, fo daß die Ladung die Eigenfchaft des Schiffes b 
ftimmte. Das Confulat Hob dies am 20. December 1797 auf. 180 
ward durch die Einfegung des Conseil des prises wieder ein geordnet: 
Verfahren eingeführt, und Frankreich begann mieder für die Nechte d 
Neutralen einzutreten, doch ſchloß Frankreich den Vertrag von Amier 
(1802), ohne die Erneuerung des Vertrages von 1786 von Engle- 
erlangt zu haben. Gleichzeitig ſchloſſen Rußland, Preußen, Dänemc 
und Schweden einen Dundrupelvertrag, welcher die Grundfähe der ” 
waffneten Neutralität erneuerte und Die Unverleglichfeit der Gone 
Hinzufügte. Dänemark, Schweden und Preußen traten nur geziwungen d 
den Drud Paul's I., der gleichzeitig Embargo auf alle Engliihe Eiger 
thum in Rußland legte, dieſem Bündniß bei, welches durch die perß 
liche Zeindjeligfeit Paul’3 (megen der Nichtübergabe Maltas) gegen S 
land eingegeben war und fie der Rache des legteren preisgab. Engla 
Iegte darauf dur) Order vom 14. Juni 1801 Embargo auf Ruſſiſch 
Schwediſche und Däniſche Schiffe, weil „le nouveau code maritime qua 
avait voulu &tablir en 1780 et qu’on cherchait maintenant & fair 
revivre, &tait une innovation nuisible aux interöts les plus chers de d’Angfe- 
terre,“ zumal Rußland durch feinen Vertrag mit England von 11% 
darauf verzichtet Habe, und Dänemark mußte durch die Seejchladht bes 
Kopenhagen (2. April 1801) dies büßen. Preußen, das Engl 
aus politiichen Gründen gefchont, Hatte fich gleichwohl mit Tänemer 
verbunden, um die Häfen der Elbe und Wefer dem Englischen Hark 
zu Schließen. Aber der Waffenitillitand vom 9. April 1801 fuspenbirt 
den Vertrag der bewaffneten Neutralität, der am 23. März erfolgte 
Tod Paul's I. Löfte diefe Coalition auf, und am 17. Juni 1801 fhln 
England mit Rußland einen Vertrag, der ald die äußerfte Grenze De 
trachtet werden kann, bis zu der England gegen eine befreumdete Modt 
zu gehen gewillt war. Er beitimmte Art. III.: ' 

1. Que les vaisseaux de la puissance neutre pourront naviguf 
librement aux ports et sur les cötes des nations en guerre. 

2. Que les effets embarques sur les vaisseaux neutres seront hbfe* 
à l’exception de la eontrebande de guerre et des propridtes ennemie 
il est convenu de ne pas comprendre aux nombres des dernieres le 
marchandises du produit, du eru ou de la manufacture des par: A 
guerre, qui auraient été acquises par des sujets de la puissance neu 
et seraient transportses pour leur compte; lesquelles marchandises * 
peuvent ötre exceptces, en aucun cas, de la franchise accordee au PM" 
villon de la dite puissance. . 

3. Als Gegenftände der Contrebande follen nur die namentlich 
gezählten, zum Kriegsgebrauch beftimmten betrachtet werden, mit A 
nahme jolcher, welche das Ediff in gewiſſer Menge für jeine eiger 
Vertheidigung brauchen kann. 

4. Als blokirter Hafen ſoll nur der betrachtet werden, „ou DS ' 
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von den Ausnahmemaßregeln für alle Regierungen abgeſehen werden, die 

vermögen, die Englifche Regierung zu zwingen, daß fie ihre Flagge 

refpectire; dagegen wurde die Confiscation jedes Schiffes verfügt, das | 
die Durchſuchung eines Engliſchen Kreuzers geduldet, zugejtimmt ſich ncd 
England zu begeben, oder der Britifchen Regierung eine Gontribution 

gezahlt. Das Decret vom 13. October 1810 endlich verfügte die Ber- 

brennung aller in Frankreich und den verbündeten Staaten gefunden 
Englifhen Waaren. Rußland verkündete, nachdem Alerander in Tiiit 
mit Napoleon Freundichaft gejchloffen, von Neuem im Manifeit vom 
T. Nov. 1807 die Grundfähe der bewaffneten Neutralität, diefes Dentml 
der Weisheit der Kaiferin Katharina’3, und verpflichtete fich, dieſem Syſten 
niemals zuwider zu Handeln. Gleichwohl erichien, noch nicht zwei Jahre 
nad diefem Gelöbniß, am 1. Auguft 1809 ein Ukas, deſſen Art. 2 
verfügte: Schiffe, die theilweife mit feindlichen Waaren befradtet, ar 
zuhalten und letztere zu confisciren, ſowie auch erjteres, falls die Baar 
mehr als die Hälfte der Ladung ausmachten. 

Die Maßregeln Napoleons, durch welche er ftrebte „A dominer h 
mer par la terre“ haben dem Feftland fehr viel mehr Schaden darf 
die Zerftörung alles Eeehandeld gethan, als dem Engliichen Handel, de 
zur Eee thatjählich ein Monopol übte und gerade in diefen Jahre 
fi gewaltig entwickelte. Hinfichtlich jener Orders in Council berief 14 
die Englifche Regierung darauf, daß fie nur ein Uct der Nothwehr geger 
das Berliner Decret waren, wie dies im Eingang berjelben ausbrädid 
bemerft war: „Da die Franzöfifche Regierung gewiſſe Befehle erlafe 
bat, welche, im Widerjpruh mit dem SKriegögebrauche, darauf zielen, 
allen Berfehr neutraler Nationen mit den Gebieten Sr. Majeſtät zu ur 
bieten, und die befagte Regierung e3 auf fi genommen, Sr. Majefüt 
Gebiete in Blofadezuftand zu erklären, in einem Augenblid, wo de 
Flotten Frankreih und feiner Verbündeten durch die überlegene Raiht 
Sr. Majejtät in ihren eigenen Häfen eingejchlofien find, fo u. f. w.“ Tief 
Character der Nothwehr „in consequence of the unparalleled aggresso® 
of the enemy,* wie Canning in einer Note vom 23. September 1X 
an den Amerikanijchen Gejandten in London fagte, wurde auch ftets © 
den Englifchen Richtern fejtgehalten; fo erklärte Lord Stomell: „Tb 
orders were intended anıl professed to be retaliatory against Fra 
without reference to that character they have not and would not B 
been defended“. Dies iſt richtig, aber dabei wird vergeilen, daB 
Blofade von der Elbe bis Breit ebenjo wenig zu rechtfertigen 8 
und dies überfieht auch Phillimore, der den retaliatory character 
Orders nicht als Rechtfertigung gelten läßt, wenn er fagt: „France 
the first wrong-doer, Great-Britain the second* (III. p. 313). Ame 
antivortete 1809 auf beide Maßregeln mit der „Non-intercourse A 
durch den es feinen Angehörigen den Verkehr mit Franfreih und E 
land unterjagte, fo lange diefe ihre Abſperrungsmaßregeln aufrecht hiel 

Tas Syſtem der Willfür ward gefrönt durch die beiderfeits 
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ionftigen Webergriffen zu fügen, und erflärten ihm 1812 den Sr, 
namentlich weil fie nicht dulden wollten, daß England ihre Shife 
daraufgin durchjuche, ob ſich Engliſche Militärpflichtige oder Austiher 
darauf befänden. Dieſer Stellung der Vereinigten Staaten entiprade 
die Erfenntnijje ihrer Gerichte, die dipomatiſchen Actenftüde ihrer Etont 
männer und die Ausführungen ihrer völferrechtlicden Schriftiteller. 


y Auffifhe Erklärung. „S’il ya des puissances auxquelles leur situation 
ne permet pas de faire cause commune contre l’ennemi de la sürete de 
nations, il est juste qu’elles y concourent par d’autres moyens qui sont dans 
leur pouvoir et nomm&ment par celui de l’interruption de tout commere et 
de toute communication avec les perturbateurs du repos public. 


$S 135. 
E. Neueſtes Recht jeit 1856. 


Es ist bereitö bemerkt, daß die Verträge von 1814—15 die Fragen 
neutraler Rechte und Pflichten unberührt ließen. Von großer Wichtig 
feit aber war die dauernde Neutralifirung der Schweiz, der als & | 
gänzung die von Chablais und Yaucigny zur Eeite trat. Ed ma 
das erjte Beifpiel, daß durch einen großen Collectivact im gemeinjamts 
Interefje ein Staatögebiet als dauernd befriedet erklärt wurde, das zweit 
wurde Belgien bei feiner Trennung von Holland. 

England hielt auch nad) dem Frieden feinen Unfpruch feft, andet 
Handelsihiffe daraufhin zu unterfuchen, ob ſich Englifche Militär 
pflichtige auf ihnen befänden, und wollte Dies auf die des Sklavenhandel 
verdächtigen Schiffe ausdehnen, weil jener Handel nur jo unterbril 
werden fünne. Frankreich, die Vereinigten Etaaten und andere Rey 
rungen widerjeßten fi) dem beharrlich und gaben auch die 1841 vM 
England aufgejtellte Unterfcheidung von visit und search nicht zu, ſonden 
hielten daran feſt, daß im Frieden die Polizei über Handelsjchiffe m* 
von deren eigenen Regierung geübt werden könne, wenn nicht vertrag? 
mäßig einer anderen Regierung Befugnifje eingeräumt feien, und 18° 
gab England feinen Anſpruch als unhaltbar auf. 

Der Krimkrieg brachte die bereit3 erwähnte Anerkennung der Rec 
der Neutralen zur See. Frankreich war durch zahlreiche Verträge F 
pilichtet, Feindesgut auf Zreundesichiffen frei zu laſſen. Gngla! 
Grundſätze vertrugen jih nicht mit der Wegnahme von Freundesgut 
Seindesichiffen, wozu Frankreich durdy viele Verträge berechtigt w 
nur indem jede der beiden auf dasjenige verzichtete, was den Neutrc 
läjtig war, ließ fich ein Ausgleich herbeiführen, und diefer wurde dr3 
die Erflärung des Pariſer Congreſſes vom 16. April 18066 definif 
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Krieg Anlaß gab, werden in der ſyſtematiſchen Darjtellung zu betrad 
fein. Dem Fortichritt in der Zeititellung neutraler Rechte und Pflich 
entfpricht die Doctrin; wenn einzelne Engliſche Schriftiteller, wie Ma 
ning, Phillimore, Harcourt, noch ſuchen die einfeitige Gelte 
mahung der Rechte der Striegführenden zu vertheidigen, fo ftehen 
damit vereinzelt gegenüber der communis opinio der Yutoritäten al 
anderen Nationen. 

) Lord Granville bemerkte auf diefen Einwand am 21. Mai 1885, 
Verfaſſung fordere nicht für die Gültigkeit eines jolchen internationalen Uel 
einkommens eine Parlamentsacte, die Zuftimmung der Krone aber jei gegeb 
Lord Clareudon habe durchaus correct gehandelt, indem er der Declaratı 
beigetreten und dasjelbe Verfahren beobachtet, wie Lord Caſtlereagh auf b 
Wiener Congreß bei der Erklärung gegen den Sklavenhandel, welche von al 
Mächten, die daran betheiligt gemwejen, als bindend anerkannt jei. 

2) Co der Antrag 3. St. Mill’ vom 5. Auguft 1867, Bentind’s u 
21. April 1871, Baillie Cochrane's vom 15. April 1875, Bercy Kin 
ham's vom 2. März 1877, Lord Lamington's vom 21. Mai 1885. 


N 136. 
Arten der Neutralität. 


Riteratur: Sir Tr. Twiss, On international conventions for the neutr” 
sation of territory. London 1887. — Arendt, Essai sur la neutra 

de la Belgique 1843. 

Die Neutralität hat grundjäglich ſtets denjelben Snhalt, und 2 
fie erjt mit einem Kriege anderer Staaten ins Leben tritt und mit de 
jelben endet, fo ift fie auch regelmäßig eine freiwillige, indem jede 
fouveränen Staate freifteht, fih an einem Kriege zu betheiligen 04 
nicht. Es giebt aber Fälle, two durch) Collectivbeichluß einer Reihe w 
Staaten eine dauernde und obligatorische Neutralität für gewiſſe Gebt 
feſtgeſetzt iſt, ſei es, daß die Negierungen ſolcher Gebiete hieran jel 
theilnehmen, ſei es, daß fie nur die Rechte und Pflichten auf F 
nehmen, welche aus einem folchen Beichluffe fließen. Hier ift aljo I 
Neutralität eine dauernde Eigenfchaft geworden, welche zwar, wie t 
Bündnißverträge, erſt in dem Kriegsfall, für den fie feſtgeſetzt ift, ih 
volle Bedeutung erhält, aber ſchon im Frieden ihre Wirkſamkeit infofe 
äußert, al3 der neutralifirte Staat verpflichtet ift, auch im Frieden all 
zu vermeiden, was bei Ausbruch des Krieges die Aufrechterhaltung fein 
Neutralität zu erſchweren geeignet tft. 

Der neutralifirte Staat muß alſo nit nur im Kriegsfall je 
Maßregel vermeiden, welche ihn in den Streit Anderer verwideln könn 
jondern er darf auch im Frieden feine Verpflichtungen übernehmen, wel 
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ift nun offenbar ein Augsnahmezuftand, der nicht willfürlich hervorgermx fer 
werden kann. Derfelbe ift einerfeit3 dem Intereſſe des neutralii=ten 
Gebietes fehr förderlich, indem dasfelbe vor der Gefahr bewahrt Wärd 
in kriegeriſche Verwickelungen hineingezogen zu werden, und dadurch die 
Gewähr der friedlichen Entwidelung jeine® Ackerbaues, Handels umd 
Gemwerbfleißes erhält. Andererſeits aber Liegt in der Verpflichtung Des 
neutralifirten Staates, nie zu den Waffen zu greifen, fofern er nicht 
jelbjt angegriffen wird, eine Beſchränkung feiner Souveränetät. Ein 
ſolche kann fo wenig einjeitig auferlegt als die erwähnten Vorteile 
verliehen werden können. Ein Staat kann ſich demnach fo wenig aus 
eigener Machtvollkommenheit neutralifirt erklären, als ein einzelner 
anderer Staat ihm dieſe Eigenjchaft verleihen kann, denn im beiden 
Fällen würden dritte Staaten nicht verbunden fein, folche Verfügungen 
zu achten. Es müflen alfo alle oder doch die hauptfächlich intereifirtrn 
Mächte zufammenmirken, um eine derartige dauernde Neutraliftrung 
herbeizuführen, und hierfür einen gemeinfamen Beſchluß fafjen, den andert 
Staaten wenigſtens ſtillſchweigend gelten laſſen. Für einen derartigen 
Beſchluß iſt die Vorausfegung, daß diefe Mächte ein gleiches Jntereit 
haben, ein Land oder Gewäſſer nicht einer derfelben zur Ausbeutung 
oder Bevormundung zu überlallen. Die Eiferfucht jeder derjelben, meld 
bei einem Bündniß einer Macht mit dent betreffenden Staate oder iM 
Schutzherrſchaft über dieſen unvermeidlich wäre, wird jomit ausgejchlofle®: 
inden fein anderer Staat von dem neutralijirten mehr zu erwarten 

als die Erfüllung feiner dauernden Neutralitätspflichten, und um P® 
betreffenden Beſchluß wirfjane Kraft zu verleihen, ift meist Die Aufrech! 
erhaltung der Neutralität unter die Garantie der beſchließenden Mö r 
geſtellt. In erjter Linie iſt die Neutralifirung verfügt für mehr er 
Heinere Staaten, die zwifchen größeren Yiegen und bei denen ee D 
Intereſſe ihrer großen Nachbarn entjpricht, durch einen Collectivact, 

alſo auch nicht durch Krieg zweier derſelben hinfällig wird, zu verhinde zT 
daß der betreffende Staat von einem oder dem anderen mächtigen NE’ 
barn al3 Angriffsbafis gewählt werde. Sodann für gewiffe Gemät 7. 
und zivar entweder negativ, indem die Einfahrt von Kriegsichiifen ey 
dDiejelben oder die Befahrung durch ſolche unterfagt wird, oder poll 
indem jie der Durchfahrt der Kriegsſchiffe aller Nationen geöffnet werde” 
aber jeder Act der Tseindjeligfeit in dem Gewäſſer verboten ift. 


$ 137. 
Neutralifirte Staaten. 
Die jo neutralifirten Staaten jind folgende: 
1. Tie Schweiz. Der Weſtphäliſche Friede anerkannte die Un- 
abhängigfeit derſelben. Ihre Neutralität bis zur Franzöſiſchen Revolution 
beruhte auf Specialverträgen der Cantone mit deren Nachbaritaaten, 
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reconnue et garantie par les puissances. En consöquence, toufe‘ ks 
fois que les puissances voisines de la Suisse se trouveront en dt 
d'hostilite ouverte ou imminente, les troupes de S. M. le Roi de 
Sardaigne qui pourraient se trouver dans ces Provinces se retireront el 
pourront, à cet effet, passer par le Valais, si cela devient necessaire ; 
aucunes autres troupes armées d’aucune autre puissance ne pourronl 
traverser ni stationner dans les provinces et territoires susdits, sad 
celles que la Confederation suisse jugerait à propos d’y placer, bien 
entendu que cet tat de choses ne gene en rien l’administration de te 
pays, oü les agents civils de S. M. le Roi de Sardairne pourront ausi 
emplover la garde municipale pour le maintien du bon ordre." 

Demgemäß Hatte der Schweizer Bundesrath unftreitig Recht, wen 
er bei dem drohenden Kriege zwiſchen Frankreich und Leiterreic am 
14. März 1359 erklärte, daß dieſe Neutrafifirung Savoyijchen Gebietes 
zu Gunsten der Schweiz beitimmt fei, und fich vorbehielt, dasjelbe durch 
jeine Truppen zu beſetzen. Uber es folgte nicht daraus, daß die Reu—⸗ 
tralität zu Ungunjten Sardiniend verabredet war; vielmehr Hatte deſſen 
König am 26. März 1815 nur unter der Bedingung der Neutralifirung 
von Chablais und Faucigny der Abtretung eines Savoyiſchen Gebiete 
an den Ganton Genf zugejtimmt und Hätte ſogar gemwünicht, ga 
Savoyen neutralifirt zu fehen. Die Beitimmung war zu Guniten ſowohl 
der Schweiz ald Sardiniend gegenüber ihren großen Nachbarftaaten ge 
troffen. Man wollte eben für den Fall eines Krieges zwiſchen de 
damaligen großen Nachbarn jener beiden Staaten die Neutralität ir 
Schweiz durchaus jicher ftellen, und dazu gehörte nach der gengraphiigen 
Lage, daß auch das ſüdliche Ufer des Genfer Sees nicht zum Krieg 
Ihauplag werden fonnte. Auch für das zwiſchen beiden Großmächten 
liegende Sardinien war es nur ein Vortheil, wenn e3 fo viel mi 
möglich an diejer Neutralität theilnahm. Durch die Abtretung Savoyend 
an Frankreich aber änderte ſich die Sachlage vollkommen. 

Unzmweifelhaft konnte an dieſem Zujtand nichts ohne Zuftimmirmd 
aller Unterzeichner der Verträge von 1815 geändert werden; ein et 
jeitiger Verzicht Eardiniene war dafür ebenjo wenig ausreichend als PO 
der Schweiz. ALS daher 1860 die Abtretung Savoyens durch Sardie F 
an Frankreich zur frage jtand, hatte Lord Ruſſell ſicher Recht in ei 
Tepeihe an Lord Cowley vom 22. März 1860 zu erflären: „It 
not ceompetent for France and Sardinia by any compact between th 
and withont the consent of the other States of Europe, so materiss®- 
to impair, as the proposed cession of Savoy will do an element 
security, whieh a great European compact has provided for a sta 
wliose independenee is an object of European concerm.“ 

Frankreich bejtritt dies nicht grundjäglih. Art. 2 des Turir” 
Zertrages vom 24 März 1860 jagt: „N est entendu que S. M. 
roi de Sardaiene ne peut transförer les parties neutralisees de la Savo 
du'aux conditions auxquelles il les poss@de lui-menie, et qu’il appartiend® 
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Während 1860 Frankreich die Neutralifirung von Chablais und Fauciguy 
al3 eine Beichräntung feiner Souveränetät und Actionsfreiheit betrachtete, 
erfcheint fie jener Tripelallianz gegenüber für dasſelbe als ein niht zu 
unterjhäßender VBortheil, indem dieſe Neutralität es an jener Stelle 
feiner Südoftgrenze deckt; ja felbit bei einem Kriege mit einer anderen 
Macht könnte es Frankreich ganz erwünſcht fein, die betreffenden Pro» 
vinzen von der Schweiz bejegt zu ſehen, wodurch diefelben gefichert und 
ihm zugleich die Möglichkeit gegeben würde, feine dort ftehenden Truppen 
anderweitig zu verwenden. Demgemäß bat, als die Schweiz Ende 1883 
bejorgte, Frankreich molle den Berg Vuache in der Nähe Genid be 
feitigen, und deshalb in Paris darauf hinwies, daß dies der Neutralifis 
rung von Chablais und Faucigny widerſpreche, der Franzöſiſche Bot 
ichafter in Bern am 17. December erflärt, daß es nicht in der Abſiht 
jeiner Negierung liege, „auf dem Mont Vuache ein Feſtungswerk au 
zulegen, und daß der Franzöfiiche Generalſtab anläßlich feiner Studien 
über die Mobilifirung es ſich Habe angelegen fein laſſen, das neutralihrt 
Gebiet vollſtändig zu rejpectiren.” 

So lange nun die Schweiz und Frankreich fich auf die gegemjeitige 
Erklärung bejchränfen, daß fie den Art. 92 als in Kraft ftehend be 
trachten, haben die anderen Mächte dabei nicht einzureden, da fie viel 
mehr ausdrüdlich 1860 von der Tepefhe Thouvenel’3 vom 20. Jui 
Act genommen Haben, welche betonte, daß Frankreich die Rrovinm 
unter denjelben Bedingungen übernehme, unter denen Sardinien fie be⸗ 
jejien habe. Ebenſo gewiß aber können die beiden Etaaten nicht cube 
die Zujtimmung aller Unterzeichner der Congreßacte das Geringite ca 
den Beftimmungen des Art. 92 ändern, und da ein Einverſtändniß br 
Mächte über folche Abänderungen fehr jchwer zu erreichen fein würde, 
jo ift es durchaus unwahrſcheinlich, daß der Bundesrath und die Parikt 
Regierung einen Vertrag in diefem Sinne gejchloffen haben follten, wit 
dies in Beitungen behauptet ift. 

Die Unterhandlungen können alfo nur den Zweck gehabt haben, 
für den Fall, daß die Schweiz zur Bejegung fchritte, das letzte Aline 
des Art. 92 praftiih näher feitzuftellen. Dasſelbe Tautet: „woher | 
Itanden, daß dieſer Zujtand in feiner Weife die Verwaltung jener Län 
beeinträchtigen darf, two die Givilbeamten Er. Majeftät des Königs vet 
Sardinien aud die Municipal-Garde zur Aufrechterhaltung der gulen 
Ordnung verwenden fünnen.” Es würde fich aljo darum handeln, ge 
nauer fejtzuftellen, welche Rechte der Franzöſiſchen Verwaltung gegemübtt 
der Schweizer Beſetzung bleiben follen. Dabei bleibt die politische fragt: 
ob und wann der Bundezrath zu einer folchen Maßregel ſchreiten würde. 
zu der cr berechtigt, aber nicht verpflichtet ift, eine durchaus offene, u V 
es ift in feiner Weife anzunehmen, daß die Schweiz auch nur U 
unförmliche Zuficherungen in dieſer Beziehung ſich gebunden haben joll” 
wozu der Bundesrath ohne Zuftimmung der Bundesverfammlung ne 
Artikel 85, Alinea 6, der Verfafjung nicht einmal competent wär 
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Artikel enthielt ein Vertrag gleihen Datums zwiſchen Holland = 
Belgien, mährend gleichzeitig ein Bertrag zwiſchen den fünf MächHt 
und Belgien unterzeichnet ward, der den Bertrag von 1831 aufhob wu 
im Art. 1 erklärte, daß die Artikel „formant la teneur du traite come 
en ce jour entre S. M. le Roi des Belges et S. M. le Roi de Par; 
Bas, sont consideres comme ayant la meme force et valeur que si 
étaient textucllement inseres dans le present acte, et quils se troti vent 
ainsi places sous la garantie de leurs dites Majestes.“ Auch die 
Belgiſche Neutralität Hat fich vollfonımen bewährt. Frankreich Hat 1851 
und 1866 wohl beabjichtigt, Belgien einzuverleiben, aber nicht gemwagt, 
dazu zu jchreiten. Die Verträge, welche England zum Schuß ber 
Belgifhen Neutralität am 9. und 11. Auguft 1870 mit Preußen um 
Frankreich auf die Dauer des Sirieges und 12 Monate nach dem Frieden 
für den Ball abſchloß, daß einer der SKriegführenden dieſe Neutralität 
verlege, haben lebtere nicht berührt, jondern nur ihre Aufrechthaltung 
für einen beftimmten Fall geregelt. Nach Ablauf der beftimmten Fri 
beruht die Neutralität Belgiens wieder allein auf dem Vertrage von 1839. 

3. Belgien ajfimilirt wurde dur Art. 2 des Vertrages vom 
18. Mai 1867 das Großherzogtfum Luremburg. „Le Grand-Duch 
de Luxembourg — formera desormais un tat perpötuellement neatre. 

1 sera tenu d’observer cette m&me neutralite envers tous les aatre 
etats.* Die contrahirenden Mächte verbinden fi, dieſe Neutralität j4 
achten, und garantiren fie mit Ausnahme Belgiens. Demzufolge ſoll die 
bisherige Deutſche Bundesfeſtung Luxemburg aufhören, eine bejetigl? 
Stadt zu jein. Auch dieje Neutralität Hat fich gehalten, und es mW 
umrichtig, in der Beichwerde, welche Graf Bismard an die Aug 
burgifche Regierung und an die Garantiemächte über behauptete BA: 
legung der Neutralität richtete, eine Kündigung des Vertrages von 186) 
zu fehen. Graf Benjt erflärte damals, am 22. December, zu Folge der 
Europäiſchen Garantie ſei die Prüfung und Beurtheilung der Ihanadıet 
welche eine Verlegung der Neutralität Luxemburgs begründeten, gru 
ſätzlich den Garanten zugefallen und den Ermeſſen einer einzelnen fit! 
führenden Macht entzogen. Es iſt richtig, daß die Erledigung 
Frage nicht einſeitig ſein konnte. Preußen durfte nicht erklären und P° 
es auch nicht gethan, daß die Neutralität aufgehoben ſei; aber in Di 
Theilnahme Preußens an jener Garantie lag noch Fein Verzicht desjelp € 
auf die nöthige Selbfthülfe, als Kriegführender, noch die Nöthigung. €' 
ettvaiges parteiifches Verhalten Luxemburgs fo lange zu dulden, ba F 
übrigen Garanten Abhilfe Tchafften, fondern nur Entſchadigung⸗ „st 
Genugthuungspflicht, falls Ddiejelben die Selbithülfe ſpäter nicht ala Pr 
rehtigt anerfannten. (Vgl. den Fall jelbit, S. 663.) 

4. Art. 2 de Vertrages vom 14. November 1363 zwiſchen Teite!' 
veih, England, Preußen und Rußland, durch welchen die Aufbebund 
des Englischen Protectorates über die Joniſchen Inſeln und ihre Ber 
einigung mit Griechenland beſtimmt wurde, erklärt: „Les iles Jonienne 
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ciale serait impliquee dans une guerre, les Hautes pam 
signataires du present acte et celles qui y adhereront par 
suite s’engagent à preter leurs bons offices pour que 
territoires appartenant a cette puissance et compris dan =s 
zone conventionnelle de la libert€ commerciale soient, du «=\ 
sentement commun de cette puissance et de lT’autre u « 
autres parties belligerantes, places pour la duree de la gm er 
sous le r«eime de la neutralite et consideres comme appza rt 
nant à un Etat non-belligcrant; les parties belligerantes rewaor 
ceraient, des lors, à 6tendre les hostilites aux territoires 12, 
neutraliscs, aussi bien qu’a les faire servir de base & des Op 
rations de guerre. 


Art. 25, al. 3. Tous les ouvrages et &tablissements ercés 
en cexecution du present acte, notamment les bureaux de 
perception et leurs caisses, de m&me que le personnel attacht 
d’une manitre permanente au service de ces etablissements, 
seront places sous le régime de la neutralit et, ä ce titm, 
seront: respectes et proteges par les belligerants.“ 


Es ist jo in Bezug auf den Staat ſelbſt eine Tacultative Neutralität, 
die aber durch die Konftituirung desſelben wirklich geworden iſt. 

6. Auch Waffergebiete find dauernd neutralifirt. Der Anſpruch Dünr 
marks, Schweden? und ſpäter aller Baltifchen Küftenftaaten, die Cie 
als jeder Feindfeligfeit eines Nichtküftenitantes entzogen zu erklärt, 
war freilich unbegründet. 

Allerdings Hatten fi im Roeſkilder Frieden von 1658 Dänemor 
und Schweden verbunden, keine Kriegsichiffe fremder Nationen durd Det 
Sund oder die Belte in die Oſtſee einlaufen zu lafien, und 1759 ud 
1760 verbanden ſich Dänemark, Schweden und Rußland zu demſelben 
Zweck. 1780 erklärte fodann der erfte Geparatartifel der Aufl 
Däniſch-Schwediſchen Convention, die bewaffnete Neutralität betreifen: 
„Die Oftfee als gejchloffenes Meer fol gleich den Nordjeeküften der 
Kriegsunruhen nicht zugänglich fein.” Indeß der Umſtand, auf bes 
man fich dabei berief, nämlich daß die Oſtſee rings von neutralen Staatl 
unıgeben fei, genügt keineswegs zur Begründung des Verbotes an Die 
Kriegführenden, ihre Flotten in die Baltiſchen Gewäſſer einlaufen 
dort kriegeriſche C'perationen unternehmen zu laſſen. Wenn daher ran 
reih am 25. Mai 1780, England am 20. April 1781 und bie Nieder 
(ande am 14. Mai 1781 diefer Erklärung zuftimmten, fo wurde dam 
nur die freiheit der Oſtſee von allen Kriegsoperationen für die Taurt 
des zeitweilig herrichenden Krieges anerkannt, was feinem Bedenken 
unterliegen fonnte, weil feiner der Baltifchen Küftenftaaten an dieſen 
Kriege theilnahm. Nur als eine zeitiveilige Ausnahme kann daher diet 
Neutralifation der Oſtſee betrachtet werden. Als 1807 Rußland ji 
über die Beihießung von Kopenhagen beklagte, „weil der Kaifer einer 
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dem Berliner Congreſſe von 1878. England war Iebhaft gegen diem 
Art. 19 der Präliminarien von San Stefano bejtimmte Abtretung vr 
Batum an Rußland. Letzteres kam fo weit entgegen, zu erklären, deß 
feine Abficht fei, Batum zu einen „port france, essentiellement commercial‘ 
zu macdjen. Lord Salisbury bemerkte darauf „que si Pacquisition de . 
Batoum avait été maintenue dans des conditions qui menaceraient 12 
libertC de la mer Noire, l’Angleterre n’aurait pas pu s’engager envers 
les autres puissances Europeennes & s’interdire l’entree dans 
cette mer. Mais Batoum ayant été declar& port franc et commerdal, 
le gouvernement anglais ne se refuserait pas & renouveler les engagt- 
ments, sous les modifications imposces par les dispositions deja pris® 
au congres*. Das Protocol bemerkte dann: „Il r&esulte de la disenssim, 
qui s’engage entre les plenipotentiaires de la Grande-Bretagne, de 
Russie et de France sur le caractere du statu quo ante, guei 
vongres entend, par ce terme, l’ordre de choses etabli par la didr 
ration de 1856 et par Vart. 2 du trait& de Londres du 13 Mars,‘ 
worauf der Präfident die Webereinftimmung der Hohen Rerjammlg 
„au maintien du statu quo ante dans la question des detroits du Bor 
phore et des Dardanelles“ conftatirt. Mit Bezugnahme auf bige ir 
örterungen gab dann in der Sitzung vom 11. Juli Lord Salisburl 
folgende Erklärung zu Protokoll: „Considerant que le trait& de Bet 
changera une partie importante des arrangements sanctionnes par % 
trait& de Paris de 1856 et que interpretation de l’art. 2 du fr 
de Londres, qui depend du traité de Paris, peut aussi ö&tre sujette A 
‚les contestations, je d&clare de la part de l’Angleterre que les ollr 
gations’ de S. M. Britannique, concernant la clöture des detreits, ® 
bornent & un engagement envers le Sultan de respecter & cet 

les determinations independantes de S. M. conformement à l’esprit &4 
traites existants.* Hierauf gaben die Ruffiihen Bevollmächtigten ıM 
12. Zuli die Gegenerflärung zu Protofoll: „Les pl&nipotentiaires del 
Russie, sans pouvoir se rendre exactement compte de la propoitos 
de Mr. le second plenipotentiaire de la Grande-Bretagne, concernant 1 
clöture des detroits, se bornent & demander de leur edté T’inseri® 
au protocole de l’observation, qu'à leur avis, le principe de la chtzt 
des detroits est un principe Furopéen, et que les stipulations comie® 
à cet égard en 1841, 1856 et 1871, confirmses actuellement par # 
trait& de Berlin, sont obligatoires de la part de toutes les puissan® 
conform&ment & l’esprit et a la lettre des trait6s existants, non 
ment vis-A-vis du Sultan, mais encore vis-&-vis de toutes les puissanc® 
signataires de ces transactions.* Das Protokoll enthält keine weitet 
Bemerkung Lord Salisbury's dazu, und Art. 63 des Berliner BA 
trages hält die Verträge von 1856 und 1871 aufrecht „dans wole 
leurs dispositions qui ne sont pas abrogées ou modifiées par les UP 
lations qui preeödent.* Die Schließung der Meerengen beſteht alſo, 
wie fie durch Art. 2 des Vertrages von 1871 feftgeftellt war. In 
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Commission Europcenne, ou par l’autorite qui lui succ@dera, en execution 
de Yart. 16 (du trait« de Paris, notamment la caisse de la navigation 
à Soulina et ceux quelle pourra creer a l'avenir, jouiront de la 
neutralit& stipulce dans l'art. 11 du dit trait& (de la mer Noir) e 
seront en cas de guerre, egalement respectes par tous les belligerant:. 
Le benefice de cette neutralit s’etendra, avec les obligations qui en 
derivent à l'inspection generale de la navigation, à l’administration du 
port de Soulina, au personnel de la caisse de navigation et de Yhöpital 
de la marine, enfin au personnel technique charge de la surveillane 
des travaux.* Urt. 7 des Bertrages vom 13. März 1371, welde 
die Neutralifirung des Schwarzen Meeres aufhob, beftimmte, dab die 
Keutralität für die Anstalten der Donau⸗-Commiſſion in Kraft bleiben 
folle, und Art. 53 des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1818 be 
ftätigte jänmitliche Privilegien derjelben. 

EigentHümlicher Natur ijt die beabfichtigte Neutralifirung von fünfte 
lichen Wafleritragen zwijchen zwei Meeren, welche nicht mit den be 
ftchenden natürlihen Meerengen einfach gleichgeitellt werden können 
Eie find nicht wie leßtere Arme der Eee, denn dann könnten nicht af 
ihnen Durcchgangsabgaben erhoben werden, welche auf allen Meerengen 
bejeitigt find; jie haben aber zugleich, wenn ſie auch nur das Gebit 
eines Staates durchjchneiden, einen internationalen Charakter, weil ft 
zwei Meere verbinden, und ihr Hauptzived, der friedlichen Echifffahrt jr 
allen Zeiten zu dienen, läßt es wünſchenswerth erjcheinen, daß fie dauernd 
neutralifirt werden. Dies kann offenbar nicht durch einen eimjeitigen 
Act des Territorialitantes gejchehen, an den die anderen Mächte nich 
gebunden wären, jondern nur durch internationales Abkommen der hat 
ſächlich interejjirten Mächte. 

Die beiden in Zrage jtehenden Waflerjtraßen find der jeit 186° 
eröffnete Euez.Canal und der noch nicht fertiggeftellie Panama-Caml. 
Die Unterhandlungen über leßteren aber gehen weiter zurüd als 
über erjteren. 

Durch Art. 2 und 5 des Clayton-Bulwer-Vertrages vom 19. Yrl 
1850 famen England und die Vereinigten Staaten überein, daß MM 
damals geplante, (aber nicht ausgeführte) Nicaragua-Canal neutralifirt I 
joe, fo daß in einem Kriege zwiſchen den vertragenden Theilen if 
den Canal durchfahrenden Schiffe der Blokade, der Anhaltung und Be 
nahme weder im Canal, noch binnen einer gewilien Entfernung DW 
defien Mündungen unterliegen jollten „and that they will guarantee tbe 
neutrality tliereof, so that the saiel canal may be for ever open 
free,“ wobei nur beide Regierungen ſich vorbehalten, diejen Schuß zurüd: 
zuziehen, wenn die das Unternehmen betreibende Geſellſchaft jich desſelben 
unwürdig madt. Hierzu fügte Art. 8 die wichtige Beitimmung hit, 
daß beide Wegierungen „having not only desired in entering into thi 
convention to accomplish a particular objeet. but also to establisb * 
veneral prineiple. they hereby agree to extend their protection by trat! 
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unwirkſam jein und jede werde fuchen, fich der gebietenden jtrategiihen 
Stellung des Canal? zu bemächtigen. Nicht beſſer aber iſt die de 
hauptung Frelinghuſen's (Depefche vom 8. Mai 1882) begründet, 
daß, weil der damals in Auzficht genommene Nicaragua-Canal und die 
damals verabredeten treaty stipulations über die Neutralifirung ander 
interocennifcher Straßen bis jetzt nicht zu Stande gefommen, Amerile 
nun „by lapse of time“ der Verbindlichfeiten des Vertrages von 1%0 
enthoben fei. Lord Granville erwiderte darauf mit Recht: „Art. 8 
of the treaty is not less an agreement because its application to af 
canal there after to be made is to be carried out by treaty stipulation.® 
Der Vertrag von 1850 beiteht, fo lange er nicht aufgehoben. Sicher 
aber können die Bereinigten Staaten weder allein, noch durch Vertng 
mit einem der Sentralamerifanifchen Etaaten der Neutralität des Canalö 
bindenden Charakter geben; es bedarf dazu der Mitwirkung aller oder 
doch der mefentlichiten intereflirten Mächte. Eine folche Ergänzung 
muß eventuell da3 Columbiſche Gejeg für den Lefleps- Canal erhalten, 
und das Gleiche gilt für den jetzt als Concurrenzunternehmen geplanien 
Canal der Amerifanifchen „Compania del Canal Maritimo de Xicaragu*. 
Lange Verhandlungen find über den Suez-Canal geführt.‘) Bei 
der internationalen Bedeutung desfelben ftand es von vornherein fe, 
daß nicht die Pforte, der beide Ufer des Canals formell gehören, en 
einfeitige8 Verfügungsrecht über denjelben haben konnte. Der ine 
nationale Charakter des Unternehmens ijt von Anfang an feftgehalten. 
Die erite Conceffion für Leffeps vom 30. November 1854 zur Turk 
ſtechung der Landenge ift verliehen einer „compagnie universelle formee 
de capitalistes de toutes les nations* und bejtimmt „que le can & 
les ports en dependant seraient consideres comme passages neutte 
ouverts à tous navires sans distinction, exclusion ni preference de 
nationalite.* Ebenſo fchrieb die definitive Concejfion vom 5. Jan 
1856 vor, Urt. 6: „Les tarifs des droits de passage seront tocjous 
egaux pour toutes les nations*, und Art. 14 fagte, daß der Canal und MR 
Häfen fein jollten „ouverts a toujours comme passages neutres ä tout nal 
de commerce traversant d’une mer à l’autre, sans aucune distinctiöß, 
exclusion, ni preference de personne ou de nationalit&“. Aber bit 
Neutraliſirung konnte nicht von Aegypten oder der Pforte allein feine 
ftellt werden, fie bedurfte der Anerkennung durch die Betheiligten ander 
Staaten; und deshalb beantragte bereit? am 4. April 1863 Hol 
Paſcha in einer Depefhe an den Türkifchen Botfchafter in London 
hierfür die nöthigen Schritte zu thun. 
1875 befürwortete Sir Travers Twiß lebhaft die Nothwerdi 
feit einer internationalen Wereinbarung zu dem Bwede, und & 
Leſſeps in einem Schreiben, das er bei Beginn des Ruſſiſch⸗ Türkijch 
Krieges an den auswärtigen Staatsfecretär, Lord Derby, ri 
Terjelbe erklärte Rußland in einer Depeihe vom 6. Mai 1877: -- 
attempt to blockade or otherwise to interfere with the canal or 
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Art. 1. Ter Euez-Canal wird immer, in Kriegd- wie in Frieden 
zeiten, frei und allen Handeld- und Kriegsſchiffen ohne Unteridied der 
Flagge geöffnet fein. In Folge dejjen verpflichten ſich die Bertrag* 
yarteien, den freien Gebrauch des Canals weder in Kriegd nod m 
Friedenszeiten zu behindern. Der Canal darf niemals in BLofadezuitend 
verfeßt werden. Art. 2 verjpricht da3 Gleiche für den Süßwaſſer⸗Canal 
„et ses derivations”. Durch Art. 3 verbinden fi die Mächte „a respeter 
le materiel, les &tablissements, constructions et travaux“ beider Ganält. 
Art. 4 beſagt, daß, da der Canal auch in Siriegszeiten den Kriegsigiiien 
der Kriegführenden nach Art. 1 offen bleibt, die Mächte fich verbinden. 
daß fein Kriegsrecht, fein Act der Feindſeligkeit, noch ein Act, der die 
freie Schifffahrt in Canal zu Hindern beziwede, im Canal, jeinen 30 
gangshäfen und einen Rayon der Ichteren von 3 Seemeilen geübt werden 
könne, ſelbſt wenn die Pforte kriegführender Theil jei. Die Kriegsſchiſe 
der Kriegführenden können im Canal und jeinen Zugangshäfen nur die 
nöthigiten Vorräthe einnehmen. Ihre Turchfahrt Toll ſo raſch we 
möglich erfolgen, der Aufenthalt in Bort Said und Suez nicht 24 Etmde 
iiberfchreiten, außer bei Scenoth, wo jte jo rafch wie möglich weiterjafttn 
ſollen. Zwiſchen der Abfahrt eines Kriegsſchiffes aus einem der Je 
gangshäfen und der cined des anderen friegführenden Theiles mitt 
24 Stunden verftrichen fein. Art. 5. In Kriegszeiten werden Die Ing: 
führenden Mächte in den Zulaßhäfen und im Canal weder Zrupma 
noch Schießbedarf noch Kriegsgeräth weder aus: noch einjchiffen. Jedoch 
im Fall eine® „empöchement accidentel* im Canal kann man Truppe 
in einzelnen Gruppen von nicht mehr als 1000 Mann in den Zugang 
häfen mit entprechendem Kriegsmaterial aus- oder einjchiffen. Art. d. 
Die Prifen werden in jeder Beziehung dem nämlichen Regime wie Dt 
übrigen Kriegsschiffe unterworfen werden. Art. 7. Die Mächte din 
in den Gewäſſern des Canald, den See Timfah und die Seen bitter 
Waſſers mitbegriffen, feine Kriegsichiffe unterhalten. Indeß können Mt 
in den Häfen von Port Said und Suez Kriegsſchiffe Halten laſſen, dert 
Zahl jedoch zwei nicht überjchreiten darf. Dies Necht Tann nicht den 
Striegführenden geübt werden. Art. 8. Die Vertreter der Mächte @ 
Aegypten, welche den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet haben, werte 
mit der Ueberwachung desjelben betraut werden. Bei jeder Gelegenkt 
wo die Sicherheit oder die freie Turchfahrt des Canals bedroht Il, 
werden ſie fid) auf den Antrag von drei von ihnen unter Vorſtz ihre 
Doyens verjammeln, um die nothwendigen Feftitellungen vorzunehmel- 
Sie werden der Regierung des Sihedive von der Gefahr Kenntni geben, damt! 
derjelbe die zum Schuß und dem freien Gebrauch des Canals geeignete? 
Maßregeln ergreife. Sie werden jid) jedenfalle einnal im Jahre verjammeL® 
um fich zu verjichern, daß der gegenwärtige Vertrag richtig ausgeführt met 
Zie werden namentlid) die Unterdrüdung eines jeden sejtungawet ” 
oder die Auflöjung eines jeden Iruppencorps verlangen, welches au! 
einen oder der anderen Seite des Canals den Zweck oder die Kür®- 
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national law Essays p. 41), 1885; Proc&s-verbaux de la Conference inter- 
nationale reunie à Paris du 30 Mars à 12 Juin 1885, pour reglementer le 
libre usage du ('anal de Suez, Martens, Nouv. Recueil Gen, 2. serie, XI, 
p. 307—460. Franzöj. Gelbbuch, Negociations relatives au r&glement inter- 
national pour le libre usage du canal de Suez, 1886—87. Paris 1881; denb 
buch Bd. II. 


$ 138. 
Pflichten und Rechte der Neutralen. 


Tie Neutralität beiteht in der thatſächlichen Beobachtung voll: 
kommener Unparteilichfeit für alle Beziehungen zu den Striegführenden, 
aljo der Enthaltung von allem, was den einen derjelben begünftigt md 
deingemäß dem anderen fchaden muß; es giebt aljo, von der dauernden 
Neutralifirung eines Staates abgejehen, feine qualificirte Neutralität; mas 
ift neutral oder iſt es nicht. Freilich verletzt es die Neutrafität ee 
Staated noch nicht, wenn deſſen Angehörige ihre Sympathie mit einem 
friegführenden Theile ausiprechen. Große Ariege geben je nad) ihren 
Zielen und der Art ihrer Führung ftet? Anlaß zur Parteinahme: 1870 
nahm Präfident Grant in feiner Neutralitätsproclamation ausbrüdiid 
in Anfpruch, „daß die freie und volle Aeußerung der Sympathien öffent 
ih und anderweitig nicht eingefchränkt fei durch Die Geſetze der Vereinigten 
Staaten“. Anders aber jteht es mit der Regierung eines Staates, dt 
neutral bleiben will; dieje hat feine Sympathien oder Antipathien zu 
äußern, fie fann zwar einem Sriegführenden, zumal wenn fie an vn 
gängigen Verhandlungen über die Streitfrage theilgenommen, erkläre, 
daß fie feinen Entfchluß, zu den Waffen zu greifen, mißbillige, wie die 
3.8. die Engliſche Regierung im Frühjahr 1877 bei der Ruſſiſchen Kriege 
erflärung gegen die Türfei that, fie kann demfelben auch im Fortgange 
des Strieges ihre Anficht über einzelne Vorkommniſſe degjelben offen jagen 
und ihm bemerken, daß die Fortdauer ihrer Neutralität die Einhaltung 
gewifier Bedingungen vorausfege, wie dies gleichfalls England Rußland 
gegenüber damals that, aber die Regierung als jolche Hat fich nicht zum 
Mundjtüde der öffentlichen Meinung zu machen. Es war mindeſtens 
höchſt unklug, wenn Englifche verantwortliche Minifter und Staatsmännet 
wie Gladftone und Ruſſell im Amerikaniichen Bürgerkrieg im Parlament 
ihren Sympathien für den Süden offenen Ausdrud gaben und erklärten, 
es würde eine großes Unglüd fein, wenn der Norden den Eüben mil 
den Waffen unterjodhe.!) Wenn fpäter die Englifche Regierung die 
Klagen Seward's über ihre Sympathien für den Süden mit der Bemer⸗ 
fung zurückwies: „The matter in dispute is action and not motite 
therefore the discussion is irrelevant“, fo ift dies zwar an fi richlig 
aber e3 bleibt darum doch wahr, daß die Motive der Wille find, welcher 
den Arm zum Handeln führt, und ohne die Sympathie der regierendet 
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ftärferen Gegner blofirt find. Deshalb ijt man heute allgemein zu dem 
Ergebniß gekommen, daß es mit der Neutralität nicht vereinbar iſt und 
nur zu Gonflicten führt, wenn ein Staat verjucht beide Kriegführenden 
gleichmäßig zu begünjtigen.') 


— 





1) Dies erfannte bereit? Vattel: „Je dis, ne point donner de secour et 
non pas en donner &galement: car il serait absurde qu’'un ötat secourüt en 
me&me temps deux ennemis. Ft puis il serait impossible de le faire avee 
egalitö; les m&mes choses, le m&me nombre de troupes, la meme quantit? 
d’arınes, de munitions etc., fournies en des circonstances differentes ne 
forment plus de secours &quiv alents (III, c. 7, $ 104). Heute in wohl 
Bhillimore (III. 8 154) der Einzige, der nod) behauptet, daß ein beiden Theilen 
gleihmäßig erlaubter Durchmarſch mit der Neutralität verträglich iſt. 


$ 140. 
Werbungen und Ausrüftungen. 


Truppenwerbung und Aushebung, Ausrüftung von Kriegsſchiffen 1.).B. 
find Befugnifie der Eouveränetät. Wer fie auf feinem Gebiete einem 
als feinem im Kriege Verbündeten geftattet, läßt feine Eouveränetät ver 
fegen und dies widerfpricht der Neutralität. Früher, wo bie Heere un 
Leuten der verfchiedenjten Länder zuſammengeſetzt waren, war das 
der Werbung für fremden Kriegsdienst allerdings felten, heute ober bei 
der nationalen Geftaltung de Heerweſens ift es allgemein, und 
die Schweiz bat die erwähnten Capitulationen der Cantone abgei 
Als 1855 während des Krimkrieges Agenten des Englifchen Berbeumi 
Halifag nad) den Vereinigten Etaaten famen und mit Begünftigug M 
Engliihen Conjuln und des Gejandten zu werben juchten, beſchwere 14 
die Regierung von Wajhington mit Recht über dieſe Berlehung 
Neutralität. „The United States constantlv refuse the liberty of ra 
troops to all belligerents alike with impartial justice and that probibit0® 
is made known to the world by a permanent act of Congress. 
Britain in attempting by the agency of her military and civil au 
in the Britislı Nortlı American provinces, and her diplomatic and c0® 
sular functionaries, in the United States to raise troops here, commift® 
an act of usurpation against their sovereign rights.“ (Attorney-Gener? 
State Paper bei Twiss II..p. 456). Die Vereinigten Staaten konnten f 
dabei auf ihre Neutralitätsacte vom 20. April 1818 berufen, 
H. jeden ihrer Bürger verbietet, einen Auftrag anzunehmen, der feindl# 
landlungen gegen eine befreundete Nation bezwedt; 2. jede Anwerbis 
an Bord eines fremden Kriegsichiffes oder Kapers für jtrafbar erfii 
5. ebenio jede Ausrüſtung oder Bewaffnung eines Schiffes im Tier 
eines fremden Staates, um an Feindſeligkeiten gegen eine Nation the 
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dieſe nicht jeine Unterthanen find und die betreffenden fremden Eonjuln, welche 
die Avocatorien veröffentlichen und eventuell den Abreifenden Neifegeld geben, 
nicht recrutiren. Die Vereinigten Etaaten machten in dem Geſetze vom 
20. April 1818, Art. 2 ausdrüdlich eine Ausnahme für nicht naturaliticte 
Unterthanen fremder Mächte, die, indem fie ihrer Einberufung folgen, 
nur ihre Pflicht gegen die heimathliche Regierung erfüllen und nod nicht 
Soldaten find. So ſchifften fih 1870 in New-York ſowohl Franzöfide 
wie Deutſche Wehrpflichtige ein. Das Verbot, Dienfte bei den Arie. 
führenden zu nehmen, jchließt nicht aus, daß ein Kriegsſchiff in einem 
neutralen Hafen feine durch Unfall verminderte Mannſchaft jo weit ver. 
volljtändigt, als dies nothwendig ift, um den nächſten Hafen jeme 
Landes zu erreichen, denn dadurch jeht ſich das Schiff noch nicht wieder 
in Stand, als Kriegsmittel zu dienen. Dagegen ift es den Lootien eines 
neutralen Staates verboten, an Bord fremder Kriegsſchiffe zu Zweden 
militärifcher Operationen zu dienen. (Englische Verordnung vom 7. Augeit 
1870, Däniſche vom 25. Juli 1870.) 


$ 141. 
A. Bejondere Neutralitätspflichten zu Lande. 


Ebenſowenig wie die Anjfammlung von Truppen darf der Neutrale 
dulden, daß Truppen der Kriegführenden durch fein Gebiet ziehen. Grotind, 
der den innoxius transitus eines Sriegführenden durch neutrales Gebiet 
al3 jure societatis humanac aequissimo begründet behauptet (II. Kar. 
11, 813) überficht, daß ein folches Necht mit der Unabhängigfeit jede 
jouveränen Staates unvereinbar if. Er will es zwar nur bei einem 
gerechten Kriege und für einen unfchädlichen Durchzug gejtatten, vergikt 
aber zu fagen, wer darüber entfcheiden fol, ob eines oder das andere 
zutrifft? Jeder Kriegführende hält feine Sache für gerecht umd mir 
den Durchzug erzwingen wollen, wenn der Neutrale ihn weigert; unjchädlid 
für den Kriegsgegner aber kann ein Durchzug niemals fein, den der 
andere Theil im Snterefje feiner Kriegführung findet. Der bemiligte 
Durchmarſch der verbündeten Heere durch Schweizer Gebiet gegen Grant 
reich 1814 war ein Aufgeben der Schweizeriichen Neutralität; es war eme 
Verlegung der Preußiſchen Neutralität, als 1805 die Franzöſiſchen Truppel 
durch Ansbach-Bayreuth marjchirten, während Friedrich Wilhelm I. 
fich gewweigert, den Durchmarſch einer Ruſſiſchen Armee durch Preußen zu 
geitatten, ebenjo als die Ruſſen 1849 durch die unter Türfihee 
Suzeränetät stehenden Donaufürſtenthümer nad) Ungarn marjdirtett: 
wogegen die Pforte proteftirte. Auch wenn dabei Seitens eines Krieg 
führenden Zwang gegen den Neutralen geübt wird, iſt der andere The”- 
nicht verbunden, die Neutralität zu achten, denn thatjächlich dient befie- 
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9 „If any ship of war of either belligerent shall — enter any port, 
roadstead or waters belonging to H. M. — such vessels shall be required 
to depart and to put to sea within 24 hours after her entrance into such 
port, roadstead or waters, except in case of stress of weather, or of her 
requiring provisions or things necessary for the subsistence of her crew, or 
repairs, in either of which cases the authorities of the port, or of the nearest 
port shall require her to put to sea as soon as possible after the expiration 
of such period of 24 hours, without permitting her to take in supplies 
beyond what may be necessary for her immediate use; and no such vessel 
which may have been allowed to remain within British waters for the pur- 
pose of repair shall continue in any such port, roadstead or waters for a 
longer period than 24 hours after her necessary repairs shall have been 
completed.“ Ferner gleichlautend wie oben über die Einnahme von Kohlen. 


$ 145. 
Kriegsschiffe in neutralen Gewäſſern. 


Haben Kriegsſchiffe der Friegführenden Theile demgemäß, fo weit 
keine Verbote oder Beſchränkungen Seitens der neutralen Regierung er- 
gangen find, das Recht, in neutralen Gewällern ſich aufzuhalten, fo iſt 
& um jo mehr für fie unbedingte Pflicht, fich jedes feindfeligen Actes zu 
enthalten, und eben fo feit fteht die Verpflichtung des Neutralen, einen 


ſelchen nicht zu dulden!) Es darf daher daſelbſt fein Kampf ftattfinden, 


keine Brife gemacht oder daſelbſt über dieje verfügt werden, kein Gefangener 
gelandet werden, feine Stellung zum Angriff genommen werden, fein 
Kriegafchiff ausgerüſtet werben. 


) &o heißt e3 in dem Schreiben Lord Granville’3 an die Admiralität 
som 19. Suli 1870: „During the continuance of the present state of war, 
all ships of war of either belligerent are prohibited from making use of 
ay port or roadstead in the United Kingdom of Great Britain and Ireland, 
®@inany of H. M’s. colonies or foreign dependencies, or of any waters 
sabject to the territorial jurisdiction of the British Crown, as a station, or 
place of resort, for any warlike purpose, or for the purpose of obtaining 
any facilities of warlike equipment.“ Ebenjo Rroclamation des Präfidenten der 


Bereimigten Staaten vom 8. October 1870. 
$ 146. 
Seefriegsacte in neutralen Gewäfjern. 


Kampf und Wegnahme feindlider Schiffe Die Behaup 
ung von Bynkershoek (Quaest. jur. publ. I., cap. 8), der Kriegführende 
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acquis, de qui que ce soit dans toute notre domination, suppose tonte 
fois que la sentence peremtoire et la declaration de bonne prise ait 
et& prononcce par les tribunaux competents.“ 

Dasſelbe Recht wurde auch vertragamäßig zugefichert, jo im Art. 17 
des Vertrages zwiſchen Frankreich und den Vereinigten Staaten vom 6. Juli 
1778: „Les vaisscaux de wuerre de S. M. Très Chröt. et ceux des 
Ftats-Unis de m&me que ceux que leurs sujets auront armeds en guerrz 
pourront en toute libertè conduire oü bon leur semblera, les prises quiks 
auront. faites sur les ennemis — et au contraire ne sera donne asjle 
ou retraite dans leurs ports ou havres & ceux qui auront fait des 
prises sur les sujets de S. M. ou des dits Etats-Unis.“ Ganz dasſelbe 
beitimmte aber Artifel 25 des Vertrages vom 19. November 1794 der 
Vereinigten Staaten mit Großbritannien, wogegen Frankreich proteftick, 
da dies der zu feinen Gunſten conventionell eingefchräntten Neutralität 
widerſprach. Auch Preußen und die Vereinigten Staaten verabredeten im 
Art. 19 des Vertrages vom 11. Juli 1799, daß „the vessels of war, publie 
and private, of both parties, shall carıy wheresoever they please, the 
vessels and effects taken from their enemies, nor shall suchprizes be 
arrested, searched or put under any legal process, when they come to and 
enter the ports of the other party,“ und da diefer Artikel Durch den Vertrag 
vom 1. Mai 1828 beitätigt war, erklärte ihn Bräfident Grant in feiner 
Neutralitätsproclamation vom 22. Auguft 1870 als in Kraft beſtehend. 

Demgemäß festen die Kriegführenden in neutralen Häfen Priſen 
gerichte ein und bevollmächtigten fpeciell ihre dortigen Conſuln, die Prien 
abzunrtheilen, jo dag „Rüglement du Roi de France concernant les prises, 
qui seront conduites dans les ports etrangers ct les formalites que 
doivent remplir les Consuls de S. M. qui y sont &tablis“ vom 3. November 
1779. 1793 errichtete Frankreich förmliche Prifengerichte in Charlefton und 
anderen Plätzen der Vereinigten Staaten. Der oberfte Gerichtöhof der⸗ 
jelben aber erfannte 1794, „that no foreign power could rightfully ere 
any court of judicature within the United States unless by force of 
treaty and that no foreign consul could adjudieate upon a prize,“ 
1799 erflärte Lord Stomwell, daß ein auf neutralem Gebiete ergangened 
Erfenntniß fein Eigenthun an einer Prije übertragen könne. Heute 
allgenein anerkannt, daß jede Ausübung einer Jurisdiction auf neutralen 
Gebiete unjtatthaft it, denn entweder findet fie ohne Zuſtimmung dei 
Neutralen Statt, und ijt dann offenbar als Verlegung der Neutrali 
ungejeglich, oder mit Zuftimmung des Neutralen, der dann durd % 
günjtigung des Kriegführenden Partei nimmt, alfo nicht mehr neutrel 
iſt (ef. das Urtheil Lord Stowell's im Fall des „lad Oyen“ Mi 
Phillimore III. p. 581 ff.) Das Franzöſiſche Decret vom 18. Juli 1: 
bejeitigte deshalb die Commissions consulaires. Der Captor darf abe 
auch jonft in feiner Weife auf neutralem Gebiete über feine Priſe UM 
fügen. Der Neutrale mijcht fih nicht in die Frage der Legalität ver 
Priſe; er hält ſich an die Thatjache, daß ihre Aufbringung ein Mi’ 
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1) Schon die Franzöfifhe Marine-Orbonnanz von 1681 verbietet den Auf: 
enthalt der von Kriegsichiffen oder Kapern fremder Kriegführender aufgebradten 
Schiffe über 24 Stunden, ausgenommen für den Fall der Seenoth. 1854 wurde 
von einer Reihe von Staaten das Einlaufen mit Priſen überhaupt verboten, 
3. B. von SchwedenNormwegen am 8. April, Nr 4: „To exclude from thæ 
ports except in cases of proved distress, the entrance, the condemnation an 5 
the sale of every prize.“ ÜEbenfo von Dänemark am 20. April 185. Im 
Nordamerifanifhen Kriege verfügte eine Yranzöfiihe Verordnung vom 9. Jayı 
1861, Nr. 2: „Aucune vente d’objets provenant de prises ne pourra aroir 
lieu dans nos dits ports ou rades.“ Holländiſche Verordnung vom 17. März 1866, 
Art. 1. Im Deutih-Franzöfiichen Kriege erllärte das Kircularjchreiben dei 
Engliihen Auswärtigen Amtes vom 19. Juli 1870, Nr. 4: „Armed ships of 
either party are interdicted from carrying prizes made by them into tbe 
ports, harbours or waters of the United Kingdom or any of H. N's. colonies 
or possessions abroad.* Ebenfo Niederländifche Verordnung vom 20. Zuli, Art.1, 
Italieniſche vom 26. Juli, Art. 1, Spaniſche vom 26. Juli, Art. 4, Portugiefidt 
vom 20. Juli, Art. 2. Japan verfügte: „Die im Kampf gemachte Beute darf ü 
unjeren Häfen nicht verhandelt werden“ (Perels © .391). Ausnahme ift immer 
Seenoth. In diefen Fällen aber muß das Kriegsfchiff mit feiner Beute br 
neutralen Hafen verlaffen, fobald das Unmetter vorüber ift. 


$ 148. 
Landung von Gefangenen. 


Ein Kriegefhiff darf auch nicht in einem neutralen Hafen & 
fangene landen. Der Fall fteht nicht gleich mit dem Hinüberbränget 
gejchlagener Soldaten zu Lande. Hier betreten die Flüchtigen jeihk 
aus freien Stüden das neutrale Gebiet, um ſich der drohenden Gefangen 
ſchaft zu entziehen, und der Neutrale nimmt fie aus Nüdfichten dr 
Menjchlichfeit auf. Auf dem Kriegsſchiff aber find fie bereits Gefangen: 
fie werden jelbftverftändlich frei, fobald fie das neutrale Gebiet betreitt, 
fie find Gefangene nur fo lange, als fie fih auf dem Kriegsſchiff Be 
finden, das einen Theil feines Nationalftaates bildet. Aber die nentrelt 
Regierung kann gleichwohl die Landung verbieten, ſchon weil vorat 
fichtlich dag Kriegsfchiff feine Gefangenen nur ausfeßt, um ihres Ust 
haltes überhoben zu fein, der dann dem Neutralen zur Laſt fiele. I 
die Landung gleichwohl erfolgt, fo Tann der Neutrale die freie Abreit 
der Leute nicht hindern. Ob fie fid) dem Captor verpflichtet haben, * 
dem Kriege nicht wieder zu dienen, oder nicht, geht den Neutralen niht® ® 


u En — 


8 149. 


Maritime Operationen. 


Es ift aber nicht genug, daß fein feindlicher Act in dem neu = “ 


Gewäſſer vorgenommen wird; ein folcher darf dort auch nicht vorb⸗ꝰ) 
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g 152. 


Der Handel mit Waffen und Kriegsmaterial. 

Anders ſteht es mit den Lieferungen neutraler Unterthanen, bei 
denen keineswegs gerade die Abſicht der Kriegshülfe zu Grunde LE—V 
fondern regelmäßig nur die eines gewinnbringenden Handelsgefhäfr— 6, 
gegen die aber die Kriegführenden ſich doch nicht gleichgültig verhalten 
können. Es iſt in der gefchichtlichen Weberficht bereits bemerkt, daß m 
früheren Zeiten ſeemächtige Staaten allen Handel der Neutralen mit N 
Kriegsgegner zu verbieten fuchten. In den Maße aber, als diefer EN 
fprud) durch Herausbildung des Begriffes der Neutralität unhaltbb Mt 
wurde, juchten fich die Kriegführenden wenigitend dagegen zu hie, 
daß ihren Gegnern nicht aus neutralen Staaten jolche Gegenftände mil: 
geführt wurden, welche unmittelbar für den Krieg bejtimmt wa 
(Eontrebande),. Auf zweierlei Weije thaten fie dies, einmal, indem fe 
jolhe Schiffe, welche Contrebande ihrem Gegner zuführten, anhielten u m 
die Waare, eventuell auc) das Schiff wegnahmen; andererjeits durch Er 
träge, welche man in Friedengzeiten mit ſolchen Staaten, deren Zuhmehr 
von Gontrebande in Betracht kommen fonnte, abichloß, in denen nur at 
id) gegenfeitig zufagte, die Ausfuhr von Kriegsartiteln zu verbiet er, 
wenn einer der Gontrahenten in Krieg mit einem dritten Staate Der: 
widelt werden jollte. Die große Zahl der Verträge, welche zu diyen 
Zwecke gejchloffen wurden und gewöhnlich auch eine Aufzählung Der 
Artifel enthielten, die als Contrebande betrachtet werden follten,!) zeig! 
ſchon, daß man ohne vertragsmäßige Verbindlichkeit fein Recht zu haber 
glaubte, ein ſolches Verbot zu fordern; anerkannte doch ſchon Albericu⸗ 
Gentilis, als fi) England über die Zufuhr von Kriegsmunition md 
Lebensmitteln Seitens Neutraler an Spanien beflagte, daß dieſer 
jchwerde wohl die acquitas, aber nicht das strietum jus zur Seite IA 
(De jure belli J. 21). Auf der anderen Eeite aber ließ ſich mit IR 
Abrede jtellen, daß, wenn man mur gegen den einen kriegführendes 
Staat eine Jolche Verbindlichkeit übernommen hatte, diejer im Keriegatal 
thatjächlich vor jeinem Gegner begünftigt ward. „Si medius sim atef 
non possum prodesse, ut alteri noceam,“ fagt Bynkershoek (Q.J.F- 

l. c. 9) und Phillimore (International law III, 226): „It is idle ! 
eontend that this previous stipulation can take away the hostile and part 
character of such an action.* Man fchritt alfo dazu, die Ausfuhr d 
Gontrebande an beide Kriegführende zu verbieten, jelbjt wenn man nur ge 
den einen dazu verpflichtet war; als 3. B. England fich durch Ber 
vom 28. Auguſt 1814 gegen Epanien verbunden hatte, „die wirkar 
Mapregeln zu treffen, um zu verhindern, daß feine Lnterthanen 
Nevolitionären in Amerika Waffen, Munition oder andere Kriege 
zuführen,“ verbot es, um feine Unparteilichfeit zu zeigen, die A 
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Neutralität jei, und hob dasfelbe auf Englands Beſchwerde auf; ven 
Wunfch desjelben aber, die Waffenausfuhr zu verbieten, wies Jefferſon 
1793 entjchieden zurüd. „Our citizens have always been free to make, 
vend, and export arıns. It is the constant occupation and livelr-hood 
of some of them. To suppress their callings, the only means perhap; 
of their subsistence, because a war exists in foreign and distant coun- 
tries, in which we have no concern. would scarcely be expected. It 
would be hard in principle and impossible in practice.” Die Foreiga 
Enlistment Acts von 1794 und 1818, welche jo viel präcifer ala die 
Engliihe von 1819 die Ausrüftung von Kriegsichiffen für Kriegführende, 
mit denen die Vereinigten Etaaten im Frieden find, verbieten, berührten 
den Handel mit Gontrebande nicht. Auch haben die Vereinigten Staaten 
denjelben im weitejten Umfang jtet3 betrieben und das Recht desielben 
aufrecht gehalten. 

Der Attorney-General erklärte am 30. Januar 1796: „If the in- 
dividual citizens of the United States carry on a contraband commerce 
with either of the belligerent powers, neither can charge it upon the 
(tovernment of the neutral nation as a departure from neutrality amd 
it is not considered as a duty imposed upon a nation by a state of 
neutrality to prevent its seamen from employing themselves in contr- 
band trade; nor are there to be shown any instances where a neutral 
nation has exercised, or attempted to exereise, its authority im restraiß- 
ing practices or employments of this kind.“ (Opinions of the Att. Gen. 
of the Un. St. I.. p. 62, 1852). Staatsſecretär Webiter jchreibt am 
8. Ruli 1842: „The trade in articles contraband of war is varried 08 
at te risk of those engaged in it. under the liabilities and penalties 
prescribed by the law of nations or particular treaties. If it be trae. 
therefore. that citizens of the United States have been engaged in & 
eommerce by which Texas, an enenıy of Mexico, has been suppliel 
with arms and ınunitions of war, the Government of the United States, 
nevertheless, was not bound to prevent it, could not have prevented 
it without a manifest departure from the principles of neutrality and 
in no wise answerable for the vonsequences“ (Works VI., p. 452) 
Dasjelbe Recht nahm während des Krimkrieges Präjident Bierce in 
jeiner Botjchaft von 1355 in Anſpruch: „The laws of the United States 
do not forbid their citizens to sell to either of the belligerent power 
articles eontraband of war. or take wunitions of war or soldiers Ol 
board their private ships for transportation. and although in so doißg 
the individual eitizen exposes his property or person to some of the 
hazards of war, his acts do not involve any breach of national nel 
trality. nor of themselves implicate the Government.“ Auch im Bürger 
friege, in welchen die Bereinigten Staaten in fo vielen Beziehungen P die 
Rechte der Sriegführenden auf die Spitze trieben, erklärte der Chertt 
Gerichtöhof: „Neutrals in their own country may sell to belligere 
whatever belligerents choose to buy.“ nur mit der Bedingung, „us! 





100 Die Neutralität. 


das fi Jemand darüber beklagt habe, jo 1792 und 1793 zu Guniten 
Polens.!) Aehnlich erflärte Gladjtone am 25. April 1873 bei Ge⸗ 
Iegenheit eines Aufruf? „for subsceriptions to support the Carlist rising 
in Spain, that the simple act of contributing or asking for subseriptions 
did not in itself constitute a punishable offence,“ bemerkte aber, daß 
er damit nicht jagen wolle, „there were no circumstances under which 
subsceriptions of that kind might be taken notice of in proceedings at 
law“ und bezeichnete als jolche Umjtände „an unlawful conspiracr to 
aid an invasion or in the disturbance of the peace of a foreign countr. 
with which H. M. was at amity“ (Phillimore II., Appendix \.. 
In beiden Fällen handelte e3 ſich um die Unterftügung eines Aufſtandes 
gegen eine anerkannte Regierung, mit der England im Frieden war, 
nit um zwei Triegführende Staaten. In lebterem Falle Haben die 
Vereinigten Staaten ſtets das Necht ihrer Bürger zu Darlehen ke 
hauptet, fo 1842 durch Webfter. Die Conföderirten wie die Nır- 
ftaaten haben im Amerikanischen Bürgerfriege in England ihre Anlehen 
aufgelegt, Frankreich wie der Norddeutihe Bund 1870 in Londn . 
Anlehen geſchloſſen, und fein neutraler Staat hat fi 1877 dere | 
theiligung feiner Angehörigen an den Ruſſiſchen Orient-Anlehen wider. ' 
Als Frankreich fi 1854 Tebhaft über den Abſchluß eines Ruſſiſchen 
Anlehens beflagte und behauptete, das Necht der Selbfterhaltung erlaube 
ihm, das zu hindern, denn wer fih an einem Anlehen feines Feinde 
betheilige, gebe ihm die Mittel, daS Blut der Franzöſiſchen Soldaten zu 
vergießen, jo wie der nicht unparteiifch bleibe, der einem von zivei Duellanten 
Geld Teihe, um Riftolen zu kaufen, ja von Preußen und Hamburg ver 
langte, fie jollten die Notirung des Anlehens an ihren Börfen unter 
jagen, wies erftered dies als eine unzuläffige Analogie mit Subſidien 
beftimmt zurüd, und die mit Frankreich verbündete Engliſche Regierung 
theilte deſſen Ansicht nicht. 


1 


"» Das Edinb. Rev. 1884, p. 278, jagt in Bezug auf diejen Fall: „TR 
theory, allthough unimpeachable as a statement of law, is not considered V 
be of sufficient importance to demand the interference of the executive “ 
enforce it.“ 


$ 154. 


VBerantmwortlichfeit und Entfchädigung für Verlegung 
der Neutralität. 


Hat die Verlegung der Neutralität Seitens der neutralen Regieruns 
ftattgefunden, fo ift der Fall Mar. Der dadurch gefhädigte Kriegführende 
hat das Recht, ſie zur Verantwortung zu ziehen, von ihr Entſchädigun⸗ 


706 Die Neutralität. 


Entſcheidung des Genfer Schiedsgerichts, in dem Deutſchland, Holland, 
Defterreich, Rußland u. ſ. w. nicht vertreten waren, fchon an ſich feine 
neuen Beftimmungen über Neutralitätspflichten aufjtellen, jondern nur für 
die Kontrahenten verbindlich fein, welche übereingefommen, ſich ihr zu 
unterwerfen, jo konnten aud) für dieſe die Motive feine grundjäglige 
Autorität haben, noch weniger aber für ſolche Mächte, die an der Sade 
nicht betheiligt waren. 


$ 156. 
Insbeſondere die Schadenserjagpflicht der Nentralen. 


Die Berantwortlichkeit des Neutralen für eine erfolgte Verlekung 
ſeiner Neutralitätspflicht umfaßt Alles, was er zu einer restitutio i 
integrum des gefchädigten Theiles thun kann. Dazu gehört zunächft, ii 
er den Berleger zur Rechenſchaft zieht, ihn zur Herausgabe einer unge 
jeglicy) gemachten Beute nöthigt, die Fortjegung feiner widerredtliäe 
Handlung nad) Kräften hindert. So fagt Kent: „If the enems be 
attacked under neutral protection, the neutral is bound to redress te 
injury®* (Commentaries 1., p. 116). So erflärte die Englische Regierung 
1828 in dem Terceirafall, daß, da eine Partei „having fraudulenir 
evaded the English jurisdiction and started from these shores in violatioe 
of the foreign Enlistment-Act, the Englislı Government was entitled W 
pursue and seize the ships beyond its jurisdiction“ und verhinderte dee 
halb durch ein nachgefandtes Gefchwader die Landung der ungelrlid 
ausgerüfteten Erpedition auf Portugiefiichem Boden. Ebenſo aber hällt 
die Engliiche Regierung, wenn fie entjchloflen war, ihre Neutralität niht 
verlegen zu laſſen, und nur hintergangen war, in den Fällen des „Lreb“ 
und der „Alabama“ handeln müflen; fie hätte ihnen aus denfelben Gründe, 
die im Terceirafall angeführt wurden, ein Geſchwader nachjenden mütlt 
das fie nach Liverpool zurüdgebracdht hätte und ihnen dort den Prob 
machen. Die Schiffe hätten von jedem Gericht verurtheilt werben mällk 
jobald der Eachverhalt dargelegt worden wäre. 

Die Regierufg hätte ferner von den Conföderirten Staaten Ee 
nugthuung für die Verlegung ihrer Neutralität fordern müjjen, work 
keineswegs eine Anerkennung der Südſtaaten al3 unabhängigen Regie 
gelegen hätte; denn wenn man nicht von einer thatfädjlich bejtehendet 
Regierung Genugthunng verlangen könnte, jo könnte dieje ſich Ale e 
fauben, was eine anerfanıte Regierung nicht ungeftraft thun dirk 
Auch Hatte England früher den Norditaaten gegenüber ausdrücklich W 
Befugniß in Anjprucd genommen, mit einer de facto beſtehenden Ke 
gierung für Abjtelung von Beſchwerden in Berbindung zu trete 
Endlich Hätte die Regierung einen Proceß gegen die Englifchen Rheder 


708 Die Neutralität. 


Darlegung der erwähnten drei Regeln über die Pflichten einer neumalen 
Regierung Alinea 5 gejagt: „H.M's. Government cannot assent to the 
foregoing rules as a statement of principles of international law. which 
were in force at the time, when the claims mentioned in Art. 1 are: 
but H. M’s. Government. in order to evinee its desire of strengthenin: 
the friendly relations between the two countries and of ınaking satisfartori 
provision for the future, agrees. that in deciding the questions between 
the countries arising out of these claüıns, the Arbitrators should assune 
that H. M’s. Government had undertaken to act upon the principles xt 
fortlı in these rules.” Nach diefer Erklärung, deren zweiter Theil ven 
erjten aufhob, war die Verurteilung Englands unzweifelhaft, und eilt 
unerfindfih, wozu man den ganzen Apparat des Echiedögeridtes in 
Bemweguna feste, ftatt ji) unmittelbar mit den Vereinigten Staaten ihn 
die zu zahlende Entſchädigung zu verjtändigen. 

Der zweite Streitpunct war, ob, wenn die Verlegung der Am 
tralität Seitens Englands angenommen werde, nur der unmittelbare 
Schaden vergütet werden jollte, der den Vereinigten Staaten dann 
erwachſen, oder auch der mittelbare. England bejtritt letzteres auf di 
Entjchiedenfte und behauptete, das Schiedsgericht habe gar kein Keil, 
die indirect claims zu berüdlichtigen. Der Wortlaut des Vertrages von 
Waſhington ftand ihm indeß dabei nicht zur Seite. Als Gegenjtand dee 
Streited® zwijchen beiden Theilen bezeichnete Art. 1: _\Vhereas dife- 
rences have arisen and still exist, growing out of the acts, eommittel 
bv the several vessels, which have ziven rise to the claims genericalt 
known as the „Alabama“ claims.“ Die Protofolle der Unterhandluns 
zeigen, daß die Amerikanischen Bevollmächtigten die consequential damage: 
im weitejten Umfang geltend gemacht, und laſſen jeden Proteft der Ing: 
liihen Commiſſare, oder einen Verſuch, die mittelbaren von den ar 
mittelbaren Anfprüchen zu trennen, vermijfen. Diefelben jtinımten vie. 
mehr dem unklaren, von den Amerikanern abfichtlich gewählten Aushrud 
„growing out of the acts” ohne Vorbehalt zu und behaupteten mit 
hernach, e3 jei ihnen mündlich verfprochen, daß jene indirect claims nicht 
vorgebracht werden jollten, eine Behauptung, welche die Amerikanet 
durchaus beitritten, die aber auch, wenn fie richtig gemejen mätt, 
juriſtiſch für die Schiedsrichter als „evidence ontside of the dem 
ment“, nad) dem ſie zu entjcheiden Hatten, nicht in Betracht kommen 
fonnte. Der Amerifaniihe Staatzfecretär Fiſh fragte dann aud mil 
Recht, wie England c3 erkläre, daß von der Befeitigung der mittelberen 
Anſprüche fein Wort in den Vertrag, ja nicht einmal in die Protofolle 
gefonmen jei? Der Ausdrud im Art. 1 „erowing out” zeige, dab & 
ich nicht blos um Anſprüche handle, die durch die Zerjtörung der Shirt 
jelbjt begründet jeien. „That which zrows out of an act is not the a 
itself. but something consequent upon or ineident to the act. the result 
of the act” und was die geltend gemachten indireet claims betreffe, '® 
Habe eben das Schiedsgericht zu entjcheiden, ob fie „results of the ac 
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berührt die neutrale Souveränetät nicht. Die Kriegführenden haben alio 
fein Recht, irgend einen Zweig des Handels zu beſchränken, der om 
neutralem Gebiet geübt wird, fofern der Souverän Ddesjelben fi nicht 
durch früheren Vertrag verpflichtet hat. Verfügt derfelbe Hiervon unad- 
hängig eine Beſchränkung, 3. B. durch ein Ausfuhr. oder Durchfubr 
verbot, jo ift das fein freier Wille, Eraft defien er die betreffende Maß— 
regel jeder Zeit zurüdnehmen kann. Uebrigens können feine Unterthanen 
auf feinem Gebiete jede Waare kaufen und verlaufen, auch an Angehörige 
der Striegführenden. Die Handelsichiffe derjelben unterliegen in na 
tralen Gewäſſern feinen anderen Beichränfungen, als die jedes andern 
neutralen Staates. Es kann alfo höchſtens ein Zweifel darüber eat 
itehen, ob da3 betreffende Schiff ein Handelsſchiff oder auch für kriegerilde 
Zwede bejtinımt ift. Darüber hat der Neutrale zu entjcheiden, in deiien 
Gewäſſer das Schiff kommt; denn wenn er auch feine Zurisdiction über 
fremde Kriegsjchiffe in feinem Gebiete Hat, fo muß er Doch feititelen 
können, ob das betreffende Schiff ein Kriegsſchiff ift, alſo Anſpruch af 
dejjen Immunitäten hat. Solche Fälle kamen früher bei der allgemeine 
Kaperei oft vor. Die meisten Kaper waren fchnellfegelnde Handelsigifft, 
die beim Ausbruch des Krieges bewaffnet wurden. Die Abjchaffung ber 
Kaperei und der Umſchwung im Schiffsbau werden ſolche Fälle jeg 
jelten vorfommen lafjen. Jedenfalls ift aber auch bei Kapern die Jet 
stellung des Schiffscharakters leicht, da jedes Schiff, das Kriegsacte ill, 
eine öffentliche Autorifation haben muß und ohne ſolche ein Ceeräuber 
iſt. Die Vollmacht einer folhen Autorifation aber kann nie jo mit 
gehen, daß der Kapitän eines Kreuzer ein anderes Schiff als jein Be 
gleitjchiff bezeichnen darf, wie e3 3. B. die „Alabama“ in der Tafel 
mit einem genommenen feindlichen Schiffe that. Jedes Schiff muß jeine 
eigene Vollmacht haben, mindeftens muß in derſelben das Begleihſchif 
desjelben namentlich erwähnt fein. 

Nicht minder unzweifelhaft ift, daß der Handel unter neutralen 
Staaten unberührt bleibt; ihre Angehörigen können von einander taufer 
und an einander verkaufen was fie wollen. Nur in dem einzigen well 
haben die Siriegführenden ein Einfpruchgrecht, nämlich, wenn jie nad 
weilen können, daß gewiſſe Waaren, deren Zufuhr an den Kriegögegaet 
ihrer Natur nach der andere Theil zu hindern berechtigt ijt, nur zuß 
Scheine nad neutralen Häfen, in Wahrheit aber für den Kriegägegntt 
bejtimmt jind. 

Aber auh der Handel des Neutralen mit beiden kriegführenden 
Theilen bleibt grundfäglich frei. weil er mit beiden die friedlichen Ve— 
ziehungen fortſetzt. Diefer Grundſatz Hat ſich erſt langfam Bahn ge 
brochen. Nicht blos Haben in einzelnen erbitterten Kämpfen, wie 1689 
zwifchen England-Holland und Frankreich und in den Revolutionskriegen 
Kriegführende den Neutralen allen Handel mit ihren Gegner verbottl. 
jondern fie haben aud) den neutralen Handel mit den SKriegführende! 


beiberjeits den willkürlichſten Befchränfungen unterworfen. Dem frel 


) 
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feinen Gegner verlaffen, auch wenn fie neutrale Eigenthum find, md 
der neutrale Staat Schütt feine Angehörigen dagegen nit. Er wer 
bietet denfelben nicht den Handel mit folhen Waaren, aber erflürt 
ihnen, daß wenn fie diefelben an einen Kriegführenden verjenden, fe 
die auf ihre Gefahr thun und fi) der Wegnahme ausfehen. Hieran 
hat auch die Pariſer Seerecht3-Declaration nichts geändert, denn in beiten 
angeführten Sätzen ift Hinzugefügt: „a l’exception de la contrebanle 
de guerre“. 

Eine zweite Beichränfung des Handel3 der Neutralen mit den 
Kriegführenden ift örtlicher Natur. Um dem Handel feines Gegner 
zu fchaden, ſucht der Kriegführende die Häfen desſelben zu iperrn, 
indem er durch jeine Kriegsfchiffe das Ein- und Auslaufen aller Schiie 
hindert und beanſprucht, daß die Neutralen diefe Eperrung, Blofade gr: 
nannt, achten, indem fie nach blofirten Häfen feine® Gegners überhaupt 
: Teine Wuaren jenden, auch nicht ſolche, die an fi ganz unſchuldige 
Natur find. Die neutrale Regierung verhält fi) ihrerjeitö ihren Ar 
gehörigen gegenüber, wie bei der Contrebande. Cie verbietet ihnen der 
Handel mit blofirten Plätzen nicht, aber fie jagt ihnen, daß fie denjelden 
auf ihre Gefahr unternehmen und daß fie, jofern die Blofade gewiſſen 
Erfordernifjen entipricht, von ihr feinen Schuß zu erwarten haben, went 


der Kriegführende ihr Schiff mit jeiner Ladung wegnimmt, jobald ne 


— — nn 


ſelbe in den blokirten Hafen einzulanfen oder aus demſelben auszulaue 
ſucht. Auch dieſe Beſchränkung des Handelsverkehrs der Neutralen hat 


die Pariſer Declaration implicite beſtehen laſſen, indem ſie in 4. die 
Erforderniſſe einer rechtskräftigen Blokade feſtzuſtellen ſucht. 

In dieſen Beſchränkungen des neutralen Handels liegen zivei weitet. 
In Friedenszeiten darf kein Kriegsſchiff ein fremdes Handelsſchiff auf 
hoher See anhalten oder durchſuchen, es jei denn bei begründeten ver⸗ 
dacht der Seeräuberei oder des Sklavenhandels, wenn dies vertrag 
mäßig erlaubt iſt. Der Kriegszuſtand erlaubt den Kriegsſchiffen, nentrle 

Schiffe darauf Hin zu unterjuchen, ob fie fich einer Verlegung des Be 
botes der Zufuhr von Contrebande oder eines Bruches der Blokade 
ſchuldig gemacht Haben, und glaubt der Kriegführende dafür Beweiſe bei 
der Durchſuchung des Schiffes gefunden zu Haben, jo kann er bag Edi 
in jeinen Hafen zur Aburtheilung durch feine Prijengerichte führe. 
Die neutrale Regierung darf fich diefen Folgen der beiden zugegebent 
Verbote nicht widerjegen, fofern dabei nach anerkannten Rechtsregeln 
verfahren wird. 

Endlich fann dag neutrale Gut in eine derartige Verbindung mt 
dem feindlichen Gebiet oder Eigenthum getreten fein, daß feine Schonung 
der Erreihung des Kriegszieled widerjpriht. Der Angehörige eine 
neutralen Staates in Feindesland tHeilt die Kriegsgefahr mit allen Un 
gehörigen des Aufenthaltzftantes und kann für fein daſelbſt befindfices 
Eigenthum keinen beſonderen Schutz fordern. Der Neutrale, der ſein 


Gut einem feindlichen Schiffe anvertraut hat, kann ſich nicht beklagen, 
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avons permis et permettons à nosdiets subjects les prendre et les amener 
A nos ports et havres et lesdites munitions retenir, selon l’estimation 
raisonnable qui en sera faite par notre amiral ou son lieutenant“ 
(Lebeau, Code des Prises I., p. 97). Aehnliche Verordnungen erliehen 
nun regelmäßig die Regierungen bei Ausbruch eines Krieges und theilten 
fie den Neutralen zur Nahadtung mit. Eliſabeth antwortete dem 
Polnischen Gefandten, der ſich darüber bejchiverte, daß fie feinen An- 
gehörigen wehre, ihre Waaren nah Spanien einzuführen: „Quod tu jus 
gentium praetendis, scire debes, exorto inter reges bello, licere uni 
parti auxilia vel subsidia ad alteram partem missa intercipere et pm- 
videre ne damni quiequam inde sibi aceidat“ und verweiſt ihn dara, 
daß die Könige von Polen und Schweden dasfelbe in ihren Kriegen 
mit den Moskovitern gethan. Diefelbe Fürftin nahm den Hanfen 158% 
ſechzig Schiffe mit Korn und Schiffsmaterial weg, welche nad) Epanien 
beftimmt waren, da fie nicht nur foldhe Zufuhren verboten, jondern aud 
in den den Hanfishen Kaufleuten gegebenen Freibriefen ausdrüdlih ge 
fagt fei, daß diejelben den offenen Feinden des Königreiches Feine Zufuhr 
leiften jollten; derartige Zufuhren fegten den König von Epanien beim 
in Stand, feinen Krieg gegen England fortzuführen. Umgekehrt aner 
fannte Albericus Gentilis die Rechtmäßigkeit der Wegnahme eine 
Englifhen Schiffes, das neben feiner allgemeinen Ladung einige Zub 
Pulver an Bord hatte, ald dem Bölferrecht entiprechend. ine Reif 
von Verträgen febte dies beſonders feit und zählte die verbotenen Ir 
tifel auf; aber das Recht der Wegnahme beftand Hiervon unabhängig. 
Der Name Contrebande, der im 15. Jahrhundert in Stalienilden 
Documenten in dem Einne von ungefehlichem Beſitz einer Waare vet: 
fommt (Ducange v. Contrabanda) erjcheint dabei noch nicht, jelbit 
Grotius braucht ihn noch nicht, obwohl in demfelben Jahre, wo je 
Werk veröffentlicht ward, der Vertrag von Eouthampton zwiſchen Eng 
land und den Vereinigten Provinzen der Niederlande von 1625 mit 
„marchandises de eontrebande* etwas allgemein Bekanntes bezeichnet. 


2, Hanptitelle ift die Conftitution des Kaiſers Marcianus 1. 2, Cod. IV. 
41: „Quae res exportari non debeant. Nemo alienigenis barbaris lorie#. 
ecuta, arma, sagittas, spattas, gladios vel alterius cuiuscumque generis are 
audeat venumdare, nulla prorsus tela, nihil ferri ve) facti iam vel adhuc i# 
fecti. Perniciosum enim Romano imperio et proditioni proximum est bar 
baros, quos indigere convenit telis eos, ut validiores reddantur, instruere." 

*, Coneil. IAteran. III. von 1179 unter Alexander III, Can. 24, und Lat. I. 
von 1215 (Innocenz III); cap. 6, X. de Judaeis et Sarac. V. Ebenſo Kay. # 
der Assises de ‚Jerusalem. Dies Verbot wurde jpäter auch auf die Zufuhr M 
die von 9. Stuhle als Keger Erflärten ausgedehnt. jo noch in der Bulle— 
eoena Domini“ 1627. Uebrigens bejchränfte fhon Bonifaz VIII. 1302 
Verbot der Zufuhr an die Ungläubigen auf Waffen, Holz und Korn. Umgeke 
erflärten jpäter Proteftanten das canoniſche Verbot für unverbindlid. „Erz 
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ſchied dieſe ausdrüdlih von Waffen und anderen verbotenen Artx_ J 
welche allein der Wegnahme unterliegen jollten. Der Vertrag Fu. 
reichs mit den SHanfeftädten von 1655 verbot nur alle Waffen 
Segeltuch, gab aber Lebensmittel frei, außer bei Zufuhr bei belag x 
Plätzen (Dumont VL, p. II, p. 103). Im Porenäen-Bertrage z 
1659 heißt e8 Art. 12—13: „En ce genre de marchandises de co zazrtı 
bande s’entend seulement &tre comprises toutes sortes d’armes & fi 
et autres assortiments «dicelles,* die einzeln aufgezählt werden al 
„servant & usage de la guerre. Ne sont compris en ce genre d 
marchandises de contrebande, les froments, blcs et autres rain, 
lögumes, huiles, vin, sel, ni göneralement tout ce qui appartient äh 
nourriture et sustentation de la vie, mais demeureront libres, comme 
toutes les autres marchandises en l’artiele precedent et en sera k 
transport permis, m&me aux lieux ennemis «de la couronne d’Espage. 
sauf en Portugal, comme il a ete dit, et aux villes et places assiemee, 
bloqudes, ou investies* (Dumont, ibid. p. 266). Der Bertrag ven 
St. Germain zwiſchen England und Frantrei von 1677 verbietet ale 
Waffen „et assortimens faconnez ct formez & l'usage de la querre‘. 
Ichließt dagegen aus „lies etoffes et manufactures de laine, lin. sore 
coton ct de quelque autre matiere que ce soit, toutes sortes habits 
et vestemens, et. les “toffes desquelles on les fait, or et argent monnoye 

et non nıonnoye“, alle Metalle, alle Lebensmittel, „cotons, chanıre. 
lins, poix, cordages, voiles, anchres, mats, planches, poutres et bis 
travaill& de toutes especes d’arbres et qui peut. servir à construire des 
vaisseaux ou & les radouber*. Die Franzöfiihe Marine-Ordonnan 
von 1681 beſchränkt die Contrebande auf Kriegsmunition. Eir Leolint 
Jenkins ftellte 1674 in einem Gutachten den Grundjag auf „that 
goods, if they be not. made unfree by being found in an unfree bottom. 
eannot be judged by any other law, but by the general law of natio®. 
that: nothing onght to be judged contraband by that law in this a8 
but what is directly and immediately subservient to the use of WW. 
exeept it. be in the case of besieged places or of a general certificatios 
by Spain to all the world, that they will condemm all pitch and {4 
they meet with“ (Wynne, Life of Jenkins II, p. 751). Bynkershoel 
(Quest. jur. publ. I., cap. 10, De his, quae ad amicorum nastrorü® 
hostes non reete advehuntur) bejtreitet die Unterjcheidung von Grotint: 
„Quis arbiter erit eins necessitatis, nam facillimum est eam praetexeft 
an ipse ego, qui intercepi? Sic, puto, ei sedet, sed in causa mes * 
dere judicem omnes leges omniaque jura prohibent.* Er will ſich m" 
an Die ratio und den usus halten; erjtere, die Neutralität, gebiete „* 
in eausa belli alterum alteri praeferam, usus intelligitur ex p@ 
petna quodammodo paeiscendi edicendique consuetudine*, und nad 
er eine Reihe von Verträgen und Berordnungen aufgezählt, ſchließt e 
„ex his fere intelligo. contrabanda diei quae uti sunt, bello apta —— 
possunt, nec quicquam interesse, an extra bellum usum praebeant“. 
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wird gejagt: „And whereas the difficulty on agreeing on the pres 
cases in which alone provisions and other articles not generally com _—— 
band may be regarded as such, renders it expedient to provide age 
the inconveniences and misunderstandings which might thence arise= 
is further agreed, that whenever such articles so becoming contrabe =z 
according to the existing law of nations, shall for that reason be se = 
the same shall not be contiscated, but the owners thereof shbak m 
speedily and completely indemnified.* Als daher die Engliide Prov &s. 
order von 1795 die Britiihen Kreuzer anwies, alle mit Lebensmũ zre 
nah Franzöfifhen Häfen beftimmten Schiffe aufzubringen, und d ca Vo 
auch Amerikanische Schiffe betroffen wurden, wurde fpäter den Etger 
tgümern von Schiff und Ladung volle Entfhädigung zuerkannt. Sm 
Art. 13 des Vertrages zwilchen Preußen und den Vereinigten Sta aten 
von 1785 wurde in unerhörter Liberalität verabredet, daß felbjt noto Tiſche 
Contrebande, wie Waffen, nicht der Wegnahme, fondern nur der Be 
ſchlagnahme unterliegen jolle, entweder gegen volle Zahlung des Werthei 
oder Entjchädigung bei fpäterer Nüdgabe für den Verluſt. Im Revo— 
Iutionsfriege erhielt der Begriff der Contrebande wieder eine Aus 
dehnung, die allen neutralen Handel in Frage ftellte. Indeß verftand 
fih England doch in feinem Bertrage mit Nußland von 180I 
(Art. III, 3) dazu, zu erklären, daß als Contrebande nur die namentlich 
aufgezählten Waffen und Ausrüftungsgegenjtände gelten follten „en ex- 
ceptant toutefois la quantit& des susdits articles, qui peut. &tre necessaire 
pour la defense Ju vaisseau et de ceux qui en composent l’&quipage”. 

alle anderen Güter follten frei jein, jo weit fie nicht feindliche WBaaren 
find. Seit 1814 find nod) in zahlreichen Verträgen Bejtimmungen über ı 
Contrebande aufgenommen, aber der einzige allgemeine interna 

Act, der das Seereht zum Gegenjtande Hat, berührt die Frage, wa⸗ 
Contrebande it, nicht. Sie ermächtigt zur Wegnahme der Eontre 

ohne zu fagen, worin dieje beſteht. Ebenſo ſpricht Art. 33 der Gong 
Ucte von 1885 nur von den „objets destines A un belligerant et con- 
sideres, en vertu du droit des gens, coınme articles de contrebande de 
xuerre®, als ob es feititände, welche als ſolche zu betrachten find. DR 
den usus und die consuetudo kann man nur auf die neueren Berträg 
gehen, welche unzweifelhaft die Zendenz haben, nur Waffen und wa⸗ 
zum Kriege dienen kann, zu verbieten. So Art. 15 des Vermage 
zwilchen dem Zollverein und Merico vom 28. Augujt 1869: „Waſie 
Pferde und alle übrigen für den Kriegsgebrauch zu Lande oder zu Bf 
geeigneten Gegenſtände.“ Ebenſo ohne Pferde Art. 22 des Vertro 
zwiſchen dem Zollverein und Salvador von 13. Suni 1870. Art. 

des Vertrages zwiſchen Peru und den Vereinigten Staaten vom 6. 
tember 1870. Art. 15 des Vertrages der Vereinigten Staaten mit It 

vom 26. Februar 1871: „any other materials ınanufactured, pre] 

and formed expressiy to make war by sea and land.” Art. % 
Vertrages Deutſchlands mit Eofta-Rica vom 18. Mai 1875. 
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Ruſſiſche Ukas vom 12. Mai 1877 erklärt als Contrebande Waffen 
aller Art und ihre Theile, Schießbedarf, Sprengmaſchinen und ⸗Stoffe, 
Zronsportmittel für die Armee, Artillerie, Maſchinen, Gegenſtände der 
Ausrüftung und Bekleidung der Soldaten. 

Zu erwähnen ilt noch, daß Schiffe, welche zu Eriegerifchen Zwecken 
tauglich find, aber nicht im Auftrage der Kriegführenden in neutralem 
Gebiete gebaut find, ſtets als Contrebande gegolten haben und mit 
Hecht noch gelten, wenn fie auf der Reife nach einem feindlichen Hafen 
betroffen werden, um dort verfauft zu werden. Wenn aber ein zu 
friegeriihen Zweden gebrauchtes Schiff bona fide wieder als Handels— 
Ihiff dient, ift e8 frei, wie die Englifchen Gerichte 1804 in mehreren 
Fällen entjchieven, wo „the occasion for selling it has arisen out of 
the circumstances attending its employment in trade.“ 


)Y Martens et Cussy, Rec. I. p. 47. 


8 160. 
b) Natur der Sontrebande : Artikel. 


Eine allgemein verbindliche Löſung der Frage beiteht demnach nicht. 
1859 weigerte fi) das Englifche Auswärtige Amt auf eine Anfrage von 
Kaufleuten, eine Auskunft darüber zu geben, was Contrebande fei und 
eewiderte: „The Prize court of the captor is the competent tribunal 
to decide whether it is contraband or not, while it is obviously im- 
possible for H. M’s. Government to anticipate the result of that decision. 
The decision must be accepted unless there has been a flagrant violation 
ef international law“. Ganz ebenjo antwortete auf eine Anfrage der 
dandelsfammer von Birmingham am 1. August 1870 das Auswärtige 
Amt, daß die Regierung Kriegscontrebande nicht definiren könne. Die 
Eonge-Acte von 1885 fagt Art. 29 nur: „des objets consideres en 
vertu du droit des gens, comme articles de contrebande de guerre“. 
Vie Neutralitätsproclamation vom 13. Mai 1861 erklärte als Contre- 

„any article or articles considered and Jdeemed contraband of 
war according to the law or modern usage of nations®. Dieſer Un- 
beftimmtheit gegenüber bemerkte Lord Ellenborough im Oberhaufe: 
„How are plain men to find out, what articles have of late been 
considered contraband of war by the usage of nations? They cannot 
kok through all the recent decisions of courts of admiralty jurisdiction, 
206 only in tbis country, but in others and it is highly probable that 
they will be found conflicting with one another. Formerly all these 

ges were controlled by one prevailing principle, that that is contra- 
d of war, which in the possession of the enemy would enaule him 
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better to carıy on war. That is a clear, reasonable and intelligit——W 
principle.“ Bas ift es allerdings, ftellt aber alles in die Willfür Te 
Kriegführenden, und danad) würde die Beſtimmung der res ancipitis us 
davon abhängen, ob es für den Kriegführenden felbjt wichtiger tft, fie 
in freien Verkehr zu lafjen oder feinem Gegner die Zufuhr abzufchneid —en. 
So fagt Mac Eullocd in feinen Dictionary of Commerce unter Neutral ME ity 
p. 879: „The distinetive peculiarity of articles contraband of war is 
not that thev belong to one class of products or another, but that - the 
want of them would inflict serious injury on the party by whom tr her 
are imported.“ Und in einem Aufſatz der Edinb. Review vom li 


1854, bei der Trage, ob Kohle als Contrebande anzufehen fei, als 
welche die Regierung fie im Kriege mit Rußland behandelte, Heißt es: 
„But it is of so much importance to our own cruisers to be able to 
take in coal in neutral ports. which they would not be able to do. if 


coal was universallv regarded as a prohibited article, that we sho =uld 
probably lose more than we can gain by contending for the prohibitio—mm." 
Wenn Lord Cockburn jeinerfeit3 1873 jagte: „Coal. too, though in 
its nature ancipitis usus, vet when intended to contribute to the mot Ze 
power of a vessel, must as well as machinery, be placed in the sa me 
category as ınasts and sails, which have always been placed amc» MM 
articles of contraband“ (Parl. Papers N. America, No. 2, p. 29), ſo 
trifft das ſchon deshalb nicht zu, weil Segel und Maſten keineswe 9 
allgemein oder nur überwiegend als Contrebande gegolten haben. Hz Il 
(International law p. 614) jagt, die Schwierigfeit beiteht darin, zu et 
Icheiden, ob ein Artikel wefentlich für die Kriegführung ift — Koh Ei 
und Mafchinen 3. B. könnten dies ebenſo wie Waffen fein — obwe> hl 
fie gerade jo gut für friedliche Zwede beftinmt feien.!) Dies iſt an 
fih richtig, und Hautefeuille (Histoire du droit maritime, p. 4* Si 
geht zu weit, wenn er nur als Contrebande gelten laſſen will „artie 4 © 
expressöment et uniquement destines à faire la guerre“, meil dies ar Mt 
Segenjtände ancipitis usus ausjchliegen würde, aber andererjeit? fa zei 
der Siriegführende nicht allein entfcheiden, welche Artikel weſentlich z— x 
Kriegführung find. Das Institut de droit international ſchlug deshc lb 
auf feiner Züricher Verſammlung 1877 vor, zu jagen: „Sont toutels--" 
sujets a Ja saisie: les objets destines a la guerre ou susceptibles ı = _ 5 
etre employes immediatement. Lies gouvernements belligerants au. 
ia l’oecasion de chaque wmerre. A döterminer d’avance lex objets ur N 
tiendront pour tels. Sont &ralement sujets à saisie les navires nr 
ehands qui ont pris part ou sont destines a prendre part. ou sont en 
“tat de prendre immediatement part aux hostilites. on qui ont mug | 
un blocus effeetif et deelare®. wonach alſo die Schiffe, welche ni | 
vorher für Feindſeligkeiten beftimmt find (built or equipped to onlee 
aber dafiir verwendet werden fünnen oder verwendet find, zur Son 
bande gehören.?) Jedenfalls ift feftzuhnlten, daß es keineswegs ledig” id 
dem Belieben der Striegführenden anheimgegeben ift, welche Gegenitän” as 
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peuples civilises, ’adoption de telles mesures extr&mes. Nous nous eroroß 
fondes à poser en principe que le commerce des denr&es alimentains 
reste essentiellement libre en temps de guerre“ (Droit internat. IV. p. 2 
Nur für den Fall gilt eine Ausnahme, daß die Lebensmittel unmitteler 
einer feindlichen Flotte zugeführt werden; ein Echiff, welches dies unter 
nimmt, leiftet jener Flotte Hülfgdienfte, denn die Lebensmittel können 
nur dazu dienen, fie in Stand zu feßen, den Krieg fortzuführen, während 
man von denjenigen, welche ein neutrale® Schiff nad) einem feindlichen 
Hafen bringt, nicht wiffen kann, ob fie für die Armee oder die de 
völferung beftimmt ſind. Aus gleichen Grunde weigerte fi) die ing 
liſche Regierung 1870, die Kohlenausfuhr nad) Frankreich zu unterjagen, 
aber verbot die Zufuhr von Kohlen an die Franzöſiſche Flotte. 
Frankreich hat es unternommen, diefen Bunct wieder in Frage zu 
stellen. Am 20. Zebruar 1885 meldete Herr Waddington em 
Granville: „Les conditions dans lesquelles se poursuit actuellement la 
wuerre avec la Chine ont determine le gouvernement (le la Repuhligee 
d’user du droit qui li appartient de considerer et de traiter len 
eonme contrebande de guerre.* Der Minijter bejtreitet in feiner An 
wort vom 27. Februar die Berechtigung diefer Maßregel, daß Lebens 
mittel, ausgenommen wenn jie unntittelbar für eine feindliche wiette 
beftimmt find, als Gontrebande angejehen werden könnten. Ju ein 
jchr unklaren Ausführung?) vom 10. März ſucht Herr Waddingtos 
feine Regierung zu rechtfertigen; fie Läuft thatſächlich nur darauf hinaus, 
day England ſelbſt anerkannt habe, es könnten Artikel je nach Umfländer 
Contrebande oder nicht fein und der Siriegführende Habe eben zu & 
jtimmen, ob dies der Fall fei oder nicht. Es feien eben bejondere Um 
jtände, über welche frankreich der befte Richter jei, die es zu der ge 
nanıten Maßregel bejtimmt hätten. Die Wichtigkeit des Neis für die 
Ernährung der Bevölkerung und der Armee Chinas erlaube jeiner I 
gterung nicht, die Zufuhr desfelben nad) dem Norden Chinas zu g 
itatten, ohne ſich eines der wichtigſten Zwangsmittel zu berauben, de 
ſie zu ihrer Verfügung habe. Lord Granville entgegnet daran 4 
4. April, er beſtreite nicht, daß in erſter Inſtanz die Priſengerichte da 
Kriegführenden über die Rechtmäßigkeit der Wegnahme zu ent) 
hätten, aber wenn ſolche Entſcheidungen für neutrale Regieruga 
bindend jein follten, müßten jie den Grundfägen des Völkerrechts W 
jprechen, und 3. M. Regierung fühle fich verpflichtet, ihre Rechte P 
wahren, indem fie entichieden gegen die Toctrin proteftirt, daß M 
Kriegführende ohne Rüdficht auf die mohlbegründeten Rechte der Kr 
tralen zu entfcheiden hat, was Contrebande ift und mas nit. Ben 
eine Tepeiche des Herrn Ferry vom 13. März anführt, daß einige de 
rür China beſtimmten Reisladungen die Natur eines Tributs oder eintt 
Hiülfeleiftung an den Hof von Peking hätten und unter diejen Umſtänden 
England wenigſtens zugeben werde, daß diefe als Kriegscontrebande de 
Wegnahme unterlägen, jo müſſe er bemerken, daß die Wegnahme joldeı 
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auf Reis nahe, daß diejer niemals durch irgend welche Behandlung 
Kriegszwecken dienen kann. Das Recht Frankreichs, China die Rei 
zufuhr abzufchneiden, kann nicht bejtritten werden, aber dies konnte nur 
durch die Blokade Chinefischer Häfen gejchehen, nicht indem man wil. 
fürlich diefe Waare zur Contrebande ftempelte; man hätte dann dal 
Gleiche für die Ausfuhr von Ceide oder Thee verfügen können. U | 
eine folche Blofade, wie Herr Wadpdington in feiner Note vom 10. Riy | 
jagt, für die Neutralen härter geweſen wäre, als das Verbot der Ju | 
fuhr dieſes einen Artikels, kommt für den NRechtspunct jo wenig in 
Betracht, wie die jehr zweifelhafte Behauptung Ferry's in der Kammer 
(18. Zuni), daß diefer „blocus du riz“ (!), der noch dazu befchränkt ge 
weſen, China zum Nachgeben gezwungen babe. Dean muß mit Lord 
Granpville fi) dagegen verwahren, daß die Beftimmung der Con: 
bande Tediglid dem Belieben der Kriegführenden preisgegeben fei. | 
Schließlich ijt noch zu erwähnen, daß bei den Verordnungen dr 
SKriegführenden wohl zu unterjcheiden ift, was fie ihren eigenen lnte: 
thanen auszuführen verbieten, und mas fie bei Neutralen als Gontre 
bande behandeln. Bei der erjten Kategorie von Waaren ift die Rüdidt 
auf den eigenen Gebrauch weſentlich mitbeſtimmend, wie 3. B. bei kn 
Pferdeausfuhrverboten, welche bei drohenden Kriege erlafjen werden. 
Bereit? am 18. Februar 1854, aljo 1'/z Monate vor der Kriege 
erflärung gegen Rußland, verbot eine Englifche Verordnung die Ausfuhr 
von Waffen und Meafchinentheilen, was am 11. und 24. April aufole 
Europäiſchen Häfen nördlid von Dünkirchen und öſtlich von Malte be 
Ichräntt ward. Dabei ward ausdrüdlich erklärt, daß die Erlaubniß der 
Ausfuhr nach anderen Häfen nicht zu verftchen fei als „a licence fr 
their transport at. sea, as affecting the law of contraband. It was neref 
intended, that the prohibition should be construcd into a fresh declarativß 
of contraband of war. It rests with the courts of maritime jurisdietie 
to determine that question.“ Ebenſo verbot am 30. November 181 
beim Amerikaniſchen Bürgerfriege eine Berordnung die Auzfuhr va 
Waffen, Munition, Calpeter, Nitrat von Soda, Bimzftein a. f. w. 


1) Hall p. 617: „England during the war of 1870 considered that {he 
character of coal should be determined by its destination, and though #8 
refuses to class it, as a general rule. with contraband merchandise, vewb - 
were prohibited from sailing from English ports with supplies direetr 
consigned to the French fleet in the North Sea. The view taken bf 
England seems to be that which is most appropriate to the uses of the 
commodity with which it deals. Coal is employed so largely and for x 
great a number of innocent purposes, the whole daily life of many nation 
is so dependent on it by its use for making gas, for driving locomotives, 
and for the conduct of the most ordinary industries, that no sufficient pre 
sumption of an intended warlike use is afforded by the simple fact of its 
destination to a belligerent port. But on the other hand it is in the 
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und es war eine bloje Spibfindigfeit, wenn Die frühere Cnglühe 
Surisprudenz eine continuous voyage zu conftruiren fuchte, wenn Hi 
und Nüdreife „are both inseparably connected in their original 
plan“. Es ift Sache des Kiriegführenden, die Kontrebande auf der Hin 
reife wegzunehmen; jobald fie nicht mehr an Bord ift, wird das Schi 
frei. Es war unjtreitig eine Verlegung des Völkerrecht, daß bie 
Peruaniſchen Gerichte 1879 das Hamburgiihe Schiff „Luxor“ ver 
theilten, welches während des damaligen Krieges zwiſchen Peru und 
Chile Waffen und Kriegsgeräth von Montevideo nach) Valparaiſo ge 
bracht Hatte, und erjt nach der Ablieferung derjelben auf jeiner Weite 
reife in dem Peruanijchen Hafen Callao mit Beichlag belegt ward. Te 
Peruaniſche Staatsanwalt, welcher dies Traft des Nechtes der Negiermg 
als Friegführender Macht zu rechtfertigen juchte, zeigte nur feine juriftih 
Schwäche, indem er die Annahme zurüdiwies, dad Schiff müfle in Hagranti 
ergriffen werden, während es genügend ſei, wenn cö in delicto betrofe 
jei, da es ganz unerfindlich ift, welches der Unterfchied beider Ausdrüdt 
jein jol. Tie richtige Auffafiung hat dann die Deutiche Regierung 
Peru gegenüber zur Geltung gebradt. 

Aber andererjeitd joll auch keine Umgehung des Werbotes jtatt 
finden, feine Verhehlung der Natur der Waare durch zimeifelhafte Ir 
gaben im Connofjement, noch der Beitimnung des Schiffes. pm legten 
Beziehung jagt der erwähnte Manual: „It frequentiy happens that a 
vessel’s destination is expressed in her papers to be dependent up“ 
econtingeneies. In such case the destination should be presumed hostik. 
if any one of the ports, which under any of the contingencies she may 
be intended to touch at or go to, be hostile; but this presumtiea 
may be rebutted by clear proof, that her master has definitive 
abandoned a hostile destination, and is pursuing a neutral one.” G 
gilt ferner für die Neije felbit der Sat „dolus non purgatur circnite”, 
wenn ein neutraler Hafen als nächſter Bejtimmungsort angegeben it. 
aber aus den Umständen zu fchließen ijt, daß die wirkliche Bejtimmunz 
ein Hafen des Siriegführenden war. Tas Entjcheidende ift hier die end 
liche Beitinmung des Schiffes. Wenn in dem Erfenntniffe des Amente 
nifhen Supreme Court im Falle der „Bermuda“ von 1863 gelagt il, 
„The interposition of a neutral port between neutral departure and 
belligerent destination. has always been a favourite resort of contrabapd 
earriers. But it never avails them, when the ultimate destination i⸗ 
ascertained*, jo ift dies richtig; wenn aber dann weiter zwiichen Sci 
und Ladung unterjchieden und behauptet wird, Iehtere fünne Con 
bleiben, wenn fie auch im neutralen Hafen gelandet fei, jofern fie mi 
von dort nad) einen: feindlichen Gebiet bejtimmt fei, fo ift dem enticiedet 
zu widerſprechen. Es Heißt in jenem Erkenntniß weiter: „If there I 
an intention, either formed at the time of original shipment, or after 
wards. to send the goods to an unlawful destination, the continuity 0 
the voyage will not be Iroken, as to the cargo, by any transactions # 
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Verordnungen und Verträge, fo namentlich” der Niederlande, nur be 
Wegnahme der Contrebande gejtatten, und jtellt dieſer „sententia pac- 
torum et edietorum” feine Theorie gegenüber, und in der That jchlieen 
die meilten Verträge und die überwiegende Praris die Confiscation von 
Schiff und übriger Ladung aus. Manche Verträge, wie zwiſchen For: 
tugal und Rußland, geitatten auch dem Capitän feine Reife fortzujegen, 
wenn er die Contrebande aufgiebt. Indeß Steht diefer Grundjag nikt 
allgemein feit und es ijt zuzugeben, daß Ausnahmen gemacht werden 
müſſen; es fommt nur darauf an, diefe möglichſt klar zu beſtimmen. 

Es ift gewiß richtig, wenn 3. B. die Tänijche Verordnung vom 
16. Februar 1864 und die Preußifche vom 3. März 1864 (8 7 Rr.) 
das Schiff für verfallen erklärten, wenn die ganze Ladung aus Gone: 
bande befteht, nicht aber wenn letztere nur einen Theil der erfteren au— 
macht; es läßt ſich auch noch hören, wenn die Franzöſiſche Ber 
nung von 1870 in Anlehnung an die von 1778 das Schiff nur mt 
geben will, wenn die Sontrebande weniger als Dreiviertel der Ladung beträgt, 
oder wie die Defterreichifche Verordnung von 1866 unflarer jagt, cine 
überwiegenden Theil der Ladung ausmacht. Tenn in allen dieien yülen 
ericheint als eigentlicher Zived der Reiſe die Beförderung der Gontre 
bande. Wenn aber Phillimore (III. p. 463) fagt: „The penalts «f 
contraband extends to all the property of the same owner involel ia 
the same unlawful transaction. And therefore. if the same owner puses 
articles which are and which not contraband. all will be alike con 
demned. To escape from the contagion of contreband the inneent 
articles must be the property of a different owner” ſo ijt dies mt 
ichieden zurüdzumeifen. Die erlaubten Waaren haben keinerlei Ve— 
ziehung zu den unerlaubten und die Fiction der Anſteckung der ertern 
durch die leteren beruht wieder auf der falſchen Auffaſſung eines Star 
recht3 der Kriegführenden. Treffend bemerkt in diefer Hinficht Perels 
(S. 244): „Auch wenn man den Eigenthümer der unverfänglichen Yadung. 
welcher zugleich Eigenthümer der Contrebande-Artifel ift, getwiiiermaßen 
al3 Feind und jein Eigenthum als feindfiches anfehen will, würde dad. 
joweit die Grundfäge der Parifer Declaration von 1856 gelten, der 
unverfängliche Theil der Ladung eines neutralen Echiffes nicht der Com 
fiscation verfallen, weil fie eben Feine Striegscontrebande ijt und feind- 
liche Waare, mit alleiniger Ausnahme der leßteren, der Wegnahme nicht 
unterliegt. Ebenfo wenig würde aus der Fiction, daß das neutrale 
Schiff, deſſen Rheder oder Capitän wiſſentlich Gontrebande bejörert, 
wie ein feindliche® anzuſehen und zu behandeln jei, ein Recht anf Com 
fiscation der an Bord befindlichen neutralen Ladungsartifel, die mt 
GContrebande jind, hergeleitet werden können, weil die neutrale Wagce— 
mit Ausnahme der Ktriegscontrebande, auch an Bord eines feindlichen 
Schiffes der Wegnahme nicht unterworfen ift.“ 

Zuzugeben iſt dagegen, daß das Schiff verfallen iſt, wenn dat 
jelbe dem Eigentümer der Contrebande gehört oder wenn der Eigen: 
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desjelben. Der Kriegsgegner, welcher diefe Zufuhr Hindert, kann au 
diefe menfchliche Contrebande nicht wie Waffen u. |. m. jelbit brauchen oder 
verkaufen, er fann die Truppen nır zu Gefangenen machen und mık 
fie dann als folche ernähren. Die bloje Verhinderung und Entziehung der 
Fracht ift daher feine entjprechende Strafe, dad Schiff gilt unbedingt alz 
verfallen, deshalb wird auch diefe Handlung durch Die Geſezze der 
meiften Staaten geradezu verboten. (Allg. Landrecht IL., Tit., 8 5 2081 
und 2058, Engl. und Franz. Verordnungen vom Frühjahr 186, 
Engliſche Neutralitätserflärung vom 9. Auguft 1870 [NNlegal expedition. 
Amerikanifche vom 22. Auguft 1870 sub 11.) Zweifelhaft ift nur die 
Frage, welcher Thatbeftand einen ſolchen Transport conjtituirt. Zunädit 
muß bewieſen werden, daß die Leute wirklich tm Kriegsdienſte des Feinde: 
itehen oder bei der Landung in denfelben treten follen, fodann muß der 
Eigenthümer oder Capitän willen, daß die Leute in diefer Abſicht fd 
einſchiffen. Dieſelben dürfen auch nicht einfache Paſſagiere fein, welde 
ihre Fahrt wie andere bezahlen; ein Schiff, welches ſolche befördert und 
Jeden aufnimmt, der feine Fahrkarte Löjt, identificirt fich in keiner Weiſe 
mit den Siriegführenden, wenn es einige Perſonen, die in deſſen Dienitn 
ftehen, befördert. Die Befürderung der betreffenden Berjonen muß vie 
mehr der eigentliche Zweck der Reife des Schiffes fein; die Zahl dagegen 
kann nicht grundfäßlich feitgejtellt werden, da fie eine thatlächliche Frage 
it. Das Mitnehmen einiger Soldaten wird nicht als Transport ve 
Truppen angejehen werden, dagegen kann die Beförderung einiger höher 
DOfficiere wichtiger fein al die vieler Gemeinen. 

So war es in dein Falle der „Friendſhip“, eines Nordamerikanilden 
Schiffes, das 1807 von einem Franzöfiichen Agenten gechartert wurde, um 
einige achtzig Mann Franzöjifche Offtciere und Seeleute nach Frankreich zu 
bringen. Die Leute jtanden an Bord unter militärifcher Disciplin, die 
Regierung bezahlte das Schiff. Sir W. Scott ſchloß aljo mit Recht, 
daß dasjelbe „a transport engaged in the immediate military service of 
the enemy“ war. Die Hauptfrage, betonte der Englifche Richter, fü. 
ob die Schiffe von den Agenten der feindlichen Regierung gemiethet fin. 
um Soldaten oder Kriegsvorräthe im Dienſte eines anderen Staates ji 
befördern, und der Fall würde ganz anders liegen, wenn ein Officier alt 
gewöhnlicher Paſſagier und auf feine Koften ſich auf einem neutralen 
Schiffe einjchiffte.e (Rob. Rep. VI, p. 420.) Ebenſo entjchied derjelit 
bei dem Portugieſiſchen Schiffe „Drozembo”, dag 1807 nur drei höher 
Holländiiche Officiere nad) Batavia bringen follte, deſſen Frachtvertrod 


aber bejagte, daß es feine Ladung nehmen, und der Capitän monatft® 


5000 Fr. für den ausfchließlichen Transport einer unbeftimmten Anz 
bon Berjonen erhalten jollte. 
Der Fall des „Cagliari“, den Calvo ©. 2522 anführt, gehört ne 
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hierher, da in demſelben gar fein Kriegszuſtand vorlag, ſondern es F” 


nur um eine Gewaltthat von Individuen handelte. 


Beitritten aber ift die Frage, ob ein Schiff bei folhem Truppe 


— 
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Asport auch verfallen fein folle, wenn der Eigenthümer oder der Capitän 
Ar gezwungen ober dem Betrug unterlegen ijt? Sir W. Scott be. 
te dies im dem Falle der „Karoline“, einem Schwedilchen Schiffe, das 
02 Franzöfiiche Truppen von Aegypten nad) Italien führte, aber, wie 
* Kapitän anführte, dazu gegen feinen Willen durch Gewalt und Bes 
— gebracht jei. Der Brijenrichter meinte, die Sache ſei damit ent- 
teben, daß das Schiff feindliche Truppen transportirt, und fand, es 
unnöthig zu unterjuchen, „whether the enemy got her into his service 
force or fraud, or by voluntary contract. If an act of force exer- 
ee by one belligerent on a neutral ship or person is to be considered 
a sufficient justification for any act done by him contrary to the 
own duties of the neutral character, there would be an end of any 
ohibition under the law of nations to carry contraband or to engage 
any other hostile act. If a loss is sustained in such a service, the 
utral yielding to such demands must seek redress from the Govern- 
mt which has imposed the restraint upon him.“ (The Carolina IV., 
b. 259.) „If imposition has been practised, it operates as force.“ 
he Örozembo, Rob. 456.) Dies hat jcheinbar etwas für fich, man 
nie ſich darauf berufen, daß ja auch zu Lande der Neutrale, der 
ne Neutralität gegen einen Rriegführenden nicht vertheidigen kann, ſich 
m ansjeht, dab auch der Kriegsgegner jeine Neutralität nicht mehr 
biet. Mber die Fälle ftehen doch nicht gleich, denn zu Lande handelt 
(ich um Die Wahrung der Neutralität der Staatsgewalt, gerade 
eje aber fommt bei der Kontrebande nicht in Betracht, fondern nur 
F neutrale Unterthan. Im neutralen Gebiete kann der Kriegführende 
B neutrale Schiff ja nicht zur Aufnahme von Truppen zwingen, jondern 
in einem Bande, das er militäriich beherricht oder auf hoher See. 
neutrale Staatögeivalt kann das nicht hindern, aber das neutrale 
iff verletzt feine Pflicht nur, wenn es fich freiwillig zu ſolchem 
nöport hergiebt. Es muß es natürlich dulden, wenn e8 bei ge- 
igenem Dienjt vom anderen Theil angegriffen und gejchädigt wird, 
fih auc für den Schaden nur an den Bergemwaltiger halten, 
der Eigenthümer kann nicht das Schiff ſelbſt verlieren, weil er oder 
Fapitän Gewalt hat erleiden müſſen. Hall anerkennt denn and), 
Scott’3 Enticheidung umrichtig war. Der Neutrale hat offenbar 
weislaſt der erlittenen Gewalt oder des geübten Betruges „but 
nish him for the acts of another person, of which he has been 
willing or unconscious subject, is as useless as it is wrong. The 
ınt cannot be intimidated by losses inflieted on his vietim“ 
). Höchſt ungerecht war auch das Urtheil des Engliſchen Prijen- 
5 bon Hongkong, welches 1855 das Bremer Schiff „Ereta“ ver- 
|, weil es 400 Ruſſiſche Officiere und Soldaten, welche Schiffbrud 
ft, von einem Japaniſchen nad) einem Nuffiichen Hafen gebracht hatte. 
ich mit der Beförderung von Militärperfonen fteht die von 
t im feindlichen Dienfte, d. h. von folchen, welche von oder an 
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halb er jchließlich dem Berlangen Englands, die Agenten frei zu geben, 
nachkommt, nur den Eindrud von Ausflüchten machen, durch die bei 
Nachgeben, das Zurüdweichen ohne Eingeftändniß des Unrecht? gebeit 
werden ſollte. Nachdem er behauptet, Wilkes ſei zu feiner Handlung: 
berechtigt geweſen, jagt er, die Schwierigkeit jei nur geweſen, was mit 
den Perſonen geichehen ſolle. Man hätte fie vor ein Aomiralitäii 
Gericht ftellen jollen, aber diefe hätten nur Jurisdiction über gewöhn 
liche Gontrebandefälle, außerdem habe Wilkes das Schiff freigegekeg; 
wodurd der Proceß erjchwert wäre, es jei aber unzmweifelhafte Prag 
der Vereinigten Staaten, daß in Fällen, wo auf einem neutralen Schi 
ein zweifelbafte® Eigenthum gefunden werde, der Captor nicht alle 
entjcheiden könne, ſondern nur ein competentes Tribunal, und da ein foldef 
nicht vorhanden, fo made er feine Schwierigkeit, die Gefangenen fi 
zu geben. 










$ 164. 
Die Blofade A. Begriff und Geſchichte. 


Literatur: Heffter SS 154—157. — Perels II. 4. — Geßuner p. 163-8 
Hall IV.,ch. 8. — Halleck ch. 23. — Phillimore OL, ch. 2 
Calvo IV., 1.5. — Hautefeuille II, 9. — Nys, Le droit mei 
time, ch. IV. — Deane, The law of blockade.e — Fauchille, 
hlocus maritime, 1882. 


Blofade it die dauernde Einfchliegung eines Hafens, einer Str 
mündung oder einer Küftenftrede des Feindes durch Kriegsſchiffe, 
diefelben von allem Verkehr nah außen abzujchneiden, indem dad e 
Ichließende Gefchtwader die Ein- und Ausfahrt jedes Schiffes verhine 

Mir jehen Hier von der Blofade einer feindlichen Flotte, um Ei 
am Auslaufen zu bindern, ab, da dies ein Act des Seekrieges ik, 
betrachten hier nur die Verkehrsblokade, die ſich weſentlich gegen 
Verbindung des eingefchloffenen Platzes durch Bermittelung Neutt 
wendet, da feindlihe Schiffe ohnedied mweggenommen werden. 

Das Berbot der Contrebande geht nur auf die Zufuhr gem 
Waaren, welche eine partielle Kriegshülfe einjchließt. Ohne Tem 
Endbeftimmung giebt es feine Contrebande. Die Blokade ift ein Vai 
1. der Zufuhr aller Waaren („nihil obsessis advehere liceat. — 
scire nequit. quibus rebus obsessi indigeant quibus abundent, omnis ı 
vectio vetita est“, jagt Bynkershoek [l.I.,cap. 11]), 2. ein Verbot 
der Ausfuhr aller Waaren aus dem blofirten Plate, 3. ein Verbot 
de3 Ein- und Ausgangs von Perjonen, Briefen u. |. w., kurz em 
ftändiges Verkehrsverbot. Aber dasjelbe ift 4. örtlich beſchränkt 
daran gebunden, daß der SKriegführende feine Beobachtung erzwi 
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regen Spanien behauptete: „A blockade by sea to be acknowledged as 
ralid by the United States must be confined to particular ports, each 
aving a force stationed before it, sufficient to intercept the entry of 
essels.“ Richtig ift zwar, daf die Blokade wejentlich nur gegen beſtimmte 
Häfen geben wird, weil nur dort der Verkehr regelmäßig ein- und aus: 
ebt, Wollte man fie aber grundjäglich darauf bejchränfen, jo würden 
ie Waaren anderdmwo gelandet werden, ohne daß der Gegner dies hindern 
Önmnie. Deshalb muß der Kiriegführende auch die Hüften, jelbft unbe— 
»ohnte, blofiren fünnen; und nur das bleibt richtig, Daß die Erklärung einer 
Ffolade nicht ausgedehnter jein fann, als die Blofade ſelbſt geübt wird, 
md bei fangen Küftenftreden die Wahrjcheinlichkeit gegen die Annahme 
inter wirkſamen Blofade jpricht, wie das Beifpiel der Vereinigten Staaten 
m Unfang des Bürgerfrieges zeigt, während ſpäter die Negierung den 
dachweis erbrachte, daß die Blokade der ganzen Küfte der Südſtaaten 
Yixkiam geübt werde, Die Blofade-Erflärung der Wejtmächte im Krim— 
ehege ging gegen die „ports, rades ou cötes de Pennemi*, und der Aus 
rud „littoral* in der Pariſer Seerechtserklärung ichließt unzweifelhaft 
ufſen ein. Sehr wünſchenswerth iſt es aber, daß, um alle Unbeſtimmt— 
eit zu vermeiden, die Blofadeerflärung genau die Längen- und Breiten: 
rade angiebt, welche fie umfaßt. Das Recht, feindliche Strommündungen 
u blofiren, ift unzweifelhaft. Schwierigkeiten entitehen erjt, wenn die Ufer 

en Staaten gehören, von denen einer oder mehrere neutral find. 
Einige find vertragsmäßig neutralifirt, wie der Barana und der Uruguayh, hin» 
Htlich derer in dem Vertrag zwiſchen der Argentinifchen Eonföderation, 
a Dereinigten Staaten, England und Franfreih vom 10. Juli 1853 
timmt ift, daß „dans le cas ol la guerre &claterait entre quelqnes- 
IS des dtats limitrophes du Rio de la Plata, la navigation du Parana 
* l’Uruguay restera Hhre pour tous les pavillons“. Hinſichtlich der 
au ift nichts feſtgeſetzt. Die durch den Vertrag der ſechs Groß— 
ehte und der Pforte vom 2. November 1865, Tit. 3, ausgefprochene 
durch Art. J des Vertrages vom 13. März 1871 beftätigte Neu— 
iſirung bezieht ſich nur auf die Unftalten der Europäifchen Com: 
ſic Rußland blofirte 1877 die Sulinamündung durch Verſenkung 
Steinihiffen, und der Defterreichiiche Antrag auf Neutralifirung der 
au auf dem Berliner Eongreß (2. Juli 1878) wurde nicht ange 
te) Deiterreich glaubte ſich damals nicht beredhtigt, gegen das 
hen Rußlands einzufchreiten; die Rechtmäßigkeit desfelben ift indeß 
jeitreitbar. Gewi kann jeder Kriegführende jede feindliche Strom: 
3 bilofiren, aber nicht den Zugang zu den an demjelben Strome 
ı neutralen Häfen jperren; dies ift im Falle des „Beterhoff“ 
ie iſchen Bürgerfriege durch Entjcheidung der Supreme Court 
56 anerkannt. Die Blofade derNtorditaaten ging bis zum Rio Grande, 
m Merikaniichem Ufer lag Matamoros. Die Schifffahrt auf dem: 
ollte vertragsmäßig fiir beide Theile frei jein „withont inter- 
by either, without the consent of the other*. Die Vereinigten 
mbbud bes Völlerrechts IV. 48 
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haffen, fann nicht mit der auf eine Linie geſtellt werden, ſich 
Sfuem augenbliclich zu entfernen. Bleiben fie, ohne Dampf machen zu 
Önnen, liegen, fo werden fie unnütze Maffen, welche den Bruch der 
Slofade nicht hindern können. Alles dies wird in Zukunft die Bedeu- 
ang der bisherigen Blofaden jehr verringern. 

5. Für die Giültigfeit einer Blofade genügt es aber noch nicht, daß 
e effectiv ei, fie muß den Neutralen auch notificirt fein. Sie ift nicht 
ne nothwendige Folge des Kriegszuftandes überhaupt, fondern muß aus— 
cücflich verhängt werben. Der Neutrale fann aljo nicht von ſelbſt 
iffen, daß eine Blofade befteht, im Gegenſatz dazu, daß er, wie er willen 
uß, feine Eontrebande zuführen darf; er muß durch den Kriegführen- 
m Davon in Kenntniß geſetzt werden. Die Blokade iſt ferner ein ſo 
deutſamer und in den neutralen Handel einſchneidender Aet, daß die 
njeitige allgemeine Ankündigung derſelben nicht genügt; ihre Errichtung 
id ihr Anfang muß den meutralen Negierumgen amtlich mitgeteilt 
erden, damit diefe ihren Unterthanen davon Kenntniß geben und fie 
armen, die Blofade zu verlegen. Dies können fie erſt thun, wenn fie 
m Mriegführenden ſelbſt Mittheilung erhalten haben; letztere muß des— 
6 die Angabe enthalten, auf welche Rüjtenjtrede und auf welche Plätze 
e Blokade ſich erſtrecken und an welchem Tage fie in Kraft treten ſoll. 
deje jofortige Anzeige an die neutralen Regierungen kann im Zeitalter 
x Zelegraphie auch bei entlegenen Häfen keinerlei Schwierigkeiten bilden, 
[bit dann nicht, wenn ein mit außerordentlicher Vollmacht ausgeitatteter 
Imriral auf jeine Hand die Blofade verhängt und die Megierung dies 
ifieirt. Die daneben wohl erfolgende Ankündigung der beginnenden 
Made an die Drtsbehörden des Feindes und neutralen Conſuln in 
fen Häfen ift dagegen nebenſächlich, ſowie die Anzeige der Blokade 
h Bekanntmachung des Kriegführenden an jeine Unterthanen Die 
ralen nichts angeht. Die Notification begründet die Voransfehung, 
die betreffenden neutralen Untertanen das Beftehen der Blofade 
en und ſich danad) richten. Aber diefe Borausjegung muß doch von 
Möglichkeit abhängig bleiben, daß das betreffende Schiff nad den 
ben von Raum und Zeit von der bejtehenden Blofade wiſſen konnte. 
neutrales Schiff kann ja auch aus einem anderen neutralen Hafen 
en, alä dem jeined Landes, und dieſer kann jo weit entfernt fein, 
5 bor jeiner Abfahrt nichts von der Blofade wiſſen konnte, 
nehme 3. B. den ‘all, daß bei der Spanijchen Blofade der Chile- 
Häfen ein neutrales Schiff von einem Chinefifchen Hafen nad 
ratio jegelte. Die Nechtövermuthung, da dem neutralen Schiffe die 
rie Blofade befannt geworden, beſteht alſo mtr jo weit, ala es 
m Hafen kommt, in welchem die Blofade notorijch bekannt war, 
der Capitän von ihr Kunde haben mußte. Da aber andererfeits 
tänblich das blofirende Geſchwader auf diefen bona fide Mangel 
tnig nicht der Art Nüdficht nehmen kann, daß ed dem Schiffe 
ıhrt erlaubt, jo meist es dasjelbe zurück und trägt dies in deſſen 
48* 
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Gleichwohl wurde diejelbe verurtheilt, mit folgender Begründung: „Ou 
the whole we cannot doubt, that the cargo was originally shipped with 
intent to violate the blockade, that the owners of the cargo intended 
tat it should be transshipped at Nassau into some vessel more likely 
to suceced in reaching safely a blockaded port than the „Sprinkbok; 
that. the voyage from London to the blockaded port was, as to the 
cargo, botlı in law and in the intent of the parties, one voyage, and 
that the liability to condemnation, if captured during any part of that 
voyage, attached to the cargo from the time of sailing.* Es iſt die 
einfach die Anwendung des Grundjates der loi des suspects der raw 
zöfischen Revolution auf den neutralen Handel. Die neutrale Beftunmung 
wird als bona fide anerkannt, man fann nicht einmal den blofirte 
Hafen nennen, welcher das Endziel der Ladung fein joll, und verurtheit 
fie, weil „on the whole“ nicht bezweifelt werden könne, daß die Eiger 
thümer die böſe Abficht Hatten, fie umzuladen und nach einem blofirte 
Hafen zu bringen. Mit vollem Recht jagte der Amerikanifche Anwalt 
des „Springbof”, der jpätere Staatsjecretär Evart3: „The case d 
the „Springbok’s" cargo, if suffered to remain unreversed as a rule d 
the Law of Nations, gives to belligerents a power which heretofore thef 
have never dared to claim and subjugates the commerce of neutnl 
nations to belligerent exigeneies to an extent never before submitted 
to an extent not tolerable either to their interests or their pride. The 
rule thus established gives to cruisers and the Prize Courts of belligerests 
a wider and more uncontrolled sweep of interference, tlıan they posse# 
in respect to commerce between neutral and belligerent ports. A pape 
blockade of the neutral ports, not tolerable towards the enemy’s ports. 
capture and sending in for adjudieation vessels, that cannot by po 
bility conviet or acquit tlıemselves on the primary proofs — for thej 
cover only the present and innocent voyage — condemnation upoB 
intent of future voyage, not commenced, necessarily upon extrane®s 
proots, if at all, all these strange consequences follow from this ner 
ddoctrine of belligerent right and neutral subserviency. 

It is, in nature and substance, an enlargement of the domain d 
good prize of war to the theatre of neutral trade between neutr 
ports, upon tlıe fiction of possible continuous voyages for cargo, yet 
be named and framed.“?) 

Einer der diſſentirenden Nichter deg Supreme Court, ©. Nelſon, 
bat in einem Briefe an W. B. Lawrence vom 4. Auguft 1873 bekannt, 
daß das Urtheil des Springbok⸗Fall, welches durch Stichenticheid des Vor 
fitenden gefällt ward, durch politifche Gründe beeinflußt war. „Tb 
-trutli is that the feeling of the country was deep and strong again? 
England, and the ‚Judges, as individual citizens, were no exception * 
that feeling. Besides the Court was not then familiar with the ls 
of blockade. Now that the passions and prejudices of the hour ha“ 
passed away, there are, or can, not be, two different opinions in the case. 
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blockade, 1877, p. 31; Geßner p. 230—233; Fauchille p. 333—4; Con- 
jultation der Commilfion des Institut de droit international; Revue de droit 
international XIV., p. 329; Desjardins, La guerre maritime et le droit 
de propriete; Revue de deux Mondes, 1. Eept. 1883, Rede des Minifterd Craf 
Lynden in der erften Kammer der Niederlande vom 25. Januar 1884, der 
hervorhob. dab der Fall allgemein internationalen Charakter habe, weil er dad 
Recht der Neutralen in einem weſentlichen Puncte berühre. 
% Twiss p. 32. 


8 16%. 
D. Folgen der Blofadeverlegung. 


Die nächſte Folge der Verlegung der Blofade ift die Aufbringung 
des Schiffes. Der Befehlshaber des blokirenden Echiffes nimmt ei 
Protokoll über Zeit und Grund der Beichlagnahme des namentlich ge 
nannten Schiffes, feine Bemannung und Ladung auf, verfiegelt die 
Schiffspapiere und jendet dad Schiff unter einem feiner Officiere in den 
nächſten Hafen feines Landes, um e3 den dortigen Behörden zu über 
geben. Dies ift jedoch nur die Einleitung des Verfahrens; erft Dei 
Prifengericht entfcheidet, ob wirklich eine Verlegung der Blokade fatt 
gefunden. Wird daraufhin erkannt, fo ift das Schiff ſtets verfallen. 
Dasjelbe gilt von der Ladung, wenn fie den Eigenthümern des Shi 
gehört, denn die Handlung des Capitäns, als Vertreters des Eigen 
thümers, umfaßt deſſen Verantwortlichfeit für das ganze Eigenthum, und 
der Eigenthümer kann nicht einwenden, daß der Capitän gegen jems 
Auftrag gehandelt Hat.!) Gehören Schiff und Ladung verjciedent 
Eigenthümern, jo ift die Ladung nur verfallen, wenn ihr Eigentfünf 
zur Zeit der Beſtimmung derjelben nad) dem blofirten Platz Kennt 
von der beitehenden Blofade Hatte. 

Beitritten ift die Frage, ob die Mannschaft zu Gefangenen gemacht 
werden kann. Die Gründe für die Unzuläffigfeit fcheinen überwiegerd— 
Als 1861 Matrojen eines Engliichen Blofadebrecherd gefangen 
und gezwungen waren, zu fehwören, daß fie ihren Verfuch nicht wieder 
holen wollten, tadelte der Staatsjecretär Scward dies und erklärt 
daß die Befagung eines neutralen Schiffes niemals als Gefangene behandelt 
werden dürfte, jondern fofort in Freiheit zu ſetzen fei, fie könnte nur IP’ 
gehalten werden, um Zeugniß abzulegen, müßte dann aber frei abreiſe 
fönnen. Ebenſo entfchieden die Neglement? von Preußen vom 20. Jun 
1864, Art. 18, und Dänemarf vom 16. Februar 1864, Art. 19, MB 
die neutralen Unterthanen eines aufgebrachten Schiffes den Gonins 
ihres Landes zu übergeben feien, welche diefelben zurüdzufchiden hätte 

Zum Schluß diefes Abfchnittes ift zu bemerken, daß vorausfictiit 
die bieherige Blofade in Zukunft eine viel geringere Rolle fpielen wir, 
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Vereinigten Staaten und Peru und Art. 18 des Vertrages zwiſchen Fo) 
Bereinigten Staaten und Italien, „its boat with two or three men on - 
Eicher ift dies dag Nichtige, denn wie bemerkt, ift das Gegentheil gE äüi 
bedenklich für Kriegführende wie Neutrale. Der eritere kann n Bor 
feines Schiffes leichter durch mitgebrachte falſche Papiere getäufht wr>en. 
Für den Neutralen bat ein derartiger Befehl eins Commander zen, 
unter defjen Autorität er nicht jteht, etivag Demüthigendes und jet 1Bn 
längerem Berzuge und Feithaltung feiner Papiere aus. Das Institut 
de droit international jagte deshalb in feinem Project eine® Röglenzent 
des Prises Maritimes gewiß zutreffend: „Le navire arret& ne porarra 
jamais etre requis d’envoyer à bord du navire de guerre son patron ou une 
personne quelconque, pour montrer ses papiers ou pour toute autre cause.“ 
Zum Bwede der Prüfung begiebt fich ein jogenanntes Viſitatio ns⸗ 
Commando von 1—2 Dfficieren mit 2—3 Mann an dag Sdiff, um 
aus dejien Papieren die Nationalität, die Beſtimmung und die Natur 
der Yadımg feitzuitellen. 
Tiefe Papiere find: _ 
1. diejenigen, welche das Eigenthum des Schiffes bezeugen, calſo 
das Gertificat!) feiner Eintragung in die Handelsmarine feine? 
Staates und der Seepaß; 
2, die Mufterroffe der Maunſchaft, welche die Nationalität Des 
Capitäns befundet; 
3. der Frachtbrief, das Manifeſt und Ladefchein, aus welchen 
Natur und Beitimmung der Ladung erhellt; 
4. das Schiffstagebuch, welches den bisherigen Cours des Schiffeszeigt- 
Es mar deshalb wiederum völferrechtswidrig, daß im Trentf 
der Amerikaniſche Capitän einen großen bewaffneten Kutter entian Ste— 
und nicht die Papiere, fondern die Paflagierlifte des Schiffes zu jegen 
verlangte, worauf er jofort die Conföderirten Agenten feſtnahm. 2er 
Befehlshaber des Kreuzers hat es allein mit dem Sapitän des neutraler 
Schiffes zu thun, der allein für dasjelbe verantwortlich ift. _ 
Werden alle Bapiere in Ordnung gefunden, jo kann das chi 
jeine Reife fortfegen. Erſcheinen diejelben aber unzureichend oder erg Det 
ſich Verdachtsgründe, daß fie gefälfcht oder zerftört find, oder das ct 
Contrebande, feindliche Truppen oder Depeſchen verftedt hat, kurz, 9# 
einer Verfegung der Neutralitätspflicht ſchuldig gemacht, fo fchreitet mr" 
zur Durchſuchung desfelben (search, recherche im Unterfchied der blog EP 
visit, visite). Dieje erfolgt unter Zuziehung des Capitäns des neutral € 
Schiffes, der auf Verlangen verichlofiene Behälter öffnen muß und dus 
Weigerung den Verdacht fteigert. Ergiebt die Durchſuchung die EP *' 
jtätigung des Verdachtes, fo erfolgt die Aufbringung des Sciffes.”) 


Die Anfbringung des neutralen Schiffes it geitattet: 
l. wenn es ſich der Anhaltung oder Unterjuchung thatſãchlic 
widerſetzt; 


2. wenn es anf einem Blokadebruch gefaßt wird (S 167); 
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fie, da dies fein Vergehen für den Neutralen jei, und das Recht de 
Eigentümers durch fein prijengerichtliches Urtheil Hinfällig geworben 
fei, obwohl die Vereinigten Staaten natürlich berechtigt gemejen jeim, 
dad Schiff wieder zu nehmen. Merfwürdigerweife Hatten 1801 die 
Vereinigten Staaten dasjelbe, von England gejtellte Verlangen aus den 
jelben Gründen abgelehnt, die Lord Ruſſell 1862 gegen die Amerilaniſche 
Forderung geltend machte. 

Wird der Captor mit feiner neutralen Prife in einen feindlichen 
Hafen getrieben, fo Liegt der Fall der Wiedernahme vor. Das Schi 
wird frei, indem es in die Gewalt des Gegnerd kommt. Kommt der 
Captor mit der neutralen Priſe in einen Hafen des Landes derjelbe, 
fo iſt das Gericht diejes Staates competent, über das Schickſal des ge 
nommenen Eigenthung nach feinen Geſetzen zu entjcheiden. Dagegen bet, 
wenn die Priſe in den Hafen eines fremden neutralen Staates gebradt 
iit, diefer nicht über ihre Nechtmäßigfeit zu enticheiden; er hat die 
Mannihaft und das Schiff während ihres Aufenthaltes in feinem de 
biete zu fchüßen, aber ſich nicht in die Streitfrage ſelbſt zu milde, 
ausgenommen, wenn jeine Neutralität bei der Wegnahme ſelbſt verlet 
wurde, aljo 3. B. wenn das Echiff durch Boote des Captors, der in 
dem neutraler Hafen lag, genommen it. Ebenſo Tann der neutrale 
fremde Staat prüfen, ob der Captor überhaupt völferrechtlich berechtigt 
war, Prijen zu nehmen. 


1, Ob feindliches Staatdgut unter neutraler Tylagge weggenommen werds 
fann, wie Perels annimmt (S. 290), erjcheint jehr zweifelhaft. Das in dr 
Seereht3declaration gebrauchte Wort „marchandise“ bedeutet nicht nothrendg 
Privateigenthum; eine der feindlichen Regierung gehörige Ladung Getreide ober 
Wolle ijt unzweifelhaft marchandise. 

*) Diejen Vorbehalt macht aucd die Franzöſiſche Inſtruction vom 31. Rn 
1854, die übrigens jih mit der ſchriftlichen Erklärung des Befehlshabers der 
Convoy begnügt: „Si cependant vous aviez lieu de soupconner que la religiea 
du commandant a (te surprise, vous communiquerez vos soupcons ä 0% 
officier qui procederait seul & la visite des bätiments suspect6s.“ 

5) Manche Verträge nennen Kanonenſchußweite, andere außerhalb Kanone 
Ihußmeite, 3. B. zwijchen dem Zollverein und Merico von 1869, Art. 17, Deut 
fand und Cojta-Rica von 1875, Art. 24. Ein feite Norm ift Hier fchwer einp 
halten wegen Wetter ımd Meer. Das Preußiihe Prifen-Neglement von 18%, 
$ 11, jagt deshalb einfach: „Der Befehlshaber des Kreuzers giebt dem Schiff da 
Eignal, beizulegen oder zu jtoppen.“ Art. 24 des Vertrages zwijchen ben Be 
einigten Staaten und Peru von 6. September 1870 jngt, daß das Kriegeihil 
„shall remain at the greatest distance compatible with the possibility and 
safety of making the visit, under the circumstances of wind and sea 
the degree of suspicion of the vessel to be visited“, und Art. 18 des Be 
trages zwiſchen den Vereinigten Staaten und Stalien vom 26. Februar 181 
„at a convenient distance”. 
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der Befchwerde das Wahre, daß es eine Anomalie ijt, Fremde zwang 
weile vor das Gericht eines dritten Etaated zu bringen, und die Ant 
gegnung von Hautefenille, daß der Neutrale, welcher jeine Pflichten 
verlegt, fi) ad hoc gegen den Kriegführenden einer Feindjeligkeit jhuldig 
macht und jomit feiner Surisdiction verfällt, wenn er dabei ergriffen wird 
(Droits et devoirs IIl., 291) ift eine petitio prineipii. da die Frage, 
ob der Neutrale ſich eine ſolche Verlegung Hat zu Schulden komme 
Iafien, eben erit durch das Gericht entjchieden werden joll. Unzweitl: 
haft ijt die Priſengerichtsbarkeit über Neutrale eine jehr unvollkommene 
und eimjeitige Inſtitution. 

Die Competenz der ordentlichen Gerichte eined Staates über einm 
Fremden und fein Eigenthum ift dadurch begründet, daß er fie entmeder 
felbjt anruft, wenn er Hagt oder fich ihnen unterwirft, indem er fd 
auf ihr Gebiet begiebt, bezw. fein Eigenthum dort fi) befindet. Die 
Competenz des Prijengerichtes für feindliche Eigentum ift in Kriege 
zuftande begründet. Der Nehmeftaat will durch gerichtlichen Eprucd de 
Gewähr geben, dag Schiff und Ladung wirklich feindlich find. Abe 
was das neutrale Eigenthum betrifft, jo wird dasfelbe, welches einem 
Unterthanen eine Staates gehört, mit dem der Nehmejtaat in Friede 
lebt, gewaltjan vor ein frenıdes Gericht gebracht, das über fein Echidl 
entjcheidet. Alle Erklärungen berühmter Admiralitätsrichter, daB de 
Gericht jeiner Aufgabe gemäß ein internationales fei, weil es md 
Völkerrecht urtheile und deshalb ebenſowohl dem Neutralen mie deu 
Kriegführenden angehöre, fünnen den Prijengerichten feinen internationale 
Charakter geben. Troß alles Scharfſinns ihrer Mitglieder und tref 
des lobenswertheſten Beſtrebens, unparteiifch zu fein, bleibt die That 
jache, daß die Prifengerichte in eigener Sache entjcheiden, über fremde 
Unterthanen richten, hinſichtlich deren fie bei der Freiheit des Meere 
das forum ılelieti nicht und dag forum arresti sive deprehensionis mt 
dann geltend machen können, wenn die Verlegung der neutralen Pflichten 
fejtfteht. Sie urtheilen nad) ihrer Auslegung der betreffenden völler⸗ 
rechtlichen Grundfäße, unterwerfen die Neutralen ihrem Verfahren md 
legen ihnen auf, ihre Unſchuld zu beweifen. Die oft unerhörten Urtheile 
Englifcher Prijenrichter in der Zeit der Britifchen Seeherrjchaft, die da 
Amerikaniſchen im legten Bürgerfriege, von denen das früher erwähnte 
im Fall des „Springbof” das ſchlimmſte Beispiel bietet, zeigen, dab die 
Rechte der Neutralen auf diefe Weife nur zu oft preiggegeben fnd- 
Auf der anderen Seite aber würden Brifengerichte der Neutralen ebenſo 
in eigener Sadje richten und daher nach der anderen Seite feine größett 
Gewähr der Ilmparteilichfeit bieten. England war daher berechtigt, ſich 
dagegen zu widerſetzen, als Friedrich der Große in dem angeführte 
Falle eine Preußifhe Commiffion einfete, die darüber entjcheiden jo: 
ob Preußifche Fahrzeuge, welche in dem Kriege von 1744 -1748 g* 
wife Waaren nach Frankreich verfchifft, die Neutralität verlegt hätte" 
Die Ausfunftsmittel, welche man gebraucht oder befürmortet, um p" 
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FPMMängeln der Prifengerichte abzuhelfen, werden am Schluß erwähnt 
zoerden. Geltendes Kecht ift, dab die Prijengerichte der Kriegführenden 
cuch für meutrales Eigenthum competent find. So hat die Englische 
Degierung 1559 wie 1870, indem fie es ablehnte, zu definiren, was 
Eontrebande jei, erflärt, daß das Brijengericht des Bejchlagnehmers das 
competente Tribunal jet, zu enticheiden, ob eine Waare Eontrebande fei 
oDder nidt. 

Die PVrijengerichte erfenmen alfo über alle Fragen, welche das auf- 
gebradte neutrale Schiff betreffen, es ift nicht nöthig, daß dasjelbe in 
einem Hafen des Nehmeftaates eingebradt iſt und dort während Des 
Berfahrens liege, es kann ſich audy in dem Hafen eines Berbiindeten 
befinden, ja jelbjt in einem neutralen, wenn die Regierung desſelben 
Dies gejtattet, ohne daß der Gaptor weiter über die Priſe verfügt. 
Borauf es anfommt, ift, daß der Gaptor das Gericht in Stand jebt, 
än voller Sachkenntniß über die Gültigkeit der Priſe zu enticheiden, und 
ihm dafür alle nöthigen Beweife zu liefern. Materiell urtheilt das 
Seriht nah den Regeln des Völkerrechtes, wie es diejelben ala beitehend 
anerkennt. Daneben fommen etwaige vertragsmäßige Beitimmungen in 
Betradht, die über die jtreitigen Fragen zwiſchen dem Kriegführenden 
und Neutralen beitehen. 

Dinfichtlich des Verfahrens aber findet ein Durchgreifender Unter: 
Ichien bei neutralen und feindlichen Eigenthum ftatt, Bei letzterem hat 
Das Gericht nur feitzuftellen, ob der feindliche Charakter der gemachten 
Wrife unbeſtritten und der Captor den Vorschriften gemäß verfahren 
int, welche feine eigene Regierung aufgeftellt oder anerfannt hat, aljo ob 
3- 3. nicht etiva Feindesgut unter neutraler Flagge weggenommen ift. 
Für die Neutralen aber, deren Handel grundſätzlich frei iſt, findet ein 
oirflicher Proceh jtatt. Die Wegnahme einer neutralen Waare ala 

Ittrebande oder eines Schiffes, welches die Blofade zu brechen verjucht 
, it begründet durch die Nichtbeobachtung einer Regel, die im Intereſſe 
der Kriegführenden durch das Völkerrecht zugelaffen iſt; fie iſt ein Re— 
Preffinrecht, fein Strafrecht, weshalb das Gericht auch niemals gegen den 
rersiralen eine Strafe erkennen kann; mehr als der Berluft jeines 
enthums und Die Unkoſten des Berfahrens kann ihn nicht treffen. 
Ebendeshalb muß der Neutrale zu dem Beweis zugelafjen werden, daß 
er jene wölferrechtlichen Regeln nicht verletzt bat, alſo die Prije zu 

t gemacht, diejelbe zurüdzugeben und Entichädigung für jeinen 

Berfuft durch die Aufbringung zu leiften ſei. Er ift der Wertheidiger 
einem Revindicationsverfahren, und es müſſen ihm dafiir volle Freiheit 
md alle Rechtsmittel gewährt werden, welche in anderen ähnlichen 
Proceſſen dem Verklagten zu Gebote ſtehen kann. Es werden dabei 
Eli nur einheimische Anwälte zugelaſſen, und es iſt ſelbſt zweifelhaft, 
0b der Meutrale gewinnen würde, wenn er einen Wertheidiger feiner 
Nationalität itellen fünnte, da diefer das Verfahren des Berichtes ſchwerlich 
d genan kennen kann, wie der Einheimijche. 
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Tas Berfahren jelbjt ift in den verjchiedenen Staaten vericichn 
geregelt; die Hauptzüge dezjelben werden jo gefaßt werden fünnen: Ter 
Saptor hat, nachdem er die Priſe in Sicherheit gebracht, dieſelbe dem 
Gericht oder der ſonſt Hierfür bezeichneten Behörde zu übergeben, de. 
jelben einen Bericht über die Aufbringung, deren Gründe und die dabei 
obmaltenden Umſtände zu erjtatten und demjelben alle an Bord ds 
Schiffes gefundenen oder jonjt auf die Prije bezüglichen Papiere beisu 
fügen. Tas Gericht ninımt Diefe Documente in Empfang, prüft bie 
Unverfeßtheit der angelegten Siegel, verhört den Capitän de3 genommenen 
Schiffes und Diejenigen von der Bejagung, deren Zeugniß ihm weint 
lich erjcheint, jtellt die für die Entihädigung erheblichen Thatſachen zum 
Beweiſe, giebt folche Gegenjtände der Ladung, die keinesfalls der Ver⸗ 
urtheilung unterliegen, den Eigenthiimer zurüd, trifft die nöthigen Ber 
fügungen, die jtreitigen Waaren zu erhalten, oder wenn fie dem Verderb 
ausgejegt find, zu verfaufen, und übergiebt dann die fämmtlichen Aeten 
dem Staatsanwalt. Dieſer prüft dieſelben und jtellt eventuell weitere 
Ernittelungen au. Findet er die Wegnahme unbegründet, to jtellt er 
einen bezüglichen Antrag, und wenn dag Gericht ihm darin beitritt, ſo 
erfolgt die Freigabe ohne Weitered. Hält er die vofljtändige oder theil⸗ 
weiſe Werurtheilung der Priſe für begründet, jo beantragt er dieje und 
das Gericht jeht einen Termin zur Verhandlung an, indem es die Fe 
clamanten benachrichtigt. Der Capitän des Schiffes jeinerjeits, der die 
Wegnahme als unberechtigt bejtreitet, Hat dein Gericht feine Beſchwerde 
rechtzeitig einzureichen, und falls dasſelbe nicht auf jofortige Freigabe er 
fennt, hat er die Anklage zu entfräften und jeine Unſchuld zu beweiien, 
aljo daß er 3. B. fich feines Blokadebruches ſchuldig gemacht, day die 
angehaltene Waare feine Sontrebande jei u. j. w. Tas contrabictorüde 
Berfahren erfolgt durch Mittheilung der Schriftfäße beider Parteien an 
diejelben mit feiten Terminen für die Beantwortung, worauf ein Ta 
für die Verhandlung angejeht wird, in der die Parteien ihre Gründe 
durch ihre Vertreter vorbringen. 

Ter Spruch des Gerichtes lautet: 

1. auf Freigabe mit Schadloshaltung, die grundjäßlich erfolgen 
jollte, wenn anerfanıt wird, daB die Aufbringuug ohne hir 
reihenden Grund erfolgt war, oder doch der Gaptor fih mt 
ichieden Verlegung jeiner Nflichten Hat zu Schulden fommen 
lajjen, ohne concurrirende Schuld des anderen Theiles; M 
Kaper kaum mehr in Frage kommen, bei denen fonit de, 
welcher jie au&gerüjtet, haftete, muB zweifellos der Nehmettaat 
für den Schaden eintreten, der durch Schuld feines Krieg 
ſchiffes verurſacht iſt, weil er für Handlungen desjelben ver 
antwortlic if. In mie weit der Staat den Befchlshaber de⸗ 
Kriegsichiffes für Verlegung feiner Pflichten zur Entſchädigung 
beranzieht, berührt den Neutrafen nicht; 

2. auf bloje Freigabe, wobei die Unkoſten dem Angeklagten zu 
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internationaux, qui donnent plus de garantie d’impartialite au 
sujets interesses de l’etat neutre ou pacifique. 

3. U faudra s’entendre sur une procedure commune, 

Der zweite Vorſchlag ſcheint und aus den angegebenen Gründe 
nicht durchführbar, in dem erjten liegt die Anerkennung, daß eine Ge— 
meinjamfeit der materiellen Grundjäße, nad) denen die Priſengerichtsbar⸗ 
feit geübt wird, das ift, worauf es ankommt. Unzählige vermwidele 
Streitfragen, welche früher die Prifengerichte vorzugsweiſe bejchäftigen, 
find durh die Pariſer Seeredhts - Declaration abgejchnitten. ie 
Thätigkeit der PBrifengerichte würde noch mehr vereinfacht werden, wem 
die Freiheit de3 Privateigentbums zur See anerkannt würde, umd em 
internationale Vereinbarung Hinfichtlich der Eontrebande und der Blolade 
nach Analogie des Stalienifch-Amerikanifchen Vertrages von 1871 erzielt 
würde. 

Endlih wäre es möglich, eine folche Vereinbarung in allgemeinen 
Grundzügen über die drei Stadien des Verfahrens zu treffen, als melde zu 
unterjcheiden find: 1. die Anhaltung, Durchſuchung und Aufbringung de 
Schiffes oder der Waaren,;, 2. die vom Gaptor bei der Uebergabe der 
Sache an das Gericht zu beobachtenden Formen; 3. das Verfahren vor 
dem Gerichte jelbit. Auf diefe Weile würden die Verpflichtungen des 
Kreuzerd und Captors, die einleitende Inſtruction und die Gemähr für 
die Neutralen Hinfichtlid) des Verfahrens vor dem Gerichte jelbit fett 
geftellt, welches bei aller Verjchiedenheit im Einzelnen immer eine ge 
rihtlihe Irganifation haben müßte. 


) Sehr eingehende Einzelvorjchriften im Entwurf des Institut, SS n3—N 


Einundreißigites Stüd. 


endiguug des Krieges und Poſtliminium. 
Bon 


Profeſſor Dr. von Kirchenheim 
in Heidelberg. 
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Bermittelung zur Niederwerfung von Inſurgenten anbieten; aber die 
Beurtheilung, ob die neue Regierung, ob die alte rechtmäßig jei, Net 
ihm nicht zu, vielmehr Hat er mit dem zu verhandeln, der thatjählih 
die Regierung innehat.?) 





) Vgl. die Bemerkungen in diefem Handbuch oben Bd. III., ©. 8, md 
Heffter 8 179. Weber die berechtigten Subjecte j. Wheaton 8 32. 

2) Calvo $$ 2932—2936 und oben Bd. III. ©. 45—60. Halled 8824 
Merlin, Rep. 3. v. döclaration de guerre. 

3) Am eingehenditen hierüber Rönne, Preuß. Staatsredt I, ©. 102 |. 
und Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts (1887), $ 84, ©. 434. 

4) Für England: Bgl. oben Bd. III, ©. 46, Gneift, Engl. Verwaltung: 
recht, ©. 912 ff, Blackstone, Commentaries I., cp. 7. Für Frankreich: &e 
Ihichtlihes bei Calvo 8 2934, Marquardſen's Handbuch des öffentlichen 
Rechts IV., 1%, $ 13, ©. 46, Simonet, Droit public (1885), ©. 121 
Ueber die Schweiz: Drelli bei Marguardjen (IV.) ©. 85. Ueber bie 
Bereinigten Staaten von Nordamerifa: Holft ebenda ©. 108. lee 
Delterreih- Ungarn j. Ulbrid ebenda ©. 74. Stalien: Ber. Art 5. 
Vgl. Casanova, Dir. costit. (3. Aufl. v. Brufa, 1875), IL, lez. 2, 9.6, 
©. 77, 91. La Pegna, Codice politico (1871), ©. 110. Belgien: Baf. 
Urt. 68. Niederlande: Berf. Art. 57. Schweden: Berf. Art. 13. or 
wegen: Art. 26. Tänemarf: Art. 18. Griedhenland: Art. 32. 

6) 3.8. Zuſatzartikel zum Frankfurter Frieden. (Martens ©. 69, 8.6.8. 
©. 234.) 

©, F. Platner, De pactis principum captivorum (1754); Wolfius, 
Jus gentium, $ 982; Moſer, Staatsrecht VII., 415 (84, N. 4); Battelu.ak- 
8 13; Kirhenheim, Die NRegentichaft (1880), S. 62, 157. 

?) Halled a.a.D., 813; Vattel a. a. D., ©. 183; Kent, Commentariet, 
©. 160; Esperson, Sur le gouvernement de la döfense nationale, Florenz 181. 


8 173. 
Stiedensverhandlungen und Präliminarien. 


Literatur und Verweifungen: Neltere Schriften bei Ompteda 8 324, bt 
Bermittelung dajelbft S 325. — Klüber 8 320, 1. — J. W. Hoffman’ 
De observantia gentium circa praeliminaria pacis, Frankfurt 1736. 
Ch. Weber, De paciscendi modo, Leipzig 1649. — Bernard, S® 
les diverses cöremonies qui ont employees les nations dans les tra! 
de paix in feinem Recueil des trait6s und in Dumont’s Corps diplomatig © 
— Martens (ed. Verg& 1864), II., $ 327 ff. — Bluntſchli $ 705a. 
Ealvo 88 2941, 2942. — PhHillimore 88 513-517. — Wooljeyg1> 
— Berzeihnig von Präliminarien: letzte Note. 


Es bedarf oft Ianger Verhandlungen, big die einzelnen Bedingung) 
des Friedens feftgejeht find. Dean pflegt fich daher zunächſt über 
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3) Neber Friedensſchlüſſe zwiſchen mehr als zwei Mächten vgl. Halled 7, 
Vattel 816, Pufendorff, De jure nat. VIII. cp. 9, 85. Literatur und Bei 
ipiele bei Martens, Precis (Verge 1864) $ 336. Separatfriede zu Turin 
1696 zwiſchen SFranfreih und Savoyen, 1797 mit Sardinien. „Der Utrechter 
Friede” (1713) befteht aus fünf Separatfriedenzfchlüffen, vgl. Du Mont VOL, 
1, ©. 339 ff. — Auch können einzelne Allürte im Kriegsftande bleiben, jo Rußland 
nad) den Frieden von Preßburg 1805. — Den Berjailler Präliminarien vom 
26. Februar 1871 traten Bayern, Württemberg und Baden ausdrücklich bei (RG.Vl. 
1871, ©. 222 u. 238, Martens XIX., ©. 658). Bgl. über Wecejjion und 
Broteftation ferner Calvo $2946, Martens-Berge 8 336, Nouv. Recueil Il, 
p. 466—475, Revue de droit intern. 1884, ©. 2%. 

+) Meber den Ort der Verhandlungen vgl. Calvo $ 2941, De Real, 
Science du gouvernement V., ©. 616 ff., Mofer, Grundſätze des Europäilden 
Völkerrechts, S. 527—71, Roßmann, Bon den Ausflüchten im Völkerrecht, 3 14 
Siebenfees, Zurift. Magazin I., 50, Martens (Berge) 88 327, 329. Ueber 
die Verlegung der Verhandlungen von Brüſſel nad) Frankfurt 1871 vgl. Valftey 
(eitirt $ 176, N. 3a. €), ©. 78, u. Hahn, Der Deutjch-Franzöfifche Krieg, S. &. 

>) Calvo 8 2941, Martens (Berge) II., $ 329, ©. 364, Phillimore 
8516. 

») Klüber 8 321, N. c., Bielefeld, Institutions politiques II. 1%, 
v. Drais, Die Polizei auf dem Neichsfriedenscongreß 1797 (Mannheim 181). 

)) Wooljey ©. 270, Calvo 8 2944, Wiener Congreßacte, Art. 19, 
. Friede zwiichen China und Japan vom 30. Auguft 1871, Art. VI. (aud) über 
andere Formalitäten dajelbjt Art. V.), Martens, Nouv. Recueil contin. 
3b. III, ©. 503. 

* Man unterjcheidet woHl auch die „Friedensprälininarien”, die im Zert 
behandelt find, von „Wräliminarfrieden”, d. h. einen vorläufigen Frieden, dt 
noch der Zuftimmung dritter Mächte bedarf. 

) Stavinsky, D., Diss. de pacis rejectione. Regiom 1717. 

10) Aus dem vorigen Zahrhundert Präliminarien von Breslau (11. Jum 
1742), Aachen (30. Aprif 1748), Paris (30. Nov. 1782), Verſailles 20. Januar 
1783). Beifpiele vgl. bei Calvo ©. 356 und Woolsey, Law of nation 
8 158, S. 269. 


8 174. 
Der Abſchluß des Definitivfriedens. 


Xiteratur und Verweijungen: Heffter 8 179 und die oben $ 172 ange. 
Scrift von Dajjel. — % Martens (Deutih von Bergbohm) I. 
S. 543—545. — Calvo 8 2943. — Martens ‘ed. Verge) 88 333, $ 
— Pando, Derecho intern., p. 579. 


Wenn wir nad) Erörterung der dvorbereitenden Schritte unjert ve⸗ 
trachtung nunmehr dem Friedensſchluß ſelbſt zuwenden, ſind zunädt 
einige Ausdrüde zu erläutern, welche die Arten der in den Frieden“ 
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Bon dem Status quo bellum res reliquit kann nur Hinfichtlid der 
zu übergebenden Gegenftände, abzutretenden Länder, Feſtungen u. I. w. 
die Rede fein. Es wäre rechtswidrig, etwa nicht conjumirte Früchte 
zu verlangen oder eine Feſtung zu fchleifen u. dgl.) Es war nicht 
rihtig, daß 3. B. Rußland 1856, als es Kars zurüdgab, nod die 
Wälder der Umgegend abholzte. 

Negelmäßig werden in den Friedensſchlüſſen die Bedingungen fet: 
gejeßt, unter welchen die Entlajfung der Kriegsgefangenen tat 
zufinden hat. Während früher ein jpecieller Austaujch der Jndividaen 
nah Maßgabe ihres Ranges jtattfand, erfolgte Schon u. U. nad den 
Beitimmungen des Hubertusburger Friedens (Art. 7) die Ausmechjelung 
„sans rancon et sans Card A leur nombre ou à leur grade militaire“. 
Obwohl de jure mit dem Eintritt des Friedens der Begriff des Kriege 
gefangenen nicht mehr befteht, der Kriegsgefangene frei wird, müſſen 
doh Maßregeln zu geordneter Uebergabe und Entlafjung getroffen werden. 
Theils können Commiſſare von beiden Theilen zur Erledigung dieler 
Angelegenheit bejtellt werden — jo geihah es nad) dem erwähnten Ar 
tifel des Hubertusburger Friedens —, theild werden bejondere Verträge 
hierüber geichloffen, jo die Uebereinkunft von Ferrières vom 11. Min 
1871 (Martens XIX., 679). Auch kann die Entlafjung an Bedingungen 
geknüpft und eine Garantie gegen mögliche Gefährdungen verlangt werden, 
wie dies im Frankfurter srieden, Art. 10, geſchah. Anerkannt iſt, daB 
eine Entlaſſung der Gefangenen erjt nach Berichtigung der von ihnen 
contrahirten Schulden erfolgen kann, während über die Vergütung der 
Unterhaltskoften befondere Bejtimmungen getroffen werden müſſen; went 
nicht, gelten diejelben durch die allgemeine Kriegskoſtenentſchädigung als ge: 
deckt. Eine beitrittene Frage, die im Jahre 1871 auftauchte, war die, 
ob ſolche triegägefangene, die wegen Disciplinarvergehen von den Militär 
gerichten zu Gefängniß verurteilt wurden, zu entlafjen feien.‘) Die 
Preußische Regierung eradhtete dieſe Vergehen den gemeinen Delicten 
gleih und hielt die Betreffenden bis nach vollitändiger Verbüßung ihrer 
Strafe, bezw. bis nach Erlaß durch Begnadigung zurüd. Dieſe dem 
der Franzöſiſchen Regierung mißbilligte Anſicht läßt fich im der Dat 
von einem abjtract juriftiichen Standpuncte fehr leicht anfechten. Die 
Kriegsgefangenjchaft, welche die Veranlaſſung jener Telicte war — jagt 
man — ijt de jure erloſchen, auch ihre Folgen müſſen mit Beendigung 
des Krieges gehoben fein, eine Strafvollitredungsgewalt befige der Staat 
über diefe Eoldaten, die nicht mehr „Kriegsgefangene“ feien, jo wenig 
wie eine Tisciplinargewalt. Mag dies auch richtig fein, To muß man ſich 
Doch hüten, in dieſer Frage rein theoretiſch entſcheiden zu wollen. Praktiſche 
Sefichtspuncte laſſen c8 wohl gerechtfertigt erfcheinen, daß diejenigen, 
die ſich in den letzten Tagen gegen die Disciplin vergangen, nicht gleich 
zeitig mit den Uebrigen entlafjen werden. Gerade in den Ieten Tagen 
der Striegägefangenfchaft, das iſt befannt, kommen jehr Leicht Widerſetlich 
feiten vor; ſobald ſich das Gerücht verbreitet, daß der Friede in nahe! 
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) Cocceji a. a. D., sect. IV., $5, ©. 43. 

5) J. P. O. XVI., 8 5, J. P. M., Art. 105, Wiener Schlußacte, Urt. 11 F., 2, = 
Prager Friede, Art. 10, Frankfurter Friede, Art. 2a. E., Friede von San Stefano, m 
Art. 17, Friede von Conjtantinopel, Art. 8, 9. 

9) Vattel 820. Ueber die der Amneſtie nicht unterworfenen Fälle ebendey 
8 22, und beſonders Wheaton, Intern. law, $ 544. Ausnahmen finden ſic. . 
3.8. im Spaniſch⸗Franzöſiſchen Frieden 1559, Art. 7, aufgeftellt. Aus politiiderer = 
Gründen wurde in Brager Frieden 1635 Markgraf Friedrich V. von BadenDurla - 
von der Amneftie ausgenommen; vgl. v. Weed, Das Großherzogthum Vaden 
1885, ©. 202. 


$ 176. 


B. Bejondere Beftimmungen der Friedensverträge. 
(Gebiet3abtretungen.) 


Literatur: Calvo 8 2945. — %. Martens (Bergbohn; a. aD. — Bl. 
auch oben IIL., 8 53. 


Neben den allgemeinen Beſtimmungen enthält der Friedensſchl5 
die durch Urfachen und Ziele des Krieges bedingten befonderen Te 
fegungen. Dieje jind außerordentlich) mannigfaltig und von den Ur — 
ftänden abhängig.‘) Trotzdem findet man bei Beobachtung zahlreid —e 
Sriedensichlüffe naturgemäß eine Reihe von Bedingungen, die unter äd)' — 
lihen Verhältniſſen häufig twiederfehren. 

Die Friedenzsichlüjie des 16. und 17. Jahrhunderts zeigen und ai 
eingehenden Feſtſetzungen über die Neligionsübung. Mehrfach begegrwr e 
uns in Friedenschlüffen die Anerkennung einer Oberhoheit, die Verpfli P- 
tung zur Truppenftellung u. ſ. w., in welchem Falle der traite de paar 
wohl zu einem traité d’amitic et de paix fich geitaltet. 

Zahlreich find Beitimmmmgen, melde ſich auf Handeläpolitifche 
Fragen beziehen, jo über gemeinfame Regelung der Edifffahrt, Deiinum 
der Häfen für die Conſuln des anderen Staates u. f. mw. Ueberhaupt 
finden fich in Friedensſchlüſſen Feftfegungen aller Art, wie fie in jonitigen 
Verträgen vorkommen, und findet darauf das oben, befonders das in dem 
Abſchnitt von den Handel und Schifffahrtäverträgen Gejagte (SBd. II. 
©. 141 ff.) Anwendung. 

Andere Beſtimmungen wiederum find den Friedensverträgen eigel' 
thümlich und finden fid) in der Mehrzahl derfelben. Dahin gehöre 
vorzüglicd) drei Arten von Beſtimmungen, die über Gebietäahtretung®, 
über Zahlung von Kriegsentfchädigungen und die über Beſetzung 0 
Gebieten zum Zwecke der Sicherung diefer Zahlungen. Der legt 
Punct wird im Schlußparagraphen diejes Kapitels zufammen mit der 
Lchre von der Sicherung der Friedenserfüllung erörtert werben. 


Bejondere Beſtimmungen der Friedensverträge s]] 


Die Frage, welche Ktriegsentichädigungen feſtzuſetzen ſeien, dit eine 
politijche, und wird auch die Art der Zahlung jehr vericieden be— 
1.2) Am häufigiten werden bekanntlich Gebietsabtretungen verein- 

Die Lehre von Dielen iſt oben Bd. IL, 55 57, 5%) bereite 
ich erörtert worden. An dierer Ztelie bedürfen daher nur einzelne 
iſche Getichtspuncte der Hervorhebung, und es kann Tür ven Hiecht- - 
fter der Abtrerung ausichlieglich auf jene Tarlegung verizieien werden. 
Die Artikel der ‚sriedensichlühe Baben nicht nur die nenn Grenzen 
ı — unter Beifügung von Starten zu bezeichnen, fie haben ad) 
eine Reihe anderer aus der Gebietsabtretung ſich errebengee Ber 
me zu enticheiden. Turch Die Argliederung ernes ersberten Yankez 
en fegreihen Zieet werden cme Menge alter Weruhursen efyi 
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(Martens, Nouv. Recueil cont. XX., ©. 799 ff.). Hier wurde über die ig 
Terte aufgeführten Puncte und zahlreiche andere Fragen verhandelt. Das Ergebrum 
der Eonferenzen ift niedergelegt in der Zujagübereinkfunft vom 11. December 13. 
(Martens XIX, ©. 847, R.⸗G.⸗Bl. 1872, ©. 7; weitere Conventiom 
Martens Bd. XX.) In größter VBollftändigfeit fand Verf. da3 Material in De 
(u. a. auf der Reichögerichtsbibliothef befindlichen) Werfe: Recueil des trait_. 
conventions, lois, d&crets et autres actes relatifs à la paix avec l’Allemeg- 
(Fünf Bände.) Paris, imprim. nationale 1872—1879. Bd. I. enthält die dig; 
matiſchen und militärifchen Verträge und die Franzöfiihen Geſetze, ®b. I, X7 
Documents compl&mentaires, Bd. IV. die Nctenftüde, betr. acquittement 4 
Yindemnite de guerre et &vacuation du territoire. Delimitation des fronti@res. 
R£organisation des territöires morceles. Röconstitution des actes de l'öta 
civil, des voies de communication, de la defense nationale, des Edifices pa- 
blics detruits. Sepulture des soldats. Liquidation des territoires cedes 
Compte de liqu. des diverses charges rösultant de la guerre. Bd. V.: Ad 
denda-Tables.. Gute Hervorhebung der juriftifchen Gefichtspuncte Bd. V. S. J 
— Bgl. aud) Villefort, Recueil des traites relatifs & la paix avec l’Ale 
magne, und eine Darftellung der verjchiedenartigen Unterhandlungen bei Valfrey, 
Trait& de Francfort. 2 Bände. Paris 1872. 


$ 177. 


C. Wirkung des Friedens Hinfichtli früherer | 
Staatöverträge. 


Literatur: H. Grotius III, 20, 19. — Martens, Ueber Erneuerung der Ber 
träge in den Friedensſchlüſſen. — De Wys, An Bello oborto pereat foederum 
auctoritas, Amsterdam 1830. — Heffter 88 99, 122,181. — Bluntjäli 
88 538, 718. — Phillimore 8 529 ff. — Hall 8 135. — Woolſer 
8 160. — Battela. a. O. 823. — Calvo 32961. — Hansard’s parls 
mentary history XXXV., p. 164 ff., 587 ff. — The Society for tb 
Propagation of the Gospel New Haven, 5 Curti's (Amer.), Report 
p. 483 — 493. — The Frau Ilsabe, 4 Robinson, Adm. Rep. p. 64 - 
Sutton v. Sutton, Russel & Mynes, Rep. p. 663 (vgl. Bhillimore a. a O 


— — — — — — — — 


Zu den ſchwierigſten und beſtrittenſten Fragen bei der Auslegum 
der Friedengfchlüffe gehört die Frage, inwieweit die Verträge, welche 
vor dem Kriege beſtanden, nach demſelben weiterbeſtehen, beziehungsweiß 
wieder in Kraft treten. Dieſe oben ſchon mehrfach geſtreifte red 
(Bd. III. ©. 26, 202 ff.) tft an diefer Stelle näher zu erörtern. . 

Brincipiell findet man bei den Autoritäten des Völkerrechts zM 
Anſchauungen vertreten. Nach der älteren Auffafjung ging man De 
aus, daß durch den Krieg die gejanımte Rechtsordnung zerftört und 
jede Vertragsverhältnig zwifchen den friegführenden Staaten 9 
werde. Tiefe Theorie von der gänzlichen Aufhebung der Verträge 
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feit nicht aufgehoben wird. Sie treten daher wieder in Kraft. Dies 
gilt von jenen zahlreichen Verträgen auf dem Gebiete des internationale 
Verwaltungsrechts, der Rechtspflege u. j. w. ine Gruppe von Ver— 
trägen glauben wir jedoch ausnehmen zu Dürfen umd für fie die unter 
2. anfgeitellten Grundjäge anmwenden zu müſſen, nämlich die Handels 
und Zollverträge. 

Während bei allen anderen Wereinbarungen Die gemeimamen 
Intereſſen des internationalen Lebens vortwiegen, fommen in Dielen er 
trägen neben Den Iuterejlen der Gemeinjchaft die Bedäürfniſſe ii 
einzelnen Volkes zur Geltung. Man muß beachten, daß insbeſonder 
die Zollverträge jenes Gebiet umjpannen, auf welchem der Staat in 
jeiner wirthichaftlihen Individualität den anderen Staaten entgegentrit, 
mit Recht Hat man das Zollwejen als Zuſammenfaſſung der gelammtn 
Individualität der Volkswirthichaft in ein Bild bezeichnet. Abgeiches 
davon, daB viele Kriege gerade aus dem Gegenjage dieſer wirthichaitlihe 
Intereſſen entftanden, ift feitzuhalten, daß jeder Krieg von Einilu anf 
dieſe Verhältnifje ift, daß jeder Krieg dieſe wirthichaftliche Jndividualtit, 
die wirthichaftliche Phyſiognomie der Völker verändert; Zoll: und Handl* 
verträge erjcheinen ung daher jtet3 als aufgehoben. Dieſe Nerhälmikt 
bedürfen im Frieden nubedingt einer Neuregelung. Daß dieielbe nah 
den früheren Grundjägen erfolgen kann, iſt jelbjtverjtändlich. Die hi 
vertretene Anficht wird durch die Praxis beitätigt. Art. 1:1 des ran 
furter Friedens beginnt „les traitös de commerce ayant été annale* 
par la guerre”, erfennt aljo ausdrücklich die Aufhebung diefer er 
träge an. 

Die Europäiiche Staatspraris ſcheint im Allgemeinen der älteren 
Meinung treu geblieben zu jein. Wenigjtens finden wir in den neueren 
Friedensſchlüſſen durchweg eine auf Ernenerung der Verträge bezügliht 
Beitimmung.") Schr empfehlenswerth ift es jedenfalls, feſtzuſetzen — me 
dies im Züricher Frieden 1359 geihah --, daß eine aus wertreiern 
der friegjührenden Staaten gebildete Commiſſion jämmtlicde Bertröge 
durchgehen jollte, um amtlich Elarzuftellen, welche derjelben als beitehen- 
welche als aufgehoben zu betrachten. Eine ähnliche Praxis wurde 181 
von Teutjchland und Frankreich befolgt. 





') „A state of war abrogates treatises previously existing” etc. hieß es ia 
der Botſchaft des Präſidenten 1847 (Annual⸗Regiſter 1847, p. 407). Beſonden 
viel beſprochen wurde der Anfang dieſes Jahrhunderts zwiſchen England au) 
den Vereinigten Staaten Nordamerifas entbrannte Fiſche reiſtreit. Ei 
land hatte den Fiſchern der Vereinigten Staaten gewiſſe Freiheiten durch Vernes 
von 1783 zugeftanden. Diejer Vertrag war im Frieden von Gent 1814 mi 
Stillſchweigen übergangen; England glaubte, jener Vertrag jei erlojchen, wãhrerd 
die Regierung der Vereinigten Staaten ihn nach dem Friedensſchluß wieder af 
wirtfam erachtete. Der Streit wurde 1818 ohne Enticheidung der Principienfg 
beigelegt. Ueber letztere vgl. British and Foreign State papers 1819-18. 
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©) Beijpiel: Revue de droit intern. 1883, ©. 181. 

?) Weber die Garantie des Weſtph. Friedens vgl. 3. 3. Moſer, Garantie 
des Weftph. Friedens (1767), und v. Sted, Abhandl. aus dem Teutjchen Staat: 
recht zc. (1757), p. 6. Vielerörterte Streitfrage, ob die Kailerin von Rußland durch 
den Tefchener Frieden Garant des Weftphäliichen geworden? Literatur hierüber 
bei Martens (Berge) $ 339 (I., ©. 380, Note b.) 

9 Meber Occupation nad den Frieden zur Sicherung vgl. Ealvo $ 2% 
und die Verträge in den oben ($ 176, Note 2) angeführten Werken von Biltefort 
IL, 40 ff, Valfrey T.I.a.€. (Martens XX., ©. 794 ff.); Corsi, Occupazione 


e. I. — Convention von Königsberg vom 12. Juli 1807, Prager Friede I1866 
Art. 12. 


Zmeites Kapitel. 


Die Lehre vom Poflimininm. 
$ 180. 


Allgemeines. Begriff des Boftliminium. 


Siteratur u. Bermweifungen zu $$ 180-188: Klüber, Bölterr., SSH 
$ 270. — Heffter 88 187— 190. — Bluntſchli 88 727— 741. — Eteerl, 
Zurift. Blätter 1881, Nr. 40 (vgl. hierüber Bluntſchli's letzte Zeilen m 
Gentralblatt für Nehtswilienihgft I., ©. 81). — Hol tzen dorff's Rechn 
lexikon III. 97 (Brodhaus). — Martens IL, 8 128 (Ueberſ. v. dar 
bohm II., S. 545). — Hall 88 162—165. — Phillimore 88 539-5% 
(S. 812-875), $ 408 fi. (E. 615 ff). — Travers Twiß 8$ 66. - 
Halleck c. 35. — Woolſey $ 151. — ®heaton IV. 2, 817, 6.8 
(ogl. aud) ©. 878 ff). — Wharton, Commentaries on law 1811,82 
(©. 318). — Kent’s Commentaries I., p. 168. — ©. F. Rartens 
(ed. Berge) 88 278—283. — Vattel III, c. 14, 8 204 ff. — Talb⸗ 
$ 2977—2993. — Calvo, Dictionnaire de droit intern. I,&.%# - 
Masse, Droit commercial dans ses rapports avec le droit des gens I, 
©. 331 fe. — Cauchy, Droit maritime intern. I., &. 187 ff. — Pas- 
quale Fiore, Dir. int. II, €. 348 ff. — Corsi, L’'occupazione ml 
tare, I. Dir. internazionale pubblico 1886. — Litta,| L’occupazione, 1% 
concetto e suoi effeti sulla proprietä pubblica e privata nella guelfs 
continentale, 1881. — Nicasio de Landa, Derecho de la guet 
Pampelona 1877, 3. Aufl., ©. 241 ff. — Aeltere Literatur: 9. Grotin⸗ 
III., 9, III, 16. — Alb. de Gentilis III, ec. 17. — Bynkersboek. 
Quaest. jur. publiei I, c. 4 ff, e. 16 ff. — Majansii, Disp. jur. civ. 1.1 
(genau nad) der beften Differtation von de Retes, Opuscul. VI., 1668; — 
Menagius, Amoenitates juris civ. c. 39. — v. d. Graf, Synisgm# 
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den Brotofollen der Zeurihen Bundesveriammlung 1558. &. 555 #. Bel. mac 
Rando, de Rayneval, Bhillimore ©. «85. R. *. Leder bie m Ieiriggye: 
jehr verjchiedenen Verſuche das Poitliminium zu begründen Fit der Stufe er 
das Eigentum zu ichügen, souverainet& des nations eic. ĩ. Barıela a Sn. 
Ealvo $2978; richtig Hefiter, Rasauale Fiore. Z.enyHa:!eck BE 2 


$ 181. 
Geihihte des Begriffes. Tas Römiſche Redt. 


Literatur und Berweifungen: Cujacius, Obs. IV. 9, XI. 3, XXTL_ 2 
XXVII 3 u. ſ. w. — Budta, Inſtitut. IL, S$ 2%, 23, 2411. — Sol u, 
Inftitut., 3$ 24, 51. — Dirkſen, Berm. Edjriften J. 218. — Bru m19, 
Kl. Schriften I, 48. — Pernice, Labeo I., S. 358-380 ſehr reichhal Lig). 
Haje, Tas jus postliminii 1851.. — Young. De jure postliminii q aod 
ad res pertinet Diſſert. Berlin 1854. — Behmann, Das jus postlim 22 
‘1872, behandelt nur das perjönliche Boftliminium‘. — Enellen: Gajus L, 
$ 29, Inst. £., 1285, U, 1 8 17, Dig. XLIX, 15, Cod. VIIL, 51, 
Theodos. XV., 4. — Berzeichnig der Quellen bei Haie S. 243 ff. (wo 
fr. 10 Dig. XXVIII., 3 Hinzuzufügen ift\. 


Es ijt Hier nicht möglich, eine ausführliche Dogmengeſchichte um 
Bezug auf das PBojtliminium zu geben. Immerhin dürfte einleitum 
weile auf die Grundfäge des Römischen Rechts Hingewiejen werden müff E 
Dieſelben finden zwar bekanntlich im heutigen Völkerleben feine Fr 
wendung mehr; die Lehre jedoch Hat fih im Anſchluß an diejelErt 
entwidelt. 

Tas Altrömifche Kriegsrecht erkannte den Grundjag an, dag Del 
Feinde gegenüber die Occupation von Perfonen und Saden im volyrA 
Umfange erlaubt jei. War doc) dies die Anjchauung, die das ga 
Alterthum, Orientalen, Griechen und Römer beherrſchte.) Der gefang = 
Feind wurde Sklave, die genommene Sache verfiel dem Sieger zu a 
beſchränktem Eigenthum. Die jcharfe und folgerichtige Anmwendızz 78 
diefes Satzes mußte auf Schwierigkeiten ftoßen, wenn das wechſel 
Kriegsglück eroberte Sachen wieder in die Gewalt der Römer, gefang el! 
Bürger zu den heimathlichen Penaten zurüdführtee.e In dieſem jet 
nahm man an, daß der befreite Römer, fowie daß beftimmte Gegenftä ti 
in ihren früheren Zuftand zurüdfehrten, gleich al ob er niemaß un" 
brochen geivefen wäre. Das Recht, wodurch der freigetwordene Gefang Ent 
feine frühere Stellung, beſtimmte Sachen ihren früheren Herrn wieer⸗ 
erhielten, nannte man Boftliminium. Zunächft bezeichnet postlimin® zum 
redire lediglih die Nüdkehr nad) Rom oder in die Heimat mit 
daran gefnüpften Folge, daß Alles wieder in den alten Stand fommi. 
Der Freie wird wieder frei, der Deportirte wieder deportirt, Di 
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» Fr.5 81 Dig. XLI, 1, Fr. 17, Inst. IL, 1, Gajus II. S 69, WW. 
86. Ueber die Orientaliſchen Anſchauungen vgl. Michaelis, Moſaiſches Rede I., 
254 ff. (5. Mof. 20), über die ber Hellenen Jl., IX., 328, Bo Iyb. IV., 67, Gilbe xt, 
Griechische Staatsalterthümer, 1885, IL, S. 396, über die der Römer Os n- 
brüggen, De jure belli ac pacis Romanorum, 1836, ©. 4 ff, Sell, Die 
Necuperation der Römer, 1837, Müller- oh mus, Geſchichte des Völkerre his 
im Alterthum, 1848, ©. 131 ff. 

*, Fr. 12 $ 15, Fr. 27 Dig. XLIX., 15. Citate bei Bernice, RA.» fi 

5 Vgl. Better, Pandelten I, 8 35, Beilage; auh Behmann fpmidt 
von „Schmwebe” (vgl. bei. ©. 83). 

% Inst. 1.1285, N. 1817, Fr. 16, 18 Dig. XLIX., 15 {Ulpian‘, Fr. 22 
Dig. XXVIIL 1, (Julian). ©. bei. Bernice, N.66. Bgl.aud) Behmann$ 2, 
TV., Abſ. II, V.,€.79. (Demeliu3, Redtsfiction, €. 75 ff. — berührt übrigen? 
das Pojtliminium nicht.) 

5) Cujac., Observat. lib. XXVL, 2, Haſe ©. 20 ff. 

°, Sehr ausführlich über das Poſtliminium hinſichtlich des paterfamilzu | 
Behmann ©. 15 ff. Tund die Stellung des Hausſohnes in der Zwilgengeit 
©. 27], das des Hausfohnes ©. 34, des Vormundes, Mündels ©.43. Ueber Die | 
Wirkung des Poftliminiums auf die Ehe j. ebenda S. 4 und Haje S. 9. 
Nah der ſtets mit dieſer Lehre zufammen erörterten fictio legis Cornel22® 
wurde angenommen, daß die in feindlicher Gefangenschaft Berftorbenen in Be 
ztehung auf ihre Beerbung und in Beziehung auf lehtwillig angeordnete SO! 
munbfchaften, jo behandelt werden jollten, wie wenn fie als Römiſche Brg 
verftorben wären (die „NRüddatirung” des Todes ftammt nicht vom Gefeg — Fr. 12 
Dig. XXVII. 1 --- fondern von der Surisprudenz. Bgl. Behmann €. 3 11. 
Hafe ©. 180 ff.) 

5) Fr. 20 Dig. 1. 5, Haje ©. 158. Ueber einen andern Fall (Aniprud pet 
in der Gefangenjhaft geborenen Kindes einer statulibera) |. Behmann 6513: 
VBerzeichnifje von Gegenjtänden bei Cicero und Feſtus, ſ. auch Puchta, Ira H- 

a. a. O. 

) Ayala, De jure et officiis helli L, c. 5, 8 33 ff. 

»), Sn der folgenden Zeit wurde der Ausdrud „postliminium“ oft in gar iA 
jeltfjamer Weife verwendet, jo 3. B. behauptet, dag „jus sacrorum® ji me 
Deutihen Fürſten durch „postliminium“ zurüderworben. Eine dieſe Anfı ht 
widerlegende von einem Sejuiten herrührende Heidelberger Difjertation von II * 
Gallade, Fictum postliminium juris sacrorum per instr. pacificationus- I” 
imperii principibus restituti. In wieder anderer Bedeutung z.B. J. T. Wern * 
vom Jure postliminii der Deutihen Auswanderer zc., Yemgo 1801. 

10) „It must be regarded as a striking illustration of the sway of Rome ? 
law over the European mind, that the lawyers have taken this road to he— . 
the first owner to his property after recapture.“ (Woolsey p. 258.) 
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sequently the Genoese territory as a French province, conquered form wh 
French government which as regarded them had become the sovereig cf 
Genoa. But England stood in no such position: in her eye the repm®bblic 


of Genoa still of right subsisted. Genoa ought to have been regardedt 


England as a friendly state, oppressed for a time by the common enexny. 
and entitled to reassume the exercise of her sovereign rights as sooxm 3 


br 


that enemy was driven from her territory by a friendly force.“ Col. 
Mackintosh's Miscell. Works, p. 703, Hall, Intern. law, S. 420.) Blunt $ dli 
$ 729, erwähnt aud) die Verhandlungen Preußens mit dem Herzog von Augax fer 
burg über Schleswig-Holftein, worüber Verf. fi) der Bemerkung Halls S. 2. 


Note 1, anſchließt. 


*) Battel $ 208. Auch Phillimore IIL, $ 404, ©. 606, leugnett deß 


PBoftliminium für Neutrale. Fälle: The Sophia, 6 Rob., Rep. p. 138, 
Amistad de Rues, 5 Wheaton, Rep. p. 3W. 


9) Einen Fall diefer Art vgl. in Seuff.’3 Archiv XII., Nr. 147. (Eu? 


O.“H.G. Mannheim vom 12. Februar 1857.) 


$ 184. 
Arten des Pofklimininm. 


A. Das perjönlide Poſtliminium (Strafredtliches 
Pojtliminium). 


Literatur und Berweijungen zu 8 184—186: Bluntſchli SS 737 F- 


e 


Heffter 88 189, 190. — Klüber, Völkerrecht, $ 258. — Bhillim tt 


©. 812 ff. — Calvo $ 2980 ff. — Litta, L’occupazione, ©. 48 ff- 


Meermann, Recht der Eroberung, 1774; Rechtliche Bemerkungen über Das 
Recht der Eroberung und Erwerbung im Kriege, 1814. — Pfeiffer, Weit 
der Kriegseroberung, 1823. — Fälle aus der Praris zu SS 184-1: 
Aus Alterthum und Mittelalter: Quinctiliani institutiomes 
oratoriae, V., c. 10. — Bourdon., De chirographo Thessalorum, ce£fiüt 


bei Pfeiffer, Kriegseroberung, €. 175. Weiteres ebenda ©.178, Note d- 


— 


Polybii Hist. exe. 35. — Dio Cassius, Hist. rom. lib. 41, c. 50, 9! 
Cocceji, Diss. de jure victoriae, & 33. — 9. Grotiug II, 8s 4, 5° 
— Alb. Gentilis III, 5. — Paponius, Recueil d’arrets notable de 


cours souveraines de France V., 6, No.2. — Ph. Decius, Consilia, c. 


>». 


— Matthacus de Afflietis, decisiones Neapolitanae, No. 150. Nãh æ 1% 


hierüber bei Pfeiffer a. a. O. ©. 165—237. — Ueber den Heſſen⸗Caf w el⸗ 
Fall vgl. unten 8 187. — Neuere Engliſch-Amerikaniſche Brar * 


Pitt Cobbet, Leading-cases, ©. 104 ff., 135 ff. — Bay's Reports 


®. 
uf 


cases II., 299. — Dodson’s Adm. Rep. L., 249, 396, 451. — Durnferl 
and East'’s Rep. VIII, 548 (Pottsv. Bell). — Edward’s Adm. F&-!" 
T., 60 (Nuestra Seiiora de los Dolores). — Gallison’'s Rep. (Boston 1385 
II. p. 500 ff, — Johnson's Rep. XX., 213. — Maule and Selvy _?® 
Rep. VI., 92 ff., 1814—1829 (Wolff v. Oxholm). — Peter's Rep. \ 1. 
s6 fj., III, 100, 157 ff. — Robinson’s Adm. Rep. L, 180, 1%,N. * 
V., 105. — 7 Jurist, N. S. 350, 1860 (Wadeer v. East India-Compa= =: 














854 Beendigung des Krieges und Boftliminium. 


einer ſolchen Regierung ein Ende bereitet wird, fo müſſen die früheren 
Rechtsverhältniffe durch Geſetz wiederhergeftellt werden, aber nur durh 
Geſetz — und dies ift nicht mehr eine Frage der Rechtſprechung und 
Rechtswiſſenſchaft, fondern der Verfaſſungs- und Gejegebungspolitil. 
Sm Uebrigen bewahren alle Regierungsacte ihre — ſtaats⸗ und 
privatrechtliche — Gültigkeit. Die Acte des Uſurpators haben für die 
feiner Herrichaft thatfächlich Unterworfenen gleiche Kraft wie die Acte 
einer legitimen Staatögewalt: er hat Geſetzgebung und Verwaltung, er 
hat die Verfügung über das Staatögut, wie der legitime Herrſcher. Ib 
eine Staatögewalt „legitim“ oder „illegitim” ift — wie man fid aus⸗ 
zudrüden pflegt — iſt für die Enticheidung über die rechtliche Wirkſam⸗ 
feit der Negierungsacte nicht von Belang, und wir haben und auf biete 
Streitfragen, welche mehr ftaatsrechtlicher Natur, nicht einzulajlen. Die 
Ausübung der Etaatögewalt hängt — dies muß nun einmal anerlanrıt 
werden und it allgemein anerfannt — nit vom rechtmäßigen Erwerbe, 
jondern vom thatjächlichen Befite ab. Auch die illegitime factijche Staat 
gewalt jet den Staat fort, vertritt ihn, erzeugt ihm Rechte und Ber 
bindlichkeiten. Einerjeits ift dies feitzuhalten, andererjeits iſt die Grerrzt 
zwilchen Occupation und Ufurpation jcharf zu ziehen, d. h. zwiſchen dem 
Anwendungsfall und dem Ausſchluß des Pojtliminium. Mean darf die? 
vielleicht in der Weife thun, daß man den Gegenfat von Eroberung 
und Rechtsnachfolge hervorhebt. Erobert wird das Land, nit Det 
Staat ſelbſt. Selbft wenn ein ganzes Land occupirt und alle ſeine 
Bewohner gefangen wären, wäre darum noch nicht die Staatögewalt 
occupirt. Diejelbe ijt überhaupt fein Gegenftand der Occupation. Eoll 
fie wirklich dem Sieger erworben werden, jo gehört dazu ein ganz anderer 
Titel, der Titel der Rechtsnachfolge. Ob eine foldhe ftattfinde, ob 
wirflic) corpore et animo die Staatögewalt bejejlen wird, ob nit inte 
vorläufige Bemächtigung, jondern eine dauernde Ujurpation, ein „Intet” 
regnum“ vorliegt, das ift eine nicht nur völferrechtlihe Frage. Als 
Nechtsnachfolger aber kann der Sieger nun aud) den eroberten Staat 
al3 den jeinigen betrachten, diefer Staat gehört ihm an mit aller jeinet 
Gewalt, jeinem Bermögen, jeinen Forderungen, feinen Berpflihtimgert- 
Vermöge der Succeffion it er an die Stelle des früheren Regenten ge 
treten, vermöge der, in Folge der Occupation, aber durch einen Hinzuge” 
fommenen Titel erworbenen Staatögewalt, nicht vermöge des Factums 
der Occupation. Wo aber eine folche Rechtsnachfolge ftattgefunden gat, 
fann der Begriff des Poitliminium nicht mehr in Anwendung kommen- 


Trud der Berlagsanftalt und Truderei Arien: Geſellſchaft 
(vorm. J. F. Richter) in Hamburg 


Yerlagsanflalt und Brunerei 3.6. (vormals 3. 3. Richter) in Seubmarı 


Der Derbrecher 


in 
anthropologiſcher, ärztlicher und juriſtiſcher Beziehung 
Von 


Vrofeſſor Ceſare Combroſo 


in Turin. 


— — ——— 


In deutſcher Bearbeitung 
von 


Dr. med. O. Fränkel, Sanitätsrath. 


Mit Vorwort von Profeſſor Dr. jur. von Kirchenheim. 


Lex. 8° (XXII u. 562 Seiten). Preis 15 ME, geh., 17,50 ME. geb. 
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Lombroſo befhäftigt fi nicht mit philofophifchen Theorien von Verbrechen und eıze® 
mit den Broblemen des Verſuchs, der Konkurrenz u. ſ. w.; feine Unterfuchungen find gert n 
auf die Erlenntniß der Eigenart des zu Verbrechen geneigten Menden, die Erforihung 5— 
Urſachen dieſer Neigung und die Aufdeckung der Mittel, ihr entgegenzuarbeiten. Die Great" in 
feiner bisherigen Forſchungen auf diefem dunklen Gebiete find in dem vorliegenden wWer E 
ein geordnetes Syſtem gebracht. Dasfelbe zerfällt in drei Theile, von denen der erſte den —- es 
anfang des Verbrechens“ behandelt und gewiflermaßen eine Embryologie desjelben giebt, ie# ur 
er die Anfänge des Verbrechens bis in die Thierwelt zurüdverfolgt, — der zweite die S = „5 » 
von der pathologifhen Anatomie und der Unthropometrie an ben Berbrechern entwidelt za "1 
ber dritte endlich die Biologie und Pſychologie ded geborenen Verbrechers zur Darſte en 
bringt. Auch wer nicht auf dem Standpunkte des Verfaſſers fleht, wird befien Werl mit gra®” zz0 
Intereffe und Nugen Iefen und die außerordentliche Belefenheit, Gelehrjamfeit, fowie den 
Blick des Verfaſſers bewundern. (Gentralblatt f. d. juriftifdge Praxis. 
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desfelben dargeboten werden. Wir glaubten uns aber nit mit 
einer lerifalifchen Aufrollung des geſammten Beftandes der im vol. 
tiven Staatenverfehr in Anerkennung und thatjächlicher Uebung 
jtehenden Grundfähe begnügen zu können; es jollte Hier auch zum 
eritenmal in eimem Deutſchen Völkerrechtswerke eine ſorgfältige 
Firirung derjenigen in den Quellen verzeichneten Acte und Prä— 
cedenzfälle aus der Staatenprari3 vorgenommen werden, welden 
durch befondere den geichichtlichen Thatbeitand umrahmende Umitände 
ein individuelles Gepräge und eine erhöhte dogmatiſche Lehrkraft zu: 
kömmt. Diejen Forderungen für gelehrie wie für praftiiche Zwede 
juchen die beiden nachfolgenden Regiſter: Sacdregijter und Fall— 
regijter nad Kräften Rechnung zu tragen. Das Autorentegite 
giebt ein Verzeichniß derjenigen völferrechtlichen Schriften, welde im 
literariihen Apparat der dogmatifchen Hauptitüde des Handbuch 
angeführt und verarbeitet worden find. Ausgeſchloſſen blieben fomit 
die rein geſchichtswiſſenſchaftlichen, philofophifchen ꝛc. Werke, wel 
vornehmlich in der „Einleitung“ an gebotener Stelle in reicher Zahl 
Verwendung fanden, deren Anführung aber an diejer Stelle feinem 
fachlichen Bedürfnifje entjprach; nur die in Prof. Riviers „Litear: 
hiftorifchen Ueberficht” (1. Band des Handbuchs) ausführlid be 
bandelten Autoren find mit ihren Namen in® Sachregifter aufge 
nommen worden. | 


Greifswald, 1. Mai 1889. 


, Felir Stoerk. 


Ueberſicht 


der von den Mitarbeitern gelieferten Beiträge 
Handbuch für Völkerredt. 


Band 1. 
db. Holgendorff 1. bis 3. Stück . . . . . . . . . . . ........ 
A. Rivier 4. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . ....... 
Band II. 
v. Holtzendorff 5. bis 7. Stück .. . . . . . . . . ......... 
F. 9. Geffcken 8. Stück . . . . . . . . ................. 
v. Holtzendorff 9. Stück . . . . . . . . . . . .............. 
E. Caratheodory 10. Stück .. . . . . . . .... ........ 
F. Stoerk 11. und 12. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . .... 
C. Gareis 13. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . ........... 
F. Stoerk 14. Stück . . . . . . . . . . . . . . ....... ....... 
Band III 
L. Geßner 15. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... ..... 
F. H. Geffcken 16. und 17. Stück . . . . . . . . .... en. 
IB. v. Melle 18. Stück . . . . . . . . . . . . . ............. 
F. Meili 19. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . .. ........... 
O. Dambach 20. Stück . . . . . . . . . . . . . . .... . . . .... 


H. Lammaſch 21. Stück .... 


zum 


Seite 
1—392 
393—523 


1—150 
151—222 
223—276 
277—406 
407 —551 
551—581 
583 —671 


1— 82 
83—139 
141—256 
257—315 
317 —341 
343—579 





Seite 
D. Dambach 22. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 5831 —601 
F. H. Geffcken 23. Stück... .. .. .... .............. 603 -684 
U. dv. Bulmering 24. Stück . . . . . . . . . . . . . ......... 685 — 797 
Band IV. 
%. dv. Bulmerincq 25. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . .... 3—127 
%. 9. Geffcken 26. Stück . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ... 129 - 168 
C. Lueder 27. und 28. Stück . . . . . . . . . . . . ......... 169 54 
F. H. Geffcken 29. und 30. Stück . . . . . . ........... 545—133 
A. v. Kirdenheim 31. Stück . . . . . . . . . . . . . . ....... 789 - 854 
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Band Seite | 





Band — 


Achtung, Recht auf ........ II 64 Allianzverträge bei ve 

Acte der Berliner Conferenz jonal-Union .............. 1 
vom 26. Februar 1885 .... II 370 Alliirten, Poſtliminium bei v R= 

Acte generale de la confe- Alphabetijche Ordnung..... u >= 
rence de Berlin nom 26. Altermänner IL 1 
Februar 1885 ............ IT 502 | te nn um & 

Acte de francisation. IL 531 zeichnung von Ber- 

Actenftüde, Faffung diploma- — bei Unterzeichnung von Ber- m 68 

tiſcher .........“ .. . . . . .. 676 trägen.. —D 

Actiengeſellſchaft als Schiffs— Alteuropäiſche Staaten.... I 17 
eigenthümer 57 II 525 Altgermaniſches Redt..... I 24 

— Ausländiihe (Forum der)... III 367 | Amari, Giufeppe Carnara, 

Actnahme, Anternationale... I 107 Ktalienifch. Bölferrechtsiehrer I 509 

Actually king ........... II 658 | Amazonenitrom.......... II 360 

Additionalartifel der Frie- Ambaxatores ............ IT 614 
Densverträge . . ............ IV 8893| Ambulanzen ............. IV 49 

Adjacente Seegebiete....... II 511 | Amerika, Entdedung von... IV 552 

Admiralitätsgerihtsbar- - Amerikanifche Kriegsartikel. IV 28 
keit ........ . . . . . ....... IV 558 Amneſtie................. IV 807 

ad valorem NXbgabe....... III 777 | Amo3 (Sheldon), Englijcher , 

Aechten. .................. IV 392 Bölterredtöfchriftiteller...... 149 

Aegyptens internationale Be- Amphiktyonen ........... al 
ziehungen ................ 167 Amtliche Aualification des . 

— Gerihtsorganijation ...... III 759 | Souveräns.............. II 659 

— Gericht3barfeit, Reform der III 722 | — Berfehr mit der aufſtändiſchen 

— Handelsbeziehungen zu aus: Regierung ............... III 628 
märtigen Bölfern.......... I 169 | Amtsantritt einedneuen Prü- 

— Staatsſchuld ............. II 116 | ſidenten ................. 

Aemterredt der Kirche ..... I 303 | Anıt3bezirfe eines Deutihen __ 

Aenderungen- im Laufe des Conſulats 2222222220200.. II 541 
Waſſers.................. II 290 Amtscharakter der Exterrit 

Afrikaniſche, internationale rialen . . . . . . . . . . . . . . . . .. II 661 
Geiellihaft............... I 368 | — der Sriegsidifie........-- II 46 

— Fürſten .. . . . . . .......... II 259, Amts. u. Steuerordnung, __ 

— Truppen ................ IV 397 Germaniide.............. 1326 

Agenten und Commiſſäre, Amtsübernahme ......... U 6ll 
Rechtslage der............ II 669 | Amtsverbreden.......... Iv 5ld 

— aufftändiiher Parteien .... III 628 | Analogie in der Anmenbung 

— ohne öffentlichen Charakter III 662 | der Völferrehtsjäge ....... Mi 19 

Agrimenjorenmwejen der | 





Römer . . . . . . . . . ... . . . . .. II 235 Anariſteu, Seſtrebungen der m 
Ahrens, Deutſcher Naturrechts⸗ | internationalen ........... 512 

lehrer .... ............... I 473 Ancient rule............ N m 
Alaſchka, Abtretung von . ‚III 52 Ancona neue. 103 e 
Alcorta, Amancio, Argenti- Avdooinwia een erenun ten IV 

niſcher Völkerrechtslehrer .. 1515 Andorra ................. II 18 
Alienage, Ablehnung der ‚Aneignung feindliher Sachen IV 4% 

Staatsangehörigkeit......... II 612 | — herrenlofen Zandgebictes... 112% 
Alkohol . . . . . ............. II 62— von Titeln . . ............ 18 
Allegiance............... II 625 | Anerfannte Staaten, Rechts— 
Allgemeine SKriegspülfe ITI 137 | Tage . . . . . ............... 12% 
Alltanz oder Kriegsgenoſſen— Anerkenntniß, Stillſchwei⸗ 

ſchaft . . . . . . .. ............ IV 246 gende oder ausdrückliche, inter- 
— Heilige ................. III 20| nationaler Rechtsgemeinſchaft I 6 
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Band <eite | Band Set 
Gapitulativnen .......... III 720 | EHriftentHumalsWeltreligion J W 
IV 159, ChHriftliche Unterthanen, Lage 
— Reviſion der.... ......... III 722 der — der Pforte......... IT 16 
-— der Schweizer Cantone.... III 131 | Civilembargo ............ IV 18 
Fapitulationsverträge ... 3 Civilifirte Kriegführung.... IT 9 
aptor ................... 
Carawanen . . . . . .......... 1 343 | — Staaten ...... 2.2... I I 
Caramwanenhandel zur See I 348 Civilrechtsgeſetzgebung . 12 
Garlos, Don, Prätendent ... IV 149 | Civilftandsacten, Intern 
Caroline, Fall der, zwiſchen tionale Mittheilung von... III 
Brafilien und der NW. Civitas gentium fant's... II 58% 
Union ................... II 74| — maxima ............... 1 8 
Cartells. . . . . ............. IV 525 II 59 
— über Kriegögefangene ..... IV 427 Civität ................... II 6öl 
Sartellidiffe............. V 585 |Clarigatio ................. IV 3 
Caſalis, Italieniſcher Schrift: — und Recuperatio ........ IV 33 
iteller über Völkerrecht ..... I 510 |Clauses de reserve........ IV 84 
Caſanova, Italieniſcher Völ— Coalitionskriege ......... IV 31 
ferrechtslehrer ............ [ Eocceji, Samuel von, Deuticher 
432. 508| Rechtsgelehrter ............ I 
Caſpiſches Meer .......... II 413.49 
378. 517 | — Heinrich von, Völkerrechts 
— Suprematie Rußlands auf ichriftiteller, Commentator des 
..................... 1383| Grotius ................. 
Galien, Öffentliche .......... IV 491 | Codification des Völkerrechts I 4 
Casus .................... III 87| — ver Völkerrechtsquellen und 
— belli .................. III 133| ihre Borbedingungen....... 11% 
— foederis ................ III — des Kriegsrechts .......... 79 
109. 133 Coexiſtenz mehrerer jelbft- 
Cavour's Programm zur ftändiger Staaten ........- 
Löjung der Römiſchen Frage II 164 Getieckinöeligergreifin: 
Celli, Italieniſcher Schriftſtelle gen .................. 18) 
über Völkerrecht .......... 510 Eollectivgarantie ......... I 2 
Centralgewalt ........... II 139 | IV 18 


Gentumpviralgeridhtshof 


Roms ................... 1 263 
Ceremonial- und Formel: 
weſen, Ritterliches ......... I 338 


— für das Gejandichaftswejen III 612 
Geremonialwejen, Geihihte I 382 
Geremonialformen, Höfiſche II 90 
Certificat de visite als Bor- 
bedingung für den ordnungs— 
mäßigen Antritt der Fahrt . 
— über die erfolgte Eintragung 
ins Schiffsregiſter II 528 
Ceſſion (bei Friedensſchlüſſen) II 255 
hemin d'aval j. Thalweg II 234 
Chile, Schadenerfaganiprüdean IV 39 


II 544 


.......—.0:.:.0. 


China .................... III 736 
— Geöffnete Häfen in ....... III 776 
III 772 


Chineſiſche Häfen.......... 

Chiwa 

Choreographiſche Werke, In— 
ternationaler Schuß der .... 


III 594 | 


Collectivbewußtjeinmenid- 


licher Gefellichaftägruppen... I_' 
Collectivverträge ......-. 11% 
Collectivpirkſamkeit der 

Staaten.................. Iv 3 


Collini, Italieniſcher Scrift- 
fteller über Völkerrecht 5 
Colonialjyftem........... U, 


trägen) .................. 
216. 221. 29. F 

— Handel mit den.......... 
Colonifation in Rom..... 25 


Colonisation Society of the 
young men of Pennsylvania n 7 J 


Columbia ................ 

Combattanten. Behandlung IV —- 
der ..................... v 

Combattantenſtellung, 
Vorausſetzung der...... > 
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Band Seite | Band Erite 
Guratelsverhängung..... III 451 | Delibationsurtheil...... Il 
Eurie, Bertreter der ....... III 612 401. 403 
—lehnt Geiftliche ab als Ber- Delibationsverfahren.... II43 

treter fremder Staaten ..... III 634 | Delict eines Souverains gegen 
Eufiy, Baron von, Franzöſi—⸗ fremde Staaten ........... 72 
ſcher Schriftſteller über Völ⸗ Delicta juris gentium 
kerrecht .................. 1517 | (Auslieferung) ............ 81 
Cuſtom⸗Act .............. I 464 Deliſcher Bund ........... 1211 
Cypern, Dceupation und Ad- | Delta, Alluvionsinjeln im... 1136 
miniftration der Inſel durd : Demarcationälimie....... — 
England. Engliſch⸗Türkiſcher Denial und delay of justice. IV 8% 
Allianzvertrag vom 4. Juni Denization. . .. ... . ..... 68 
1878 und Bulagconvention Dependenzen............. II 31 
vom 1. Juli 1878......... II 244 Depeſchen ................ II 672 
— NRüdgabe der niel....... II 244 — Geſchichte der völkerrechtlihen I 5% 
'Depeihenträger .......... IV 42 
| Depofjedirung ............ I 
Dahomey, Königreich ...... II 117 39 87 
Dardanellen ............. II 512 — älterer Staatsgewalten .... I 3 
— Einfahrt in die .......... IV 162 | Depofjedirte Fürften..... I 7 
— Durdfahrt durch die...... IV 647 Dereliction .............. I 2% 
Darjes, Deutfcher Natur und Dejerteurcartelle......... II 616 
Völkerrechtslehrer .......... I 452 Deſerteure an Bord eines 
Darmftädter Coalition ... III 163! fremden Kriegsidiffes...... II 48 
Datum der Ratification...... Il 17 |Desinfection der Schlacht⸗ 
— NRangiren nach dem — Des felder .................... IV #1 
Beglaubigungsſchreibens .... IIII38 Deſtriveaux, Belgiſcher 
Dauer haftigkeit der neu ent— Staatd- u. Völkerrechtslehrer J90 
ſtandenen Staatszuſtände ... IT 26 Desuetudo in den Gerichts- 
Debellatio...... . . .. II höfen .............. T.. I 
39. 255. 630! Deutihe Bundesacte..... I 8 
IV 793 | — Bund von 1870......... 112 
Declaration der Brüſſeler — Raiferwürde .......... 1318 
Conferenzen von 1874 ..... IV — Natur: und Bölterrechtsiehrer 

284. 3225| und Gchriftiteller des XVIL 
Declaration de guerre .. IV 3355| und XVII. Sahrhunderts.. 1428 
Declarativnen............ 1135| — Orden ................. u 34 
— betreff3 ausländifchen Broceß- — Oſtafrikaniſche Gejell- 

rechtes ......... ....... III 359 aften. ..... ........... 1% 
Declarationsredts, Ueber- — GShriftfteller der natur 
madt des päpitliden....... I 305 | redtlichen Schule des Völker⸗ 
Decretum Gratianı...... 1305| rechts ................... 143 
Deditio, Auslieferung von — Sprade im diplomati- 
Miffethätern, die gegen das ihen Bertehr........... ID 618 
Völkerrecht gefrevelt hatten... 1 262 | Devotionen in Rom....... 138 
De facto Regierung als Dienft unter Deutſcher Flagge II 58 
Etaat3repräjentantin....... II 88| Dienftuntauglidfeit der 
De facto Unterthan...... II 664 | Seeleute ................ I 52 
Definition des Völferrehte.. I 7|Dies normalis d. WReftfäl. 
Dehortationen, Völkerrecht: Friedens ................. IV 9 
liche ..................... II 635 | Differentielle See und 
Dehortatorien ........... IV 348 | Randeinfuhr, Behand: 
Dela ware-Bay . . . . . . . . . .. IE 468: lung dei. .. ....... ..... III 213 
Delegirte bei ©renzregu- Diffidatio oder Defiance... Ne 


lirungen II 662 


Diplomaten 





— 


Band Seite 

Ideelle und geridhtlihe Er- 

zwingbarfeit 
Identität der Gefallenen, 

Feſtſtellung der IV 400 
Kdentitätsbemweig bei Aus— 

lieferung III 526 
Immobilien im Coucursrecht III 444 
Immobiliarklagen, Gerichts⸗ 

ſtand der III 377 
S$mmunität der Conſuln, ſus— 

pendirt bei Verbrechen III 714 
— des fremden Kriegsfahrzeugs II 441 
— und Privilegien der Clerifer I 304 
— des Bapites Il 176 


........... 1 21 
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Band Seite 
Induſtrielles Eigenthum III 

584. 597 
Inhibitorien 
Inhumane Kriegsmittel. 
Iniquität 


Initiative bei Abſchluß von 
Staatsverträgen II 59 
Injuria, Begriff der völker— 
rechtlichen I 65 
Inkrafttreten der Friedens— 
verträge IV 816 
Inland, ſtrafrechtlicher Begriff II 460 
— Berbrecden im III 52 


Imperium, Ausübung Des Inländer, Nichtauslieferung. III öll 
ſtaatlichen . . . . . . . . . . ...... II 661 | — Vollſtreckung ausländiſcher 
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